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129. Sitzung 

Bonn, den 26. Oktober 1967 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.02 Uhr 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Ich habe eine amtliche Mitteilung zu machen. Die 
Fraktion der CDU/CSU hat mit Schreiben vom 
25. Oktober 1967 mitgeteilt, daß der Abgeordnete 
Dr. Hellige der Fraktion der CDU/CSU mit Wir-
kung vom 24. Oktober 1967 beigetreten ist. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Bundesminister für Verkehr hat am 23. Oktober 1967 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Bading, Mertes und Genossen betr. Probleme des Überschallver-
kehrs — Drucksache V/2147 (neu) — beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache V/2210 verteilt. 

Der Bundesminister für Verkehr hat am 25. Oktober 1967 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Wächter, Frieler, Roß, Dr. 
Siemer und Genossen betr. Ausbau der Bundesstraßen im Ver-
waltungsbezirk Oldenburg — Land Niedersachsen — Drucksache 
V/2145 (neu) — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 
V/2212 verteilt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen dann zur 
Erledigung unserer Tagesordnung. Wir treten ein 
in die 

Fragestunde 

— Drucksachen V/2188, zu V/2188 —. 

Zunächst steht der Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Finanzen an. Frage 54 der Frau Ab-
geordneten Funcke: 

Welche festen Termine kann die Bundesregierung für die Ver-
abschiedung der noch ausstehenden, überfälligen Durchführungs-
bestimmungen zur Mehrwertsteuer angeben? 

Zur Beantwortung hat das Wort der Herr Parla-
mentarische Staatssekretär Leicht. 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Frau Kollegin Funcke, 
lassen Sie mich zunächst feststellen, daß zwei dring-
liche Verordnungen zur Durchführung des neuen 
Umsatzsteuergesetzes bereits ergangen sind. Ihnen 
brauche ich das an sich nicht zu sagen. 

Zweitens darf ich feststellen, daß dem Hohen 
Hause zwei Gesetzentwürfe vorliegen, die gerade 
wegen der neuen Mehrwertsteuer nun Regelungen 
bringen sollen. 

Darüber hinaus sind eine ganze Reihe von Erlas-
sen bereits ergangen. Weitere sind in Vorbereitung 
und stehen kurz vor dem Erlaß. 

Es sind dann weiter noch fünf Bereiche vorhan-
den, die durch Verordnungen geregelt werden müs-
sen. Es sind dies: 

1. eine Verordnung über die Verkürzung der 
zeitlichen Bindungen bei den Optionen der kleinen 
Unternehmer sowie der Land- und Forstwirte für 
die allgemeine Besteuerung, 

2. eine Verordnung über Vereinfachungen im 
grenzüberschreitenden Personen-Beförderungsver-
kehr, 

3. eine Verordnung zur Festsetzung von Durch-
schnittssätzen für nicht buchführungspflichtige 
Unternehmer, 

4. eine Verordnung über Erleichterungen bei der 
Besteuerung der Straßenhändler, 

5. Verordnungen zur Anpassung der umsatz-
steuerrechtlichen Vorschriften des Zusatzabkom-
mens zum NATO-Truppenstatut und des Offshore-
Steuerabkommens an die Mehrwertsteuer. 

Die Vorarbeiten sind so weit gediehen, daß diese 
Durchführungsverordnungen verkündet werden kön-
nen, wenn die im Augenblick noch schwebenden 
Besprechungen, insbesondere die Besprechungen 
mit den Verbänden der Wirtschaft abgeschlossen 
sind. Wir hoffen, daß das sehr schnell möglich ist, 
und wir bemühen uns natürlich, das so schnell wie 
möglich zu erreichen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Frau Funcke. 

Frau Funcke (FDP) : Herr Staatssekretär, so dan-
kenswert es ist, daß Sie sich jetzt sehr bemühen — 
sind nicht auch Sie der Meinung, daß es allmählich 
unzumutbar ist, daß acht Wochen vor Inkrafttreten 
der neuen Mehrwertsteuer fünf entscheidende Ver-
ordnungen noch nicht erlassen worden sind? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Das ist nicht beson-
ders erfreulich. Ich muß aber darauf hinweisen, 
Frau Kollegin, wie sehr gerade die Leute, die mit 
diesen Dingen beschäftigt sind, auch im Ministerium, 
in den letzten Monaten angespannt waren. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Frau Funcke. 
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Frau Funcke (FDP) : Herr Staatssekretär, wird 
bei diesen Pauschalierungen auch vorgesehen wer-
den, daß Betriebe bis zu einer bestimmten Größen-
ordnung, etwa von 250 000 DM, eine Mindestpau-
schalierung zugestanden bekommen — etwa von 
2 1/2 oder 3 % —, die bewirkt, daß in diesen Größen-
ordnungen nicht der Unternehmer mit der Einzel-
erfassung der Vorsteuer mehr Arbeit hat, als sie 
bringt? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Soweit ich informiert 
bin, ist das nach dem letzten Stand nicht vorgesehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe dann die 
Fragen 55 und 56 der Abgeordneten Frau Funcke 
auf: 

Wie hoch belaufen sich die Lohnsteuerausfälle durch kurzfristig 
in der Bundesrepublik Deutschland beschäftigte ausländische 
Arbeitskräfte, die auf Grund der kurzfristigen Beschäftigung 
Anträge auf Lohnsteuerjahresausgleich stellen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung des Einkom-
mensteuergesetzes dahingehend vorzulegen, daß kurzfristig in 
der Bundesrepublik Deutschland beschäftigte ausländische Ar-
beitskräfte keinen Antrag auf Lohnsteuerausgleich wegen eines 
nur während einiger Monate bezogenen Jahreseinkommens stel-
len können? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich darf die Frage 55 
der Frau Kollegin Funcke wie folgt beantworten. 
Statistische Angaben über die Lohnsteuerausfälle 
durch kurzfristig in der Bundesrepublik Deutschland 
beschäftigte ausländische Arbeitskräfte, die auf 
Grund der kurzfristigen Beschäftigung Anträge auf 
Lohnsteuerjahresausgleich stellen, liegen nicht vor; 
die Ausfälle lassen sich auch nicht mit hinreichender 
Genauigkeit schätzen. 

Zur zweiten Frage, Frau Kollegin: Das Bundes-
finanzministerium prüft zur Zeit auf Grund von An-
regungen, die auch von anderer Seite an mein Haus 
herangetragen worden sind, ob in den Fällen, in 
denen die unbeschränkte Steuerpflicht nicht während 
des ganzen Kalenderjahres bestanden hat, eine 
Rechtsänderung im Sinne Ihrer Anfrage möglich ist. 
Dabei ist jedoch zu bedenken, daß sich die Rechts-
änderung nicht allein auf die Besteuerung ausländi-
scher Gastarbeiter beschränken könnte; sie müßte 
aus Gründen der Gleichbehandlung für alle Steuer-
pflichtigen gelten, die nur in einem Teil des Kalen-
derjahres als unbeschränkt Steuerpflichtige Ein-
künfte bezogen haben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Imle. 

Dr. Imle (FDP) : Wenn ich davon ausgehen darf, 
daß es sich hier um einen Gesamtkomplex handelt, 
darf ich vielleicht, Herr Staatssekretär, noch hin-
sichtlich der Mehrwertsteuer und ihren Durchfüh-
rungsbestimmungen die Frage stellen, — — 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Abgeord-
neter, es tut mir leid, Sie können diese Frage nicht 
stellen. Die Zusatzfrage, die Sie stellen wollen, be

-

zieht sich auf die erledigte Frage 54. Sie haben sich 
nicht zeitig genug gemeldet. 

Ich rufe die Frage 57 des Abgeordneten Borm 
auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Zuschüsse zum Berlin-
Flugverkehr auch dann zu kürzen, wenn sich dadurch die 
Flugpreise erhöhen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich darf Ihre Frage, 
Herr Kollege Borm, wie folgt beantworten. Im Ent-
wurf des Bundeshaushalts 1968 ist in Auswir-
kung der mehrjährigen Finanzplanung eine Herab-
setzung der Beihilfen für den Berlin-Flugverkehr 
um die Hälfte vorgesehen. Ob diese Kürzung zu 
einer gewissen Erhöhung des vom Fluggast zu zah-
lenden Anteils am Flugpreis führen muß, kann im 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht gesagt werden. 
Mit dem Berliner Senat ist vereinbart, über die da-
mit zusammenhängenden Fragen im Laufe des Mo-
nats November noch weitere Verhandlungen zu 
führen. Die Bundesregierung wird dabei eine für 
den Bund, für Berlin und für die Berlin-Reisenden 
vertretbare Regelung anstreben. Bei den Beratungen 
über den Einzelplan 60 des Bundeshaushalts 1968 
wird die Bundesregierung entsprechende Vorschläge 
unterbreiten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Borm. 

Borm (FDP) : Herr Staatssekretär, haben Sie da-
bei berücksichtigt, daß es eine ganze Reihe Bürger 
in der Bundesrepublik und in Berlin gibt, die aus 
irgendwelchen Gründen gezwungen sind, den Flug-
weg in Anspruch zu nehmen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Selbstverständlich 
wird das berücksichtigt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Borm. 

Borm (FDP): Darf ich Sie fragen, Herr Staats-
sekretär, wem Sie den Vorzug geben würden: der 
Ersparnis im Bundeshaushalt oder der Notwendig-
keit, gefährdete Bürger nur über den Flugweg be-
fördern zu können? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ganz so einfach kann 
man die Frage nicht stellen, Herr Kollege Borm; 
aber natürlich haben wir bei unseren Überlegungen 
diese Frage sehr sorgfältig geprüft und werden das 
auch bei den noch kommenden Verhandlungen tun. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 58 des Abgeordneten Cramer auf: 

Ist der Bundesfinanzminister in der Lage, aus der Rechts-
behelfsbelehrung zum Fragebogen für die Einheitswertbescheid

-

Hauptfeststellung auf den 1. Januar 1964 — Vordruck EW 118 — 
den  2. Absatz folgenden Wortlauts allgemeinverständlicher aus-
zudrücken: 
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„Einwendungen gegen Entscheidungen in diesem Feststel-
lungsbescheid koenen nur durch Einspruch gegen diesen Be-
scheid geltend gemacht werden. Ein Bescheid, dem die in 
diesem Feststellungsbescheid getroffenen Entscheidungen zu-
grunde gelegt werden, kann nicht mit der Begründung an-
gefochten werden, daß die Entscheidungen in diesem Fest-
stellungsbescheid unzutreffend seien." 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ihre Frage, Herr Kol-
lege Cramer, darf ich wie folgt beantworten. Der 
von Ihnen bezeichnete Vordruck EW 118 ist mir nicht 
bekannt. Die Einheitswertbescheide sind von den 
einzelnen obersten Finanzbehörden der Länder, die 
für die Durchführung der Einheitsbewertung zustän-
dig sind, ausgearbeitet worden. Für die Rechtsbe-
helfsbelehrung ist offenbar ein allgemeines, zwi-
schen dem Bundesfinanzministerium und den ober-
sten Finanzbehörden der Länder abgestimmtes 
Muster übernommen worden. 

Der von Ihnen zitierte Teil der Rechtsbehelfsbe-
lehrung geht über den nach § 237 der Reichsabgaben-
ordnung vorgeschriebenen Inhalt einer Rechtsbe-
helfsbelehrung hinaus. Er soll die Steuerpflichtigen 
in deren Interesse darauf hinweisen, daß dem Ein-
heitswertbescheid besondere Bedeutung zukommt, 
weil er unter Umständen die Grundlage für andere 
Bescheide bilden kann, und sie deshalb zu besonders 
sorgfältiger Prüfung des Einheitswertbescheids ver-
anlassen. 

Ich werde in meinem Hause dafür sorgen, daß bei 
nächster Gelegenheit mit den obersten Finanzbehör-
den der Länder überlegt wird, ob dieser Teil der 
Rechtsbehelfsbelehrung allgemeinverständlicher ge-
faßt werden kann. 

Vizepräsident Dr. Mommer.: Eine Zusatzfrage, 
Herr Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, .sind Sie der 
Ansicht, daß es verfassungsgemäß ist, Sachentschei-
dungen der untersten Ebene der Exekutive — hier 
also eines Finanzamtes — für unanfechtbar zu er-
klären, d. h. also Verwaltungsakte jeglicher recht-
lichen und sachlichen Nachprüfung zu entziehen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Auch diese Frage 
kann man nicht global beantworten, Herr Kollege 
Cramer. Ich nehme an, daß wir nichts Verfassungs-
widriges tun. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn dieses 
Formular so bleibt, wie es jetzt ist mit den geheim-
nisvollen Zeichen, beabsichtigt dann das Finanz-
ministerium etwa Schulungskurse für Steuerbürger 
für die Deutung von Symbolen der maschinellen 
Datenverarbeitung einzuführen und, von Grundbe-
sitzern den Nachweis des Bestehens solcher Kurse 
zu verlangen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Wenn mir der Herr 
Präsident gestattet, Herr Kollege Cramer, würde ich 
gern erst Ihre Hauptfrage beantworten, bevor Sie 
Zusatzfragen zu dieser Hauptfrage stellen. Dann 
wird es vielleicht einfacher. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr 
Staatssekretär, tun Sie das. Frage 59 des Abge-
ordneten Cramer: 

Billigt der Bundesfinanzminister es, daß den Empfängern der-
artiger Feststellungsbescheide (Formblätter BW 109 und 110) die 
Nachprüfung der Berechnungs- und Entscheidungsgrundlagen des 
Einheitswertbescheids dadurch erschwert wird, daß auf den Be-
rechnungsunterlagen (EW 109 und 110) nur in Codezeichen für 
datenverarbeitende Maschinen (und nicht in den allgemein gülti-
gen Symbolen und Vorzeichen für die arithmetischen Grund-
rechnungsarten) angegeben wird, welche Grundrechnungsart bzw. 
Prozent- oder Promilleberechnung zu jeweils welcher Zahl anzu-
wenden ist? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Die Ausgestaltung 
der Einheitswertbescheide hängt bei einer Verwen-
dung von Buchungsautomaten, wie es offenbar hier 
der Fall ist, von deren technischer Ausstattung ab. 
Hat die Maschine eine beschränkte Druckwerkkapa-
zität, so läßt es sich nicht vermeiden, im Einheits-
wertbescheid Symbole oder Codezeichen zu ver-
wenden. Werden elektronische Datenverarbeitungs-
maschinen eingesetzt, sind Symbole oder Codezei

-

chen nicht notwendig. Darauf, welche Maschinen von 
den Länderfinanzverwaltungen eingesetzt werden, 
hat das Bundesfinanzministerium keinen Einfluß. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
diese Aktion der Hauptfeststellung des Einheits-
wertes auf den 1. Januar 1964 in Anbetracht des er-
heblichen Aufwandes an Papier und Arbeit durch 
Behörden und Steuerbürger für eine gute Leistung 
— im Sinne des Leistungsprinzips — der  verant-
wortlichen Behörden? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich würde sagen: es 
sind Notwendigkeiten, Herr Kollege Cramer, um 
die wir einfach nicht herumkommen. 

(Zuruf von  der CDU/CSU: Leistung des 
Parlaments!) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich Sie 
so verstehen, daß Sie mit den Länderbehörden ver-
handeln wollen, um die Fragebogen einfacher zu 
gestalten, damit der Steuerbürger damit auch etwas 
anfangen kann? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Die Vereinfachung der 
Fragebogen hat schon einmal eine große Rolle ge-
spielt. Damals ist bereits Abhilfe geschaffen worden. 
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Parlamentarischer Staatssekretär Leicht 
Ich weiß nicht, ob es Möglichkeiten gibt, in dieser 
Frage denjenigen noch mehr entgegenzukommen, 
die diese Fragebogen ausfüllen müssen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Enders. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, kann man 
aus Ihrer Bereitschaft, diese Fassung in eine klarere 
Form zu bringen, schließen, daß Sie bereit sind, 
auch in anderen Sektoren Ihres Arbeitsbereichs das 
sogenannte Amtsdeutsch oder die Juristensprache 
in  eine Form zu bringen, die für die breite Masse 
der Bürger verständlich ist? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Das ist eine Selbst-
verständlichkeit. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Stecker. 

Dr. Stecker (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie nicht der Meinung, daß die Kompliziertheit 
und die Schwierigkeiten in der Verwaltung großen-
teils durch die von diesem Hause verabschiedeten 
sehr perfekten Gesetze verursacht werden? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Natürlich haben Sie 
recht. Das ist hier schon oft ausgeführt worden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wir kommen zu 
den Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft. Die Fragen 60 und 61 stellt 
der Abgeordnete Kiep. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das Verfahren, 
das bei der gegenwärtigen Ausschreibung des Entwicklungsfonds 
der Europäischen Gemeinschaften für die Erstellung einer See-
wasserdestillation auf den Niederländischen Antillen angewandt 
wird, geeignet ist, den Wettbewerb zwischen den Anbietern zu-
gunsten niederländischer Firmen einzuschränken? 

Bei Bejahung der Frage 60: Welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung zu ergreifen, um zukünftig derartige Wett-
bewerbsbeschränkungen zu verhindern? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt vom 
25. Oktober 1967 lautet: 

1. Bei den zur Zeit laufenden EEF-Ausschreibungen der Nieder-
ländischen Antillen zum Projekt Seewasserdestillation auf St. 
Martin sind die Ausschreibungsunterlagen in niederländischer 
Sprache gefaßt und auch die Angebote in dieser Sprache ab-
zugeben. Für interessierte Unternehmen aus dem nichthol-
ländischen Sprachgebiet wird somit die Übersetzung der ver-
schiedenen Unterlagen erforderlich. 

2. Die Bundesregierung ist in die Abwicklung der EEF-Ausschrei-
bungen nicht eingeschaltet, da dies Sache der Kommission ist. 
Die Bundesregierung hat aber Ihre Anfrage zum Anlaß ge-
nommen, Erkundigungen einzuziehen. Verschiedene deutsche 
Unternehmen haben die Ansicht geäußert, niederländische An-
bieter hätten infolge der für sie nicht anfallenden Überset-
zungsarbeiten Angebotsvorteile gegenüber Unternehmen aus 
den übrigen Ländern der Gemeinschaft. 
Es entspricht internationaler Übung, daß sowohl Ausschrei-
bungsunterlagen als auch eingereichte Angebote in der 
Sprache des ausschreibenden Landes abgefaßt sind. Diese 
Regelung, von der aus praktischen Gründen nicht abgegangen 
werden kann, gilt auch für EEF-Ausschreibungen. 

3. Danach kann das bei dem o. a. Projekt angewandte Aus-
schreibungsverfahren nicht als Wettbewerbsbeschränkung an-
gesehen werden. Die Bundesregierung hat aber Ihre Anfrage 
zum Anlaß genommen, bei der EG-Kommission um Verlänge-
rung der Angebotsfristen für die in Frage kommenden Aus-
schreibungen von jeweils einem Monat nachzusuchen. Die 

Kommission kann nur in Abstimmung mit den ausschreiben-
den Behörden der Niederländischen Antillen diesem Antrag 
stattgeben. Die Kommission ist darüber hinaus gebeten wor-
den, bei EEF-Ausschreibungen aus dem niederländischen 
Sprachgebiet in Zukunft von vornherein auf Angebotstristen 
hinzuwirken, die ausreichende Möglichkeiten für die Ange-
botsausarbeitung auch durch nichtholländische Anbieter sicher-
stellen. 
Im übrigen würde es die Initiative der Bundesregierung unter-
stützen, wenn seitens der interessierten Unternehmen und 
Verbände — unter nachrichtlicher Mitteilung an das für Fra-
gen des EEF zuständige Bundesministerium für Wirtschaft — 
unmittelbar bei der Kommission auf eine Verlängerung der 
Angebotsfristen für EEF-Ausschreibungen hingewirkt würde. 

Frage 62 des Abgeordneten Dr. Stecker: 
Hat die Bundesregierung bereits Vorstellungen darüber ent-

wickelt, wie nach dem Auslaufen der Altölbeihilfen die Beseiti-
gung der Ölrückstände erfolgen soll? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Stecker, die Bundesregierung und die für die Was-
serwirtschaft zuständigen Ressorts der Länder beab-
sichtigen, eine Beseitigung der Altöle und anderer 
Ölrückstände zu sichern, die unseren Gewässern 
nicht schadet. Ein Gesetz über die Überwachung des 
Verbleibs mineralölhaltiger und ähnlicher Abfall-
stoffe durch die Länder wird vorbereitet. 

Prinzipiell ist die Bundesregierung der Auffas-
sung, daß nach dem Auslaufen der Altölbeihilfe die 
Kosten für die Beseitigung der Altöle und der Öl -
rückstände von den Stellen und Ölverbrauchern zu 
tragen sind, bei denen diese Abfälle auftreten. In 
welcher Form diese Beseitigung geschieht, wird mög-
licherweise von den regionalen Verhältnissen beein-
flußt und soll im übrigen dem Wettbewerb unter den 
Beseitigungsarten überlassen bleiben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu einer Zusatz-
frage Herr Stecker. 

Dr. Stecker (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können wir damit rechnen, daß zu dem Zeitpunkt 
des Auslaufens der Altölbeihilfe tatsächlich ein 
lückenloses System vorliegen wird, das uns nicht 
wieder zwingt, eine sehr teure Maßnahme ins 
Auge zu fassen, einfach deswegen, weil sonst die 
Reinhaltung der Gewässer nicht gewährleistet ist? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Die Bundes-
regierung stimmt mit Ihnen überein, daß dies auf 
jeden Fall versucht werden sollte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu einer Zusatz-
frage Herr Imle. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Staatssekretär, darf ich 
aus Ihren Ausführungen schließen, daß die Altölbe-
seitigung nach Ihrer Meinung vornehmlich in einer 
Aufbereitung bestehen soll, weil es sich hier um 
einen wertvollen Rohstoff handelt? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Es sind ver-
schiedene Formen denkbar: regenerieren — wie Sie 
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Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Arndt 
es eben erwähnten —, verbrennen, deponieren. Es 
kommt ganz auf den einzelnen Fall an. Für den Ge-
wässerschutz ist in erster Lnie entscheidend, daß die 
Stoffe nicht in die Gewässer geleitet werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 63 des Abgeordneten Dr. Stecker auf: 

Ist gegebenenfalls im Rahmen solcher in Frage 62 erwähnter 
Überlegungen auch die Förderung des Baues von Verbrennungs-
anlagen mit Bundes- oder ERP-Darlehen an private Unterneh-
mungen vorgesehen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Stecker, ich begrüße es, daß mir Ihre Frage Gelegen-
heit gibt, mitzuteilen, daß die Bundesregierung zur 
Zeit prüft, ob und in welchem Maße die bestehenden 
Förderungsmaßnahmen für den Gewässerschutz — 
das sind also ERP-Kredite, Bundesbürgschaften und 
Sonderabschreibungen — auch auf die Verbrennung 
von Ölrückständen angewendet werden können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu einer Zusatz-
frage Herr Imle. 

Dr. Imle (FDP) : Sollte es, wenn man davon aus-
geht, Herr Staatssekretär — ich komme damit auf 
meine Frage zurück, die Sie eben zusammen mit  der 
anderen Frage beantwortet haben —, daß ,der Markt-
anteil ,der Altöle 22 % beträgt und bei der jetzigen 
Ölkrise von ,den anderen Gesellschaften daran ge-
dacht war, den Ölpreis um 1,50 DM zu erhöhen, 
nicht in unserem volkswirtschaftlichen Interesse lie-
gen, die Aufarbeitung von Altölen besonders zu för-
dern und den Unternehmen die Möglichkeit zur Wei-
terarbeit zu geben, damit nicht irgendwelche Ver-
wischungen entstehen, die  unseren Preismarkt auf 
diesem Gebiet durcheinanderbringen können? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Imle, auch 
das werden wir im Rahmen dieser Überlegungen 
neu prüfen. An sich ist entschieden, .daß die Altöl-
beihilfe ausläuft. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 64 Ides  Abgeordneten Westphal auf: 

Worin bestehen die Unterschiede in der Entwicklung des Koh-
lenbergbaus zwischen Frankreich und der Bundesrepublik 
Deutschland, die sich aus den weitgehenden Einflußmöglichkeiten 
der französischen Regierung auf dem Gebiet der Produktion und 
der Einfuhr ergeben (siehe Textziffer 38 des Abschnitts über die 
EGKS im Bericht der Bundesregierung über die Integration in 
den Europäischen Gemeinschaften, Drucksache V/2127, Seite 33)? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Westphal, die Textziffer 38 im Bericht der Bundes-
regierung über  die  Europäische Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl betrifft das in diesem gesamten 
Abschnitt beklagte Fehlen einer gemeinsamen euro-
päischen Kohlepolitik. Die Schutzpolitik für die ein-
zelnen nationalen Reviere trifft naturgemäß am 
stärksten die Bundesrepublik Deutschland, ,die ,den 
leistungsfähigsten Bergbau innerhalb der  Gemein-
schaft hat. 

Zu .den Gründen für diese nationale Schutzpolitik 
anderer Länder gehört in diesem Fall auch — wenn 
auch nicht an erster Stelle — die erwähnte Ver-
staatlichung des Kohlenbergbaus in Frankreich und 
die Tätigkeit der ATIC. Allerdings haben diese In-
stitutionen nicht verhindern können, daß zwischen 
1957, dem letzten Normaljahr, und dem Jahr 1966 
der Steinkohleverbrauch wie der Steinkohleabsatz 
in Frankreich wie in Deutschland etwa gleich stark 
zurückging. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage. 

Westphal (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie haben 
mir in Beantwortung der Frage gesagt, daß der 
verstaatlichte Bergbau in Frankreich einen Vorteil 
aus dieser Entwicklung hatte, aber nicht, warum. 
Ich darf ,deshalb fragen: Läßt sich aus der Textziffer 
38 herauslesen, daß der französische Bergbau wegen 
seiner eigentumsrechtlich anderen Struktur wirt-
schaftliche Vorteile besonderer Art in der Entwick-
lung gehabt hat, die auch in 'der Zeit der Struktur-
krise des Bergbaus für ihn noch nützlich gewesen . 

 sind? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Nein, Herr 
Kollege Westphal, die Bundesregierung beabsich-
tigte in diesem Abschnitt allein, darzustellen, welche 
Gründe dazu geführt haben, daß es noch keinen 
gemeinsamen europäischen Kohlemarkt gibt. Einer 
der Gründe ist das Institut des staatlichen Bergbaus 
in Frankreich. Auch auf anderen Gebieten — bei 
den einzelnen nationalen Eisenbahnen — scheint es 
ja leider erschwerend für die internationale Zusam-
menarbeit zu wirken, daß es sich um staatliche 
Institutionen handelt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 65 von 
Herrn Abgeordneten Westphal: 

Worin bestehen die in der gleichen Textziffer (Frage Nr. 64) 
erwähnten unterschiedlichen Auswirkungen des Montanunion-
vertrages auf den verstaatlichten Bergbau einerseits und auf den 
privatwirtschaftlich organisierten Bergbau andererseits? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Diese unter-
schiedlichen Auswirkungen, Herr Kollege Westphal, 
bestehen hauptsächlich in der Zentralisierung des 
Kohleverkaufs — es gibt in Deutschland mehrere 
Absatzorganisationen, in Frankreich nur eine Insti-
tution — und im Subventionsverbot des EGKS-Ver-
trages, das bei einem Staatsbetrieb mit laufender 
Verlustdeckung ohne Bedeutung ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Westphal. 

Westphal (SPD) : Herr Staatssekretär, dann 
möchte ich Sie natürlich gern fragen, welche Lehren 
die Bundesregierung für ihre neue Kohlepolitik aus 
der Tatsache ziehen will, daß der Montanunions-
vertrag dem Kohlenbergbau solche Vorteile ge- 



6498 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 129. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Oktober 1967 

Westphal 
währt, wenn er sowohl in seiner eigentumsrecht-
lichen Struktur als auch hinsichtlich der Unterneh-
mensgrößen andere Verhältnisse hat? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Westphal, Sie wissen, daß das Subventionsverbot 
des Montanvertrages seit einiger Zeit schon ge-
lockert ist. Auch für den deutschen Bergbau werden 
inzwischen Genehmigungen erteilt. 

Zweitens ist die Bundesregierung sich darüber im 
klaren, daß die Vorteile des staatlichen franzö-
sischen Bergbaus in der großen Unternehmenskon-
zentration bestehen, die es ermöglicht, die Förde-
rung auf die rentabelsten, produktivsten Zechen 
und Betriebspunkte zu konzentrieren. Das ist im 
Kohlegesetz ebenfalls beabsichtigt, von dem die 
Bundesregierung hofft, daß es bald angenommen 
wird. Ebenfalls werden wir uns über die Vorteile 
eines einheitlichen Kohleverkaufs ernsthaft Gedan-
ken machen müssen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Westphal. 

Westphal (SPD) : Darf ich daraus entnehmen, daß 
die Bundesregierung gewillt ist, alles zu tun, um 
darauf hinzuwirken, daß die Unternehmensstruktur 
im deutschen Kohlenbergbau die Maße erhält, die 
für die Bewältigung der heute vor uns stehenden 
Probleme eher geeignet ist als der jetzige Zu-
stand? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Selbstverständ-
lich, nur mit der zusätzlichen Erwägung, daß es nicht 
notwendigerweise die staatliche Eigenschaft des 
französischen Kohlenbergbaus ist, die diese Vorteile 
verschafft, sondern daß es• auf funktionelle Charak-
teristica ankommt, die man auf diesem oder jenem 
Wege, notfalls auch staatlich, anstreben muß. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Frage 66 des 
Abgeordneten Zebisch wird auf seinen Wunsch 
schriftlich beantwortet. 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, auf Grund 
der über dem Bundesdurchschnitt liegenden Zahl an Arbeitslosen 
in den Landkreisen Tirschenreuth, Neustadt-Waldnaah, Eschen-
bach, Kemnath und im Stadtkreis Weiden besondere Fördermaß-
nahmen zur Ansiedlung weiterer Industriebetriebe zu gewähren? 

Die Antwort liegt noch nicht vor. Sie wird nach 
Eingang im Sitzungsbericht abgedruckt. 

Ich rufe Frage 67 des Abgeordneten Schmidt 
(Braunschweig) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die Einkommens-
situation des Tankstellengewerbes in den vergangenen Jahren 
und insbesondere in letzter Zeit durch verschiedene Maßnahmen 
der Mineralölgesellschaften, wie z. B. Gewährung von Rabatten 
auf die Tankstellenabgabepreise zu Lasten der Tankstellen-
provisionen, durch Umsatzmieten für Münztanks und verstärkte 
Werbemaßnahmen auf Kosten des Gewerbes, trotz Erleichterung 
in Einzelfällen, die vom Bundeskartellamt aufgegriffen wurden, 
erheblich verschlechtert hat und weitere Maßnahmen bevor-
stehen, wodurch diese Situation noch ungünstiger werden wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Die von Ihnen, 
Herr Kollege Schmidt, erwähnten Klagen sind der 
Bundesregierung bekannt. Die Bundesregierung hat 
z. B. zu der Einkommenssituation des Tankstellenge-
werbes aus Anlaß der Kleinen Anfrage der Abge-
ordneten Kurlbaum, Lange, Schmidt und Fraktion 
der SPD am 10. August 1967 zum letztenmal Stellung 
genommen. Sie hat dabei zum Ausdruck gebracht, 
daß sie auf Grund der vorliegenden Daten nur in 
der Lage sei, einen allgemeinen Überblick über die 
Einkommensentwicklung des Tankstellengewerbes 
zu gewinnen. Eine umfassende Darstellung der Ein-
kommensentwicklung bestimmter Tankstellentypen, 
die als repräsentativ angesehen werden könne, sei 
erst dann möglich, wenn die Spitzenverbände des 
Tankstellengewerbes repräsentative Erhebungen 
vorlegen würden. Derartige Erhebungen sind ange-
kündigt und sollen Ende Oktober mit dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft erörtert werden. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob und 
welche weiteren Maßnahmen bevorstehen, durch 
welche die Einkommenssituation des Tankstellen-
gewerbes ungünstiger werden könnte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage; 
Herr Schmidt. 

Schmidt (Braunschweig) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, wenn Sie in Ihrer Antwort darauf verweisen, 
daß die Tankstellenorganisationen Ihrem Hause eine 
Übersicht über die Einkommensentwicklung vorle-
gen werden, dann möchte ich fragen, ob Ihnen be-
kannt ist, daß sich das Wirtschaftsministerium und 
das Tankstellengewerbe seit Jahren vergeblich be-
mühen, über gemeinsame Verhandlungen endlich zu 
einer Verbesserung der Einkommenssituation dieses 
Gewerbes zu kommen, die Mineralölkonzerne einem 
solchen Gespräch bislang jedoch immer wieder aus-
gewichen sind? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Schmidt, Sie legen der Bundesregierung nahe, mit 
Rat und Tat die Einkommenslage des Tankstellen-
gewerbes zu verbessern. 

(Abg. Schmidt [Braunschweig]: Genau das!) 

Dazu müssen wir uns aber erst vernünftige Unter-
lagen über die Einkommenslage des Tankstellenge-
werbes verschaffen können. Ich kann Ihnen ver-
sichern, daß die Aktionen der Bundesregierung nicht 
davon abhängig sind, ob einzelne Wirtschaftskreise 
lautstark oder weniger lautstark klagen, sondern 
nur davon, ob diese Klagen fundiert sind und Ab-
hilfe verlangen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Schmidt. 

Schmidt (Braunschweig) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, wenn Sie soeben bemerkt haben, daß Sie nicht 
nach der Lautstärke einer Organisation entscheiden 
können, dann darf ich Sie fragen, ob Ihnen bekannt 
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ist, daß gerade das Tankstellengewerbe zu den Ge-
werben gehört, die infolge eines unzulänglichen Ge-
setzes, und zwar auf Grund des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, einseitig benachteiligt 
sind. Das geht auch aus dem Bericht des Kartell-
amts dieses Jahres ganz klar hervor. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Schmidt, ich habe gar nicht behauptet, daß gerade 
das Tankstellengewerbe am lautesten seine Klagen 
vorbringt. Ich wollte im Gegenteil das Tankstellen-
gewerbe beruhigen, daß auch weniger lautstarke 
Klagen berücksichtigt werden, wenn der Klagegrund 
klar erkennbar ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 68 des Herrn Abgeordneten Schmidt (Braun-
schweig) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die wirtschaftliche und die 
besondere rechtliche Lage des Tankstellengewerbes zu unter-
suchen? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Die Bundes-
regierung ist selbstverständlich bereit, die wirt-
schaftliche Lage des Tankstellengewerbes zu unter-
suchen. Der Bundesminister für Wirtschaft hat Ihnen, 
Herr Kollege, mit Schreiben vom 13. April 1967 
seine Bereitschaft zu einem Gespräch über die Situa-
tion dieses Wirtschaftszweiges mitgeteilt. Dieses Ge-
spräch soll durch die vorhin bereits erwähnten 
repräsentativen Erhebungen der Spitzenverbände 
des Tankstellengewerbes fundiert werden. Eine 
etwaige Untersuchung der rechtlichen Lage — das 
ist der zweite Teil Ihrer Frage — des Tankstellen-
gewerbes soll erst erwogen werden, wenn eine aus-
sagekräftige Analyse über die wirtschaftliche Lage 
in einem Expertengremium erarbeitet worden ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 69, auch noch von Herrn Abge-
ordneten Schmidt, auf: 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die geltende Fas-
sung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ausrei-
chend ist, um das Tankstellengewerbe vor dem Mißbrauch 
wirtschaftlicher Macht durch die Mineralölgesellschaften zu 
schützen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Nach dem Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen genießen 
die Unternehmen des Tankstellengewerbes in der 
Praxis des Bundeskartellamts den gleichen Schutz 
vor dem Mißbrauch wirtschaftlicher Macht wie 
andere Wirtschaftsbereiche. Ehe nicht erwiesen ist, 
daß dieser Schutz nicht ausreicht, erscheinen Über-
legungen über eine etwaige Änderung des Gesetzes 
verfrüht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Schmidt. 

Schmidt (Braunschweig) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, darf ich fragen, wird die Bundesregierung nach 
den Bemerkungen des Bundeskartellamts in seinem 
Bericht, Drucksache V/1950, Seite 2, wo ganz klar 
zum Ausdruck gebracht wird, daß hier einiges in 
diesem Gesetz unzulänglich ist, bereit sein, über eine 
Novelle zu diesem Gesetz dem Bundeskartellamt die 
Möglichkeit zu geben, wirtschaftlich Schwachen 
einen gewissen Schutz zu gewähren, und darüber 
hinaus eine Untersuchungsmöglichkeit herbeizufüh-
ren? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Schmidt, die Bundesregierung hat selbstverständlich 
auch Möglichkeiten der Kontaktnahme und der 
Einflußnahme jenseits des Kartellgesetzes. Aber um 
das wirksam werden zu lassen, brauchen wir die er-
wähnten Untersuchungen, brauchen wir ein Bild über 
die differenzierte Lage des Tankstellengewerbes. 
Ihnen als Fachmann brauche ich nicht zu sagen, daß 
es Tankstellen gibt, denen es deshalb schlecht geht, 
weil sie an schlechten Standorten oder an Stand-
orten liegen, die inzwischen ungünstig geworden 
sind. Wir müssen uns tatsächlich ein Bild verschaf-
fen, das repräsentativ ist. Dann kann man auch mit 
den Mineralölgesellschaften über diese Probleme 
reden, freilich nicht isoliert reden. Sie wissen, ein 
hoher Benzinpreis oder ein niedriger Benzinpreis 
muß auch für sich überlegt werden, also nicht nur 
wegen der Situation des Tankstellengewerbes, son-
dern auch wegen der Lage derjenigen, die dieses 
Produkt an den Tankstellen kaufen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. 

Dann kommen wir zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Präsident, 
für morgen sind noch zwei Fragen an das Wirt-
schaftsressort gestellt worden. Ich sehe, Herr Kol-
lege Dröscher ist gerade anwesend. Vielleicht könnte 
man sie heute behandeln. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ja, Herr Staats-
sekretär, da es nur zwei Fragen sind, können wir es 
machen. Sonst bedeutet das Vorziehen der für Frei-
tag vorgesehenen Fragen eine Benachteiligung der 
Kollegen, die ihre Fragen früher eingereicht haben. 

Ich rufe also die Frage 125 des Herrn Abgeord-
neten Dröscher auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung das soeben bekannt ge-
wordene Angebot einer amerikanischen Firma an das deutsche 
Elektro-Unternehmen Braun AG auf Übernahme der Aktien-
majorität unter Berücksichtigung der kürzlich von dem franzö-
sischen Journalisten Servant-Schreiber in seinem Buch „le défi 
américain" der europäischen Offentlichkeit vorgelegten Infor-
mationen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Dröscher, M. Servant-Schreiber stellt die Käufe deut-
scher und europäischer Firmen durch US-Gesellschaf- 
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ten gewissermaßen als Eroberungsfeldzug dieser 
Gesellschaften in Europa dar. Es fällt die Vokabel 
„Kolonisierung". 

Ich muß gestehen, daß diese Perspektive zwar 
interessant ist, aber nicht unbedingt überzeugt. Ame-
rikanische Firmen kaufen in Europa Firmen von 
dortigen Eigentümern oder gründen neue Firmen 
in erster Linie selbstverständlich aus Rentabilitäts-
gründen und nicht im Auftrage der US-Regierung 
oder anderer offizieller Instanzen. Diese Käufe ha-
ben sich in den letzten Jahren deshalb verstärkt — 
dies  hat, glaube ich, einer der Herren des Sachver-
ständigenrates in einem anderen Zusammenhang 
einmal dargestellt —, weil ,die europäischen Wäh-
rungen - insbesondere aber die D-Mark — gegen-
über dem Dollar relativ unterbewertet sind, so daß 
ein ökonomischer Anreiz zum finanziellen Engage-
ment in Direktinvestitionen in Europa besteht. 

Wenn man die ganze Frage des US-Engagements 
in Direktinvestitionen in Europa einmal prüfen 
wollte, müßte man eigentlich in Betracht ziehen, ob 
eine gegebene US-Gesellschaft im Vergleich zu einer 
deutschen, französischen oder sonstigen Gesellschaft 
ein schlechteres soziales Klima hat, ob sie in ihren 
Investitionen weniger Zukunftsbezogenheit aufweist 
— ein Problem, das diesem Hause ja auch sehr nahe-
liegt — und ob drittens die Kooperation dieser Fir-
ma mit der Wirtschafts- und ,der Finanzpolitik viel-
leicht weniger gut ist als die (der einheimischen Fir-
men. Dies gilt insbesondere dann, wenn, wie im 
Mineralölbereich, US-Firmen  einen sehr hohen 
Marktanteil haben. 

Eine derartige Untersuchung wäre sicherlich sehr 
nützlich zur Aufhellung dieser auch von M. Servant

-

Schreiber doch weitgehend emotional geführten Dis-
kussion. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, unterstellt, 
daß es richtig ist, was Servant-Schreiber behauptet, 
daß 15 % .der Erzeugung von Radio- und Fernseh-
geräten, 50 % der Erzeugung der Halbleiter und 
80 % der Erzeugung von Elektronengehirnen in 
Europa schon von den Amerikanern kontrolliert 
werden: Kann sich durch den möglicherweise beab-
sichtigten Kauf der Braun AG oderanderer wichtiger 
Unternehmen die Lage auf dem Markt in der Bun-
desrepublik  so  entwickeln, daß , der Einfluß der ame-
rikanischen Kapitalgesellschaften hier  unter Umstän-
den zu einem bestimmten Zeitpunkt kritisch wird? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Ich darf mit 
dem letzten beginnen. Herr Kollege Dröscher, die 
amerikanischen Unternehmen auf dem Gebiete der 
elektronischen Rechenmaschinen haben deshalb 
einen sehr hohen technischen Vorsprung, weil sie 
aus militärischen Gründen gefördert worden sind. 
Wir bemühen uns  — vielleicht mehr schlecht als 
recht, aber immerhin bemühen wir uns — gemein-
sam mit diesem Hohen Hause, diesen Vorsprung 
aufzuholen, indem wir .den deutschen Firmen für  

ihre eigenen Forschungen in der elektronischen Da-
tenverarbeitung öffentliche Mittel zur Verfügung 
stellen. Über die anderen Bereiche bin ich nicht so 
informiert und weiß nicht, ob die Marktanteile, die 
dort skizziert sind, in der Bundesrepublik Deutsch-
land wirklich so hoch sind. Mir ist nur bekannt, ,daß 
es in der Mineralölindustrie einen hohen ausländi-
schen Marktanteil — wenn man also auch die eng-
lischen Gesellschaften hinzurechnet — gibt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zweite Zusatz-
frage, Herr Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung unter Berücksichtigung dieser In-
formationen, die doch außerordentlich interessant 
sind und die darin gipfeln, daß sich der Vorsprung 
der Amerikaner nicht verringert, sondern steigert, 
und zwar aufgebaut auf ihrer Investitionsbildung, 
bereit sein, den dafür zuständigen Behörden, etwa 
der Kultusministerkonferenz, zu sagen, daß hier 
eine entscheidende gesamtpolitische Aufgabe liegt? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Ich glaube 
nicht, Herr Kollege Dröscher, daß es ratsam wäre, 
den einzelnen Auftraggebern, auch den einzelnen 
öffentlichen Auftraggebern, seitens der Bundes-
regierung zu raten, dieses oder jenes Gerät von 
dieser oder jener Firma zu kaufen. Die Bundes-
regierung sollte — und da hat sie die Unterstützung 
dieses Parlaments — versuchen, den technischen 
Vorsprung für die deutschen Firmen aufholbar zu 
machen, damit sie den Wettbewerbsnachteil auf-
holen können, der darauf zurückzuführen ist, daß 
in anderen Ländern für diese Zwecke öffentliche 
Förderungsmittel gegeben werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie sich 
darüber im klaren, daß sich die Behauptung, andere 
hätten einen technischen Vorsprung, nach Aussagen 
der Beteiligten wissenschaftlich nicht halten läßt und 
daß gerade diese Behauptung, in unserem Lande 
immer wieder aufgestellt, zu einer außerordent-
lichen Benachteiligung der deutschen Industrie füh-
ren kann, weil sie der Konkurrenz ein ausgezeich-
netes Argument liefert, in Exportländern gegen 
deutsche Fabrikate vorzugehen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Moersch, die deutsche Industrie hat in vielen Fällen 
gegenüber anderen Ländern, auch gegenüber den 
Amerikanern, einen technischen Vorsprung. In den 
in diesem Buch auch angezogenen Fällen speziell 
der elektronischen Datenverarbeitung trifft dies 
allerdings wohl nicht zu, und das hat ja wohl auch 
die Subventionsinitiative des Hohen Hauses und 
der Bundesregierung in diesen Fällen begründet. 
Das ist ja wohl auch die einzige Begründung, die 
bestehen könnte, 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Moersch, 
noch eine Zusatzfrage. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, da das 
Thema sehr differenziert ist und bei einer schiefen 
Erörterung auch sehr gefährlich werden kann, 
möchte ich Sie fragen: Wären Sie bereit, einmal 
die Protokolle der Interparlamentarischen Arbeits-
gemeinschaft über die letzte Anhörung von Sach-
verständigen in Berlin zur Kenntnis zu nehmen, wo 
diese Lesart, die Sie hier mit verbreiten, von den 
Experten richtiggestellt worden ist? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Dazu bin ich 
selbstverständlich gern bereit, Herr Moersch. Ich 
danke für Ihren Hinweis. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wenn ich Ihre letzte Antwort richtig ver-
standen habe, so ist allenfalls partiell ein techni-
scher Vorsprung der Amerikaner gegenüber den 
Europäern vorhanden, während es partiell eindeutig 
auch einen deutschen Vorsprung gibt. Hingegen hat-
ten Sie vorhin festgestellt, daß es einen finanziellen 
Vorsprung der amerikanischen Firmen insoweit gibt, 
als der amerikanische Dollar über- und entspre-
chend die D-Mark unterbewertet ist. Ist das Ihrer 
Meinung nach eigentlich ein unabänderliches Fak-
tum? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das ist kein 
unabänderliches Faktum. Verschiedene wissen-
schaftliche Institutionen haben diese Frage in den 
letzten Jahren ja auch schon nachhaltig zur Diskus-
sion gestellt. Die Bundesregierung hat in ihrer Stel-
lungnahme zum letzten Sachverständigengutachten 
vom Frühjahr erklärt, daß sie bereit ist, diese Frage 
in den zuständigen internationalen Währungs-
gremien einmal zur Erörterung zu stellen. Weiter 
wird die Bundesregierung nicht 'gehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zweite Zusatz-
frage, Herr Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, da wir diesen Nachteil in der Bewertung 
unserer Währung mit anderen westeuropäischen 
Ländern teilen, frage ich Sie: Welche gemeinsamen 
europäischen Bemühungen gibt es auf diesem Ge-
biet? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Eines der Gre-
mien, in denen man diese Diskussion gerade im 
Hinblick auf Ihren Hinweis besonders sinnvoll füh-
ren könnte, wäre die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Frage 126 
des Herrn Abgeordneten Walter wird von Herrn 
Genscher übernommen: 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus der 
Feststellung der „Arbeitsgemeinschaft Südost-Niedersachsen" zu 
ziehen, daß die Leistungsfähigkeit der Gemeinden am Zonen-
rand entweder nur knapp oder gar nicht mehr ausreiche, um den 
Anschluß an die Wirtschaftsentwicklung im Bundesgebiet zu 
sichern? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Genscher, die „Arbeitsgemeinschaft Südost-Nieder-
sachsen" zieht aus ihrer Untersuchung für den Raum 
Braunschweig selbst die Schlußfolgerung, daß zur 
finanziellen Entlastung der Gemeinden eine Arbeits-
teilung zwischen den einzelnen Kommunen mit 
Kerngemeinden als regionalem Mittelpunkt einge-
führt werden sollte. Entsprechende Reformen werden 
in fast allen Bundesländern, darunter auch den vier 
Zonenrandländern, vorbereitet. Die Länder sind da-
für auch allein zuständig. 

Im übrigen ist die Zonenrandförderung durch die 
Bundesregierung erst kürzlich im Zweiten Programm 
für besondere konjunktur- und strukturpolitische 
Maßnahmen erheblich verstärkt worden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Genscher. 

Genscher (FDP) : Muß man daraus entnehmen, 
Herr Staatssekretär, daß die Bundesregierung selbst 
keine Konsequenzen in diesem konkreten Fall zie-
hen will, sondern das allein dem Land Nieder-
sachsen überlassen will? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: In diesem ganz 
konkreten Fall sind selbst nach Ansicht der Verfas-
ser die Braunschweiger Ergebnisse nicht repräsen-
tativ für das gesamte Zonenrandgebiet. Im übrigen 
halten wir uns unbeschadet dieses Spezifikums dar-
an, daß die Länder dafür allein zuständig sind. Wir 
könnten also allerhöchstens Gespräche rein infor-
mativer und exploratorischer Art führen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Genscher. 

Genscher (FDP) : Darf ich Ihrer Antwort ent-
nehmen, daß die Bundesregierung ein neues Ver-
ständnis ihrer Verantwortung für das Zonenrandge-
biet entwickelt und glaubt, das jetzt allein den Län-
dern überlassen zu können? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Nein, Herr Kol-
lege Genscher, das sicherlich nicht. Ich sagte ja, daß 
die Zonenrandförderung z. B. im Zusammenhang mit 
dem Zweiten konjunktur- und strukturpolitischen 
Programm besonders verstärkt worden ist. Nur, die 
Frage der gemeindlichen Kompetenzen ist eine An-
gelegenheit der Länder. Sie wissen, daß die Bundes-
regierung mit den Bundesländern sowieso in sehr 
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schwierigen Verhandlungen über die Finanzreform 
steht. Es wäre nicht gut, diese Verhandlungen noch 
zusätzlich zu belasten. Ich würde daher empfehlen, 
diese Anfragen oder Initiativen speziell in den Land-
tagen der Bundesländer zu stellen oder zu ergreifen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung. Ich rufe die 
Frage 74 des Herrn Abgeordneten Weigl auf: 

Ist die Absicht, jüngeren Angestellten in den kommenden 
Jahren selbst dann keine Befreiungsmöglichkeit mehr in der 
gesetzlichen Rentenversicherung einzuräumen, wenn das monat-
liche Einkommen die heute geltende Versicherungspflichtgrenze 
von 1800 DM monatlich erheblich übersteigt, noch in Einklang zu 
bringen mit den bisherigen gesellschaftspolitischen Grundsätzen 
der Bundesregierung, z. B. mit dem Subsidiaritätsprinzip? 

Die Frage wird auf seinen Wunsch schriftlich be-
antwortet. Die Antwort liegt noch nicht vor. Sie 
wird nach Eingang im Sitzungsbericht abgedruckt. 

Die Fragen 75 bis 77 der Frau Abgeordneten Kurl-
baum-Beyer wurden bereits bei der Beantwortung 
der Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern behandelt. 

Wir kommen dann zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Verteidigung. Zur Beantwortung 
ist der Parlamentarische Staatssekretär Adorno hier. 

Ich rufe zunächst die Frage 78 von Herrn Abge-
ordneten Kubitza auf: 

Welche Gründe waren bestimmend, daß im Bereich der Luit-
pold-Kaserne in Dillingen (Donau) eine 370-Meter-Rundbahn ge-
baut wurde? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Abgeord-
neter, ich würde gern mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten Ihre beiden ersten Fragen wegen des 
Sachzusammenhangs gemeinsam beantworten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe dann 
auch die Frage 79 des Herrn Abgeordneten Kubitza 
auf: 

Nach welchem nationalen oder internationalen Wettkampfmaß 
wurde die Länge der in Frage 78 erwähnten Rundbahn bestimmt? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, bei 
Errichtung des Sportplatzes in der Luitpold-Kaserne 
in Dillingen an der Donau reichte das zur Verfügung 
stehende Gelände nicht aus, eine Laufbahn nach 
internationalem Wettkampfmaß zu bauen. Da auch 
kein anderes Gelände beschafft werden konnte, 
mußte die Verkürzung der Laufbahn von 400 m auf 
370 m hingenommen werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kubitza! 

Kubitza (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß die Vertreter der örtlichen Sportorga-
nisationen vor der Planung Vorschläge gemacht 
haben, wie man zu dieser 400-m-Strecke hätte kom-
men können? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das ist mir nicht 
bekannt. Mir ist nur bekannt, daß der Sportplatz 
1962/63 errichtet worden ist und daß hierfür maß-
gebend waren die Richtlinien für die Planung und 
Ausführung von Truppenunterkünften des Heeres 
vom 1. Juli 1961. Diese Richtlinien basieren auf den 
von den internationalen Sportfachverbänden vorge-
schriebenen Spielfeldmaßen. Die Gesamtgröße des 
Sportplatzes sollte auch 170 mal 90 m und die Länge 
der Laufbahn 400 m betragen. Aus den dargelegten 
Gründen war das aber nicht möglich. Die Umlauf-
bahn mußte deshalb auf 370 m verkürzt werden. 

Kubitza (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
klar, daß man auch bei Würdigung all dieser Gründe, 
die Sie angegeben haben, auf dieser kastrierten 
Rundstrecke nicht einmal reguläre 100-m-Läufe und 
nicht einmal reguläre Staffelläufe durchführen kann? 
Ich frage mich dann, wozu eine solche Bahn über-
haupt gebaut wird. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich habe feststel-
len können, daß eine reguläre 100-Meter-Bahn mit 
6 Laufbahnen vorhanden ist. Ich habe ferner fest-
stellen können, daß eine Weitsprunganlage, eine 
Hochsprunganlage und ein Kugelstoßfeld vorhanden 
sind. Ich darf hinzufügen, daß wir selbstverständlich 
immer anstreben, uns nach den internationalen Maß-
stäben zu richten. Das war jedoch im vorliegenden 
Fall leider nicht möglich. Das ist für den Militär-
sport auch kein wesentliches Hindernis. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Dann rufe ich die 
Frage 80 von Herrn Kubitza auf: 

Weshalb wird der Allwetter-Hartplatz in demselben in Frage 78 
erwähnten Kasernengelände von den Kompanien nicht benutzt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, so-
fern mit dem Allwetter-Hartplatz das Spielfeld des 
Sportplatzes gemeint ist, wird dieses nach meinen 
Feststellungen von den in der Luitpold-Kaserne un-
tergebrachten Kompanien in so starkem Maße be-
nutzt, daß der Kommandant der Kaserne den Platz 
schon seit längerer Zeit ab Freitag Mittag sperren 
mußte, um der Standortverwaltung Gelegenheit zu 
geben, den Platz zu pflegen und in Ordnung zu hal-
ten. 

Sollten Sie, Herr Kollege, jedoch als Allwetter-
Hartplatz den sogenannten Grundausbildungsplatz 
der Luitpold-Kaserne gemeint haben, so ist festzu-
stellen, daß dieser für die militärische Ausbildung 
bestimmt ist und dafür regelmäßig benutzt wird. 

Kubitza (FDP) : Herr Staatssekretär, wollen Sie 
vielleicht doch noch einmal überprüfen, ob diese 
Nachricht aus Dillingen stimmt, denn bis Mitte Sep-
tember sind die Kompanien zum Sport ins Dillinger 
Donau-Stadion und auf die Sportplätze der Nachbar-
gemeinden Schretzheim, Donaualtheim, Steinheim 
usw. geführt worden. 
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Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich bin gern be-
reit, prüfen zu lassen, ob das bis Mitte September 
so der Fall gewesen ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 81 von 
Herrn Lemper: 

Trifft es zu, daß die Bundessprachenschule durch eine private 
Finanzgruppe nunmehr endgültig in Euskirchen gebaut werden 
soll? 

Bitte,  Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister .der Verteidigung: Herr Kollege, es 
trifft zwar zu, daß eine private Finanzierungsgesell-
schaft dem Bundesministerium der Verteidigung ein 
Angebot unterbreitet hat, zur Unterbringung des 
geplanten Bundessprachenamtes in Euskirchen einen 
Neubau zu errichten. Es ist jedoch noch nicht ent-
schieden, ob dieses Angebot angenommen wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Lemper zu 
einer Zusatzfrage. 

Lemper (SPD) : Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß die Verhandlungen im Kreise Euskirchen auf 
Grund eines Schreibens von Herrn Ministerialdirek-
tor Wichmann vom 7. August geführt worden sind, 
und trifft es weiter zu, daß, da die Frage der Bun-
dessprachenschule bereits im vergangenen Früh-
sommer in der Fragestunde behandelt worden ist 
und damals seitens der Bundesregierung die Ant-
wort gegeben wurde, es sei das Ziel, diese Bundes-
sprachenschule in Hürth-Hermülheim zu bauen, die 
Frage des Standorts der Sprachenschule jetzt erneut 
geklärt werden muß? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, es 
werden seit langem Untersuchungen angestellt, wel-
ches der günstigste Standort für die Unterbringung 
des Sprachenamtes ist. Hierbei spielt auch der 
Standort Hürth eine wesentliche Rolle. Inzwischen 
sind diese Untersuchungen aber noch nicht abge-
schlossen worden, so daß heute noch nicht end-
gültig gesagt werden kann, wo die Schule unter-
gebracht wird. 

Ich möchte vorschlagen, Herr Präsident, daß ich 
alle drei Fragen des Herrn Abgeordneten Lemper 
im Zusammenhang beantworte, dann erübrigen sich 
vielleicht auch Zusatzfragen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr 
Staatssekretär. Verfahren wir so. Dann rufe ich 
noch ,die Fragen 82 und 83 des Abgeordneten 
Lemper auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Stadt und Kreis Eus-
kirchen für das in Frage 81 erwähnte Neubauprojekt je zur 
Hälfte eine Ausfallbürgschaft von 5 Millionen DM sowie Zins-
subventionen in Höhe bis zu 200 000 DM jährlich übernehmen 
sollen und unter dem Druck der Lage auch hierzu bereit sind? 

Trifft es weiter zu, daß der Bund nach fünf Jahren die in 
Frage 81 erwähnte privat gebaute und mit Steuergeldern finan-
zierte Sprachenschule käuflich erwirbt und damit erneut zusätz-
lich Steuergelder ausgibt? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Der Bundesregie-
rung ist aus der Presse bekannt, daß Stadt und 
Landkreis Euskirchen die Finanzierungsgesellschaft, 
die  in  Euskirchen bauen will, durch Bürgschaften 
und Zinssubventionen unterstützen wollen. 

Die Bundesregierung hat bisher keine Verträge 
über die Anmietung oder den Erwerb eines Ge-
bäudekomplexes zur Unterbringung des geplanten 
Bundessprachenamtes abgeschlossen. Es haben auch 
noch keine Verhandlungen über die einzelnen Be-
dingungen eines möglicherweise abzuschließenden 
Vertrages stattgefunden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage 
von Herrn Weiland. 

Weiland (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß die Sprachenschule der Bundeswehr be-
reits seit zehn Jahren ihren Standort in der Stadt 
Euskirchen hat und daß das Stammpersonal, Offi-
ziere, Beamte und Lehrer, mit ihren Familien seit 
dieser Zeit in der Stadt Euskirchen und deren Um-
gebung wohnen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, es 
ist richtig, daß sich die Sprachenschule seit beinahe 
zehn Jahren, nämlich seit dem Jahre 1958, in Eus-
kirchen befindet, und es ist ebenfalls richtig, daß 
das Stammpersonal in Euskirchen und Umgebung in 
großer Zahl Wohnung genommen hat. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Abgeordneter Weiland. 

Weiland (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung etwas dagegen einzuwenden, 
daß die gewählten Vertreter eines Kreises oder 
einer Stadt Projekte des Bundes als wirtschafts-
fördernd ansehen und deren Verwirklichung durch 
einen Beschluß, Wirtschaftsförderungsmittel zur Ver-
fügung zu stellen, erleichtern, insbesondere wenn 
sichergestellt ist, daß diese Mittel voll dem Bund 
zugute kommen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, die 
Bundesregierung begrüßt alle Maßnahmen von Insti-
tutionen, die geeignet sind, Projekte des Bundes zu 
fördern. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 84 des 
Herrn Abgeordneten Cramer: 

Treffen Zeitungsmeldungen zu, wonach das Marineamt mit den 
nachgeordneten Stäben der Bundesmarine von Wilhelmshaven 
verlegt werden soll? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege Cra-
mer, es besteht nicht die Absicht, in den nächsten 
Jahren das Marineamt mit seinen nachgeordneten 
Dienststellen von Wilhelmshaven zu verlegen. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, wäre es dann 
nicht zweckmäßig, die zahlreichen Zeitungsmeldun-
gen zu dementieren? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege Cra-
mer, wir werden das gern überprüfen lassen. Das 
hat aber nichts mit der Frage zu tun, daß Über-
legungen im Gange sind, die in die Zukunft weisen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Cramer, 
zweite Zusatzfrage. 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn das 
letzte Wahrheit werden sollte, wären darin nicht in 
Wilhelmshaven Fehlinvestitionen im Hinblick auf 
den Wohnungsbau und im Hinblick auf Dienst-
gebäude vorgenommen worden, die jetzt — nach 
meiner Meinung jedenfalls — in ausreichender Zahl 
vorhanden sind? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege Cra-
mer, die Frage der Wohnungen, die jetzt in genügen-
der Zahl vorhanden sind, wird natürlich bei einer 
eventuellen Verlegung des Marineamts von meinem 
Hause geprüft, und es wird eine entsprechende 
Lösung angestrebt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen dann zu den Fragen aus .dem Ge-
schäftsbereich ,des Bundesministers für Verkehr, zu-
nächst zur Frage 85 des Abgeordneten Geldner: 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß eine Erhöhung 
der Transportkosten und die vorgesehenen Streckenstillegungen 
hei der Deutschen Bundesbahn gerade in Bayern mit seinen 
unterentwickelten Zonenrandgebieten und den dort angesiedelten 
Betrieben bei ohnehin dezentralisierter Industrialisierung zu be-
sonderen Schwierigkeiten führen würden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, .die Bun-
desregierung teilt Ihre Befürchtungen nicht. Bei der 
Beurteilung von Streckenstillegungen werden alle 
wirtschaftlichen, regionalen und sonstigen Gesichts-
punkte, insbesondere im Hinblick .auf den notwen-
digen Ersatzverkehr, eingehend geprüft. 

Eine Erhöhung der Transportkosten ist nicht zu 
erwarten. Es wäre sonst kaum zu erklären, daß in 
diesen Bereichen, von denen Sie in Ihrer Frage 
sprechen, der Güter- und Personenverkehr schon 
zum überwiegenden Teil auf die Straße abgewandert 
ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Geldner. 

Geldner (FDP) : Herr Staatssekretär, inwieweit 
stimmen Sie mit der Denkschrift des Vereins ,der 

bayerischen. Fuhrunternehmer an den Herrn Staats-
minister für Wirtschaft und Verkehr überein, in der 
es heißt, daß 'durch das Programm zur Gesundung 
des deutschen Verkehrswesens 40 % der 1860 baye-
rischen Güterfernverkehrsbetriebe einer Existenz-
zerstörung entgegensehen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich kann 
nicht sagen, 'daß Ihre eben gestellte Zusatzfrage in 
unmittelbarem Zusammenhang mit dem Problem 
steht, das in der ersten Frage angeschnitten ist. Ich 
möchte Ihnen aber sagen, daß gerade durch das be-
absichtigte Programm des Bundesministers für Ver-
kehr der Güterverkehr in Kooperation mit der 
Schiene eine neue Chance erhält und daß 'deshalb 
die Befürchtungen, die sich in dieser Denkschrift, 
die mir im einzelnen nicht bekannt ist, befinden, 
gegenstandslos sind. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 86 des 
Herrn Abgeordneten Haehser: 

Welche Kosten entstehen der Deutschen Bundesbahn durch 
den Wechsel eines Fahrplans als Folge von Fahrplankonferen-
zen, Neudruck von Fahrplänen und Kursbüchern, Aushängen 
usw.? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Präsident, ich 
bitte, die beiden Fragen des Herrn Kollegen Haehser 
gemeinsam beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Einverstanden! 
Ich rufe dann noch die Frage 87 des Abgeordneten 
Haehser auf: 

Werden Möglichkeiten gesehen, im Interesse der Kunden und 
des Personals der Deutschen Bundesbahn auf einen der während 
eines Jahres bisher üblichen Fahrplanwechsel zu verzichten? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege Haehser, 
nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn ist die 
Ermittlung der bei einem Fahrplanwechsel entste-
henden Kosten sehr aufwendig. Sie bittet deshalb, 
auf diese umfassenden Erhebungen verzichten zu 
können. Die durch den Fahrplanwechsel möglichen 
Einsparungen, die sich durch eine rechtzeitige An-
passung an strukturelle Änderungen sowie Rationa-
lisierungs- und Anpassungsmaßnahmen ergeben, 
decken jedoch mit Sicherheit bei weitem die Kosten 
für einen Fahrplanwechsel. Neben diesen wirtschaft-
lichen Überlegungen sprechen auch Gesichtspunkte 
des Kundendienstes für die Beibehaltung des jetzt 
üblichen Fahrplanwechsels. Durch sie wird gewähr-
leistet, daß die sich aus dem technischen Fortschritt, 
z. B. aus Elektrifizierungsmaßnahmen, ergebenden 
Verbesserungen der Reisezeiten baldmöglichst aus-
genutzt werden können. 

Ich werde aber gern das Ihrer Frage zugrunde lie-
gende Problem im Auge behalten. Es ist immerhin 
denkbar, daß nach Abschluß der Elektrifizierung 
einer längerfristigen Geltung des jeweiligen Fahr-
plans eher nähergetreten werden kann als im gegen-
wärtigen Zeitpunkt. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz. , 
 frage? — Keine Zusatzfrage. Dann rufe ich die 

Frage 88 des Herrn Abgeordneten Ramms auf: 

Auf wieviel Prozent des gesamten Betriebskapitals hat sich 
das Eigenkapital der Deutschen Bundesbahn durch die Über-
nahme der Zinslasten durch den Bund in den letzten Jahren 
aufgebessert? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister .für Verkehr: Herr Kollege, das 
Eigenkapital der Deutschen Bundesbahn zum Bilanz-
stichtag 31. Dezember 1966 beträgt 55,6 % des ge-
samten Betriebskapitals in Höhe von 31,9 Milliarden 
DM. In dem Eigenkapital sind Bundesbahnanleihen 
in Höhe von 1760 Millionen DM enthalten, für die 
der Bund den Kapitaldienst übernommen hat. Ohne 
diese Kapitalaufstockungsanleihen würde der Anteil 
des Eigenkapitals am gesamten Betriebskapital 
50,1 % betragen. Die Maßnahmen des Bundes haben 
daher das Verhältnis Eigenkapital zum gesamten Be-
triebskapital um 5,5 % verbessert. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. 

Ich komme zu den Fragen 89 und 90 des Herrn 
Abgeordneten Peiter. 

Wie ist das Ergebnis der mir mit Schreiben vom 4. Dezember 
1964 auf meine Frage in der Fragestunde vom 4. Dezember 1964 
zugesagten Überprüfung, ob die Stadt Marienberg (Westerw) in 
das Verzeichnis der Fern- und Nahziele aufgenommen werden 
kann? 

Besteht jetzt für den anerkannten Kneipp- und Luftkurort 
Marienberg (Westerw), nachdem er nunmehr die offizielle Be-
zeichnung „Bad Marienberg" erhalten hat, die Möglichkeit, in 
das Verzeichnis der Fern- und Nahziele und damit auf die 
Vorwegweiser und Wegweiser der Bundesstraßen und die Weg-
weiser an den Anschlußstellen der Bundesautobahn aufgenom-
men zu werden? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Bundesministers Leber vom 25. Oktober 1967 lautet:, 

Ihre Frage muß ich aus den Ihnen mit Schreiben vom 31. Juli 
1965 (StB 4 — Bsw — 6027 Bb 64) angegebenen Gründen auch jetzt 
verneinen. Auch die Umbenennung von Marienberg in „Bad 
Marienberg" ändert an der Möglichkeit, in das Verzeichnis der 
Fern- und Nahziele der Bundesautobahnen oder Bundesstraßen 
aufgenommen zu werden, nichts. Hierfür sind allein die Lage 
zu einer Bundesstraße und die Verkehrsbedeutung eines Ortes 
ausschlaggebend. Bad Marienberg liegt jedoch nicht an einer 
Bundesstraße. 

Ich rufe die Fragen 91 und 92 des Herrn Abgeord-
neten Weigl auf: 

Ist es zutreffend, daß eine größere Zahl der bei der Verkehrs-
kontrolle II in' Weiden (Oberpf) beschäftigten Eisenbahner in 
nächster Zeit mit einer Versetzung rechnen muß? 

Sieht die Deutsche Bundesbahn eine Möglichkeit, zur Abwen-
dung sozialer Härten, die sich aus Versetzungen ergeben müs-
sen, und aus grenzlandpolitischen Erwägungen der Verkehrs-
kontrolle II Weiden (Oberpf) zusätzliche Aufgaben zu übertra-
gen? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Bundesministers Leber vom 25. Oktober 1967 lautet: 

Im Rahmen der von der Deutschen Bundesbahn in allen Dienst-
zweigen vorgesehenen Rationalisierungsmaßnahmen ergibt sich 
auch bei der Verkehrskontrolle II in Weiden die Notwendigkeit, 
den Personalaufwand dem Arbeitsaufkommen anzupassen. Es 
läßt sich deshalb leider nicht umgehen, daß in Kürze von den 
dort beschäftigten 104 Bediensteten voraussichtlich 7 Beamte um-
gesetzt werden. Da andere Personalverminderungen z. Z. nicht 
vorgesehen sind, glaube ich, daß man nicht von einer größeren 
Zahl von Betroffenen sprechen kann. 

Die Deutsche Bundesbahn ist stets bemüht, bei allen Ratio-
nalisierungsmaßnahmen, auch so weit sie künftig noch notwendig 
werden sollten, soziale Härten zu vermeiden. Die abgebenden  

und aufnehmenden Dienststellen der Deutschen Bundesbahn 
arbeiten dabei eng zusammen. 

Die Übertragung von anderen Kontrollaufgaben auf die Stück-
gutverkehrskontrolle in  Weiden ist leider nicht möglich.  

Ich rufe die Frage 93 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Enders auf: 

Wie viele Schüler und Schülerinnen der Volksschulen und der 
weiterführenden Schulen verunglückten durch Verkehrsunfälle 
auf dem Schulweg im vergangenen Jahr tödlich oder wurden 
verletzt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, nach 
der amtlichen Unfallstatistik wurden im Jahre 1966 
von der Altersklasse 6. bis 14. Lebensjahr 1130 Per-
sonen getötet und 40 427 Personen verletzt. Ent-
sprechend dem Ergebnis des Mikrozensus 1965 dürfte 
davon etwa ein Drittel auf dem Schulweg verun-
glückt sein. Über Schüler der älteren Jahrgänge, 
d. h. im Grunde an weiterführenden Schulen, kön-
nen Angaben nicht gemacht werden, weil weder die 
Statistik noch der Mikrozensus eine Unterscheidung 
nach Schülern und Berufstätigen vorsehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
fragen. 

Ich rufe die Frage 94 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Enders auf:  

Hält die Bundesregierung die bisherigen Vorsichtsmaßnahmen 
für ausreichend, um unseren Kindern einen wirksamen Schutz 
auf dem Schulweg zu gewährleisten? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, gewiß 
wird man stets auf Grund der immer neuen Erfah-
rungen Verbesserungen anstreben müssen. Ich kann 
nur versichern, daß sich alle in Betracht kommenden 
Stellen ihrer Verantwortung bewußt sind. 

Neben den bereits bewährten Maßnahmen zur 
Sicherung des Schulwegs — z. B. Schülerlotsendienst, 
die Einführung von gelben Mützen und Kopftüchern 
für Schulanfänger, Elternbriefe, zusätzliche Ampel-
sicherung von Überwegen in der Nähe von Schu-
len — bemüht sich die Bundesregierung gemeinsam 
mit den zuständigen Behörden der Länder und 
Gemeinden laufend um weitere Vorkehrungen, die 
besonders jüngeren Schulkindern einen ausreichen-
den Schutz auf dem Schulweg bieten. Hierzu gehören 
z. B. die Aufstellung von Schulwegplänen und die 
einheitliche Kennzeichnung von Schulomnibussen. 
Darüber hinaus könnte nach meiner Auffassung 
auch die allgemeine Einführung des Verkehrsunter-
richts als Pflichtfach an allen Schulen noch sehr 
wesentlich zu einer Minderung der Schülerunfälle 
beitragen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 95 des Herrn Abgeordneten Dr. Enders auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, um Verkehrsunfällen auf dem 
Schulweg vorzubeugen, sich für die Staffelung der Anfangszeiten 
des Schulunterrichts und für Über- und Unterführungen an ge-
fährlichen Straßenübergängen einzusetzen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 
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Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die von 
Ihnen genannten Vorschläge gehören allein in die 
Zuständigkeit der Länder und Gemeinden. Der Bun-
desminister für Verkehr ist jedoch bereit, mit den 
Kultusministern der Länder Verbindung aufzuneh-
men, um sich für die Staffelung der Anfangszeiten 
des Schulunterrichts einzusetzen. Der Bau von 
Über- und Unterführungen an gefährlichen Straßen-
übergängen kann erforderlichenfalls aus den Mit-
teln vorgenommen werden, die der Bund den Län-
dern und Gemeinden im Rahmen der Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden gewährt. 

Vizepräsident Dr.  Mommer: Herr Dr. Enders 
zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, der reale 
Hintergrund dieser Fragen war ein Verkehrsunfall, 
der sich kürzlich auf der Bundesstraße zwischen 
Hanau und Frankfurt in der Nähe von Dörnigheim 
ereignete, als ein Kind, das erst wenige Tage in 
die Schule ging, diese Bundesstraße überqueren 
wollte und dabei tödlich verletzt wurde. Ist ihnen 
bekannt, ob inzwischen Maßnahmen ergriffen wor-
den sind, ob ein Überweg hergestellt wird oder 
sonstige Sicherheitsmaßnahmen vorbereitet werden, 
um diese gefährliche Stelle zu beseitigen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich 
werde diesen traurigen Vorfall zum Anlaß nehmen, 
unmittelbar die Auftragsverwaltung des Landes 
Hessen um Bericht zu bitten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 96 des Herrn Abgeordneten Schmitt-Vocken-
hausen auf: 

Wird der Bundesverkehrsminister bei der Flughafen AG 
Frankfurt (Main) eine allgemeine Überprüfung der Sicherungs-
vorschriften für den Luftfracht- und Luftpostverkehr anregen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, eine 
derartige Anregung ist nach meiner Meinung nicht 
notwendig. Die Flughafen-Frankfurt/Main AG hat 
nämlich zur Absicherung des Flughafengeländes, 
insbesondere des Rollfeldes und des Vorfeldes, 
einen Flughafenschutzdienst eingerichtet und inzwi-
schen personell verstärkt. Die Gesellschaft hält zu-
dem Werttransportfahrzeuge mit besonders aus-
gesuchtem Personal zum ausschließlichen Transport 
von Wertgütern auf dem Vorfeld bereit und hat 
außerdem einen Wertraum zur Aufbewahrung von 
Wertgütern eingerichtet. Bei den beiden Diebstahls-
fällen, in denen Anfang Oktober ein Postsack und 
vor einem Jahr ein Geldsack entwendet wurden, 
handelte es sich um Frachtgüter, die sich nicht im 
Gewahrsam der Flughafengesellschaft, sondern des 
betreffenden Luftverkehrsunternehmens befanden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Ergeben sich 
daraus nicht Konsequenzen für das Verhältnis zwi-
schen den Luftverkehrsgesellschaften und der Flug-
hafen AG für die Sicherung? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, wie Sie 
aus meiner Antwort entnehmen konnten, wird von 
der Flughafengesellschaft alles Erforderliche getan, 
um solche bedauerlichen Vorfälle auszuschließen. 
Es liegt in der eigenen Verantwortung der jeweili-
gen Gesellschaft, ob sie diesen angebotenen Dienst 
annimmt oder aber glaubt, mit ihren eigenen Siche-
rungen — die sich bedauerlicherweise ja nun als 
durchlässig erwiesen haben — auskommen zu 
können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 97 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Wuermeling: 

Nachdem jetzt auf der B 42 am Bahnübergang Wallen bei 
Linz-Rhein erneut ein schwerer Verkehrsunfall mit tödlichem 
Ausgang zu beklagen ist, frage ich die Bundesregierung, wie 
die Verkehrssituation an dieser besonderen Gefahrenstelle 
durch entsprechende Maßnahmen gebessert wird. 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, der 
Bahnübergang Wallen liegt im Zuge der Kreis-
straße Nr. 10 nach Dattenberg unmittelbar neben 
deren Einmündung in die B 42. Bereits im Jahre 
1965 wurden auf der B 42 nördlich und südlich der 
Einmündung Verkehrsampeln aufgestellt, die durch 
Schaltung auf Rot-Signal bei ankommenden Zügen 
den durchgehenden Verkehr auf der Bundesstraße 
anhalten, damit die wartenden Fahrzeuge den Bahn-
übergang im Zuge der Kreisstraße 10 räumen kön-
nen. 

Im Zuge des Ausbaues der B 42 zwischen Bad 
Hönningen und Unkel ist eine kreuzungsfreie An-
bindung der Kreisstraße 10 an die B 42 unter gleich-
zeitiger Ausschaltung des Bahnüberganges vorge-
sehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Wuermeling. 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Können Sie etwas 
darüber sagen, Herr Staatssekretär, ob nicht bis 
dahin vielleicht eine Geschwindigkeitsbeschränkung 
oder ein Überholverbot an dieser Stelle angeordnet 
werden könnte, zumal ein Schülerbus täglich diese 
Stelle passiert und sich immer wieder ergeben hat, 
daß hier eine besonders große Gefahrenquelle liegt? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich darf 
darauf hinweisen, daß die Sicherung auch von Bun-
desstraßen in verkehrspolizeilicher Hinsicht ja nicht 
dem Bundesminister für Verkehr, sondern den Poli-
zeibehörden der Länder obliegt. Ich will aber gern 
Ihre Anregung aufgreifen und sie an die zuständige 
Landesdienststelle weiterleiten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Josten. 
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Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nach.. 
dem Sie vorhin den Ausbau der B 42 nannten und 
ich diese Strecke gerade diese Nacht mit dem Wa-
gen wieder kennenlernte, darf ich Sie fragen, ob Sie 
wegen der Dringlichkeit des weiteren Ausbaues der 
B 42 und der B 9 auch das Problem einer weiteren 
Rheinbrücke in der Strecke Weißenthurm—Bonn 
in Ihrem Haus weiter vorrangig behandeln werden. 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, wie Sie 
wissen, sind wir beim Ausbau von Bundesfernstra-
ßen auf eine enge Zusammenarbeit mit den Ländern 
angewiesen. Wir sind darüber hinaus gehalten, alle 
Bedenken und Anregungen, die sich bei der Durch-
führung solcher Maßnahmen unter Umständen von 
den betroffenen Gemeinden ergeben, in unseren 
Planungen zu berücksichtigen. Es hat sich gerade 
bei den von Ihnen genannten Trassenführungen er-
geben, daß dort eine Reihe von Bedenken auch bei 
der Bundesstraße 42 von kommunaler Seite bisher 
notwendige Maßnahmen zumindest im Tempo ein-
geschränkt haben. Ich will Ihre Anregung gern noch 
einmal überprüfen, muß aber sagen, daß der Bun-
desminister für Verkehr mit Ihnen darin überein-
stimmt, daß der Ausbau beider Straßen so zügig 
wie möglich vorgenommen werden sollte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Fragen 98 
und 99 des Herrn Abgeordneten Zebisch werden 
auf seinen Wunsch schriftlich beantwortet: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den Landkreisen 
Tirschenreuth, Neustadt-Waldnaab, Eschenbach, Kemnath sowie 
in der gesamten Oberpfalz keine völlig ausgebauten Schnell-
straßen bestehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die zur Verbesserung der 
Infrastruktur notwendige Autobahn Nürnberg—Amberg—Waid-
haus (tschechoslowakische Grenze) sowie die Bundesstraße Re-
gensburg—Weiden-Hof noch vor den in der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung vom 17. Oktober 1967, Seite 8, veröffentlichten 
Terminen auszubauen? 

Die Antwort des Bundesministers Leber vom 
25. Oktober 1967 lautet: 

Der Bundesregierung ist der Ausbauzustand der Bundes-
straßen 15, 22, 299, 303 und 470 bekannt. Obwohl die Verkehrs-
belastung in den von Ihnen genannten Landkreisen, verglichen 
mit dem Bundesdurchschnitt, gering ist, sind auch im 3. Vier-
jahresplan für den Ausbau der Bundesfernstraßen, dessen Lauf-
zeit von 1967 bis 1970 geht, nicht unerhebliche Mittel für weitere 
Baumaßnahmen, insbesondere an der Bundesstraße 15, einge-
plant. Damit wird der bisher schon getätigte Ausbau der Bun-
desstraßen in der Oberpfalz fortgesetzt. 

Eine bedeutende Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur der 
gesamten Oberpfalz wird durch das geplante Fernstraßendreieck 
eintreten, das sich aus den in Bau befindlichen Neubaustrecken 
der Bundesautobahnen Nürnberg—Amberg, Nürnberg—Regens-
burg und der Bundesstraße 15 Regensburg—Weiden zusammen-
setzt. 

Der 3. Vierjahresplan für den Ausbau der Bundesfernstraßen 
(1967-1970) sieht den Bau der Bundesautobahnstrecke Nürnberg—
Amberg vor. Die Karte über die Bauziele (Anlage 2 zum 3. Vier-
jahresplan) zeigt, daß bis zum Jahre 1970 die gesamte Bundes-
autobahnstrecke voll in Bau genommen werden soll. Es wird 
angestrebt, mit den zur Verfügung stehenden Mitteln bis zum 
Jahre 1970 den Streckenabschnitt bis Amberg-West fertigzu-
stellen. 

Die Inangriffnahme der Arbeiten zwischen Amberg-Ost und 
Pfreimd kann frühestens im nachfolgenden 4. Vierjahresplan be-
rücksichtigt werden. 

Der Weiterbau dieser Bundesautobahnstrecke über Pfreimd 
hinaus bis zur deutsch-tschechoslowakischen Grenze setzt voraus, 
daß auch die Tschechoslowakei ihrerseits mit dem Bau einer 
Autobahn von Pilsen zur Grenze beginnt. 

Die geplante neue Bundesstraße 15 zwischen Regensburg und 
Weiden ist auf dem Abschnitt Nabburg—Pfreimd im Bau. Auch 
hier kann für die Fertigstellung der Gesamtstrecke noch kein 
Termin genannt werden. 

Die Fragen 100 und 101 des Herrn Abgeordneten 
Strohmayr sind zurückgezogen worden. 

Wir sind am Ende (der Fragestunde. Ich danke 
Ihnen, Herr Staatssekretär, (für 'die Beantwortung. 

Wir kommen dann zu dem Punkt 3 unserer Tages-
ordnung zurück: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gestzes über 
die Festsellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1968 (Haushaltsgesetz 
1968) 
— Drucksache V/2150 — 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Verwirklichung der mehrjährigen Finanz-
planung des Bundes, II. Teil — Finanzände-
rungsgesetz 1967 
— Drucksache V/2149 — 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Verbilligung von Gasöl für Betriebe der 
Landwirtschaft (Gasöl-Verbilligungsgesetz-
Landwirtschaft) 
— Drucksache V/2194 — 

d) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Bildung eines Rates für Finanzplanung 
(Finanzplanungsrat) 
— Drucksache V/2134 — 

e) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Einsetzung einer unabhängigen Sachver-
ständigenkommission zur Vorbereitung einer 
Reform der direkten und indirekten Steuern 
— Drucksache V/2164 — 

Die  Aussprache über das Haushaltsgesetz und die 
verschiedenen Finanzvorlagen ist gestern abend 
unterbrochen worden. Wir treten wieder in diese 
Aussprache ein. Als erster Redner hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen, meine Herren! Nichts charakteri-
siert die Sozialpolitik dieser Bundesregierung eigent-
lich besser als die Überschrift des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Verwirklichung der mehrjährigen Fi-
nanzplanung des Bundes, zweiter Teil: „Finanzände-
rungsgesetz 1967". In wesentlichen Teilen dieses 
Entwurfs geht es um nichts anderes als um Ein-
schränkungen des derzeitigen sozialen Leistungs-
rechts. Damit wird klar, daß in der Öfentlichkeit 
verkündete Wunschvorstellungen der Vertreter der 
Regierungsparteien und deren Sprecher in abseh-
barer Zeit nicht nur nicht realisierbar sind, sondern 
daß das derzeitige Leistungsrecht überdies noch 
eingeschränkt werden muß. 

Darüber hinaus aber werden gesellschaftspoliti-
sche Entscheidungen von eminenter Tragweite als 
reines Finanzproblem angegangen und einer Ent-
scheidung zugeführt, bei der kaum Zeit für Grund- 
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Spitzmüller 
satzdebatten und für sachgemäße Beratungen in den 
Ausschüssen verbleibt. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Das werden wir ja 
sehen, das hängt von Ihrer Mitarbeit im 

Ausschuß ab!) 

— Sie wissen doch ganz genau, Herr Kollege Schel-
lenberg, daß die Rentenversicherungsträger eigent-
lich das Gesetz schon haben müßten, damit es wirk-
lich ohne Schwierigkeiten in der Verwaltung durch-
geführt werden kann. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Nein, erst Mitte 
November und nur wegen der Höhe des 

Steigerungsbetrages!) 

— Aber Sie geben doch zu, daß, nachdem die näch-
ste Woche sitzungsfrei ist, nicht viel Zeit übrig-
bleibt. 

Ich glaube, es steht dem Parlament sehr gut an, 
diese Tatsachen in der derzeitigen wirtschafts- und 
finanzpolitischen Situation nüchtern und ohne Emo-
tionen zu diskutieren und Wege zu suchen, die sich 
langfristig als realisierbar erweisen. Wer die bis-
herige Entwicklung und die künftigen Möglichkeiten 
kritisch betrachtet, weiß, daß die Vorschläge dieses 
Finanzänderungsgesetzes, auch wenn sich zahlreiche 
Politiker dieser Erkenntnis verschließen wollen, die 
Vorboten einer Götzendämmerung für die sozial-
politischen Schönredner darstellen. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Wir haben mit großem Interesse der Rede des 
Herrn Bundesfinanzministers gelauscht und haben 
sie auch studiert, und wir haben festgestellt, daß sie 
auf ganzen Strecken in einem wundersamen Wider-
spruch zu den von der Regierung vorgesehenen Vor-
schlägen steht, ganz zu schweigen von dem Wirr-
warr an Vorstellungen, der in den Koalitionsfrak-
tionen mindestens bis Dienstag herrschte, vielleicht 
auch heute am Donnerstag noch herrscht. Die vor-
geschlagenen Zielvorstellungen des Herrn Finanz-
ministers Strauß in seiner Rede stehen oft in diame-
tralem Gegensatz zu den von seiner Regierung ge-
forderten Beschlüssen, wenn ich z. B. daran denke 
und in Ihr Gedächtnis zurückrufen darf, daß Herr 
Finanzminister Strauß u. a. den Satz geprägt hat 
— mit Genehmigung des Herrn Präsidenten darf ich 
das noch einmal plastisch vor das Auge der Kolle-
gen stellen —: 

Es muß uns gelingen, die Umverteilungsprozesse 
in unserem sozialen Sicherungssystem Zug um 
Zug mit den steigenden Masseneinkommen zu-
rückzudrängen und das im Markt verdiente Lei-
stungseinkommen zur Grundlage der Sicherung 
des einzelnen ... zu machen. 

Wir Freien Demokraten hören mit großer Freude 
eine solche Botschaft; aber Sie werden entschuldi-
gen, wenn wir sagen: uns fehlt der Glaube, daß 
diese Regierung in der Lage wäre, eine solche Poli-
tik einzuleiten, geschweige denn durchzusetzen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, es kann doch dem 
Herrn Bundesfinanzminister nicht entgangen sein, 
daß in seinem Beisein beschlossen wurde, z. B. in  

der gesetzlichen Rentenversicherung für Arbeiter 
und Angestellte den Beitragssatz in den nächsten 
drei Jahren um 3 % zu erhöhen. Wenn wir nur die 
Annahmen der Bundesregierung zugrunde legen, 
dann wird allein in den nächsten vier Jahren durch 
diese eine zusätzliche Umverteilungsmaßnahme eine 
Umverteilung von rund 19 Milliarden DM bewirkt, 
ganz zu schweigen von den Umverteilungskosten, 
die sich weiterhin kostensteigernd für die Wirtschaft 
und einkommensmindernd in den Haushalten der 
Arbeiter und Angestellten auswirken werden, als da 
sind: Steuererhöhungen, Abschaffung der Pflichtver-
sicherungsgrenze und Wiedereinführung des Arbeit-
geberbeitrages für beschäftigte Rentner. Wir müssen 
feststellen, daß schon in der Vergangenheit — tun 
wir doch nicht so, als ob wir keine Unterlagen 
hätten — eine permanente Einschränkung des ver-
fügbaren Einkommens der Arbeiter und Angestell-
ten durch die Entwicklung des Sozial- und Steuer-
rechts erfolgte. Wir werden bei der Behandlung des 
Punktes 4 Gelegenheit haben, noch näher auf den 
Sozialbericht 1967 einzugehen. Aber eine Übersicht 
will ich doch vor Ihre Augen stellen, die Übersicht 
Nr. 5, aus der klar hervorgeht, daß einkommens-
mindernde Gesetze immerzu beschlossen worden 
sind und daß das verfügbare Nettoeinkommen des 
Arbeiters und Angestellten von Jahr zu Jahr gesun-
ken ist; eine Ausnahme bildete das Jahr 1965, wo 
dieser Trend als klar erkennbare Konsequenz der 
Steuersenkung gestoppt wurde. Seit 1950 ist das 
Nettoeinkommen der Arbeitnehmer im Verhältnis 
zum Bruttoeinkommen von 87,2 auf 81,9 zurück-
gegangen. 

Wir Freien Demokraten betrachten es genau wie 
der Bundesfinanzminister als ein erstrebenswertes 
Ziel, wenigstens die weiteren Belastungen des 
Arbeitseinkommens möglichst einzudämmen. Nur 
eines müssen wir Freien Demokraten mit aller Klar-
heit feststellen: daß die Vorschläge des Finanz-
änderungsgesetzes genau das Gegenteil bewirken. 
Eine weitere kräftige Belastung des Arbeitseinkom-
mens wird erfolgen, oder es wird das eintreten, wo-
gegen sich Herr Arbeitsminister a. D. Blank oft 
gewehrt hat; er hat nämlich oftmals gesagt, er wehre 
sich gegen eine weitere Versozialisierung des 
Arbeitseinkommens. Genau das wird nun durch die 
Vorschläge des Finanzänderungsgesetzes bewirkt. 

Aber nicht nur hier bestehen Widersprüche zwi-
schen den verkündeten Zielen und den vorgeschla-
genen Maßnahmen. Wenn die These des Finanz-
ministers richtig ist, die er hier vorgetragen hat - 
wir Freien Demokraten glauben, daß sie richtig 
ist —, daß sich der Leistungswille des einzelnen 
dann am besten entfalten kann, wenn er nicht durch 
allzu schwere fiskalische Bleiklötze gehemmt wird, 
dann wäre z. B. die Schaffung einer Versicherungs-
berechtigung und die Beibehaltung einer Versiche-
rungspflichtgrenze ein konsequenter Weg, diese 
These zu untermauern. Aber man geht den umge-
kehrten Weg. Man erfaßt zwangsweise alle Ange-
stellten — einschließlich derer mit Arbeitgeberfunk-
tion — in einer staatlichen Versicherungseinrichtung. 

Hier erfolgt eine Weichenstellung in eine Ein-
bahnstraße, aus der es keine Umkehr mehr gibt. Wir 
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wollen doch davor nicht die Augen verschließen. 
Diese Weichenstellung erfolgt einmal aus sozialpoli-
tischen Gründen — das entspricht der Zielvorstel-
lung der Sozialdemokratischen Partei —, zum ande-
ren natürlich auch aus einer finanziell schwierigen 
Situation heraus. Es geht vordergründig in der mit-
telfristigen Finanzplanung nicht so sehr um die Tat-
sache, daß dieser Kreis besonders schutzbedürftig 
sei, als vielmehr darum, daß mit dieser Maßnahme 
zunächst einmal Mehreinnahmen von 3 Milliarden 
DM in den nächsten vier Jahren erzielt werden. Man 
zielt also mehr auf das Geld dieser neuen Mitglieder 
ab, als daß man auf ihre Schutzbedürftigkeit abstellt. 
Man übersieht dabei sogar die großen Verpflichtun-
gen, die man damit als Hypothek für die Zukunft 
schafft. 

Schon 1957 war klar, daß die Rentenformel in der 
Knappschaftsversicherung und in den Rentenver-
sicherungen für Arbeiter und Angestellte nur dann 
durchzuhalten ist, wenn der Bund mit absolut wach-
senden Beträgen zur Finanzierung der Leistungen 
der Rentenversicherungen beiträgt. Meine Damen 
und Herren von der Sozialdemokratischen Partei, 
nicht ohne Grund haben Sie damals versucht, im Ge-
setz einen 40%igen Beitrag des Bundes zu fixieren. 
Sie sind damals mit Ihrer Vorstellung nicht durchge-
kommen. Aber selbst wenn Sie durchgekommen 
wären — auch das wollen wir klar herausstellen —, 
wären Sie heute in einer schwierigen Lage. Sie 
könnten nämlich die 40 % auch nur dadurch garan-
tieren, daß Sie die Steuern recht kräftig erhöhten; 
andernfalls hätte der Bund keine Finanzierungs-
masse, um diese 40 % zu geben. 

Wenn wir uns die Entwicklung der Ausgaben der 
Rentenversicherungsträger im letzten Jahrzehnt vor 
Augen halten, stellen wir gleichzeitig fest, daß der 
Anteil der wachsenden Bundeszuschüsse — mit Aus-
nahme der Knappschaft — prozentual absinkt. Abso-
lut haben wir also steigende Bundeszuschüsse. Pro-
zentual zu den Leistungen, die die Rentenversiche-
rungsträger erbringen müssen, ist aber ein Absacken 
festzustellen. 

Die Antwort auf unsere Kleine Anfrage Druck-
sache V/2123 spricht hier eine deutliche Sprache. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Und es gab eine 
klare Antwort der Bundesregierung!) 

— Wir sind sehr dankbar, Herr Kollege Schellen-
berg, daß uns die Bundesregierung auf diese Frage 
im Teil I eine klare Antwort gegeben hat. Wir müs-
sen aber feststellen, daß die Teile II und III bis 
heute noch nicht beantwortet sind; in diesen Teilen 
geht es um die möglichen Berechnungen für den 
Fall, daß das Bruttosozialprodukt nur um 3 % ,  oder 
sogar erfreulicherweise um 7 % anwächst. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Das machen 'wir im 
Ausschuß!) 

Wir sind auch bezüglich dieser Anfrage vertröstet 
worden. Man hat uns gesagt, die Unterlagen wür-
den uns später zugeleitet. Die Regierungsarbeit bei 
der Beantwortung Kleiner Anfragen der Opposition 
funktioniert also nicht ganz so, wie Sie es eben  

durch Ihren Zuruf darzustellen versuchten, Herr 
Kollege Schellenberg. Das wissen Sie zur Genüge. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Als Opposition 
vieler Jahre-  wissen wir es sehr genau. 
Aber es ist besser geworden, und das freut 

uns!) 

— Ich habe nicht den Eindruck, Herr Kollege Schel-
lenberg, daß es besser geworden ist. Sie verkün-
den hier einen sehr subjektiven Eindruck, und zwar 
nur deshalb, um Ihre Koalitionstreue besonders 
unter Beweis zu stellen. 

(Beifall 'bei der FDP.) 

Diese Antwort auf unsere Kleine Anfrage sagt 
aus: Der Bundeszuschuß steigt für die Knappschafts-
versicherung von 69 auf 75 %. Er sinkt für die 
Arbeiterrentenversicherung von 24 auf 20 und für 
die Angestelltenversicherung von 10 auf 5 %. 

Meine Damen und Herren, das ist eben eine Folge 
der schwierigen Finanzsituation. Aber es waren 
gerade in der Vergangenheit immer Ihre Kollegen 
von der SPD, die auf diese schrumpfenden Anteile 
mit scharfer und beißender Kritik hingewiesen 
haben. Wir Freien Demokraten können nur fest-
stellen, daß unter der Regierungsbeteiligung der 
Sozialdemokraten dieser früher beanstandete 
Schrumpfungsprozeß nicht nur schlechthin fort-
gesetzt, sondern sogar verstärkt fortgesetzt wird. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Nachdem Sie uns 
durch Ihren Finanzminister eine so traurige 
Erbschaft hinterlassen haben, Herr Kollege 

Spitzmüller!) 

— Lieber Herr Kollege Schellenberg, ich bin Ihnen 
für diesen Zwischenruf außerordentlich dankbar. Sie 
stellen die Dinge nämlich so dar, als ob in diesem 
Hause nicht die Mehrheit zu entscheiden hätte und 
wir gar keine parlamentarische Demokratie mehr 
hätten, sondern als ob der Finanzminister ent-
schiede, egal, von welcher Partei er gestellt wird. 
Ich erinnere mich, Herr Kollege Schellenberg — 
wenn ich Ihnen das zurückgeben darf —, daß wir 
schon fünf, sechs, sieben Jahre früher in einer Finanz-
misere gewesen wären, wenn die Mehrheit dieses 
Hauses in den Jahren 1955, 1956, 1957 'und in den 
folgenden Jahren den Vorstellungen der Sozial-
demokraten gefolgt wäre. 

(Beifall bei der FDP.) 

Lesen Sie einmal nach, was Ihre Kollegen — — 

(Abg. Dr. Schellenberg: Haben Sie die Zu

-

rücknahme der SPD-Anträge bemerkt, Herr 
Kollege Spitzmüller?) 

— Herr Kollege Schellenberg, selbstverständlich 
habe ich bemerkt, daß sich die Kollegen der SPD 
bei der Stellung von Anträgen, die Kosten verur-
sachen, um eine gewisse Zurückhaltung bemühen. 
Aber ich habe das erst seit etwa Mai 1965 bemerkt, 
Herr Kollege Schellenberg. 

(Zustimmung bei der FDP. — Abg. Dr. Schel

-

lenberg: Als Opposition!) 

—Selbstverständlich als Opposition, Herr Kollege 
Schellenberg. Aber ich erinnere mich — ich will 
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die Dinge nicht aufrühren —, daß ich im letzten 
Bundestag in einem Ausschuß saß, in dem wir es 
unter großen Schwierigkeiten zuwege brachten, daß 
Anträge der SPD von mehr als 8 Milliarden DM ab-
gelehnt wurden, woraufhin im Bundestag in letzter 
Minute noch ein Kompromiß gefunden wurde — um 
außenpolitischen Schaden abzuwenden —, der im-
merhin 1 Milliarde DM Mehrkosten entstehen ließ. 
Ich würde mit dem Hinweis auf den Finanzminister 
etwas vorsichtig sein; denn der Finanzminister hatte 
diesem Kompromiß nicht zugestimmt. 

Nun, Herr Kollege Schellenberg, zurück zu Ihrem 
Fraktionskollegen Dr. Möller. Er hat hier gestern in 
seiner grundsätzlichen Haushaltsrede auch einige 
bemerkenswerte Ausführungen zur Sozialpolitik ge-
macht. Er hat u. a. festgestellt — genauso wie Sie, 
Herr Kollege Schellenberg, im. Juni dieses Jahres —, 
daß die sozialdemokratische Fraktion an der brutto

-

lohnbezogenen Rente festhält. So weit, so gut. Nun 
habe ich zufällig erfahren, daß Ihr hochverehrter 
Fraktionskollege und -vorsitzender Helmut Schmidt 
(Hamburg) vor einem illustren Kreis in der Redoute 
in Godesberg einen Vortrag über die Arbeitsweise 
der Großen Koalition gehalten und dort erklärt hat, 
es sei doch alles in Ordnung und es sei für den in-
tellektuellen Zuhörer genüßlich, nunmehr den De-
batten zu folgen. Er wollte damit wohl darauf hin-
weisen, daß man auf die feinen Nuancen, auf die 
noch eben hörbaren andersklingenden Töne acht-
geben müssen. Ich habe mich nun entsprechend der 
Feststellung des Kollegen Schmidt bemüht, festzu-
stellen, ob in der Rede des Kollegen Möller ein 
feiner Ton nebenher zu hören war. Ich habe ihn 
nicht gehört. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das kann am 
Gehör liegen! — Heiterkeit links.) 

Aber ich hatte noch Zeit, heute nacht nicht nur zu 
schlafen, sondern auch nachzudenken, und dabei bin 
ich auf etwas ganz Eigenartiges gestoßen. Meine Da-
men und Herren von der SPD, das möchte ich Ihnen 
einmal vortragen. Es wird auch für die Kollegen von 
der CDU höchst interessant sein. Der Kollege Möl-
ler sprach von der bruttolohnbezogenen Altersrente. 
Ich habe festgestellt, daß die Sozialdemokraten im 
Jahre 1957 als Oppositionspartei der Meinung wa-
ren, daß ein Steigerungssatz in der Rentenformel 
von 1,8 % die akkurat richtige Zahl sei, um eine 
bruttolohnbezogene Rente zu fixieren. Sie sind mit 
diesem Steigerungssatz von 1,8 % nicht durchge-
kommen und haben sich mit 1,5 % beschieden. Sie 
haben im Jahre 1958 einen Steigerungssatz von 
2,5 % als richtige Größe für die bruttolohnbezogene 
Knappschaftsaltersrente angesehen und auch be-
kommen. Sie haben sich offensichtlich — ich höre, 
daß die Fraktionen sich einig sind, das Gesetz mit den 
bekannten Kompromißänderungen anzunehmen — 
nur dazu bekannt und bequemt, festzustellen, daß 
dieser Steigerungssatz von 2,5 %, der die ursprüng-
liche bruttolohnbezogene Knappschaftsrente ergab, 
nun auf 2,0 % zurückgeführt werden kann und es 
dann trotzdem bei einer bruttolohnbezogenen 
Rente bleibt. Meine Damen und Herren von der 
SPD, das ist eine sehr interessante Feststellung, 
denn damit wird deutlich gemacht, daß mit dem 

Schlagwort „bruttolohnbezogene Rente" noch gar 
nichts ausgesagt ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das muß man einmal in den Raum stellen. 

Nun hat Herr Kollege Möller natürlich noch 
etwas anderes gesagt. Er hat erklärt: Jede Diskus-
sion über die Rentenformel von 1957 lehnen wir ab; 
das würde das Vertrauen in die Rentenversicherung 
erschüttern. Ich kann mich nur wundern. Die Ren-
tenformel der Knappschaftsversicherung des Jahres 
1957 wird mit Zustimmung der sozialdemokrati-
schen Fraktion geändert, denn der Steigerungssatz 
wird von 2,5 auf 2,0 sinken. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Es sind also, wie der Herr Bundesfinanzminister es 
so treffend formuliert hat, die Barrikaden, die die 
Sozialdemokraten selbst errichtet haben und auf 
denen sie weiterkämpfen, von ihnen selbst längst 
eingerissen worden. 

(Abg. Genscher: Gummibarrikaden!) 

Aber, meine Damen und Herren, so ungeschickt ist 
die Mehrzahl der deutschen Bürger nicht, daß sie 
nicht wüßten, daß man die Milliarden, die man ein-
sparen muß, nicht bei einigen wenigen holen kann. 

Wir haben den Mut gehabt, im Jahre 1957 — und 
Sie haben uns deswegen zehn Jahre lang verteufelt 
— nein zu sagen zu den Renteneuregelungsgesetzen, 
nicht weil wir gegen die Dynamik waren — das 
möchte ich ausdrücklich betonen —, sondern weil 
wir gegen die Automatik waren, die darin enthal-
ten ist; das war nämlich der wahre Grund. Wir mein-
ten, daß es nicht gut ist, dem Rentner eine Rente 
zu versprechen, von der man nicht sicher weiß, daß 
sie gegeben werden kann, für Jahrzehnte gegeben 
werden kann, und dem Arbeitnehmer einen Bei-
tragssatz zu versprechen, von dem man nicht weiß, 
ob er beizubehalten ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir können heute nur feststellen, daß wir damals 
,den Mut zur Unpopularität hatten, keine Verspre-
chungen ins Blaue hinein zu machen. Sie haben zu-
gestimmt und darüber hinaus noch weitere Verspre-
chungen gemacht. Wir müssen heute feststellen, 
meine Damen und Herren von der Sozialdemokrati-
schen Partei und meine Damen und Herren von der 
CDU: leider sind Sie nicht in der Lage diese Ver-
sprechungen zu erfüllen. Wir bedauern das außer-
ordentlich; es wäre uns lieber, Sie könnten Ihre 
Versprechungen von damals einhalten; niemand 
wäre glücklicher als wir. Leider müssen wir heute 
feststellen: Sie müssen durch die Änderung der 
Knappschaftsrentenformel ganz kräftig in das Lei-
stungsrecht eingreifen, und Sie müssen über den 
Krankenversicherungsbeitrag auch ein bißchen an 
den Leistungen für die Rentner in  der  Arbeiter- 
und Angestelltenversicherung manipulieren. Sie 
können Ihre Versprechungen nicht halten. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Aber Sie werden 
dem nächsten Rentenanpassungsgesetz wie

-

der  zustimmen!) 
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— Herr Kollege Schellenberg, wir haben den Ren-
tenanpassungsgesetzen zugestimmt, weil wir jedes-
mal erklärten: Die  Grundsatzentscheidung ist im 
Jahre 1957 von  der  Mehrheit des Hauses getroffen 
worden, und damit haben wir bei der jährlichen Ren-
tenanpassung jeweils nur über die jährlich gegebene 
Situation zu entscheiden, und wenn diese jährlich 
gegebene Situation eine Zustimmung erlaubte, dann 
haben wir die Zustimmung gegeben. Es ist etwas 
anderes, ob Sie die Sache grundsätzlich und lang-
fristig betrachten oder ob Sie die Sache en detail 
und für das  eine Jahr, das zur Debatte steht, an-
sehen. 

(Beifall bei ,der FDP.) 

Das, glaube ich, muß man einmal klar herausstellen. 

Herr Kollege Schellenberg, wir haben im Jahre 
1957 erklärt: Wer vielen vieles geben will, muß 
vorher vielen vieles nehmen. Genau diesem Wahl-
spruch folgend, sind 'die Regierung und Sie als regie-
rungstragende Partei jetzt in die Situation gekom-
men, daß Sie unter dein Motto: Wer vieles einsam-
meln will, muß von vielen einsammeln, angetreten 
sind und antreten mußten. Das wollen wir ganz klar 
herausstellen. Es ist einfach nicht möglich, so zu tun, 
als ob der kleine Mann nicht an dieser Last teil-
haben würde. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ein 
Letztes zu den Ausführungen des Kollegen Möller 
feststellen. Nicht der Mut,  die  Dinge nüchtern zu 
betrachten und kritisch, mit genügend Unterlagen 
ausgerüstet, an eine Reform heranzugehen, schafft 
Chaos, sondern .die Feigheit, sich den  notwendigen 
Reformen, ja, sogar den  Diskussionen über notwen-
dige Reformen  zu versagen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Selbst wenn man davon ausgeht, wie der Herr 
Bundesfinanzminister es ausgeführt hat, daß es nur 
noch wenige in unserer Gesellschaft gibt, die in der 
Lage sind, allen vielfältigen Risiken des Lebens 
allein aus eigener Tasche zu begegnen, so ist damit 
noch keineswegs gesagt, daß es Aufgabe staat-
licher Sozialpolitik sein muß, allen Arbeitnehmern 
vorzuschreiben, in welcher Form, in welcher Höhe, 
bei welchen Einrichtungen und in welchem Umfang 
sie Vorsorge zu treiben haben. 

(Abg. Frau Kalinke: Sehr wahr!) 

Das ist im Grunde nichts anderes als eine Unmün-
digkeitserklärung für den Arbeitnehmer, wenn man 
ihm auf die Dauer keinerlei Wahl der Vorsorge 
mehr überläßt, weil man so kräftig in sein Einkom-
men eingreift, daß für Möglichkeiten einer zusätz-
lichen individuellen Vorsorge kein Spielraum mehr 
bleibt. 

Es ist einfach — bitte entschuldigen Sie, ich weiß 
nicht ob das Wort „schizophren" parlamentarisch 
noch zulässig ist — schizophren, zu sagen: Wir 
müssen das System weiter halten, wir müssen es 
weitertreiben, und daneben noch von verstärkter 
Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand zu spre-
chen. 

(Beifall bei der FDP und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Die Beiträge werden kräftig steigen. Allein auf der 
Grundlage der Regierungsvorlage wird der Höchst-
beitrag von 196 DM auf 306 DM in den nächsten 
vier Jahren ansteigen. Meine Damen und Herren, 
verschließen wir doch nicht die Augen vor der 
Situation in der Knappschaft! Dort sind wir an der 
oberen Grenze der Belastungsfähigkeit mit 23,5 % 
Beitragssatz angekommen. Dort kommen wir schon 
auf Pflichtbeiträge von 400 und demnächst von 500 
DM im Monat. 

Und was geschieht? Weil man die Beiträge nicht 
weitertreiben kann, weil man nicht noch weiter in 
das verfügbare Einkommen des Arbeiters und des 
Angestellten eingreifen kann, kürzt man die Rente. 
Das ist unsere Sorge, die Sorge der -Freien Demo-
kraten, bei der Angestelltenversicherung und bei 
der Arbeiterrentenversicherung. Noch können Sie 
manipulieren. Noch können Sie die Beitragssätze 
höher schrauben. Aber wie lange wird das noch 
gut gehen? 

Verschließen wir doch die Augen nicht vor der 
Situation, daß die Rentenversicherung mit der For-
mel des Jahres 1957 darauf aufgebaut ist, daß die 
Leistungen aus drei Quellen gespeist werden, d. h. 
daß die Versicherungsträger drei Quellen der Ein-
nahmen haben und daraus die vielfältigen Ausgaben 
bestreiten müssen. Da ist einmal der Beitrag, da 
sind zum anderen die Zinserträge — keine große 
Säule, aber immerhin doch eine kleine sprudelnde 
Quelle —, und da ist als drittes der Bundeszuschuß. 
Und nun, meine Damen und Herren, gehen Sie hin 
und kürzen den ohnehin langsamer wachsenden 
Bundeszuschuß noch kräftig. Eine Quelle wird weni-
ger sprudeln. Die andere Quelle, die Erträge aus 
Zinsen, wird ebenfalls, prozentual gesehen, weniger 
fließen. Ja, wir fürchten sogar, daß sie absolut ge-
sehen weniger fließen wird, weil die 8 Milliarden 
DM Vermögensverzehr, die in der Gesetzesvorlage 
als Möglichkeit drin sind, vielleicht doch gebraucht 
werden. Das bedeutet dann eben einen zusätzlichen 
Einnahmeverlust von 100 oder 150 Millionen DM im 
Jahr. Wenn Sie also mit diesen zwei Quellen die 
Kassen geringer füllen, müssen Sie die anderen 
Quellen, die Beitragsquellen, verstärken, und das 
tun Sie ja auch. Aber auch hier werden wir eines 
Tages, früher oder später, an der oberen Leistungs-
grenze sein. 

Wir als Freie Demokraten wollen nicht, daß man 
den heutigen Rentnern und den heutigen Beitrags-
zahlern, die noch in Arbeit stehen, etwas vor-
gaukelt, von dem man nicht wirklich im Innersten 
seines Herzens überzeugt ist, daß man es auch 
halten kann. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das ist unsere Sorge, nicht, daß wir den Leuten 
nicht genügend geben wollten. Wir wollen vielmehr, 
daß sie aus ihrem Leistungslohn auch noch etwas 
verfügbar haben und der Sparprozeß nicht aus der 
aktiven Zeit in die inaktive Zeit verlegt wird. Des-
halb sollten wir uns nicht gegenseitig mit sozialen 
Parolen schlagen, sondern wir sollten versuchen, 
einen Weg zu finden, auf dem wir durchkommen. 
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Wer die Rentenformel und ihre Konsequenzen 
begriffen hat, muß wissen, daß unter den gegebenen 
Umständen — Bevölkerungsstruktur, Wachstums-
raten, wirtschaftliche und politische Situation — 
eine Zurückdrängung des Umverteilungsprozesses 
gar nicht möglich sein wird. Deshalb müssen wir 
sagen: was der Herr Bundesfinanzminister hierzu 
gesagt hat, ist leider nicht haltbar. Wir würden es 
sehr begrüßen, wenn er sagte, daß dies zwar eine 
ideale Ziel- und Wunschvorstellung von ihm ist, 
aber daß er weiß, daß die Realitäten anders sind, 
daß die Realitäten es allenfalls zulassen werden, 
das Nettoeinkommen vielleicht bei 80 % des Brutto-
einkommens zu halten, daß es aber auch da schon 
großer, großer Anstrengungen bedarf, wenn man 
nicht noch mehr in das verfügbare Einkommen des 
Arbeiters und Angestellten eingreifen will. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch auf 
eines eingehen. Die Rentenversicherung der Arbei-
ter und Angestellten wird durch den sogenannten 
Rentnerkrankenversicherungsbeitrag belastet. Hier 
ist eine großartige Idee geboren worden, die zum 
Inhalt hat, daß die Rente zunächst erhöht, dann 
aber doch wieder in etwas niedrigerer Höhe aus-
bezahlt wird. Damit wird die Fiktion aufrechterhal-
ten, daß in das Leistungsrecht nicht eingegriffen 
werde. Zur Rechtfertigung dieser verwaltungsmäßig 
sehr umständlichen und kostspieligen Maßnahme 
wird die Theorie vom Lohnersatz strapaziert. Es 
wird so getan, als werde der Rentner in Höhe von 
4 oder neuerdings anscheinend 2 % seines Einkom-
mens zu den Leistungen seiner Krankenversiche-
rung herangezogen. In Wirklichkeit liegen die 
Dinge leider viel komplizierter und sind weit weni-
der durchschaubar. Von diesen 2 % bekommt die 
Krankenversicherung schlechthin — nicht seine 

 Krankenversicherung, sondern die Krankenversiche-
rung schlechthin — einen Teilbetrag, und der andere 
Teil dieser 2 % wird verwendet, um die Löcher bei 
der Rentenversicherung zu stopfen. 

(Sehr richtig bei der FDP.) 

Warum diese fragwürdige Argumentation, diese 
vermeidbaren verwaltungsmäßigen Belastungen? 
Im Zusammenhang mit dem Sozialbericht, in dem 
bestimmte Vorstellungen entwickelt worden sind, 
werden wir noch einmal darauf zu sprechen kom-
men. 

Wieso eigentlich, meine Damen und Herren, ist 
die Rente desjenigen, der im Jahre 1967 Rentner 
wurde, keine Lohnersatzfunktionsrente? Denn sie 
wird ja nicht zum Krankenversicherungsbeitrag 
herangezogen. Auch hier eine etwas eigenartige 
Konstruktion! Hier wird doch um des optischen Ein-
drucks willen etwas aufgebaut, was kein Vernünf-
tiger und Nachdenkender mehr akzeptieren kann. 
Für den Rentner ist entscheidend, was er erhält, und 
nicht, nach welchen Theorien oder auf Grund wel-
cher Verwaltungspraxen in das bisher übliche Lei-
stungsrecht eingegriffen wird. 

Herr Kollege Windelen hat sehr dankenswerter-
weise etwas angesprochen, was ich noch vertiefen 
möchte. Bezüglich der Sozialleistungen insgesamt  

steht die Bundesrepublik in der EWG an der Spitze, 
ebenso bezüglich der Einzelleistungen bei der Al-
terssicherung, während die Franzosen bei den 
Leistungen für die kinderreiche Familie an der 
Spitze stehen. Nun treten ja in der Finanzgestaltung 
nicht nur in der Bundesrepublik Deutschland Schwie-
rigkeiten auf, sondern auch in Frankreich, und die 
Italiener stehen vor ähnlichen Problemen. An diese 
Probleme müssen wir doch — ich möchte sozusagen 
zur Entlastung unserer Kollegen sagen, daß das kein 
nationales Problem ist, sondern den Politikern offen-
sichtlich international Schwierigkeiten macht — mit 
Mut herangehen. Bei den Leistungen für die kinder-
reiche Familie stehen wir innerhalb der EWG an 
letzter Stelle, und im Rahmen des Finanzplanungs-
gesetzes greifen wir genau in diese Leistung ein, bei 
der wir ohnehin am Ende marschieren. Die Franzo-
sen stehen mit ihren Sozialleistungen in der Kran-
kenversicherung innerhalb der EWG an letzter 
Stelle, und sie greifen aus Ersparnisgründen auch 
wieder gerade dort ein, wo sie am schwächsten sind. 
Ich frage mich: Wie soll da noch eine Harmonisie-
rung erfolgen, wenn offensichtlich in allen Staaten 
der EWG bestimmte Schwergewichte gesetzt worden 
sind, die zu den Tabu-Zonen gehören, die keiner 
gern irgendwie zur Diskussion stellt, geschweige 
denn entscheidende Änderungen auf diesem Gebiet 
vornimmt? 

Herr Bundesfinanzminister, Sie haben ein Problem 
angesprochen, und ich glaube, der Herr Bundes-
arbeitsminister wird mir darauf eine Antwort geben. 
Ich glaube, das ist eine ganz entscheidende Frage. 
Es ist die Frage: Was ist eigentlich sozialer Besitz-
stand? Ich wäre gar nicht darauf gekommen, eine 
solche Frage zu stellen, wenn nicht der Herr Bun-
desfinanzminister am 6. September erklärt hätte, es 
werde nicht in den sozialen Besitzstand eingegriffen. 
Und gestern hat der Herr Bundesfinanzminister er-
klärt, es sei der Eindruck erweckt worden, als müß-
ten die Rentner aus ihrem gegenwärtigen Besitz-
stand diesen Krankenversicherungsbeitrag bezahlen. 
Hier ergibt sich eine eminent wichtige Grundsatz-
frage, deren Beantwortung viel zur Entschärfung 
und Entgiftung des bisherigen sozialpolitischen Kli-
mas und der Diskussionen beitragen könnte. 

Meine Damen und Herren, notwendige Diskussio-
nen über sachgemäße sozialpolitische Entscheidun-
gen sind in der Vergangenheit immer wieder mit 
dem Argument torpediert worden, es dürfe in den 
Besitzstand nicht eingegriffen werden. Wenn irgend 
jemand etwas sagte, wurde er sofort zurückgewie-
sen nach dem Motto: Sie greifen ja in den Besitz-
stand ein! Ich erinnere mich noch gut der Rede des 
Kollegen Barzel vor dem CDU-Parteitag im Jahre 
1966, die ich zwar nicht gehört, aber gelesen habe, 
in der er zu bestimmten Vorstellungen, die im 
Finanzministerium erwogen wurden, sagte: Wir 
warnen und wir rufen diesen Herrschaften zu: Hände 
weg von der Rentenversicherung! Er hat das unter 
großem Beifall gesagt, meine Damen und Herren. 
In der Zwischenzeit aber haben Sie die Hände ganz 
kräftig in der Rentenversicherung. 

(Beifall bei der FDP.) 
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Man sieht also, wie schnell sich die Dinge wandeln 
können. 

(Zuruf von der FDP.) 

Meine Damen und Herren, was meinte der Finanz-
minister also am 6. September und vorgestern mit 
diesen Formulierungen? Was versteht die Bundes-
regierung unter sozialem Besitzstand? Ist damit das 
jeweils geltende Recht, also der rechtliche Rahmen, 
gemeint, oder ist damit — das ist eigentlich die ein-
zige Schlußfolgerung, die die Äußerung des Bundes-
finanzministers zuläßt — das absolute Maß der so-
zialen Leistungen zu dem betreffenden Zeitpunkt 
gemeint, in Mark und Pfennig ausgedrückt, also der 
finanzielle Rahmen zu dem jeweiligen Zeitpunkt? 

Unter dieser letzten Definition, meine Damen und 
Herren, wäre sogar die Kürzung des Steigerungs-
satzes in der Knappschaftsversicherung von 2,5 auf 
2% zuzüglich Rentnerkrankenversicherungsbeitrag 
kein Eingriff in den Besitzstand. Eine solche Aus-
legung würde sogar bedeuten, daß Änderungen der 
Rentenformel, wie sie jetzt in der Knappschaftsver-
sicherung und auch in der Angestellten- und Arbei-
terversicherung vorgenommen werden oder bei den 
bisher üblichen Anpassungen erfolgen könnten, nicht 
als Beeinträchtigung des Besitzstandes angesehen 
werden könnten. Das ist eine so  eminent wichtige 
Frage, daß wir hier nicht nur von der Regierung ein 
klärendes Wort erwarten, sondern auch von den 
Regierungsfraktionen. Nicht nur die Opposition, 
sondern die ganze deutsche Öffentlichkeit muß in 
der Zukunft wissen, was der einzelne oder was eine 
Gemeinschaft mit dem Schlagwort „sozialer Besitz-
stand" umreißt und meint. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich darf noch hinzufügen, daß der Rentner bisher 
natürlich von der Erwartung ausging, daß dies der 
rechtliche Rahmen sei. Aber vielleicht sind hier neue 
Erkenntnisse gereift. Wir sind auf die Beantwortung 
sehr gespannt. 

Was den Rentnerkrankenversicherungsbeitrag an-
geht, hielten wir es für einfacher und überschau-
barer, zu sagen, daß die künftige Entwicklung mit 
gewissen Schwierigkeiten belastet ist, statt zu sol-
chen Hilfskniffen zu greifen. Denn der Rentenbe-
scheid wird dadurch nicht leichter lesbar, sondern er 
wird noch viel schwieriger. Ich frage die Herren von 
der SPD: Sind Sie nicht auch mit dem Vorsatz in die 
Regierung gegangen, dafür zu sorgen, daß die Rente 
übersichtlicher wird und daß der einzelne diesen 
Rentenbescheid lesen und besser verstehen kann? 
Wenn das vollzogen wird, über was Sie sich ge-
einigt haben, haben Sie sich von diesem Ihrem Ziel 
weit entfernt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir können die von Ihnen gefundene Kompromiß

-

formel nur als weitere Vernebelungsversuche an-
sehen. 

Noch ein Wort zu den finanziellen Berechnungen. 
Herr Bundesarbeitsminister, wie konnten bei glei-
chen Annahmen über die künftige Entwicklung der 
Bruttolöhne zwischen den Berechnungen der Bundes-

regierung und denen des Bundesverbandes der Ren-
tenversicherungsträger Unterschiede in Höhe von 
mehreren Milliarden für die nächsten Jahre ent-
stehen? Warum sind diese Differenzen nicht recht-
zeitig so aufgeklärt worden, daß das Parlament weiß, 
worin die Unterschiede liegen? Diese Situation er-
innert fatal an die Ausgangssituation im Januar 
1957, als der Kollege Professor Schellenberg von der 
SPD am Beginn der zweiten Lesung der Renten-
neuregelungsgesetze der Bundesregierung die bange 
Frage vorlegte, ob man mit einer so wenig gründlich 
vorbereitenden Gesetzesvorlage überhaupt weiter-
arbeiten könne. Dieselbe Frage müssen wir uns 
heute im Jahre 1967 stellen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Trotz Beteiligung der  SPD an der Regierung be-
finden wir uns nunmehr bei der Beratung der Än-
derung des Rentenversicherungsrechts in derselben 
Situation: fragwürdiges Zahlenmaterial, unausgewo-
gene Vorschläge zur Änderung des bestehenden 
Rechts und dazu noch ein Zeitdruck, der stärker gar 
nicht mehr sein könnte. Allein dieser Zeitdruck ver-
hindert schon eine sachgemäße und fundierte Bera-
tung. Insofern hat sich also, meine Kollegen von 
der SPD, gegenüber der Situation des Jahres 1957, 
in dem die CDU über 'die absolute Mehrheit ver-
fügte, nichts, gar nichts geändert. 

Wenn der Finanzminister nun auf Seite 34 seiner 
Rede darauf hinweist, daß in der Rentenversicherung 
in diesem Jahre in möglichst großem Umfang dauer-
hafte Lösungen für die Zukunft erreicht werden 
sollten, befindet er sich in einem merkwürdigen 
Widerspruch zu seiner Aussage auf Seite 29. Dort 
hat er nämlich festgestellt, daß die von der Bundes-
regierung vorgeschlagenen Maßnahmen noch keine 
Dauerlösung darstellten. Das, glaube ich, stimmt. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Aber dann handelt es sich um Übergangslösungen, 
und da stellen wir die Frage: Übergang wohin, zur 
Volksversicherung, zur Einheitsversicherung für 
Arbeitnehmer oder zu einer Alterssicherung mit  be-
grenzten, aber  immerhin möglichen individuellen 
Entscheidungsmöglichkeiten? Übergangslösungen 
sind notwendig, ,das bekennen auch wir Freien De-
mokraten. Aber man sollte schon wissen, wohin die 
Reise geht. Wir können keiner Übergangslösung zu-
stimmen, wenn das Ziel, das nach den Übergangs-
lösungen angesteuert wird, nicht erkennbar ist. 

Wer Entscheidungen für langfristig tragbare Lö-
sungen treffen will, muß ausreichende Unterlagen 
über die derzeitige Situation sowie über mögliche 
und wahrscheinliche zukünftige Entwicklungen ha-
ben. Wir halten es einfach für fahrlässig, in den 
Mittelpunkt aller steuer-, finanz- und sozialpoliti-
schen Überlegungen, Betrachtungen und Entschei-
dungen ein einziges Wunschbild zu stellen: das von 
einer 5- bis 51/2prozentigen jährlichen Zuwachsrate 
des Bruttosozialprodukts. Wer einen Überblick über 
mögliche künftige Entwicklungen gewinnen will, 
darf sich nicht an eine einzige Entwicklungslinie 
klammern, er muß günstigere und ungünstigere 
Entwicklungen  in  .den Kreis der  Betrachtungen und 
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Überlegungen mit einbeziehen, wenn er zu vernünf-
tigen und gültigen Entscheidungen kommen will. 

(Beifall bei der FDP.) 

Offenbar aber hat die Bundesregierung dies leider 
versäumt, sonst hätte sie auf unsere Kleine Anfrage 
Drucksache V/2061 zur zukünftigen Entwicklung der 
Brutto- und Nettoarbeitsverdienste, der steuerlichen 
Belastung, der sozialen Abgaben und der Nettoein-
kommen zumindest eine Antwort im Rahmen ihres 
einzigen Modells geben können. Aber nicht einmal 
dazu war sie in der Lage. Sie hat uns die Angaben 
darüber in Aussicht gestellt, und wir warten bis 
heute auf die zugesagte Beantwortung, ja wir müs-
sen in diesem Zusammenhang sogar fragen: Werden 
uns die Zahlen noch vor der dritten Lesung des 
Finanzplanungsgesetzes zur Verfügung stehen? 

Meine Damen und Herren, die Tatsache, daß die 
Bundesregierung es unterlassen hat, Alternativrech-
nungen zu der angenommenen 5- bis 5 1/2prozentigen 
Steigerung des Bruttosozialproduktes vorzunehmen, 
geht auch schon aus der Beantwortung unserer Klei-
nen Anfrage zu Fragen der Finanzplanung des Bun-
des hervor. In der Drucksache V/2123 — das ist die 
Drucksache, Herr Kollege Schellenberg, von der Sie 
vorhin sagten, daß die Regierung hier doch eine 
sehr saubere Antwort gegeben habe — hat die Bun-
desregierung unter dem Datum vom 29. September 
erklärt, daß Rechnungsergebnisse zur Annahme 
einer Entwicklung mit Zuwachsraten von 3 % und 
7 % nicht vorlägen und daß sie auch nicht in der 
üblichen Frist von 14 Tagen zu erstellen seien. Zwi-
schenzeitlich sind vier Wochen vergangen, und wir 
warten noch immer auf die Beantwortung dieser 
Frage. 

Diese Situation, meine Damen und Herren, be-
deutet doch nichts anderes, zumindest für den So-
zialbereich, als daß den Fraktionen Entscheidungen 
auf gut Glück oder ins Blaue hinein abverlangt 
werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wenn man nicht genügend Unterlagen hat, bleibt 
eben nur noch das blinde Vertrauen etwa nach dem 
Motto, es werde schon gut gehen. Dasselbe Motto 
— das können Sie in den Protokollen des Jahres 
1957 nachlesen — hat im Jahre 1957 viele Kollegen, 
insbesondere von der CDU/CSU-Fraktion, letztlich 
dazu bewogen, zu sagen: Stimmen wir zu! Leider 
müssen diese Kollegen heute feststellen, daß es 
zehn Jahre lang gut gegangen ist, daß wir aber jetzt 
in der Situation stehen, wo wir erkennen müssen, 
daß es nicht unter allen Umständen und immer gut 
gehen wird. Wir bitten deshalb um Verständnis, 
daß wir in dem, was die Regierung zu diesen Fragen 
der Finanzplanung vorgelegt hat, und in den Kom-
promissen, die von den Regierungsfraktionen ange-
boten werden, nichts anderes sehen als den Aus-
druck sozialpolitischer Ratlosigkeit. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ein Journalist hat es gestern in einer großen und 
angesehenen deutschen Tageszeitung sehr klar und 
hart umrissen, indem er festgestellt hat: Die Große 
Koalition erweist sich in den Fragen der Sozialpoli

-

tik nicht als Addition des Mutes, sondern als Addi-
tion der Angst. 

Wir Freien Demokraten — das möchte ich ab-
schließend sagen — sind zur Mitarbeit in allen ent-
scheidenden Fragen bereit, aber wir verlangen die 
Bereitstellung von Unterlagen in den Ausschüssen 
und die Beantwortung der noch nicht beantworteten 
Teile unserer Kleinen Anfrage, Unterlagen, die auch 
bei unterschiedlicher Betrachtungsweise der Pro-
bleme sachgemäße Entscheidungen in der einen oder 
andern Richtung erlauben. Das ist bisher nicht der 
Fall. Das, was als mögliche Lösungen angeboten 
wird, ist höchstens ein Verlagern der Probleme in 
die nächste Zukunft; es ist die Flucht vor grund-
sätzlichen Entscheidungen. 

Nach unserer Beurteilung ist die Zukunft der Ren-
tenversicherung unsicherer denn je, ja sogar die 
Frage, welcher Rentenanspruch in Zukunft bestehen 
soll, ist durch die vorgeschlagenen Maßnahmen in 
der Knappschaftsversicherung offen. Unsicherheit 
breitet sich aus, da die ökonomischen Möglichkeiten 
im Ansatz in etwa noch im Einklang stehen mit dem 
veränderten Leistungsrahmen, den die Regierung 
vorsieht, aber in völligem Widerspruch zu den Aus-
sagen der sozialpolitischen Schönredner der Koali-
tion. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Abgeordnete Professor Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Finanzänderungsgesetz, des-
sen erste Lesung wir heute durchführen, stellt die 
sozialdemokratische Fraktion insbesondere im 
sozialpolitischen Bereich vor schwere Aufgaben. Des-
halb möchte ich jetzt zusammenfassend unsere Auf-
fassungen darstellen. Wir werden in der Diskussion 
im einzelnen noch die Möglichkeit haben, uns mit 
den Darlegungen der FDP auseinanderzusetzen, 
sofern es mir in diesen einführenden Ausführungen 
zeitlich nicht möglich ist. 

(Abg. Ollesch: Keine Vertagung!) 

— Ja, wir kommen darauf. 

1. Bei den Auseinandersetzungen in der Öffent-
lichkeit und auch hier in diesem Hause um die Fra-
gen der Sozial- und Gesellschaftspolitik im Rahmen 
der mittelfristigen Finanzplanung spricht man einer-
seits von „sozialer Demontage" und andererseits 
vom „Marsch in den Versorgungsstaat". Herr Kol-
lege Spitzmüller hat das ein bißchen anders aus-
gedrückt. Er hat zwar nicht direkt von „sozialer 
Demontage" gesprochen, 

(Abg. Moersch: Er hat zitiert! — Lachen bei 
der FDP) 

— nicht im Wortlaut, aber im Sinn! — 

(Zuruf des Abg. Spitzmüller) 

— als er meinte, der soziale Bestand sei nicht mehr 
gewährleistet. 

(Weitere Zurufe von der FPD.) 
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Er hat aber auf der anderen Seite von einer „Sozia-
lisierung der Arbeitseinkommen" gesprochen. 

Herr Kollege Spitzmüller, Sie haben ein Wort 
gebraucht, das hier nicht üblich ist: „schizophren". 
Ich will es nicht verwenden. 

(Lachen und Zurufe von der FPD.) 

Ich will nur sagen, daß Sie, Herr Kollege Spitz-
müller, hier einen Mischmasch der einen Auf-
fassung — „Beeinträchtigung des sozialen Besitz-
standes" — und der anderen Auffassung — „zuviel 
Versorgungsstaat" — vorgetragen haben, ohne 
aber — und das ist das Entscheidende — eine finan-
zielle Deckung darzulegen. Das ist die zentrale 
Aufgabe, vor der dieses Haus steht, vor der alle, 
die politische Verantwortung tragen, auch Sie, 
meine Damen und Herren von der FDP, stehen. 

Wie ist denn die Lage im Bereich der Sozial-
politik? 

(Zurufe von der FDP: Schlecht!) 

— Das werden wir genau untersuchen. — In dieser 
ersten großen wirtschaftlichen Rezession der Nach-
kriegszeit, 

(Oh-Rufe bei der FDP) 

die wir gerade durch Maßnahmen 

(Ah-Rufe bei der FDP) 

der Wirtschaftspolitik und auch der Finanzpolitik 
zu überwinden beginnen, in dieser Phase der wirt-
schaftlichen Abschwächung 

(Abg. Moersch: Glauben Sie alles, was Sie 
sagen?) 

hat die Sozialpolitik im Grundsätzlichen — auf alle 
Details komme ich selbstverständlich zu sprechen — 
ihre Bewährungsprobe bestanden. Seit 1966 sta-
gniert praktisch das Sozialprodukt. Aber die Leistun-
gen für soziale Sicherheit haben kräftig zugenom-
men. Um es in Zahlen auszudrücken: alle Sozial-
leistungen, auch die durch Beiträge der Versicherten 
und ihrer Arbeitgeber, haben im Jahre 1966 68,9 
Milliarden DM betragen, und sie werden nach dem 
Finanzbericht des Herrn Bundesfinanzministers in 
diesem Jahre auf 77,3 Milliarden DM anwachsen. 
Das ist die Folge einer größeren Zahl von Arbeits-
losen, der größeren Zahl von Rentnern, auch -der ge-
stiegenen Durchschnittshöhe der Renten und der 
Verbesserung der Kriegsopferversorgung, um nur 
einige Beispiele zu nennen. 

Aber es kommt — und darin stimme ich Ihnen, 
Herr Kollege Spitzmüller, zu — bei der weittragen-
den Entscheidung, die mit dem Finanzänderungsge-
setz zu treffen ist, selbstverständlich darauf an, auch 
die Sozialleistungen, finanziert durch Beiträge der 
Arbeitgeber, der Versicherten und des Bundes, in 
langfristiger Entwicklung zu sehen. 1957 haben die 
gesamten Sozialleistungen 31,2 Milliarden DM be-
tragen. Sie machten damals 13,8 % des Bruttoso-
zialprodukts aus. In diesem Jahre werden sie mit 
den genannten 77,3 Milliarden DM auf 16,1 % des 
Bruttosozialprodukts angewachsen sein. Die Steige-
rung ist nominell und natürlich auch im Verhältnis 
zum Bruttosozialprodukt sehr beachtlich. 

Die Steigerung des Anteils der Sozialleistungen 
am Bruttosozialprodukt ist aber vor allem eine Folge 
des gegenwärtigen Stillstandes des Bruttosozial-
produkts. Weil wir das wissen, sind wir Sozial-
demokraten — selbstverständlich einschließlich der 
Sozialpolitiker — bereit, alle Anstrengungen zu 
unternehmen, um die volkswirtschaftliche Leistungs-
kraft wieder zu Wachstum zu bringen; dies bildet die 
Voraussetzung für die Bereitstellung der Mittel der 
sozialen Leistungen im weitesten Sinne des Wortes. 

(Beifall bei der SPD.) 

Insofern arbeiten Sozialpolitiker, Wirtschafts- und 
Finanzpolitiker in meiner Fraktion vertrauensvoll 
zusammen. Das ist auch in der gestrigen Rede mei-
nes Kollegen und Freundes Dr. Möller zum Ausdruck 
gekommen. 

(Abg. Frau Kalinke: Welch ein Fortschritt 
mit Gottes Hilfe! — Zuruf von der FDP: 

Jawohl!) 

Die gesamten Sozialleistungen waren absolut und 
verglichen mit dem Sozialprodukt in unserem Lande 
noch niemals höher als heute. Während die Löhne 
und Gehälter gegenwärtig stagnieren, haben — und 
das ist wirtschaftspolitisch von großer Bedeutung — 
vor allem die Sozialleistungen die Massenkaufkraft 
gesichert. Die Sozialleistungen haben sich damit als 
eine wichtige Konjunkturstütze erwiesen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Wer die Höhe des Sozialaufwands kritisiert, der 
möge doch die Frage beantworten — ich richte sie 
an die Damen und Herren von der FDP —: Wie 
stände es um die soziale und politische Stabilität 
in unserem Lande ohne diese Sozialleistungen? 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Der Anstieg der Sozialleistungen wurde im we-
sentlichen durch Beiträge der Arbeitenden und ihrer 
Arbeitgeber, durch eine gewisse Verflüssigung der 
Mittel der sozialen Sicherung und aus Bundesmitteln 
aufgebracht. 

Die Bundesmittel für Sozialleistungen, die im 
Rahmen des Finanzänderungsgesetzes eine beacht-
liche Rolle spielen, haben sich, auch langfristig 
gesehen, in absoluten Beträgen erhöht. Sie sind von 
10,8 Milliarden DM im Jahre 1957 auf 20,3 Mil-
liarden DM im Jahre 1967 angestiegen und werden 
sich im Jahre 1968 auf 21,8 Milliarden DM belau-
fen, was auch mit der Tatsache zusammenhängt, daß 
jetzt keine Schuldbuchforderungen mehr gegeben 
werden. 

Das ist in absoluten Beträgen eine gewaltige 
Steigerung. Aber — und das müssen wir für jede 
weitere Diskussion wissen — in Relation zum 
gesamten Bundeshaushalt sind die Sozialleistungen 
des Bundes von 33,3 % im Jahre 1957 auf 27,6 % 
im Haushaltsentwurf für 1968 zurückgegangen. 

Nach diesen finanziellen Ausgangsdaten nun zur 
Stellungnahme der Sozialdemokraten. 

Als Opposition haben wir wesentlich daran mit-
gewirkt — das wird jedermann zugestehen —, die-
sen Sozialleistungsstand zu erreichen. In der Regie- 
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rungsverantwortung sind wir unbedingt entschlos-
sen, diese Sozialleistungen grundsätzlich — auf die 
Abweichungen komme ich sofort — auch in Zeiten 
finanzieller Schwierigkeiten zu sichern. Hierfür 
einige Beispiele: Verbesserung der Leistungen in 
der Kriegsopferversorgung, Erhöhung des Arbeits-
losengeldes, um den Betroffenen so lange zu helfen, 
bis sie durch die Wirtschaftspolitik unserer Bundes-
regierung 

(Zuruf von der FDP: Wieder Arbeit 
bekommen!) 

— wieder Arbeit bekommen. 

2. Im Zusammenhang mit dem vorliegenden Ent-
wurf des Finanzänderungsgesetzes kommt der so-
zialen Sicherung für das Alter, der Rentenversiche-
rung, eine besondere Bedeutung zu. Die Sicherung 
des Lebensabends hat nach Auffassung der Sozial-
demokraten — und ich weiß mich darin völlig eins 
mit unserem Koalitionspartner — 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

im Rahmen der Gesellschaftspolitik eine fundamen-
tale Bedeutung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sozialdemokraten, wo sie stehen, ob in der Bundes-
regierung, ob im Parlament, haben darum gerun-
gen, daß diese Alterssicherung durch die mittel-
fristige Finanzplanung möglichst nicht beeinträch-
tigt wird. Herr Kollege Stingl wird nachher für 
seine Fraktion sprechen und den Standpunkt der 
CDU/CSU in dieser Hinsicht erläutern und dabei 
sicherlich der FDP in entsprechender Weise antwor-
ten. 

Wir haben uns — die beiden Regierungsparteien 
von heute — im Jahre 1957 zu diesem Rentensystem 
mit der bruttolohndynamischen Rente entschlossen. 
Damals hat jeder von uns den Altersaufbau unseres 
Volkes gekannt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

In Kenntnis dieses Altersaufbaus haben wir die Ent-
scheidung über das neue Rentensystem getroffen. 
Jetzt haben sich infolge der wirtschaftlichen Ab-
schwächung die finanziellen Probleme, die wir seit 
über 'zehn Jahren kennen, verschärft. Dies auch des-
halb, weil sich dieses Haus im Jahre 1957 für eine 
um vier Jahre verzögernde Anpassung entschieden 
hat. Das führte seit der Rentenreform dazu, daß die 
Renten trotz der Anpassung verhältnismäßig hinter 
der Lohn- und Gehaltsentwicklung ,der Aktiven 
zurückgeblieben sind. Jetzt, in der Zeit der Ab-
schwächung der Lohn- und Gehaltsentwicklung, wäre 
es eine schwere Erschütterung der sozialen Siche-
rung, wenn wir nunmehr zum Nachteil der Rentner 
dieses System der Bruttolohndynamik verschlechtern 
würden. 

(Zuruf von  der  FDP: Das tut ihr doch!) 

— Nein, ich werde im einzelnen genau darlegen, 
was wir tun und wozu wir uns nach eingehenden 
Besprechungen und Verhandlungen mit unserem 
Koalitionspartner entschlossen haben. 

Meine Damen und Herren: Die Frage der Beibe-
haltung der bruttolohndynamischen Rente ist nicht  

nur eine Angelegenheit der Rentner, sondern eine 
Frage ides  Vertrauens aller Bürger nicht nur in die 
soziale Sicherheit, sondern in unserer Demokratie 
überhaupt. 

Das Finanzänderungsgesetz gewährleistet grund-
sätzlich — Ausnahmen werde ich darlegen, damit 
Sie sich nicht beunruhigen, meine Damen und Her-
ren von der FDP; aber es sind leider von Ihnen 
nur wenige da — — 

(Zuruf von der FDP: Vor allen Dingen 
die Qualität!) 

— Das will ich gern zugeben. — Das Finanzände-
rungsgesetz gewährleistet grundsätzlich weiterhin 
die bruttolohndynamische Rente. Trotz des Rentner

-

Krankenversicherungsbeitrages von 2 %, auf den 
ich noch zu sprechen komme, werden sich die Renten 
des Bestandes bis 1971, also in jenem Zeitraum, für 
den wir jetzt mittelfristige Finanzplanung treiben, 
um 29,8 % erhöhen. Das ergibt sich aus den Grund-
sätzen ,der Lohndynamik. Wir wissen schon jetzt 
nicht nur, wie ,die Anpassung für 1968 weitergehen 
soll, sondern auch, wie sich die Rente bei Aufrecht-
erhaltung der Dynamik 1969, 1970 und 1971 berech-
nen wird. Das weiß man gerade wegen der nach-
hinkenden Anpassung schon heute. Die Renten wer-
den sich also  bis 1971 um 29,8 % erhöhen, unge-
achtet des Beitrages zur Rentnerkrankenversiche-
rung. 

Noch eine andere Bemerkung, Herr Kollege Spitz-
müller! Die Gewährleistung der bruttolohndyna-
mischen Rente ist für uns — und ich meine, auch 
damit zugleich für unseren Koalitionspartner zu 
sprechen — keineswegs nur eine Aufgabe bis 1971. 
Deshalb haben wir schon als Opposition mit beson-
derem Nachdruck darauf bestanden, daß versiche-
rungstechnische Bilanzen nicht nur bis 1971 vorge-
legt werden, sondern daß die Vorausrechnungen für 
Jahrzehnte erfolgen. In Kenntnis dieser versiche-
rungstechnischen Bilanzen wissen wir ganz genau, 
daß die Rentenversicherung — — Bitte schön, Herr 
Kollege Spitzmüller, wollen Sie eine Fragestellen? 

Spitzmüller (FDP) : Herr Kollege Schellenberg, 
können Sie mir sagen, in welchem logischen Zusam-
menhang Ihre soeben gemachten Ausführungen zur 
versicherungstechnischen Bilanz zu dem Vorschlag 
stehen, den Sie auch mitvertreten, die versicherungs-
technischen Bilanzen nicht mehr für 30, sondern nur 
noch für 20 Jahre und nicht mehr alle zwei, sondern 
nur noch alle vier Jahre zu erstellen? Man muß 
daraus schließen, daß Sie die versicherungstechni-
schen Bilanzen als nicht mehr so wichtig ansehen. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Kollege Spitz-
müller, als Mitglied des Ausschusses — als rühriges 
Mitglied des Ausschusses, wie ich gern bestätigen 
möchte wissen Sie genau, daß wir nach Befragung 
von Sachverständigen diese Fragen im Dritten Ren-
tenversicherungs-Änderungsgesetz regeln werden. 
Wir werden dieses Gesetz nach der Verabschiedung 
des Finanzänderungsgesetzes — so nehme ich an — 
im Ausschuß abschließend beraten. Wir werden die 
Dinge zuerst im Ausschuß unter Berücksichtigung 
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der letzten Fakten genau durchdenken und dem Haus 
präzise Vorschläge machen. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: 
Darüber braucht Herr Spitzmüller nicht 
mehr im Bett nachzudenken! — Heiterkeit.) 

— Vielen Dank, Herr Kollege Möller. Haben Sie 
gehört, Herr Spitzmüller: Sie sollen über die Finanz-
probleme der Rentenversicherung nicht mehr im 
Bett nachdenken. Ihre Mitarbeit im Ausschuß wird 
Ihnen das ermöglichen. Bitte lassen Sie sich dabei 
durch andere Kollegen unterstützen, damit die Aus-
schußerkenntnisse eine möglichst weite Verbrei-
tung innerhalb der FDP-Fraktion finden. 

Die Probleme des Altersaufbaus sind neben an-
deren Tatsachen auch eine Folge des Krieges. Wir 
wissen aber auch, daß sich mit Beginn der 80er 
Jahre der Altersaufbau unseres Volkes günstiger 
gestalten wird. Die neuesten Vorausberechnungen 
des Statistischen Bundesamtes sind in dieser Hin-
sicht für die Rentenversicherung positiver als die 
bisherigen Annahmen der Bundesregierung in den 
versicherungstechnischen Bilanzen. Das ist ein wich-
tiger Tatbestand. Er nimmt uns nicht die Sorgen bis 
1980. Aber diese langfristigen Perspektiven sind für 
unsere weitere Entscheidung von hoher Bedeutung. 
Wir werden auch sie in den Ausschußberatungen 
berücksichtigen. 

Im Rahmen des Finanzänderungsgesetzes soll der 
Bundeszuschuß reduziert werden. Die Nominalbe-
träge der Bundeszuschüsse werden zwar von 1968 
bis 1971 von 9,5 bis auf 10,7 Milliarden DM an-
steigen. Sie werden aber gegenüber dem geltenden 
Recht gekürzt. Die Kürzung der Bundeszuschüsse 
bedeutet, daß über die durch den Altersaufbau unse-
res Volkes bedingten Konsequenzen hinaus die Ak-
tiven noch stärker belastet werden. Wird der Bun-
deszuschuß reduziert, dann wirkt sich das — bei 
Aufrechterhaltung des Leistungsniveaus — in einer 
stärkeren Belastung der Versicherten durch erhöhte 
Beiträge aus. 

Das stellt uns Sozialdemokraten politisch vor sehr 
schwere Entscheidungen. Aber, meine Damen und 
Herren von der FDP, wir sind gewillt, den Bundes-
haushalt in Ordnung zu bringen und gleichzeitig die 
Zusagen der sozialen Sicherung einzuhalten. Deshalb 
ist die sozialdemokratische Bundestagsfraktion be-
reit, Beitragserhöhungen zuzustimmen. 

Der Streit, den wir mit Ihnen, Herr Kollege Spitz-
müller, mit der FDP und mit einigen anderen aus-
tragen, geht im Kern darum, ob die Rentner von 
heute und morgen durch Abschwächung des Systems 
der bruttolohnbezogenen Rente die Belastung aus 
dem Altersaufbau unseres Volkes tragen sollen. 
Wir Sozialdemokraten lehnen das ab. Wir werden 
deshalb alles tun, um an dem Prinzip der Lebens-
standardrente, verkörpert in der dynamischen Ren-
tenformel, uneingeschränkt festzuhalten. Für uns ist 
das eine politische Verpflichtung und ein moralisches 
Gebot zugleich. 

3. Nun zur Einbeziehung aller Angestellten in die 
Rentenversicherung. Herr Kollege Spitzmüller, Sie 
haben völlig recht, dies ist eine Entscheidung von 

grundsätzlicher Bedeutung. Wir hätten die Abschaf-
fung der Versicherungspflichtgrenze für Angestellte 
lieber in einem anderen Zusammenhang gesetzlich 
geregelt. Jetzt wird sie im Finanzänderungsgesetz 
vorgenommen. Gesetzgeberisch ist das eigentlich 
von zweitrangiger Bedeutung. Für uns ist es viel 
wichtiger, daß es geschieht. Mit der Einbeziehung 
aller Angestellten wird ein grundlegendes gesell-
schaftspolitisches Anliegen verwirklicht. Dann wird 
endlich der Begriff der  Schutzbedürftigkeit aus dem 
Rentenversicherungsrecht verschwinden. 

(Beifall in der Mitte.) 

Herr Kollege Spitzmüller, Sie halten an der Schutz-
bedürftigkeit als Merkmal der Sozialversicherung 
fest. Ich möchte Ihnen einmal sagen, woher dieser 
Begriff kommt. Er stammt aus der kaiserlichen Bot-
schaft von 1881, aus der Zeit des Sozialistengesetzes. 
Sie proklamierte die Begrenzung der Sozialversiche-
rung auf Schutzbedürftige. Das war und ist eine Dis-
kriminierung der Versicherten gegenüber dem ande-
ren Teil der Bevölkerung. Wir sind deshalb froh, daß 
die Rentenversicherungspflicht aller Arbeitnehmer 
nun gewährleistet wird. Alle Beamten haben eine 
Alterssicherung, alle Arbeiter durch die Rentenver-
sicherung, und jetzt wird sie auch auf den Rest der 
Angestellten ausgedehnt. 

Meine Damen und Herren der FDP, Sie wenden 
sich gegen 'die Rentenversicherungspflicht für alle 
Angestellten, 

(Abg. Ollesch: Gegen die kleinen Mittelchen 
wenden wir uns!) 

weil Sie wissen, daß mit dem, was Gesetz werden 
soll, früher oder später die Rentenversicherung zu 
einer Volksversicherung wird. Das ist die Konse-
quenz. Wir treffen zwar darüber heute keine gesetz-
geberische Entscheidung. Aber jeder weiß, daß, 
wenn wir auch Angestellte mit höherem Einkommen 
einbeziehen, der Tag nicht mehr fern sein kann, an 
dem wir auch Selbständige in das System der sozia-
len Sicherung so oder so einbeziehen werden. In 
diesem Bewußtsein werden wir unsere politischen 
Entscheidungen treffen. Ich darf hier für meine Frak-
tion erklären: die Aufhebung der Versicherungs-
pflichtgrenze wird die Gesellschaftspolitik in unse-
rem Lande verändern, auch dann, wenn die Be-
lastungen des Finanzänderungsgesetzes längst auf 
andere Weise verkraftet sind. 

4. Nun komme ich zum Rentnerkrankenversiche-
rungsbeitrag, Herr Kollege Spitzmüller und meine 
Damen und Herren von der FDP. 

(Zuruf von der FDP: Wir passen gut auf!) 

— Hoffentlich, wir wollen gründlich darüber dis-
kutieren. Selbstverständlich ist das Finanzände-
rungsgesetz, das wir heute in erster Lesung zu be-
raten haben, kein rein sozialdemokratisches Pro-
gramm der mittelfristigen Finanzplanung. Auch in 
der Finanzpolitik — das wurde von Herrn Dr. Möller 
und auch schon bei der Septemberberatung von 
unseren Sprechern erklärt -- muß jede Koalition 
den Kompromiß suchen. Deshalb ist es völlig 
müßig, darüber zu spekulieren, wie die mittelfristige 
Finanzplanung ausgesehen hätte, wenn sie allein 
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von den politischen Vorstellungen der CDU/CSU 
oder allein von den politischen Vorstellungen der 
Sozialdemokraten bestimmt worden wäre. Es gibt 
keine Koalition ohne Kompromiß. In diesem Wissen 
haben wir eine Entscheidung über den Beitrag der 
Rentner zu ihrer Krankenversicherung zu fällen. 

Die Sozialdemokraten haben immer erklärt, daß wir 
einen solchen Beitrag der Rentner zu ihrer Kranken-
versicherung nicht für sinnvoll halten. Unser Koali-
tionspartner hat wiederholt zum Ausdruck gebracht, 
daß für ihn dieser Beitrag ein wichtiges Element 
seiner sozialpolitischen Vorstellungen ist. Herr Kol-
lege Stingl wird das sicher noch verdeutlichen. Es 
gibt hier unterschiedliche Auffassungen zwischen 
den Regierungsparteien. Nach manchem freundlich

-

hartem Gedankenaustausch haben wir uns in der 
Mitte geeinigt, bei 2 %. Selbstverständlich ist es ein 
Kompromiß. Anders geht es in der Zusammenarbeit 
zweier großer politischer Kräfte in diesem Hause 
nicht. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

5. Um den Krankenversicherungsbeitrag für Rent-
ner von 4 % zu verhindern, haben wir verschiedene 
Alternativen angeboten. Wir haben sie in  den  dafür 
vorgesehenen Gremien dargelegt und uns möglichst 
mit Darlegung unserer Alternativen in der Öffent-
lichkeit zurückgehalten, was einige Damen und 
Herren der Presse uns übelgenommen haben. Des-
halb ist manches, was in der Presse darüber be-
richtet wurde, richtig; aber manches wurde nicht 
ganz richtig dargestellt. 

(Abg. Frau Kalinke: Wie immer!) 

Das werden wir an anderer Stelle schon berichtigen. 
Bisher haben wir uns hinsichtlich der Alternativen 
zum Rentnerkrankenversicherungsbeitrag Zurückhal-
tung auferlegt, weil wir auf dem Standpunkt stehen, 
daß erst von den Fraktionen und dann hier in diesem 
Hause die grundsätzlichen Erklärungen abzugeben 
sind. Das ist unser Stil auch in der Zusammenarbeit 
mit unserem Koalitionspartner. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Zustimmung 
bei der SPD.) 

Wir haben es begrüßt, daß die Kollegen der CDU/ 
CSU die gleichen Grundsätze angewandt haben. Das 
war sinnvoller für die Zusammenarbeit und hat den 
notwendigen Kompromiß erleichtert. 

Unter den verschiedenen Alternativen haben wir 
unter anderem vorgeschlagen, Regelungen zu besei-
tigen, die bisher zu einem Nebeneinander von 
Sozialleistungen führten. Die Koalitionsparteien 
haben sich beispielsweise darauf geeinigt, .daß bei 
Zusammentreffen von Rente und Arbeitslosengeld 
nur die höhere Leistung gewährt werden soll und 
daß, soweit sich daraus eine Ersparnis ergibt, die 
Mittel — sehr zum Leidwesen des Herrn Bundes-
arbeitsministers mit dem von ihm betreuten Arbeits-
förderungsgesetz — der Rentenversicherung zuflie

-

ßen sollen. Dabei war unser Leitgedanke: Zentrale 
Aufgabe ist die Alterssicherung. 

Der Herr Bundesfinanzminister hat in seiner 
Haushaltsrede zu diesen Alternativvorschlägen Be-
merkungen gemacht. — Herr Bundesfinanzminister,  

würden Sie die große Liebenswürdigkeit haben, mir 
zuzuhören; denn ich möchte Sie neu im Kreise der 
Sozialpolitiker begrüßen. Sie haben sich zu sozial-
politischen Fragen auf Grund Ihrer Informationen 
— Sie waren nicht unmittelbarer Teilnehmer des 
Informationsgesprächs — geäußert. Sie haben unter 
anderem erklärt, daß Sie von unseren Alternativen 
gegenüber dem Beitrag zur Krankenversicherung 
der Rentner in keiner Weise überzeugt seien. Nun, 
Herr Bundesfinanzminister, das hängt vielleicht mit 
der Komplizierung des Sozialrechts zusammen. Ich 
zweifle nicht daran, daß Sie sich auch diese Zusam-
menhänge 'bald noch besser aneignen werden. Das 
wird mit Ihnen dann über diese Bereiche — so hoffe 
ich jedenfalls — eine Verständigung leichter ermög-
lichen. 

Sie haben behauptet, Herr Bundesfinanzminister, 
daß die Verschiebung des Rentenbeginns um einen 
Monat zu einer zusätzlichen Belastung der Sozial-
hilfe führt. Das ist Theorie. Praktisch erhält nämlich 
der Rentner bis zum Rentenbeginn entweder Ar-
beitseinkommen oder, wenn er vor dem Rentenbe-
ginn entlassen werden sollte, Arbeitslosengeld oder, 
wenn er krank ist, Krankengeld. In jedem Fall hat 
der Rentner, der gearbeitet hat, bis zum Rentenbe-
ginn im Grundsatz Rechtsanspruch auf diese oder 
jene soziale Leistung. 

Sozialhilfe kann nur für die wenigen in Betracht 
kommen, die nicht die Leistungsvoraussetzungen 
für die soziale Sicherheit erfüllen. Im übrigen sor-
gen wir dafür — jedenfalls wir Sozialdemokraten 
bemühen uns darum —, daß der Kreis derjenigen, 
der in die soziale Sicherung — Rentenversicherung, 
Krankenversicherung, Arbeitslosenversicherung — 
einbezogen ist, wächst. Damit wird der Personen-
kreis, der zwischen die einzelnen Leistungssysteme 
fallen könnte und der dann auf Sozialhilfe ange-
wiesen wäre, kleiner. 

Im übrigen hat das Bundesinnenministerium — 
das möchte ich hier mitteilen — dem Ausschuß für 
Sozialpolitik vor einiger Zeit Material geliefert, 
nach dem von den Rentnern der Sozialversicherung, 
also von rund 8 oder, wenn wir die Knappschaft hin-
zurechnen, 9 Millionen Rentnern nur 137 000 Haus-
halte zusätzliche Sozialunterstützung erhalten müs-
sen. Ein beachtlicher Personenkreis! Er ist aber viel 
kleiner, als dies oft in der öffentlichen Diskussion 
angenommen wird. Auch das ist ein Erfolg der dy-
namischen Rente. 

6. Herr Bundesfinanzminister, Sie haben die Be-
fürchtung geäußert, kranke Rentner würden durch 
die Rezeptgebühr besonders betroffen. Diese Be-
denken sind inzwischen zerstreut. Aber wer von 
Belastung der Kranken spricht, der sollte sich — 
das will ich ganz freimütig sagen — doch vor 
Augen führen, was frühere Regierungen dem Par-
lament in dieser Hinsicht vorgeschlagen haben. 
Herr Bundesfinanzminister, Sie waren damals in an-
derer Funktion Mitglied der Bundesregierung. Wir 
waren seinerzeit der Meinung, daß die damals vor-
gesehenen finanziellen Beteiligungen der Versicher-
ten, der Familienangehörigen und Rentner den Weg 
zum Arzt erschwert hätten. Diese Pläne sind nicht 
mehr auf dem Tisch. Sie sind vom Tisch, wesentlich 
durch unsere Aktivität. 
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Um es deutlich zu sagen: auch Gebühren für Re-

zepte schmecken uns Sozialdemokraten grundsätz-
lich nicht. Aber wir haben uns im Rahmen der ver-
schiedenen Alternativen verpflichtet, das Finanz-
volumen einzuhalten. Unter den verschiedenen 
Alternativen war dies und jenes bei unserem Koali-
tionspartner nicht erreichbar. Deshalb schluckt — um 
es ganz deutlich zu sagen — die SPD-Fraktion die 
bittere Pille der Erhöhung der Rezeptgebühr für 
aktive Versicherte auf 1 DM. Niemand, meine Da-
men und Herren, wird aber ernsthaft behaupten 
wollen, daß eine Erhöhung der seit 37 Jahren be-
stehenden Rezeptgebühr von 50 Pf — die Höhe 
war zeitweise etwas unterschiedlich — auf 1 DM den 
Weg zum Arzt erschwert. Darauf kommt es aber 
gesundheitspolitisch und sozialpolitisch allein an. 

7. Jetzt zur Knappschaftsversicherung! Gerade 
Menschen, die in Berufen und Gebieten wirken, die 
von der tiefen Strukturkrise der Knappschaftsver-
sicherung betroffen sind, wissen, daß die Knapp-
schaftsleistungen für die Bergarbeiter, für ihre Fa-
milien, aber auch für die Menschen, die auch von 
den Renten der Bergarbeiter in ihrer Existenz mit 
abhängen, eine besondere Bedeutung haben. Das, 
was Sie, Herr Kollege Spitzmüller, zur Knappschafts-
versicherung gesagt haben, ist im wesentlichen eine 
Folge der Strukturkrise des Bergbaus. Über diese 
Fragen werden wir uns Anfang November in diesem 
Hause sehr gründlich unterhalten. Tatsache ist — das 
ergibt sich aus der Beantwortung der Kleinen An-
frage der FDP, auf die Herr Kollege Spitzmüller 
Bezug genommen hat —, daß heute in der Knapp-
schaftsversicherung, trotz des hohen Beitragssatzes 
von 23,5 %, den Beitragseinnahmen von noch nicht 
1 Milliarde DM jährlich Gesamtausgaben der Knapp-
schaftsversicherung von 4 Milliarden DM gegenüber-
stehen. Dieses Mißverhältnis wird sich fortsetzen. 
Es wird sich, wenn die Zahl der im Bergbau Beschäf-
tigten zurückgeht — da die alten Ansprüche noch 
lange erhalten bleiben — weiter verstärken. Deshalb 
hat sich die Bundesregierung — der Herr Bundes-
arbeitsminister wird das sicher noch verdeutlichen 
— zu den schwerwiegenden Eingriffen in das Lei-
stungsrecht entschlossen, die die Herabsetzung des 
Steigerungsbetrags bedeuten. Es fällt jedem Politi-
ker, auch demjenigen, der nicht in den Bergbau-
gebieten politisch wirkt, sehr schwer, eine solche 
Herabsetzung gerade in dieser Zeit politisch zu ver-
treten. 

Aber wir müssen die Dinge im Zusammenhang 
sehen. Es ist eine Selbstverständlichkeit — man muß 
sie aber erwähnen —, daß die Knappschaftsrenten 
trotz der empfindlichen Senkung des Steigerungs-
betrags auch in Zukunft höher bleiben werden als 
die Renten der Arbeiter und Angestellten und daß 
selbstverständlich die typischen, auf den Bergbau 
zugeschnittenen Sonderrenten erhalten bleiben. 
Dennoch — und das ergibt sich aus der Senkung 
des Steigerungsbetrages — werden die Knapp-
schaftsrenten in Zukunft in weit geringerem Maße 
steigen und angepaßt werden als die Renten der 
anderen Arbeiter und Angestellten. Dennoch wird 
für die vier Jahre, für die wir jetzt die mittelfristige 
Finanzplanung zu machen haben, sich das Knapp-

schaftsruhegeld desjenigen, der heute Knappschafts-
rentner ist, bis zum Jahre 1971 um 15,2 % erhöhen, 
trotz der Senkung des Steigerungsbetrages, die im 
Zusammenhang mit der Rentenanpassung Zug um 
Zug vorgenommen wird. Dies erfolgt, obwohl — das 
ist unser politischer Wille — die Beiträge zur 
Knappschaftsversicherung im Gegensatz zu denen 
der Rentenversicherung der Arbeiter und Ange-
stellten bis 1971 nicht erhöht werden. 

Die Regierungsvorlage bringt auch — das muß 
auch derjenige, der die Herabsetzung des Steige-
rungsbetrags kritisiert, anerkennen — ungeachtet 
der schwerwiegenden Eingriffe einige Leistungs-
verbesserungen im Knappschaftsrecht. Nach dem Re-
gierungsentwurf werden z. B. alle Untertagearbeiter 
— das ist ein altes sozialpolitisches Ziel von uns 
Sozialdemokraten — gleich behandelt. Berufsun-
fähige und Erwerbsunfähige erhalten die vollen Zu-
rechnungszeiten, bisher nur zu zwei Dritteln. 
Schließlich soll — auch das steht in der Regie-
rungsvorlage   die Zukunft der Knappschaftsver-
sicherung durch Errichtung einer Bundesknappschaft 
besser fundiert werden. 

Darüber hinaus haben die Regierungsparteien in 
den Verhandlungen noch folgendes vereinbart: Der 
Steigerungsbetrag für Berufsunfähige wird nicht auf 
1,6, sondern auf 1,8 % festgesetzt. Der Steigerungs-
betrag für Knappschaftsausgleichsleistungen, die ge-
rade in dieser Strukturkrise ihre besondere Bedeu-
tung haben, bleibt bei 2 %, und es bleibt auch bei der 
Altersgrenze von 55 Jahren; schließlich werden die 
Untertagearbeiter höhere Leistungszuschläge erhal-
ten, um die Abschwächung des Steigerungsbetrages 
abzumildern. Insgesamt sind die Regierungspar-
teien übereingekommen, das Volumen der Regie-
rungsvorlage zugunsten der Knappschaftsversiche-
rung um jährlich 100 Millionen DM zu verbessern. 
Die Regierungsparteien bekunden damit ihren Wil-
len — ich darf das gleichzeitig schon vorweg im 
Namen der CDU sagen —, die durch die Senkung 
des Steigerungsbetrages entstehenden Härten im 
Rahmen des finanziell Möglichen zu mildern. 

Wie soll die Sache finanziert werden? Da sich die 
Regierungsparteien durch die Erklärungen ihrer 
Fraktionsvorsitzenden in der Septembersitzung ver-
pflichtet haben, das vorgesehene Volumen der ein-
zelnen Haushalte zu halten, sollen die 100 Millionen 
DM jährlich finanziert werden im Rahmen des 
Wanderversicherungsausgleichs zwischen Knapp

-

schaftsversicherung und Rentenversicherung der Ar-
beiter und Angestellten. Meine Damen und Herren, 
ich bin bereit, das vor allen Arbeitern und Ange-
stellten auch unter dem Gesichtspunkt der Versiche-
rungsgerechtigkeit zu vertreten. Im Zusammenhang 
mit dem Rückgang der Beschäftigten im Bergbau 
zahlen viele, die früher im Bergbau waren, heute 
als Arbeiter und Angestellte Beiträge. Schließlich 
ist das ganze für uns auch ein Akt der Solidarität 
aller Arbeiter und Angestellten mit den Bergarbei-
tern, die große, große Sorgen um ihr berufliches 
Schicksal haben. 

(Beifall bei der SPD.) 
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8. Der Familienlastenausgleich hat in letzter Zeit 
aus finanzpolitischen Gründen bedenkliche Rück-
schläge hinnehmen müssen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Das entspricht nicht der Bedeutung der Familie in 
unserer Gesellschaft. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Unsere Auffassung ist auch in unseren Gesprächen 
mit unserem Koalitionspartner deutlich geworden. 
Ich muß die Bundesregierung kritisieren, 

(Abg. Dr. Wuermeling: Sehr gut!) 

daß es bisher im Familienlastenausgleich an einem 
Gesamtkonzept fehlt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Deshalb werden die verschiedenen Maßnahmen, die 
bisher getroffen wurden, von den Familien — um es 
volkstümlich zu sagen — als Flickschusterei emp-
funden. 

Ich möchte deshalb die Bundesregierung mit Nach-
druck an den Entschließungsantrag der beiden Re-
gierungsparteien vom 7. Juni — Umdruck 251 — 
erinnern, der vom ganzen Haus angenommen wor-
den ist: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 
die bereits in der Regierungserklärung des 
Herrn - Bundeskanzlers vom 20. Januar 1967 an-
gekündigte Reform des Familienlastenausgleichs 
im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung 
unverzüglich vorzubereiten und dem Deutschen 
Bundestag alsbald einen entsprechenden Vor-
schlag vorzulegen. 

Mit dem Finanzänderungsgesetz ist dieser Auftrag 
— Reform des Familienlastenausgleichs — für un-
sere Fraktion nicht erfüllt, wohl auch nicht für un-
seren Koalitionspartner. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist dringender 
geworden!) 

Deshalb können wir die Herabsetzung des Kinder-
geldes für das dritte Kind um 3 DM nur unter gro-
ßen Bedenken als eine Übergangslösung hinnehmen, 
nur als Übergangslösung! — Bitte schön, Herr Kol-
lege Wuermeling! 

Vizepräsident Scheel: Eine Zwischenfrage, 
Herr Abgeordneter. 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schellenberg, ich möchte Sie fragen, ob Ihnen be-
kannt ist, daß die CDU/CSU-Fraktion in Berlin mit 
großer Mehrheit den Beschluß gefaßt hat, notfalls 
auch durch einen niedrigeren Ansatzpunkt der Er-
gänzungsabgabe — also unter 32 000 DM — die 
65 Millionen DM einzusparen, und weiter möchte 
ich fragen, ob dieser Weg nur daran gescheitert ist, 
daß sonst allzu weite Schleusen geöffnet worden 
wären. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Kollege Wuerme-
ling, Sie stellen mich mit Ihrer Frage vor eine 
schwere Entscheidung, nämlich darüber, was ich aus 

den Koalitionsbesprechungen mitteilen soll. In den 
Koalitionsvereinbarungen wurde klargestellt, auch 
von den Sprechern Ihrer Fraktion, daß eine Erhö-
hung der Ergänzungsabgabe in dieser oder jener 
Form nicht ratsam ist. 

(Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Herr Kol

-

lege Wuermeling, das können wir noch 
ändern, wenn es die Mehrheit so will!) 

— Ja, natürlich. 
(Zurufe von der FDP.) 

Offenbar hat also Herr Dr. Wuermeling in seiner 
Zwischenfrage — Herr Kollege Stingl wird sicher 
noch darauf eingehen — Auffassungen angedeutet, 
die jetzt wohl doch nicht mehr von der anderen 
Regierungspartei voll getragen werden. 

Vizepräsident Scheel: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Frage des Herrn Abgeordneten 
Genscher? 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Genscher, Sie 
möchten noch etwas mehr aus den Koalitionsge-
sprächen wissen?! 

(Heiterkeit.) 

Dann werde ich Ihnen die Antwort verweigern. 
Aber bitte schön, fragen Sie! 

Genscher (FDP) : Da ich es gar nicht nötig habe, 
diese Geheimnisse zu lüften — das besorgen ja die 
Koalitionsfraktionen selbst —, möchte ich meine 
Frage in eine andere Richtung lenken. Nachdem 
Sie, Herr Kollege Schellenberg, mit Recht beklagt 
haben, daß die Regierung der Großen Koalition 
über keine Konzeption zum Familienlastenausgleich 
verfügt, Sie aber gesagt haben, das, was jetzt ge-
schehe, sei für die SPD nur eine Übergangsrege-
lung, möchte ich Sie fragen, welche Konzeption Ihre 
Fraktion zum Familienlastenausgleich hat. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Sie sind mit Recht als 
einer der Sprecher der Opposition sehr neugierig, 
aber ich wollte es gerade ausführen. Sie hätten es 
auch nachlesen können. Es steht nämlich in den Par-
teitagsbeschlüssen der SPD von Karlsruhe. 

(Lebhafte Zurufe von der FDP.) 

— Ich möchte Ihnen das darlegen. 

(Weitere Zurufe von der FDP.) 

— Ich möchte Ihnen das sagen. 

(Abg. Genscher meldet sich zu einer wei

-

teren Zwischenfrage.) 

— Herr Kollege Genscher, nein, ich will jetzt erst 
die gestellte Frage beantworten. 

(Abg. Genscher: Eine einzige Frage!) 

— Herr Kollege Genscher, nein, ich möchte erst die 
Frage beantworten. 

(Weitere Zurufe von der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Der Redner lehnt offen-
bar eine Zwischenfrage ab. 
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Dr. Schellenberg (SPD) : Ja, ich lehne die wei-
tere Zwischenfrage ab, weil ich erst die Frage beant-
worten will, die Herr Genscher zuerst gestellt hat, 
zumal die Sache mit der Zwischenfrage des Herrn 
Kollegen Wuermeling zusammenhängt. 

Für uns Sozialdemokraten geht es politisch darum, 
die Kinderfreibeträge nach dem Steuerrecht und die 
Leistungen des Familienlastenausgleichs endlich zu 
harmonisieren und zu einem einheitlichen und ge-
rechteren System der Leistungen für die Familie 
zusammenzufügen. Wenn die Mittel begrenzt sind, 
so braucht eine solche Harmonisierung keinen er-
höhten Aufwand zu erfordern, aber sie schafft — 
und das ist unsere politische Absicht — größere 
Gerechtigkeit innerhalb des Familienlastenaus-
gleichs. Wir haben an den Herrn Bundesfamilien-
minister die besondere Bitte, daß er seine Bemü-
hungen zur Harmonisierung — und wir wissen aus 
Gesprächen mit ihm, daß er sich darum bemüht — 
intensiviert. 

Im übrigen — da ich bei den Leistungen für die 
Familien bin — noch eine kurze Bemerkung zu 
diesem Bereich. Für uns ist es familienpolitisch eine 
Selbstverständlichkeit, daß entgegen der Fassung 
des Regierungsentwurfs für Kinderzuschläge zu 
Renten keinerlei Rentner-Krankenversicherungsbei-
trag erhoben wird. Wir werden das im Ausschuß --
ich bin dessen sicher; das hat sich schon aus per-
sönlichen Gesprächen ergeben — zusammen mit 
unserem Koalitionspartner realisieren. 

9. Die im Finanzänderungsgesetz vorgesehenen 
Vorschriften für Mutterschaftshilfe sind in verschie-
dener Hinsicht unbefriedigend. Wir werden uns in 
den Ausschußberatungen gemeinsam mit der CDU/ 
CSU und hoffentlich auch der FDP um sinnvollere 
Regelungen im Rahmen des gesetzten Finanzvolu-
mens bemühen. 

Dies gilt — das möchte ich hier schon erklären — 
auch für manche andere — um es allgemein und vor-
sichtig zu sagen — Ungereimtheiten, die im Regie-
rungsentwurf stecken. Das ist Aufgabe und Pflicht 
der Ausschüsse, die an die Beratung gehen werden. 
Unser Bestreben wird es sein, das Finanzänderungs-
gesetz im Rahmen des gesetzten Finanzvolumens in 
eine Form und in einen Inhalt zu bringen, der sich 
besser vertreten läßt als manche Regelungen der Re-
gierungsvorlage. Das wollen wir gemeinsam mit un-
serem Koalitionspartner versuchen. 

10. Das Finanzänderungsgesetz — und hierin muß 
ich Herrn Spitzmüller zustimmen — läßt vielfach 
gesellschaftspolitische Zielvorstellungen vermissen; 
nicht in jeder Hinsicht — das habe ich schon an-
erkannt —, aber in mancher Beziehung fehlen ge-
sellschaftspolitische Zielvorstellungen. Ich richte 
deshalb an den Herrn Bundesarbeitsminister die 
freundliche, aber auch dringende Bitte, für sein 
Ressort ein Gesamtkonzept auszuarbeiten, das die 
gesellschaftspolitischen Zielsetzungen deutlicher er-
kennen läßt, als sie beim Finanzänderungsgesetz 
zutage treten. Ein solches Gesamtkonzept könnte 
dazu beitragen, in der Sozialpolitik die Periode zu 
beenden, in der unter dem Druck der Finanzen mal 
hier, mal dort mehr oder weniger unsystematische 
Eingriffe vorgenommen werden. 

Gerade weil wir uns des engen Zusammenhangs 
zwischen Wirtschafts-, Finanz-, Sozial- und Gesell-
schaftspolitik bewußt sind, bitten wir dringend, daß 
der Herr Bundesarbeitsminister zusammen mit sei-
ner Kollegin und seinen Kollegen in der Bundes-
regierung alles tut, um diese Bereiche langfristig 
zu koordinieren und zu konzipieren. 

Ich erkenne gern an, daß die Bundesregierung 
in der Arbeitsmarktpolitik durch den Entwurf des 
Arbeitsförderungsgesetzes, der uns demnächst über-
wiesen werden wird, einen Anfang gemacht hat, 
wobei wir über viele Einzelheiten noch reden müs-
sen. Aber zu einem Gesamtkonzept gehört doch 
wohl mehr. Dazu gehört — um nur einen Bereich 
zu erwähnen — auch das Anliegen, das wir am 
14. Juni 1967 in Form eines Entschließungsantrags 
eingebracht haben: 

Die Bundesregierung wird ersucht, zu prüfen, 
inwieweit zur Sicherung und Verbesserung der 
Leistungen der Sozialversicherung a) die Lei-
stungen für die Versicherten überschaubarer 
gemacht werden können. 

Das kann nämlich, Herr Kollege Spitzmüller, unge-
achtet eines Beitrags zur Rentnerkrankenversiche-
rung geschehen. Wir haben dazu bestimmte Vorstel-
lungen entwickelt. Wir nennen sie „Rentenberech-
nung nach Punkten". Auf den Begriff kommt es 
nicht an; aber es ist ein wichtiges gesellschaftspoli-
tisches Anliegen, die Leistungen für die Versicher-
ten überschaubarer zu machen. 

Es geht in der Entschließung b) darum, daß die 
Aufgaben der Versicherungsträger rationeller er-
füllt werden können. Das liegt einmal im Interesse 
der Menschen, die mit diesen Einrichtungen zu tun 
haben, ist aber auch finanzwirtschaftlich von Bedeu-
tung; denn schließlich betragen die Verwaltungs-
kosten für die soziale Sicherung im Jahre 1966 3,2 
Milliarden DM. 

Unser Bemühen geht c) dahin, im Rahmen der ge-
gliederten Sozialversicherung Nachteile für Ver-
sicherte und Arbeitgeber infolge unterschiedlicher 
Finanzkraft der einzelne Versicherungsträger besser 
als bisher zu vermeiden. 

Erfreulicherweise hat der Herr Bundesarbeits-
minister dazu, wenn ich es recht verfolgt habe, in 
einer Rede vor der Volkshochschule Köln einige 
Ausführungen gemacht. Das begrüße ich sehr. Aber, 
Herr Bundesarbeitsminister, das reicht nicht. Das 
muß auf den Tisch des Hauses gelegt werden. Ich 
habe die Hoffnung, daß Sie, da Sie in der Öffent-
lichkeit davon sprachen, die Dinge weitgehend vor-
bereitet haben. Darüber werden wir von Ihnen 
hoffentlich bald im Ausschuß etwas Konkretes 
hören. Wir sind darauf sehr gespannt. 

11. Die mittelfristige Finanzplanung hat wegen 
der mit ihr verbundenen Belastungen breiter Schich-
ten unseres Volkes keinen leichten Stand. Wir be-
kennen freimütig, daß uns die Zustimmung zu einer 
Reihe von Regelungen im Bereich der Sozialpolitik 
sehr schwerfällt. Aber wir werden dem Gesetzent-
wurf — das haben wir als Fraktion beschlossen, 
und ich möchte das auch hier im Plenum jetzt schon 
sagen — zustimmen unter Berücksichtigung der 
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Vereinbarungen, die die Koalitionspartner getroffen 
haben. Wir werden der Gesamtregelung zustim-
men, weil wir wissen, daß geordnete Finanzen und 
wirtschaftlicher Aufschwung — das muß ich immer 
wieder unterstreichen — die Voraussetzung für je-
des weitere aktive sozialpolitische Handeln sind. 

Die Realisierung der ersten mittelfristigen Finanz-
planung beginnt leider zu einem äußerst ungün-
stigen Zeitpunkt, bei wirtschaftlicher Abschwächung 
und bei relativ leeren Kassen des Bundes. Aber wir 
wissen, daß bei günstigerer wirtschaftlicher Ent-
wicklung — für die wir alles  tun  und in deren 
Interesse wir die Initiativen des Wirtschaftsministers 
und die gesamte Bundesregierung nachdrücklich 
unterstützen — keineswegs durch Maßnahmen 
der weiteren mittelfristigen Finanzplanung unbe-
dingt in das Volumen der sozialen Sicherung einge-
griffen werden muß. Vielmehr wird es dann mög-
lich sein, den Zuwachs des wirtschaftlichen Fort-
schritts auf Bereiche zu lenken, die gesellschafts-
politisch besondere Bedeutung haben. Welche Auf-
gaben dies  zu sein haben und wie sie dann gelöst 
werden sollen, darüber wird es sicher noch manche 
Meinungsverschiedenheit geben. Doch hierüber wer-
den wir später sprechen. Unser Leitgedanke heute 
und morgen ist: Wirtschafts-, Finanz- und Sozial-
politik sind kein Selbstzweck. Sie sind für uns So-
zialdemokraten nur ein Mittel zur Erreichung des 
Zieles unseres Wirkens, 'den sozialen Rechtsstaat 
zu festigen und weiter auszubauen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen. 

Dr. h. c. Strauß, Bundesminister der  Finanzen: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es ist nicht meine Absicht, in die sozial-
politische Debatte im einzelnen einzugreifen. Aber 
Kollege Schellenberg war  so  liebenswürdig, mir eine 
kostenlose Nachhilfestunde in einigen Fragen zu 
gewähren, für die ich mich hier ausdrücklich bedan-
ken möchte. 

(Zuruf von der FDP.) 

— Kostet immer was! 
(Heiterkeit.) 

Ich darf, Herr Kollege Schellenberg, meiner Mei-
nung dahingehend Ausdruck geben, +daß man eine 
jahrzehntelange Erfahrung und Spezialkenntnis 
selbst nicht durch noch so intensives Autodidakten

-

tum innerhalb weniger Wochen nachholen kann. Ich 
bin überhaupt der Meinung, daß Sie sich mit Nach-
druck und Erfolg seit Jahren auf einem Arbeits-
gebiet bewegen, dessen Terminologie und Spezial-
kenntnisse beinahe einen hermetischen Ring um den 
Kreis der Magier schließen, die allein in diesem 
Gebiet noch sachkundig mitreden können. Das ist 
in Ihrer Fraktion so, und das ist in unserer Frak-
tion so. Aber bitte, glauben Sie mir eines: daß die 
Urteile, die ich im Zusammenhang mit verschiedenen 
Alternativvorschlägen abgegeben habe, nicht sozu-
sagen aus der hohlen Hand heraus frei in den Raum 
gesetzt worden sind, sondern daß es auch im Finanz-

ministerium eine Reihe sehr sachkundiger Kenner 
der sozialpolitischen Materie gibt; die vielleicht in 
Einzelheiten eine andere Auffassung haben, als sie 
von Ihnen vertreten wird. Darum habe ich ja mit 
großer Aufmerksamkeit Ihren Ausführungen zuge-
hört, und meine Äußerungen sollen in keiner.Weise 
etwa eine polemische Note enthalten. 

Ich war zweitens verpflichtet, das zu vertreten, 
was einstimmiger Kabinettsbeschluß war. Ich habe 
hinzugefügt, Herr Kollege Schellenberg, daß der 
Regierung keine Perle aus der Krone fällt, wenn 
gleichwertige oder bessere Vorschläge vom Parla-
ment erarbeitet werden. Dafür gibt es ja überhaupt 
ein Parlament: damit es Vorlagen der Regierung 
überprüft und im Rahmen seiner Möglichkeiten, 
Fähigkeiten und Kenntnisse dann besser gestaltet. 
Ich halte nur von einem nichts: von +der manchmal 
eintretenden Vermischung der Entscheidungen der 
Exekutive und der Legislative. Hier soll die Regie-
rung sagen, was sie für richtig hält, und es gehört 
zu +den Selbstverständlichkeiten der parlamentari-
schen Demokratie, wenn die Grundlinie erhalten 
bleibt, daß dann das Parlament daran Korrekturen, 
Änderungen und Ergänzungen vornimmt. Ich habe 
aber immer, auch im Kabinett, wie meine Kollegen 
wissen, die Auffassung vertreten, daß die Regie-
rung nicht sagen soll: „Was wird diese Fraktion und 
was wird jene Fraktion dazu sagen, wie denkt die-
ser oder jener Ausschuß darüber, und danach ge-
stalten wir unsere Meinung". Das halte ich für einen 
falschen Stil. Selbst wenn die Regierung eine fehler-
hafte Meinung vorträgt, ist es besser, sie vertritt 
sie und läßt sich dann überzeugen und nimmt die 
Korrektur ihrer Meinung hin, +als daß der eine sagt: 
„Was denkt die Regierung?" und der andere: „Was 
denkt das Parlament, wie denkt diese Fraktion und 
wie denkt jene Fraktion?" 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das verschiebt den Stil der Verantwortung in der 
Demokratie. Ich habe das etwa in ähnlichen Ausfüh-
rungen auch in meiner Einführungsrede gesagt. 

Ich bin dankbar für eines, das Sie bestätigt haben. 
Ich habe gesagt: Nur innerhalb dieser Grenzen be

-

steht die Regierung auf Annahme ihrer Vorschläge 
und wird sie mit großer Entschiedenheit vertreten. 
Das war: keine Verminderung des Volumens der 
Ausgabekürzung, kein Ausweichen auf Steuererhö-
hungen, um Mehrausgaben zu decken, keine Ver-
schiebung des Anteils der investiven und konsum-
tiven Prozentsätze und ihrer Entwicklung im Haus-
halt und schließlich keine Ausweitung der Kredit-
finanzierung. Diese vier Voraussetzungen sind durch 
den Kompromiß der beiden Fraktionen der Großen 
Koalition eingehalten worden. Ich habe selber mei-
ner Fraktion empfohlen, diesen Kompromiß anzu-
nehmen, weil ich weiß, was eine solche Einigung 
für eine Bedeutung hat, wenn man zu glaubwürdigen 
und brauchbaren Entscheidungen kommen will. 

Noch ein letztes Wort! Wir haben die Ergebnisse 
natürlich überprüft. Im Rahmen der menschlichen 
und technischen Fehlergrenzen, die sich dabei 
immer ergeben, kommen wir zu folgenden vorläu-
figen Resultaten: Die Kompromißformel auf sozial- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 129. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Oktober 1967 	6523 

Bundesminister Dr. h. c. Strauß 
politischem Gebiet, auf dem hier von Kollegen Schel-
lenberg behandelten Gebiet, ergibt für den Bundes-
haushalt keine Änderungen in den nächsten vier 
Jahren. Es stehen bei dem Zuschuß des Bundes 
zur Knappschaftlichen Rentenversicherung einander 
gegenüber: 

1968: — 134 Millionen DM + 134 Millionen DM 

1969: — 149 Millionen DM ± 149 Millionen DM 
1970: — 168 Millionen DM -1-  168 Millionen DM 
1971: — 188 Millionen DM ± 188 Millionen DM 

Das heißt auch, daß die Herabsetzung des Bundes-
zuschusses zur Arbeiterrenten- und Angestellten-
versicherung unberührt bleibt, eines der wesent-
lichsten, bedauerlichen, aber leider unvermeidbaren 
Ziele der Politik einer Kürzung der Ausgaben. 

Für die Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten sieht es genauso aus, nämlich: 

1968: — 259 Millionen DM + 259 Millionen DM 

1969: — 275 Millionen DM + 275 Millionen DM 

1970: — 290 Millionen DM ± 290 Millionen DM 

1971: — 305 Millionen DM + 305 Millionen DM 

Über eines geben Sie sich aber bitte keinem Zwei-
fel hin, Herr Kollege Schellenberg: daß damit die 
Frage der Reform der Krankenversicherung und der 
Bewältigung ihrer zukünftigen Finanzierungspro-
bleme noch dringender geworden ist, als sie es 
ohnehin schon war. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Frage des Herrn Abgeordneten 
Schellenberg? — Bitte, Herr Abgeordneter! 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Bundesfinanz-
minister, ich darf Sie darauf aufmerksam machen, 
daß die ursprünglichen Berechnungen des Bundes-
kabinetts — — 

Vizepräsident Scheel: Herr Abgeordneter, es 
sind nur Fragen erlaubt. Wenn Sie Ihre Meinung in 
Frageform formulieren würden, dann ginge es 
schon. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Ist Ihnen bekannt, 
Herr Bundesfinanzminister, daß die ursprünglichen 
Berechnungen des Bundeskabinetts davon ausgehen, 
daß für 2,5 Millionen Rentner Rückerstattungen des 
Rentnerkrankenversicherungsbeitrages notwendig 
sind, und ist Ihnen bekannt, daß die Sachverständi-
gen der Auffassung sind, daß für eine solche Rück- . 
erstattung höchstens 1,4 Millionen Rentner — nach 
Auffassung des Bundesarbeitsministeriums sogar 
nur 1 Million Rentner — in Frage kommen? 

Dr. h. C. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Kollege Katzer wird zu diesem Problem heute 
nachmittag eingehend Stellung nehmen. Ich darf 
dazu nur folgendes sagen. Wenn Sie eine Verbes-
serung der Leistungszulagen für die Untertage

-

beschäftigten ankündigten, und zwar die Zahlen 57, 
62, 66 und 70 jeweils auf etwa 100 zu erhöhen, 
dann schlägt das natürlich in der gesamten Automa-
tik durch und wirkt sich dann zum Schluß in dem 
Saldo der Krankenversicherung aus. Deshalb sind 
wir zu der Berechnung gekommen, daß das Minus 
für die Krankenversicherungen gegenüber der Regie-
rungsvorlage mindestens, ohne das, was Sie ange-
kündigt haben, im Jahre 1968 230 Millionen DM, 
im Jahre 1969 276 Millionen DM, im Jahre 1970 
324 Millionen DM und im Jahre 1971 368 Millionen 
DM betragen wird. 

Ich möchte, Herr Kollege Schellenberg, keine Ein-
zeldebatte darüber führen, sondern nur das Ergebnis 
unserer Überprüfungen bekanntgeben. Ich wäre 
froh, wenn das Bild besser aussähe. Wir werden das 
erst nach Eintritt der Ereignisse feststellen können. 

Auch bei der Sozialhilfe liegen die Dinge natürlich 
so — Sie sagten, das sei wohl etwas sehr theore-
tisch —: Wenn die Rentenauszahlung einen Monat 
später beginnt, dann muß der Betroffene entweder 
einen Monat länger arbeiten, oder er bekommt 
einen Monat länger Krankengeld oder einen Monat 
länger Arbeitslosengeld, oder — was vor allen Din-
gen gerade für die Kleinrentner zutrifft, die ja oft 
schon mit ihren Spitzenbeträgen bei der Sozialhilfe 
waren — die Sozialhilfe muß dann eben einen Mo-
nat länger einspringen. Das ist das, was ich gemeint 
habe, als ich von einer — ich gebe ausdrücklich zu, 
Herr Kollege Schellenberg — nicht quantifizierbaren 
Belastung der Sozialhilfeträger sprach, weil uns alle 
Unterlagen dafür fehlen, das auch nur in größeren 
Zahlen einigermaßen zuverlässig zu berechnen. 

Vizepräsident Scheel: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine weitere Frage des Herrn Abge-
ordneten Schellenberg? — Bitte, Herr Abgeordneter. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Bundesfinanz-
minister,  ist Ihnen bewußt, daß auf jeden Fall die 
Krankenversicherung für die Rentnerkrankenver-
sicherung durch die Koalitionsvereinbarung rund 
200 Millionen DM mehr erhalten wird als nach dem 
gegenwärtigen Recht? 

Dr. h. c. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Ihr Wort in Gottes Ohr. Das heißt: Sie bestreiten 
die Richtigkeit der hier von den Experten der Mini-
sterien genannten Zahlen. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Wissen Sie, Herr Bun-
desminister, daß ich mich auf die Berechnungen des 
Bundesarbeitsministeriums stütze? 

Dr. h. c. Strauß, Bundesminister der Finanzen: 
Ich freue mich sehr, wenn Ihnen der Bundesarbeits-
minister dazu eine genaue Auskunft geben kann. 

(Lachen und Beifall.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Stingl. 
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Stingl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zunächst zu den Ausführun-
gen des Herrn Bundesfinanzministers ein paar Be-
merkungen machen. Herr Bundesfinanzminister, Sie 
kamen auf die Frage der Leistungszulage für die 
Untertagearbeiter zu sprechen und haben uns die 
Zahlen vorgetragen. Ich meine, das Hohe Haus ist 
wohl daran interessiert, daß die Ausschüsse das ge-
nau prüfen. Ich interpretiere das, was wir vereinbart 
haben, so, daß das Limit bei 100 Millionen DM ins-
gesamt liegen soll. Die Einzelfragen werden wir 
noch behandeln. Seien Sie sicher, Herr Bundesfinanz-
minister:  die Koalitionsfraktionen sind gewillt, das 
einzuhalten, was sie zugesagt haben, nämlich im 
Rahmen des Ausgabevolumens zu bleiben und da 
die adäquate und gerechteste Lösung zu finden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Lassen Sie mich an diese Vorbemerkung gleich 
noch etwas anderes anknüpfen. Ich sprach soeben 
von Koalitionsvereinbarungen. Lassen Sie mich ein-
mal sagen: Wir Christlichen Demokraten haben das 
mühselige Geschäft der Koalitionsvereinbarungen 
nicht erst seit heute zu erledigen. Herr Kollege 
Spitzmüller, ich muß sagen: schwieriger ist es ganz 
bestimmt nicht, mit der SPD auf einen Nenner zu 
kommen. Das ist, wie ich schon in meiner Rede vor 
ungefähr einem Jahr zur Regierungserklärung aus-
geführt. habe, sicherlich nicht deshalb der Fall, weil 
nun, da die Sozialdemokraten sich mit uns in einer 
großen Koalition befinden, deshalb die Unterschiede 
zwischen uns verschwunden wären, wenn auch man-
ches gemeinsam beschlossen wird. Eines jedenfalls 
können wir feststellen — ich stelle das hier öffent-
lich fest —: daß der Koalitionspartner SPD keines-
wegs etwa so ist, daß er uns zu irgendwelchen Din-
gen zwingen will, die wir nicht in Übereinstimmung 
mit ihm erledigen können. Kompromisse — meine 
Damen und Herren von der FDP, das wissen Sie 
doch — haben es immer in sich; man kann hier sei-
nen eigenen Willen nicht voll und ganz durchsetzen. 
In dieser Beziehung war es manchmal für einen, der 
Sozialpolitik betreibt, doch recht schwierig, von der 
in manchen Dingen ganz grundsätzlich anderen Auf-
fassung, die Sie hatten, Kenntnis zu nehmen und 
dann noch eine Form zu finden, zu der beide ja 
sagen konnten. 

Sehr häufig wird in der Diskussion, die wir jetzt 
um das Finanzänderungsgesetz führen, den Sozial-
politikern die Frage gestellt: Was macht ihr denn, 
wenn das, was ihr jetzt als Annahmen zugrunde 
legt — nämlich Lohnsteigerungen und Steigerungs-
raten der Beiträge und ähnliches —, alles nicht ein-
trifft? Ich halte diese Frage für völlig unberechtigt. 
Wer nämlich in den anderen Bereichen der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik mit bestimmten Annah-
men und Größen rechnet, dem ist es einfach ver-
wehrt, von den Sozialpolitikern zu verlangen, daß 
sie sich nach anderen, pessimistischeren Größen 
richten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Man kann nicht so tun, als könne man in diesem 
Bereich nur von den schlimmsten Annahmen und im 
anderen Bereich von sehr optimistischen Annahmen 

ausgehen. Das ist einfach falsch. Wenn wir Annah-
men für die Wirtschaftspolitik aufstellen, haben 
wir die Verpflichtung — nicht nur das Recht —, die 
gleichen Annahmen auch bei den Fragen der Ent-
wicklung in der Sozialpolitik zugrunde zu legen. 

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, einmal 
auf folgendes hinzuweisen: Was wir jetzt mit dem 
Finanzänderungsgesetz für den Bereich der Sozial-
politik tun müssen, ist nicht eine Folge übersteiger-
ter Sozialleistungen, sondern eine Folge einer ein-
getretenen Rezession. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Darum beantworte ich die Frage, was geschieht, 
wenn das nicht eintrifft, so: wenn diese Vorausset-
zungen nicht eintreffen, muß selbstverständlich je-
der, der Verantwortung trägt, die neuen Voraus-
setzungen prüfen und dann seine Entscheidung tref-
fen. 

Es ist etwas merkwürdig, daß es ungefähr die 
gleichen Kreise sind, die uns sagen, wir sollten in 
der Sozialpolitik anders — sie sagen: vorsichtiger 
— vorgehen. Es sind die gleichen Kreise, die uns 
das schon 1957 gesagt 

(Beifall in der Mitte) .  

und das System, das wir einführten, schon damals 
madig gemacht haben. 

(Zurufe von der FDP.) 

Meine Damen und Herren, wenn das so ist — und 
Sie bestätigen es mir — — 

(Zuruf von der FDP: Wer hat denn recht 
gehabt?) 

— Wir! 
(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn die, die damals geunkt haben, haben durch 
die Entwicklung unrecht bekommen, und jetzt sagen 
Sie: Ja, wenn aber das eingetreten wäre, was wir 
damals als Voraussetzung genannt haben, dann hät-
tet ihr unrecht behalten. 

Nun, wir können nur sagen: weder Sie noch wir 
waren Propheten. Wir haben die Annahmen zu-
grunde gelegt, die uns zur Verfügung standen. Es 
hat sich gezeigt, daß wir diesen Zehnjahresabschnitt 
ohne Beitragserhöhung mit der Rentenformel, wie 
sie jetzt besteht, durchgestanden haben. Ich werde 
dazu in meinen weiteren Ausführungen noch etwas 
sagen. Wir können sicher sein, daß sich das System 
der sozialen Sicherung in der Vergangenheit be-
währt hat und in der Zukunft bewähren wird. 

Vizepräsident Scheel: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage von Frau Kalinke? 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Herr Kollege Stingl, 
fänden Sie es nicht redlich, vertrauenerweckend 
und beruhigend zugleich, wenn Sie sagen würden, 
daß sich viele Hoffnungen nicht erfüllten und 
viele Versprechen nicht erfüllen ließen? Wäre es 
Ihnen möglich, ruhig und sachlich anzuerkennen, 
daß diejenigen, die 1957 ihre Sorgen und Bedenken 
geäußert haben, zumindest erleben mußten, daß das 
Ziel der SPD und auch unser eigenes Ziel trotz 
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zehnjähriger Hochkonjunktur unter einer guten 
CDU-Politik nicht erreicht wurden? 

(Bravo! rechts.) 

Stingl (CDU/CSU) : Frau Kalinke, Sie spielen 
offensichtlich auf die Frage an, ob man60 % — — 

(Abg. Frau Kalinke: 75 % wollte die SPD!) 

— Verzeihen Sie, Frau Kalinke. Was die SPD 
wollte, spielt in diesem Zusammenhang keine Rolle. 

(Lachen bei der FDP.) 

Eine Rolle spielt allein, wozu sie 1957 in diesem 
Hause die Hand zur Abstimmung erhoben hat, und 
da war das Ziel ja das, was in der Regierungsvor-
lage steht; das waren 60 %. Ich stehe nicht an, zu-
zugeben, daß dieses Ziel nicht erreicht wurde, des-
halb nicht erreicht wurde, weil gerade diejenigen, 
von denen die Unkenrufe gekommen sind, uns dazu 
gebracht haben, das sogenannte time-lag — es ist 
ein moderner Ausdruck — gegenüber der Regie-
rungsvorlage zu verlängern und damit die Rentner 
konjunkturpolitisch schon einmal in Anspruch zu 
nehmen. Es ist ungerechtfertigt und schäbig, ihnen 
jetzt ein zweites Mal ein neues Opfer zuzumuten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Mick? 

Mich (CDU/CSU) : Herr Kollege Stingl, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß sozialpolitisch noch aller-
hand zu tun übrigbleibt, weil wir die 60 % noch 
nicht erreicht haben? 

Stingl (CDU/CSU) : Ich bin mit Ihnen dieser Mei-
nung. 

Meine Damen und Herren, es trifft sich sehr gut, 
daß auf unserer heutigen Tagesordnung auch die 
Beratung des Zehnten Rentenanpassungsgesetzes 
steht, womit wir deutlich machen, daß uns auch 
die Mühen der Rezessionsüberwindung nicht davon 
entbinden, denen, die aus dem Arbeitsprozeß aus-
geschieden sind, die Versprechungen zu erfüllen, 
die wir ihnen gegeben haben, sie nämlich, wenn 
auch verzögert, in diesem Fall sogar konjunktur-
politisch wirksam verzögert, an das Lohngeschehen 
anzupassen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Dazu wird mein Kollege Becker im Laufe der 
Debatte noch einiges sagen. 

Für meine Fraktion, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ist eine Frage ganz besonders wich-
tig. Deshalb will ich sie als erste behandeln. Es ist 
die Frage der Familienpolitik. 

Der Kollege Wuermeling hat vorhin durch eine 
Zwischenfrage Iden ungerechtfertigten Eindruck ent-
stehen lassen, ,als ob meine Fraktion in Berlin be-
schlossen hatte,  zur Erhaltung des Volumens des 
Familienlastenausgleichs die Ausweitung der Ergän-

zungsabgabe nach unten vorzuschlagen. So hat 
meine Fraktion nicht beschlossen. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Das habe ich auch 
nicht gesagt!) 

— Ich habe nicht behauptet, daß Sie das gesagt 
haben. Ich habe nur erklärt, daß Ihre Frage diesen 
Eindruck entstehen ließ. Ich glaube, das war kor-
rekt. 

Meine Fraktion hatte beschlossen, in die Über-
legungen zur Beseitigung einer Einkommensgrenze 
im Familienlastenausgleich auch die Frage einer 
Herabsetzung der Grenze für die Ergänzungsabgabe 
einzubeziehen. Sie ist einbezogen worden. Sie ist 
so beantwortet worden, daß wir in unserer Ver-
antwortung in der Gesamtkoalition eben zu diesem 
Mittel nicht greifen können. Deshalb haben wir eine 
andere Lösung gesucht. Dieser Lösung stimmen wir 
ganz sicherlich nicht jubelnd zu, aber es ist eine 
der Lösungen, die wir im Kompromiß erreicht 
haben. Wir glauben, daß sie tragbarer ist als eine 
Einkommensgrenze. Lassen Sie mich zwei Berner-
kungen dazu machen; ich will meinem Kollegen 
Kühn nicht vorwegnehmen, was er zu dieser Frage 
noch sagen wird. 

Diese und überhaupt jede Einkommensgrenze im 
Familienlastenausgleich führt zu der  Annahme, das 
Kindergeld sei eine Art Sozialhilfe. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Zum anderen würde eine solche Grenze, auch wenn 
sie sehr hoch liegt, für jemand, der ein Bruttoein-
kommen von rund 34 000 DM — sicherlich kein klei-
ner Mann — und 5 Kinder hat, nach der Vorlage 
der Regierung eine Kürzung des Bruttoeinkommens 
um ca. 7 %, eine Kürzung des versteuerten Ein-
kommens, nämlich von 24 001 DM, von ca. 10 °/o 
bedeuten. Uns schien das nicht durchführbar. Es 
scheint uns leichter vertretbar zu sein, daß die 
2-Kinder-Familie von den Kürzungsmaßnahmen gar 
nicht berührt wird, die 3-Kinder-Familie statt bis-
her 75 dann 72 DM monatlich erhält, die 4-Kinder-
Familie statt 135 DM dann 132 DM. Sie können es 
alles selber nachrechnen; Sie wissen ja, daß jeweils 
70 DM dazukommen. 

Die Familienpolitik muß ich allerdings auch noch 
in diesem Zusammenhang ansprechen, weil ich Herrn 
Kollegen Schellenberg nachhaltig zustimmen will, 
nämlich darin, daß mit dieser Regelung selbstver-
ständlich nicht unserem Verlangen Rechnung getra-
gen ist, im Rahmen der mittelfristigen Finanzpla-
nung eine Neuordnung des Familienlastenausgleichs 
anzustreben. Nun machen wir es uns nicht ganz so 
einfach wie Sie, Herr Kollege Schellenberg, daß wir 
einfach sagen, die Harmonisierung oder Gleichstel-
lung im Steuerrecht und in der Gewährung des Kin-
dergeldes solle das Ziel sein. Vielmehr meinen wir, 
daß es differenzierterer Überlegungen bedarf, wobei 
wir gegen uns selber den Vorwurf richten und 
den Vorwurf hinnehmen, daß wir das bisher ein 
wenig unorganisch nebeneinander bestehen ließen, 
auch unorganisch behandelt haben. Aber, wie gesagt, 
mein Kollege Kühn wird dazu noch etwas sagen, 
insbesondere natürlich auch zu dem Zusammenhang 
zwischen einer Neuordnung und einer Ausbildungs- 
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förderung, wo wir ja einfach in die Schranken ge-
wiesen sind, die uns das Grundgesetz auferlegt. 

Ich komme zu einem zweiten Punkt. In der De-
batte heute vormittag ist, wie ich glaube, mit Recht 
immer wieder die Frage der gesetzlichen Renten-
versicherung behandelt worden. Sie ist in den Mit-
telpunkt der Erörterungen gestellt worden. Sie ist 
auch von fundamentaler Bedeutung für das Leben 
in unserem Volk. Es is eben einfach so, daß die 
moderne arbeitsteilige Wirtschaftswelt verlangt, 
eine Sicherung des einzelnen, der auf seinen Arbeits-
platz angewiesen ist, zu schaffen, damit er mehr 
Freiheit in der Wahl des Arbeitsplatzes erhält, und 
zwar dadurch, daß er weiß: im Alter bin ich ge-
sichert, im Alter habe ich eine Rente zu erwarten, 
die mich nicht in der Nähe des Fürsorgeempfängers 
oder noch weiter unten ansiedelt, sondern die mich 
darauf hoffen läßt, die es mich erwarten läßt, daß 
ich meinen Lebensstandard, den ich mir errungen 
habe, auch im Alter beibehalten kann. 

Wir sind uns sehr wohl bewußt, daß es hier sehr 
große Schwierigkeiten gibt. Wir wissen auch, daß 
die psychologische Einstellung zu dieser Frage von 
ungeheurer Bedeutung ist. Wir wissen dabei, daß 
wir, durch die Erfahrung klüger geworden, noch 
einmal ja dazu sagen müssen, daß das System un-
serer sozialen Sicherung gegliedert bleiben muß. 
Wir wissen, daß die Gliederung in Sachbereiche 
von uns neu eingeführt werden müßte, wenn sie 
nicht schon da wäre. 

Lassen Sie es mich vereinfachend so darstellen: 
es ist eben etwas anderes, ob ich eine soziale Siche-
rungseinrichtung dafür schaffe, daß ich kurzfristige, 
unerwartete Risiken überwinde, oder ob ich eine 
Sicherungseinrichtung schaffe, die mir das Alter 
sichert. Anders ausgedrückt: In der Krankenver-
sicherung, in der Unfallversicherung, in der Arbeits-
losenversicherung sind ganz andere Voraussetzun-
gen gegeben, und ich kann dort auch ganz andere 
Überlegungen hinsichtlich des Personenkreises an-
stellen als in der Alterssicherung. Ganz verkürzt 
dargestellt: Krankenversicherung, Unfallversiche-
rung und Arbeitslosenversicherung sind Einrichtun-
gen für einen Fall, von dem ich hoffe, daß er für 
mich nie eintritt. Die Rentenversicherung aber ist 
eine soziale Sicherungseinrichtung für den Fall, von 
dem ich hoffe, das er möglichst lange für mich gilt, 
weil ich möglichst alt werden will und möglichst 
lange Rente beziehen will. Das ist also schon von 
daher eine grundsätzlich andere Einstellung. Darauf 
muß auch eine grundsätzlich andere Antwort ge-
geben werden als in den anderen Bereichen der 
sozialen Sicherung. 

Ich möchte zunächst einmal ein wenig darauf ein-
gehen, daß immer wieder gesagt wird — und zu 
meinem Bedauern hat Idas vorhin auch der Herr 
Bundesfinanzminister wieder gesagt --, ,daß wir eine 
Art Reform der Rentengesetzgebung brauchten, weil 
wir das nicht tragen könnten. Meine Damen und 
Herren, hier stoßen wir an unsere wirklich grund-
sätzliche Einstellung zu ,den Menschen, ,die aus dem 
Arbeitsprozeß ausgeschieden sind. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich hoffe nicht, daß es jemanden im Hause gibt, der 
 der Meinung wäre, die Verschlechterung ,der Rela-

tion zwischen Rentnern, also aus dem Arbeitspro-
zeß Ausgeschiedenen, und aktiv Tätigen in unserem 
Volk könne nur dadurch bewältigt werden, daß wir 
eben den Ausgeschiedenen weniger Anteil am So-
zialprodukt geben. Das, meine Damen und Herren, 
wäre eine Lösung, .die, glaube ich, niemand im Hause 
verantworten könnte. Selbst wer meint, sie verant-
worten zu können, wird sich wohl davor hüten, sich 
irgendwo auch noch dazu zu bekennen. 

Darum wird auch nicht gesagt, daß man das im 
Grunde genommen wolle. Die Eingaben, die an uns 
kommen, sprechen davon: Wir wollen die Rente 
nicht kürzen, aber wir wollen den jährlichen Zu-
wachs verkleinern. Was heißt das? Das heißt doch, 
daß ,der Rentner, der in zehn Jahren seine Rente 
ansieht, feststellt, daß er eben durch die Verkür-
zung des Zuwachses in zehn Jahren seine Rente ge-
kürzt bekommen hat. 

(Abg. Genscher: Und bei ,der Knappschaft, 
Herr Stingl?) 

— Ich komme darauf. — Warum eigentlich sagt man 
dann nicht offen: Wir halten den Teil des Sozial-
produkts, den wir heute für .die Rentner zur Ver-
fügung stellen, für zu groß, und wir sind dafür, daß 

,die Renten gekürzt werden? Darum, weil man merkt, 
wie schäbig das wäre. 

Die Frage, ob unser Rentensystem gesund ist und 
gesund bleibt, ist letzten Endes tatsächlich nur eine 
Frage ,der Relation zwischen den aktiv Tätigen und 
den Ausgeschiedenen. Natürlich spielen kurzfristig 
immer wieder die Wirtschaftsentwicklungen eine 
Rolle, insbesondere deshalb, weil wir die Verzöge-
rungen in ,der Rentenanpassung eingeführt haben. 
Dadurch wirkt das Wirtschaftsgeschehen immer wie-
der erneut auf die Finanzierungsfrage. Damals, 1957, 
als wir gegenüber der  Regierungsvorlage diesen 
Abstand der Renten von der Lohnentwicklung ver-
größerten, ist uns gesagt worden, Idas sei konjunk-
turpolitisch wichtig; denn in einem Aufschwung 
dürfe man nicht sofort die Nachfrage noch einmal 
anheizen. Wir hatten das eingesehen. Nur müssen 
uns die gleichen, die uns das damals so empfohlen 
haben,  doch wohl heute ,die Empfehlung geben, daß 
wir auf jeden Fall voll anpassen, damit nämlich in 
einem Abschwung durch ,die Nachfrage der Rentner 
wieder der Aufschwung kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man kann also die Medaille nicht jeweils so vor-
zeigen, wie man es im Augenblick gerade für rich-
tig hält, wobei man  den  Verdacht nicht loswird — 
jedenfalls ich werde ihn nicht los —, daß man im 
Grunde genommen diese Argumente alle nur des-
halb vorbringt, weil man etwas ganz anderes will, 
weil man ein ganz anderes Rentensystem haben 
will. 

Meine Damen und Herren, es ist auch absurd, 
heute, wo in allen modernen Industrieländern die 
Erkenntnis wächst, daß man das eben nicht mehr 
kann, etwa jeden einzelnen darauf zu verweisen, 
,daß er für sein Alter im eigenen Bereich vorsorgen 
möge, ausgerechnet bei uns ein Zurückgehen bei 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 129. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Oktober 1967 	6527 

Stingl 

diesen Maßnahmen zu verlangen. Wir haben ein-
fach festzustellen, .daß es in ,der heutigen arbeits-
teiligen Industriewelt nicht möglich ist, ,den einzel-
nen darauf zu verweisen, ,daß er selbst für sich Vor-
sorge zu treffen habe. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wir müssen ,die Generationensolidarität eben durch 
Gesetz herstellen. Sie war früher in den Zeiten der 
rein bäuerlichen Wirtschaft oder auch im Bereich des 
Innungswesens des Handwerks ganz anders zu 
sehen, weil damals die Vorgeneration im Betrieb 
blieb und ,die Nachgeneration sie ernährte. Das ist 
heute anders. Der Sohn übernimmt nicht mehr, wie 
es früher war, das Geschäft des  Vaters. Also  müs-
sen wir die Antwort anders geben, und das, was mit 
dem Rentenberg auf uns zukommt, muß ein 'bißchen 
mehr durchleuchtet werden, als man heute meint. 

Wer sagt, wir könnten den Rentenberg mit den 
jetzigen Beiträgen nicht bewältigen, der sagt Rich-
tiges aus. Mit den heutigen Beiträgen können wir 
den Rentenberg ganz sicher nicht bewältigen. Nun 
müssen wir natürlich nach einer Antwort auf die 
Frage suchen: Wie können wir in der Zeit des 
Rentenberges, also in der Zeit der schlechtesten 
Relation zwischen Ausgeschiedenen und aktiv Tä-
tigen, dafür sorgen, daß auch die Ausgeschiedenen 
einen angemessenen Anteil am Sozialprodukt er-
halten? Zu diesem Zweck müssen wir genau fest-
stellen, wieviel vom Sozialprodukt für sie zur Ver-
fügung stehen muß. Hier müssen wir, ausgehend 
von dem Grundsatz der Solidarität der Generatio-
nen, eine gerechte Beitragsgestaltung zu erreichen 
versuchen. Das ist sicher eine klarere Lösung, als 
wenn wir sagen: Dann müssen eben einige auf die 
Sozialhilfe zurückgreifen, andere müssen sich eben 
eine betriebliche Alterssicherung schaffen und wie-
der andere müssen sich eben im Wege einer Le-
bensversicherung die erforderliche zusätzliche Ver-
sorgung sichern. Es ist jedoch ein Irrtum, anzuneh-
men, daß das, was einer aus einer Lebensversiche-
rung erhält, nicht von der dann schaffenden Gene-
ration erarbeitet werden muß. Der ökonomische Zu-
sammenhang ist doch unleugbar: die Gesamtgenera-
tion — Kinder, schaffende Generation und alte Ge-
neration — lebt von einem Gesamtsozialprodukt. 
Um es besser durchschaubar zu machen, welcher Teil 
des Sozialprodukts für die ausgeschiedene Gene-
ration zur Verfügung gestellt wird, ist es besser — 
und dies ist auch gerechter —, diese Frage über 
die Beiträge an die Sozialversicherung zu lösen, 
als die Beiträge in unkontrollierte Kanäle gelangen 
zu lassen. 

(Abg. Genscher: Was ist ein unkontrol

-

lierter Kanal?) 

— Wenn Sie es anders machten, würden z. B. Groß-
betriebe, die sich die entsprechenden Mittel über 
die Preise aus dem Markt herausholen können, zu 
Lasten der Preise aller Abnehmer des betreffenden 
Betriebes höhere Altersleistungen gewähren. Das 
wäre viel weniger kontrollierbar, als wenn man 
auch den Beschäftigten dieser Betriebe sagte: Ihr 
müßt mehr Beiträge zahlen, damit Ihr höhere Ren-
ten erhalten könnt. Tun wir doch nicht so, als ob 
die betriebliche Alterssicherung oder als ob die 

Alterssicherung über eine Lebensversicherung nicht 
aus dem Sozialprodukt genommen wird! 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Die betriebliche Alterssicherung, Herr Genscher, 
die Sie auf eine sonstige Leistung aufstocken, muß 
doch genauso wie jede andere Alterssicherung finan-
ziert werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich kann Herrn Spitzmüller in einem natürlich nur 
zustimmen! Selbstverständlich kann der beste So-
zialpolitiker — uns wird ja angedichtet, wir seien 
Leute mit gutem Herzen, die mit dem Geld fremder 
Leute die Not Dritter linderten — nicht eine ein-
zige Mark ausgeben, wenn er sie nicht irgend je-
mandem, mindestens sich selber, weggenommen hat. 
Es ist eben ein Irrtum, wenn man annimmt, daß 
man das machen kann, indem man in den Betrieben 
Alterssicherungen schafft und sagt, das sei wesent-
lich gerechter, das sei wesentlich freiheitlicher. Da-
bei übersieht man, daß dies alles über den Preis 
finanziert wird, den sich natürlich der betreffende 
Betrieb auf dem Markt hereinholen muß. Es wird 
also voll überwälzt. 

Ich wollte auf diesen Fall eigentlich nicht so be-
sonders eingehen, aber nun bin ich darauf gekom-
men. Gestatten Sie mir, daß ich noch eine Bemer-
kung mache. Es scheint mir auch ungerecht, zu 
sagen, man müsse die gesetzliche Alterssicherung 
möglichst niedrig lassen, um der betrieblichen Al-
terssicherung mehr Spielraum zu geben. 

(Abg. Genscher: Wer sagt das?) 

— Sehen Sie nach! Es wird z. B. in einer Eingabe 
des Deutschen Industrie - und Handelstages darauf 
hingewiesen. Ich habe vorhin gesagt, daß das in 
Eingaben erörtert wird. — Meine Damen und Her-
ren! Dies wird uns in dem gleichen Augenblick als 
ein erstrebenswertes Ziel angepriesen, in dem wir 
sicherlich alle miteinander einig sind, daß tech-
nischer Fortschritt und wirtschaftliche Entwicklung 
für unsere Volkswirtschaft nur dann wirklich nutz-
bar gemacht werden können, wenn wir die Arbeit-
nehmer mobil machen. Das ist ja das Schlagwort: 
die Mobilität der Arbeitskräfte. Wenn das aber 
zutrifft, ist es doch einfach ein Widerspruch in sich, 
wenn man sagt, man müsse die Alterssicherung über 
betriebliche Einrichtungen stärker erweitern, und 
zugleich sagt, es müsse sich aber jeder klar dar-
über sein, daß er den Betrieb im Leben mehrfach 
wechselt. 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Genscher? 

Stingl (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Genscher (FDP) : Damit wir uns nicht mißver-
stehen: Sie teilen doch sicher meine Meinung, daß 
die auch von uns gewünschte Mobilität der Arbeit-
nehmer durch eine eigenverantwortliche Altersver-
sorgung in Form von Lebensversicherungen etc. nicht 
eingeschränkt wird? 
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Stingl (CDU/CSU) : Ja. Ich habe in diesem Fall 
ja auch nicht gegen Sie gesprochen; das wissen Sie, 
Herr Genscher. Ich führe hier zu der Frage allgemein, 
wie man die Solidarität der Generationen herstellt, 
einiges aus. Damit kein Mißverständnis aufkommt: 
Ich bin nicht gegen die betriebliche Alterssicherung. 
Ich bin nur dagegen, daß man sagt, die gesetzliche 
Alterssicherung müsse möglichst niedrig gehalten 
werden, damit man in diesen Bereichen Spielraum 
habe. Das gilt auch für die Alterssicherung über eine 
eigene Lebensversicherung. Ich bin sogar der Mei-
nung, unser Rentenversicherungssystem mit der 
Beibehaltung der bruttolohnbezogenen Rentenformel 
zwingt jeden verantwortlichen Arbeitnehmer dazu, 
zusätzliche Möglichkeiten der  Sicherung zu suchen, 
weil nämlich das, was wir eigentlich erstreben, 
die volle Sicherung, gar nicht erreichbar ist. 

(Abg. Ertl: Auch nicht bei 20 %Anteil?) 

— Wenn wir 20 %Anteil haben sollten — ich 
komme noch darauf, Herr Kollege Ertl —, meine 
ich, daß auch das noch kein Unglück ist. Sie werden 
mir folgen, wenn ich die Voraussetzungen dazu noch 
erläutere. 

Ich sage: Diese gesetzliche Alterssicherung muß 
sich an einer Beitragsbemessungsgrenze stoßen, um 
Freiheitsraum zu lassen. Hier wäre einiges zur 
Aufhebung der Versicherungspflichtgrenze zu sagen. 
Sie müssen davon ausgehen, daß die gesetzliche 
Alterssicherung eine Solidareinrichtung der schaf-
fenden Generation gegenüber der ausgeschiedenen 
Generation ist. Es ist ein Unding, gerade die hoch 
verdienenden Angestellten zu dieser Solidaritäts-
leistung nicht heranzuziehen, während man die 
gering verdienenden mit einem hohen und dann 
natürlich auch noch höheren Prozentsatz heran-
ziehen müßte. 

Die Beseitigung der Versicherungspflichtgrenze 
für Angestellte ist ein gesellschaftspolitisches Pro-
blem erster Ordnung. Das wird hier niemand leug-
nen. Ich würde dazu sagen: Es ist bedauerlich, daß 
wir hier aus der Not eine Tugend machen müssen. 
Ich halte das für eine Tugend; das sage ich hier ganz 
offen. Ich habe ja auch in der Diskussion über die 
Frage der Heraufsetzung der Versicherungspflicht-
grenze vor wenigen Jahren einiges dazu gesagt. 
Damals waren wir noch gezwungen, mit Ihnen von 
der FDP Kompromisse zu schließen. Der damalige 
Kompromiß hat mir offen gestanden weniger ge-
fallen als der heutige; der heutige ist in meinen 
Augen gar kein Kompromiß. 

Bei der Aufhebung der Versicherungspflichtgrenze 
für Angestellte müssen wir auch denen, die davon 
betroffen sind, einmal sagen, daß wir diese Auf-
hebung nicht unüberlegt oder wegen des Geldes 
vornehmen, sondern deshalb, weil es gesellschafts-
politisch einfach erforderlich und notwendig ist, daß 
man die Solidarität der Generationen nicht an einer 
Einkommensgrenze scheitern läßt, weil es nicht mehr 
zutrifft — Frau Kollegin Kalinke hat das in einem 
Zwischenruf an Herrn Kollegen Schellenberg deut-
lich gemacht —, daß es hier um ein Schutzbedürfnis 
geht. Es geht nicht einmal mehr um ein Sicherungs-
bedürfnis. Es ist vielmehr zu fragen: Wer ist heute  

zur Solidarität gegenüber der ausgeschiedenen Ge-
neration verpflichtet? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun kommt oft die Forderung, daß auch eine ge-
sunde Relation zwischen Beiträgen und frei verfüg-
barem Einkommen bestehenbleibt. Natürlich gibt es 
eine Grenze der Belastbarkeit. Mehrfach ist unser 
Kollege Blank zitiert worden, daß man nicht eine 
reine Sozialisierung des Lohnes vornehmen könne. 
Das ist richtig. Nur, diese Sozialisierung des Lohnes 
tritt gar nicht ein. Wenn Sie unterstellen, daß wir 
in den nächsten acht Jahren, wenn wir auf den Ren-
tenberg kommen, einen Lohnzuwachs von jährlich 
4 %und damit insgesamt eine Lohnsteigerung von 
37 %haben, und wenn Sie die Renten einmal aus-
rechnen, ergibt sich zwar eine Beitragssteigerung, 
aber diese Beitragssteigerung wird weit übertroffen 
von der Steigerung des verfügbaren Realeinkom-
mens der Arbeitnehmer. Solange die Rentner nicht 
einen höheren Lebensstandard haben als die Bei-
tragszahler, ist diese Marge nicht überschritten. Da-
zu muß sicherlich gesagt werden: Natürlich hat der 
Rentner auch gewisse Bedürfnisse nicht mehr, die 
jeder aktiv Tätige hat. Deshalb ist aber auch die 
Rentenformel von vornherein so angelegt, daß der 
Rentner selbst bei allergünstigsten Voraussetzun-
gen, bei absolut null in der Lohnbewegung, nach 
50 Jahren nur 75 % seiner Bemessungsgrundlage als 
Rente bekommen würde. Wir wissen, daß sogar das 
reine Theorie ist. 

Vizepräsident Scheel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Spitzmüller? 

Stingl (CDU/CSU) : Ja, bitte! 

Spitzmüller (FDP) : Herr Kollege Stingl, sind Sie 
mit mir der Überzeugung, daß der heute Beitrags-
pflichtige durch die Steigerung des Beitragssatzes 
keine höhere Rente erwirbt, weil in der Renten-
formel für die Höhe des Beitragssatzes kein Raum 
ist? 

Stingl (CDU/CSU) : Dabei kommt es nicht einmal 
auf meine Meinung an. Das ist eine Tatsache. 

(Abg. Spitzmüller: Danke!) 

— Ich habe keine Veranlassung, das zu verschwei-
gen. Das System unserer Rentenversicherung liegt 
ja darin, daß dann, wenn die Zahl der Rentner grö-
ßer wird, die Aktiven eher mehr von ihrem Lebens-
unterhalt abgeben können, als daß die Renten sin-
ken müßten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist unsere Antwort darauf, Herr Kollege Spitz-
müller, da sind wir eben grundsätzlich unterschied-
licher Auffassung. 

(Abg. Ertl: Und dabei soll die Stabilität 
gewahrt bleiben?!) 

— Natürlich! Ob die Löhne stabil bleiben oder 
nicht, spielt keine so große Rolle, wie es in der Dis-
kussion draußen immer wieder dargestellt wird. Für 
unsere Alterssicherung ist entscheidend nur das 
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Verhältnis von Beitragszahlern und Rentenempfän-
gern. Die andere Frage spielt konjunkturpolitisch 
und sonst nur deshalb eine Rolle, weil uns diejeni-
gen, die gegen das Rentensystem sind, 1957 ein so 
langes Zurückbleiben aufgehalst haben. Aber ich 
kann nicht sagen „aufgehalst", denn ich habe ja sel-
ber dafür gestimmt. Es ist uns nicht aufgehalst wor-
den. Wir haben es damals gesehen, und wir haben 
es bewußt gemacht. 

Ich halte es aber für nicht vertretbar, das, was 
man damals bewußt gemacht hat, jetzt sozusagen 
zu verdoppeln, indem man sagt, der jetzige Renten-
stand müsse angehalten werden und jetzt müsse 
man zu einer sogenannten Nettolohnformel kom-
men. Die Frage einer Nettolohnformel hat im übri-
gen auch noch immer rein technische Tücken. Ich bin 
gerne bereit, dem Bundesfinanzminister, der sich 
vorhin bei Herrn Schellenberg für den kostenlosen 
Unterricht bedankt hat, auch für diese Techniken 
Unterricht zu erteilen. 

(Abg. Ertl: Kostet das dann noch mehr?) 

— Nein, das kostet sicherlich nicht mehr. Es kostet 
nur das, was es ohnehin kostet. 

(Abg. Ertl: Der Finanzminister ist ja für 
Reformen!) 

— Ich habe vorhin ja auch gesagt, daß ich das nicht 
vertrete. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nur 
ganz wenige Bemerkungen machen. Wenn der Bei-
trag vom Bruttolohn genommen wird, hat man als 
Maßstab für die Stelle, von der aus der Beitrag ge-
zahlt wird, für den sozialen Status, nichts anderes 
als den Bruttolohn. Das heißt, die Bruttolohngröße 
geht auf jeden Fall in die Berechnung ein. Wenn 
man dann bei der Rente auf Nettolohn umschaltet 
oder gar, wie es einige vorschlagen, die Bruttolohn-
bezogenheit bei der ersten Festsetzung zugrunde 
legt und dann netto anpaßt, hat das zur Folge, daß 
wir in 10 Jahren 10 verschiedene Rentenbasen ha-
ben, oder anders ausgedrückt: daß von zwei Rent-
nern mit gleichen Lebensschicksalen derjenige, der 

 1960 Rentner wurde, ungefähr 20 bis 25 °/o weniger 
Rente hat als der, der bei gleicher sozialer Stellung 
erst 1970 Rentner wurde. Das sind also einige Ein-
wände, die gegen eine Umstellung auf eine Netto-
formel sprechen. 

Lassen Sie mich aber noch einmal auf Ihre Frage, 
wo denn die Grenze der Zumutbarkeit liegt, zurück-
kommen. Ich glaube, Herr Kollege Ertl ist beson-
ders an dieser Frage interessiert. Ich wiederhole, 
Herr Kollege Ertl: Die Grenze der Zumutbarkeit der 
Beitragsbelastung liegt dort, wo durch die Beitrags-
belastung der Aktive in seinem Lebensstandard so 
geschmälert wird, daß der Passive, also der Aus-
geschiedene, ihn überflügelt. Jetzt haben Sie auch 
die Antwort, weshalb wir bei der knappschaftlichen 
Versicherung zu den Vorschlägen der Regierung ja 
sagen. Wir sind aber keineswegs der Meinung, daß 
diese Grenze in der allgemeinen Rentenversiche-
rung erreicht wird. Wir sehen aber, daß dieser Fall 
wegen der strukturellen Umschichtung in unserer 

Energiewirtschaft im Bergbau eingetreten ist. Der 
Steigerungssatz von 2,5 % hat eben einfach dazu 
geführt, daß der Ausgeschiedene mehr Einkommen 
hat als der, der noch im Pütt vor Kohle steht. Und 
exakt da ist die Grenze, wo auch der Gesetzgeber 
eingreifen müßte. Aber bei den Annahmen, von 
denen wir heute überall ausgehen, tritt dies für 
die allgemeine Rentenversicherung nicht ein. Ich 
wiederhole: Selbst wenn wir für jedes Jahr 4 % 
Lohnsteigerung unterstellen, kommen wir bis, 1975 
auf 37 % Lohnsteigerung. 37 % Lohnsteigerung be-
deuten sicherlich eine Erhöhung des Realeinkom-
mens. Von diesem Realeinkommen kann dann mei-
netwegen sicherlich notfalls auch eine Beitragserhö-
hung von 5 % mit bewältigt werden, wobei ich mit 
5 % Beitragserhöhung schon exorbitant hoch ge-
gangen bin. Wenn natürlich die Wirtschaftsentwick-
lung anders geht, muß man kurzfristig anders ur-
teilen, muß man .kurzfristig vielleicht auch andere 
Maßnahmen ergreifen, auf die Dauer und insgesamt 
gesehen aber nicht. 

Unser Rentensystem — das stelle ich also fest 
— beruht auf einer Verteilung der Lebensarbeits-
leistung auf das Gesamtleben. Das heißt, die Bei-
tragsleistung, die ich jetzt erbringe, gibt mir den 
Anspruch darauf, im Alter den Anteil vom Sozial-
produkt zu bekommen, den ich für mich beanspru-
chen kann und den ich auch als Aktiver abzutreten 
bereit war. Herr Kollege Spitzmüller, Sie haben vor-
hin nachdrücklich betont, das bedeute, daß der, der 
heute höhere Beiträge zahlt, dennoch keinen hö-
heren Rentenanspruch hat. Ich habe Ihnen das be-
stätigt. Darum haben wir ja auch in der Frage des 
Rentnerkrankenversicherungsbeitrags das unter-
stützt, was die Regierung vorgeschlagen hat. Wir 
unterstützen, daß jetzt gesagt wird: neben der 
Rente erhält der Rentenempfänger einen Kranken-
schutz. Dieser Krankenschutz wird erreicht durch 
die Versicherung in einer Krankenversicherung, ent-
weder in der gesetzlichen Krankenversicherung als 
Rentnerpflichtmitglied, in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung als freiwilliges Mitglied oder in 
einer privaten Krankenversicherung als freiwilliges 
Mitglied. Diese Sicherung des Rentners für den 
Krankheitsfall wird zur Zeit wiederum allein von 
den aktiven Beitragszahlern der Rentenversicherung 
bezahlt, obwohl der gleiche Kreis in der Kranken-
versicherung noch einmal Beiträge zahlt und hier 
das Defizit der Krankenkassen deckt, das durch die 
notwendigerweise höheren Leistungen an die Rent-
ner entsteht. 

Wir sind der Meinung, wenn das so ist und wenn 
unsere Rentenformel eine lohnbezogene Rente vor-
sieht, die Lohnersatzfunktion hat, ist es zumutbar, 
daß auch die Rentner mit einem Beitragsteil an die-
ser Finanzierung der Krankenversicherung betei-
ligt werden. Meine Damen und Herren, dabei haben 
natürlich die Überlegungen eine Rolle gespielt, 
wie hoch dieser Beitragssatz sein müßte — auch 
dem System nach. Sie wissen, daß der Beitragssatz 
für die Angestellten, die keinen sofortigen Anspruch 
auf Krankengeld haben, bei ungefähr 8,6 %, jetzt 
vielleicht 9 % liegt, daß also der Angestellte etwa 
4,5 % bezahlt. Der Rentner hat nie Anspruch auf 
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Barleistungen. Infolgedessen war es natürlich, daß 
der Beitragssatz niedriger angesetzt wurde. 

Nun haben wir aber hier mit unserem Koalitions-
partner, für den das — wie wir zugeben — eine 
ausgemacht schwierige Angelegenheit ist, so lange 
gerungen, bis wir eine Lösung gefunden haben, die 
sicherlich weder der SPD leuchtenden Auges gefällt 
noch uns. Aber wir werden sie miteinander durch-
stehen, Herr Kollege Schellenberg, weil wir der 
Meinung sind, daß es im Interesse der versicherten 
Beitragszahler in der Rentenversicherung, der ver-
sicherten Beitragszahler in der Krankenversicherung 
und der Rentner liegt, daß wir die Solidarität, die 
die Aktiven gegenüber den Passiven ausüben, durch 
eine Teilsolidarität der Ausgeschiedenen zu den 
Aktiven beantworten lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Diese Antwort in der Solidarität ist immer noch 
so, daß sie nur einen Teil dessen ausmacht, was 
überhaupt für die Rentnerkrankenversicherung aus-
gegeben wird. Sie wissen, daß allein im Jahre 1967 
die Rentenversicherungsträger rund 3 Milliarden 
DM an die Krankenversicherung geben. Dabei 
kommt noch hinzu, daß die Krankenversicherungs-
träger selber dennoch ein Defizit von — wie sie 
errechnen — rund 700 Millionen DM haben. Es tut 
uns leid, daß das durch die Vorschläge, die wir jetzt 
angenommen haben, bei den Krankenversicherungs-
trägern nicht voll ausgeglichen werden kann. 

Man könnte es auch ein bißchen — na ja, Herr 
Kollege Schellenberg — merkwürdig finden, daß 
jetzt auf Ihren Vorschlag die Erhöhung der Rezept-
gebühr kommt. Meine Damen und Herren, dabei sei 
es mir gestattet, einmal für den Kollegen Blank 
auszuführen, daß das, was er jemals als Selbstbe-
teiligung in der Krankenversicherung vorgeschlagen 
hatte, im ungünstigsten Fall — wenn Sie es so dar-
stellen wollen — 15 DM im Quartal ausgemacht 
hätte. Das müssen wir auch einmal sehen. Ich muß'  
dem Kollegen Blank hier noch einmal bestätigen, 
daß keiner seiner Vorschläge den Weg zum Arzt 
behindert hätte, insbesondere das nicht, was wir am 
Ende einer Reformdiskussion diskutiert hatten, näm-
lich die Einführung einer Art Beitragsrückgewähr. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wir wissen, daß das 
Probleme sind, die zwischen den beiden Fraktionen 
nicht klar sind und bei denen wir nicht miteinander 
abstimmen können. Das gibt es, und es ist natürlich. 
Sie sind ja nicht plötzlich CDU-Leute und wir nicht 
plötzlich SPD-Leute geworden. 

(Abg. Ollesch: Das scheint aber so!) 

Wir haben ja unsere Unterschiede beibehalten. Wir 
glauben deshalb, daß angesichts all dieser Dinge 
diese Rezeptgebühr mit erhoben werden sollte, zu-
mal sie ja, weil die Rentner den Krankenversiche-
rungsbeitrag neu auferlegt bekommen, auch nur für 
den Kreis gelten soll, der nicht rentnerkrankenver-
sichert ist. 

Herr Kollege Spitzmüller, Sie haben dann — ich 
glaube, Sie waren es; ich bin jetzt nicht ganz sicher 
— auch gesagt, dieser Rentnerkrankenversicherungs-

beitrag zeige ja, daß wir das nicht als Lohnersatz-
funktion ansähen; ich glaube, so hatten Sie gesagt; 
ich bin jetzt nicht ganz sicher. 

(Zuruf des Abg. Spitzmüller.) 

— Ach ja, wegen der Nichtanpassung 1967! Gerade 
da sind Sie natürlich auf dem Holzwege, Herr Kol-
lege Spitzmüller. Wissen Sie, warum? Weil wir den 
Rentnerkrankenversicherungsbeitrag nur von denen 
nehmen, deren Bemessungsgrundlage auf der Be-
messungsgrundlage 1968 steht. Ich brauche es Ihnen 
nicht näher zu erläutern; Sie stimmen mir eben 
schon zu. 

(Abg. Spitzmüller: Ich stimme Ihnen zu, 
daß Sie es so tun, aber nicht in der Sache!) 

— Aber es ist gerechtfertigt. Wenn ich einen Rent-
nerkrankenversicherungsbeitrag vom Jahre 1968 an 
einführe, ist es doch logisch, daß wir mit diesem 
Rentnerkrankenversicherungsbeitrag nur den bele-
gen, der die Bemessungsgrundlage von 1968 hat. 
Das ist vorgesehen. 

Dann haben Sie gesagt, die Einführung des Rent-
nerkrankenversicherungsbeitrags sei auch eine Maß-
nahme des Redressierens unserer Rentenformel. Sie 
irren sich! Die Systematik dieses Rentnerkranken-
versicherungsbeitrags besteht ja eben darin, daß er 
nur dem abgenommen wird, der eine Rentnerkran-
kenversicherung hat. Wer keine hat, bekommt den 
Beitrag wieder. Darauf haben Sie gesagt, das sei ja 
gerade der Casus belli; denn diese Rückerstattung 
koste viel Geld. 

Nun, wir haben uns ein bißchen mit der Sache 
vertraut gemacht und haben auch noch einmal wirk-
liche Experten gebeten, uns das zu erläutern. Deren 
Zeugnis läßt darauf schließen, daß die Kosten im 
Jahr 1968 für die Krankenversicherungsträger und 
Rentenversicherungsträger wegen der Rückzahlung 
des zuviel einbehaltenen Rentnerkrankenversiche-
rungsbeitrags etwa 23 Millionen DM ausmachen. 
Wenn die Gesamtsumme — bei 2 % Beitrag — bei 
460 Millionen DM liegt, so scheint mir das keines-
wegs ein Betrag zu sein, der zu hoch wäre, zumal 
er in den Folgejahren natürlich nicht mehr in dieser 
Höhe entsteht, weil ja nur jetzt der ganze Bestand 
durchforstet werden muß. 

Hier und draußen wird der Trend zur allgemeinen 
Staatsbürgerversorgung diskutiert. Ich glaube, nur 
mit einem System der Rentenversicherung, das die 
Solidarität aller Aktiven mit den Ausgeschiedenen 
beitragsbezogen und leistungsbezogen herstellt, kön-
nen wir einer solchen Richtung widerstehen. Wer 
sich von Argumenten wie etwa „die Kleinstrentner 
müssen vom Rentenversicherungsbeitrag befreit 
werden" oder auch, Herr Kollege Schellenberg, 
„wir müssen die Beitragsbemessungsgrenze erhö-
hen"  leiten läßt, der setzt sich der Gefahr aus, daß 
er bei dieser Diskussion möglicherweise noch andere 
Dinge sieht. Ich habe aber mit sehr viel Freude 
festgestellt, daß Sie selber solche Gedanken für Ihre 
Fraktion zurückgewiesen haben. Ich weiß, daß Sie 
das schon länger tun; aber für mich war es doch 
ganz interessant, daß Sie das auch noch einmal im 
Plenum des Bundestages getan haben. Wir sind der 
Meinung, daß in der Beitragsbemessungsgrenze die 
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wirkliche Abgrenzung zwischen freiheitlicher Alters-
sicherung und der vom Gesetz vorgeschriebenen 
Alterssicherung liegt. Wir glauben wirklich, daß es 
eine gesetzliche Altersversicherung nicht nötig hat, 
höher als bis zu 200 0/o der allgemeinen Bemessungs-
grundlage zu gehen. Das halten wir wirklich für rich-
tig. Von da ab sollen andere Arten der Sicherung 
gesucht werden. Wir wissen aber, daß bei den un-
teren Einkommensschichten allein das Schaffen von 
Vermögen noch nicht Alterssicherung bedeutet; denn 
kaum einer in unserem Volk lebt heute noch aus 
Vermögen; fast jeder lebt aus Einkommen, aus 
Arbeit. 

Nun, es schmerzt uns manches, auch bei dem, was 
wir jetzt in dem Krompromiß mit angehen müssen, 
obwohl es auch da wiederum jedesmal ein lachendes 
und ein weinendes Auge gibt. Denn es ist für uns 
schon ein Problem, zu sagen, daß derjenige, der 
Arbeitslosengeld bekommt, dann, wenn er 65 Jahre 
alt ist, die Rente nicht beziehen soll oder daß es 
untereinander abgeglichen werden soll. Wir sehen 
darin schon einen Hinweis darauf, daß man über 
die Altersgrenze diskutieren muß, weil nämlich die 
Frage der Altersgrenze unter Umständen etwas ist, 
worüber man sich beim Rentenberg Gedanken ma-
chen muß. Wir sehen darin also schon eine gewisse 
Diskussionsbereitschaft, und wir sehen sie im übri-
gen auch in der Frage des späteren Rentenbeginns, 
wobei ich einige wilde Gerüchte zerstören will, als 
ob — — 

(Abg. Dr. Schellenberg: Fangen Sie nicht 
davon an, sonst fördern Sie diese Gerüchte!) 

— Ja, ja; eben. Ich will Gerüchte zerstören, Herr 
Kollege Schellenberg, als ob das eine Maßnahme 
sei, die den armen Rentner auf der Straße um 
ungeheure Summen schädige, zum anderen aber die 
Sozialhilfe sehr in Anspruch nehme. Beides ist ein 
bißchen richtig. Aber so ist es halt immer: wenn 
man das überspannt, wird es unrichtig. Der spätere 
Rentenbeginn war bis 1957 in Deutschland Rechtens. 
Wer am 15. März eines Jahres 65 Jahre alt wurde, 
bekam bis 1957 seine Rente ab 1. April. Seit 1957 
hat er sie am 1. März bekommen. Das geben wir zu. 
In Zukunft wird er sie, wenn das Gesetz wird, auch 
erst wieder am 1. April bekommen. 

Herr Bundesfinanzminister, ich bin mit Herrn 
Schellenberg der Meinung, sehr häufig wird das 
Sozialamt nicht eingreifen müssen; denn entweder 

. bleibt er eben, wie gesagt, im Arbeitsverhältnis, 
oder es zahlt die Krankenversicherung. Wenn es 
einer ist, bei dem die Sozialhilfe eingreifen müßte 
— sie hat es in der Regel meist jetzt schon tun 
müssen wegen der Berechnungszeit —, so wird die-
sem Rentner bei der Rückzahlung und Anrechnung 
kaum ein Schaden .entstehen. — Natürlich entsteht 
insgesamt ein Schaden; ich will gar nicht leugnen, 
daß das auch immerhin 180 Millionen DM im Jahr 
bedeutet. Aber das ist eine Sache, die sozial ver-
tretbar ist. 

Noch einige Bemerkungen zu der Frage des Mut-
terschutzes, wie er nun geregelt werden soll. Hier 
kann ich für meine Fraktion sagen — ich habe mir 
vorgenommen, um 1 Uhr zu schließen; ich hoffe, daß 
ich das noch schaffen werde, Herr Kollege Fran-

zen —, daß es unser vordringliches Ziel ist und 
wir es begrüßen, daß nun das Recht wieder über-
sichtlich wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was die Frage selber anlangt, so halten wir das, 
was vorgeschlagen ist, für vertretbar. Ich hoffe, daß 
Frau Kollegin Schroeder noch Gelegenheit haben 
wird, dazu ein paar Ausführungen zu machen oder 
sie vielleicht auch zu Protokoll zu geben. 

Wir müssen auch feststellen, daß innerhalb dieser 
Finanzplanung und dieser Gesetze keine Mittel vor-
gesehen sind, die ein Leistungsgesetz für Flüchtlinge 
ermöglichen. Das heißt nicht, daß wir keine Mög-
lichkeiten sehen, da noch etwas zu tun. Wir ermun-
tern den Herrn Bundesvertriebenenminister, seine 
Pläne weiter zu verfolgen und sie zu gegebener Zeit 
dem Hause vorzulegen. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege, erlauben 
Sie noch eine Zwischenfrage? 

Stingl (CDU/CSU): Nein, jetzt nicht! Ich will 
Schluß machen, damit — — 

Vizepräsident Scheel: Im Interesse des  gan-
zen Hauses lehnen Sie es ab? 

(Abg. Stingl: Ja, im Interesse des ganzen 
Hauses!) 

— Das wissen die Kollegen sicherlich zu schätzen. 

Stingl (CDU/CSU) : Ich möchte nur noch sagen: 
Herr Kollege Spitzmüller hat gesagt, die Unsicher-
heit breite sich in den Fragen der Rentenversiche-
rung aus. Warum denn wohl, meine Damen und 
Herren? Weil die Leute, die es unsicher haben wol-
len, immerfort von der Unsicherheit reden! Wenn 
wir, Herr Kollege Spitzmüller, Schönredner sind, 
dann sind Sie, verzeihen Sie, ein Miesredner; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn wer immer nur davon redet, daß es mies wer-
den würde, der muß sich gefallen lassen, daß wir 
ihm sagen, daß er die Unsicherheit hineinträgt. Wir 
kennen die Interdependenz von Wirtschaftspolitik, 
Finanzpolitik und Sozialpolitik; kein Mensch leug-
net sie. Wir kennen die Zusammenhänge zur EWG. 
Sehen Sie aber einmal nach, ob nicht die Beitrags-
belastungen in den anderen EWG-Ländern oder etwa 
in Österreich wesentlich höher sind als bei uns! 
Wir sind jedenfalls der Meinung, meine Damen und 
Herren, auch wenn wir jetzt diese Gesetze so bera-
ten müssen, zeigen sie dennoch, daß unser System 
sich bewährt hat und daß die heutigen Beitrags-
zahler sich darauf verlassen können, daß wir dafür 
sorgen werden, daß sie auch einen gesicherten Le-
bensabend haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Meine Damen und Her-
ren, Herr Kollege Stingl hat es geschafft, daß wir 
pünktlich in die Mittagspause eintreten können. 
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Ich darf darauf hinweisen, daß die Debatte jetzt 

wieder einmal unterbrochen werden muß, weil, wie 
Ihnen sicherlich schon bekanntgegeben wurde, um 
15 Uhr der Herr Bundeskanzler und der Herr Bun-
desaußenminister eine Erklärung abgeben, an die 
sich eine Debatte anschließen wird. 

Ich darf mitteilen, daß im Anschluß an diese De-
batte der nächste Redner in unserer sozialpolitischen 
Teilauseinandersetzung mit dem Haushalt der Herr 
Bundesarbeitsminister sein wird. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 15 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.02 Uhr 
bis 15.02 Uhr.) 

Vizepräsident Schoettle: Die Sitzung ist wie-
der eröffnet. 

Ich erteile das Wort dem Herrn Bundesaußen-
minister. 

Brandt, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Am Montag 
und am Dienstag dieser Woche hat der Ministerrat 
der Europäischen Gemeinschaften in Luxemburg mit 
den Beratungen über den Bericht begonnen, den die 
neue vereinigte europäische Kommission zu den 
Beitrittsanträgen Großbritanniens, Irlands, Däne-
marks und Norwegens sowie zu dem besonders ge-
arteten Antrag Schwedens unterbreitet hatte. Nach-
dem diese Frage in der vorletzten Woche im Bun-
destag eine so große Rolle gespielt hatte, begrüße 
ich die Möglichkeit, hierzu dem Hohen Hause heute 
einen Zwischenbericht zu geben. 

Es hat über diese Beratungen des Ministerrats in 
Luxemburg Anfang der Woche widersprüchliche und 
irreführende Meldungen gegeben. Dabei sind auch 
Zweifel laut geworden, ob die Bundesregierung an 
dem Kurs ihrer Europapolitik festhalte. Solche Zwei-
fel sind nicht berechtigt. Die Bundesregierung hält 
sich an das, was sie in ihrer Regierungserklärung 
vom 13. Dezember vergangenen Jahres, in der 
Europadebatte des Bundestages am 21. Februar 
dieses Jahres und in der Regierungserklärung vom 
13. Oktober ausgeführt hat. Dies bedeutet: wir sind 
für die Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft 
und wir bemühen uns nachdrücklich um diese Er-
weiterung, ohne das Bestehende unnötig zu gefähr-
den. 

Die Stellungnahme der Europäischen Kommission 
vom 29. September ist von den Außenministern ge-
würdigt und im allgemeinen gut bewertet worden. 
Dabei ist noch einmal klargestellt worden, daß das  
Verfahren über den Beitritt neuer Mitglieder nach 
Art. 237 des EWG-Vertrags nicht erst eingeleitet zu 
werden braucht, sondern daß dieses Verfahren im 
Gange ist, seitdem die Kommission im Juli dieses 
Jahres zu ihrer Stellungnahme aufgefordert wurde. 

Grundsätzliche Einwendungen gegen die Erweite-
rung der Gemeinschaft bzw. — solange die Ver-
träge noch nicht fusioniert sind — der Gemeinschaf-
ten wurden in Luxemburg von niemandem erhoben. 

Fast völlige Übereinstimmung wurde auch darüber 
erzielt, ,daß neu hinzutretende Mitglieder die Ver-
träge von Rom und die von den Organen der Ge-
meinschaften erlassenen Regelungen beim Beitritt 
zu übernehmen haben werden, wobei selbstver-
ständlich, wie es der Vertrag vorsieht, an gewisse 
Übergangsfristen zu denken ist. Aber auch dies ist 
die gemeinsame Überzeugung der Sechs: Die Ziele 
der Gemeinschaften müssen unverändert bleiben. 

Im Ministerrat ist zweitens die Frage gestellt 
worden, ob der Charakter der Gemeinschaft durch 
Hinzutritt neuer Mitglieder grundlegend verändert 
und die Entwicklung zur Wirtschaftsunion hinaus-
gezögert werden würde. Die französische Seite hat 
diese Frage bejaht, d. h. sie befürchtet eine grund-
legende Veränderung der Ziele, Merkmale und 
Methoden, die der Gemeinschaft eigen sind. Die 
fünf anderen Partner sind, wenn auch mit unter-
schiedlicher Akzentuierung, der Meinung, daß sich 
gewiß quantitative und qualitative Veränderungen 
ergeben würden, nicht aber solche, die  den  Charak-
ter der Gemeinschaft in Frage stellen. 

Meine Damen und Herren, was uns selbst angeht, 
so schätzen wir die Schwierigkeiten, die sich aus 
einer Vermehrung der  Mitgliederzahl der  Gemein-
schaft bei der Harmonisierung ihrer Politik und bei 
der Durchführung ihrer Geschäfte ergeben würden, 
als nicht entscheidend ein. Wir meinen, daß die 
Vorteile der Ausweitung der Gemeinschaft die etwa 
eintretenden Nachteile sowohl politisch wie wirt-
schaftlich weit überbieten. Wir meinen ferner, daß 
ein Scheitern der Bemühungen um den Beitritt Groß-
britanniens und anderer EFTA-Staaten nicht nur zu 
einer weitverbreiteten Enttäuschung führen würde, 
sondern auch die Weiterentwicklung des bestehen-
den Gemeinsamen Marktes ernstlich beeinträchtigen 
könnte. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Der Rat der Gemeinschaften wird am 20. Novem-
ber in Brüssel wieder zusammentreten, um die wich-
tigsten, in der Stellungnahme der Kommission auf-
geworfenen materiellen Fragen zunächst unter den 
Sechs bezw. unter den Sechs und der Kommission zu 
prüfen. Dabei wird es, abgesehen von einer Aus-
sprache über die wirtschaftliche Lage Großbritan-
niens, insbesondere Fragen der Währung, der Zah= 
lungsbilanz, der Agrarpolitik einschließlich Agrar-
finanzierung und Commonwealth-Probleme, auch um 
das weitere Verfahren gehen. 

Ich habe schon in Luxemburg darauf hingewiesen, 
daß befriedigende Antworten auf die eben genann-
ten materiellen Fragen sicherlich nur im Gespräch 
mit Großbritannien zu finden sein werden, und das 
gilt entsprechend für die anderen Antragsteller. 
Deshalb wird man unserer Meinung nach zu diesen 
Fragen auch nicht abschließende Stellungnahmen 
der Sechs erarbeiten können, ohne mit den Englän-
dern gesprochen und verhandelt zu haben. Das gilt 
dann auch entsprechend für die anderen Antrag-
steller. 

In diesem Zusammenhang gehört auch die von 
französischer Seite geäußerte Meinung, daß Groß-
britannien seine Währung und Wirtschaft vor einem 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 129. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Oktober 1967 	6533 

Bundesminister Brandt 
Beitritt stabilisiert haben müsse. Die Bundesregie-
rung ist der Ansicht, daß die Sechs alle Sachfragen 
weiterhin gründlich erörtern sollen. Dabei wird man 
jedoch bald zu der Feststellung kommen, daß eine 
nützliche Diskussion ohne Beteiligung des Staates, 
um den es geht, nicht sinnvoll weitergeführt werden 
kann. Es erscheint uns auch nicht vertretbar, an 
Großbritannien härtere Anforderungen zu stellen, 
als sich die Mitgliedstaaten gegenseitig abverlangt 
haben, als sie den EWG-Vertrag abschlossen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und Ab

-

geordneten der FDP.) 

Außerdem ist es wahrscheinlich, daß allein der Be-
ginn von Gesprächen zwischen Großbritannien und 
den Sechs dazu beitragen wird, die Lösung der wirt-
schaftlichen und monetären Probleme in Großbritan-
nien günstig zu beeinflussen. 

Die französischen Bedenken und Einwände kamen 
uns nicht unerwartet, zumal nach dem Besuch des 
französischen Staatspräsidenten in Bonn im Juli die-
ses Jahres. Bei meinem Konsultationsgespräch mit 
dem französischen Außenminister in Paris Anfang 
voriger Woche ist dieser nicht über die Feststellung 
hinausgegangen, daß es ein prinzipielles französi-
sches Nein nicht gebe. Unser Bestreben geht selbst-
verständlich dahin, die französischen Bedenken zer-
streuen zu helfen und dabei auch Verständnis für 
unsere eigenen Interessen und Vorschläge zu finden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Eine Voraussage über den Beginn der eigentlichen 
Beitrittsverhandlungen im Zuge des Verfahrens, das 
in Gang gekommen ist, kann im Augenblick nicht 
gemacht werden. Wir hoffen sehr, eine EWG-Krise 
vermeiden helfen zu können und im Geiste der 
Solidarität zu einem positiven Ergebnis zu gelangen, 
wie es die öffentliche Meinung nicht nur in unserem 
Lande, sondern wie es nach unserem Eindruck auch 
die öffentliche Meinung in Europa erwartet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Bundeskanzler. 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Mein Besuch in 
England fand zufällig in einem Augenblick statt, in 
dem die erste Runde der Beratungen der Sechs über 
den Beitritt Großbritanniens zu den Europäischen 
Gemeinschaften stattfand. Da diese Verhandlungen 
natürlich stark in meine Gespräche mit der eng-
lischen Regierung hineinwirkten, habe ich den Herrn 
Außenminister gebeten, vor mir über das Ergebnis 
der Beratungen in Luxemburg dem Hohen Hause 
vorzutragen. 

Meine Gespräche mit Premierminister Wilson 
und den Mitgliedern der englischen Regierung wa-
ren freundschaftlich, offen, gründlich und, wie ich 
denke, nützlich. Wir haben eine Reihe von Themen 
berührt, wie das  heute in einer Welt, in der alles 
mit allem zusammenhängt, nicht anders sein kann. 
Wir haben Übereinstimmung erzielt in einer Reihe  

von wichtigen Fragenkomplexen, etwa der Frage 
unseres Verhältnisses zur künftigen Entwicklung des 
nordatlantischen Bündnisses, in der Frage der Ent-
spannungspolitik, der Frage unserer und der eng-
lischen Haltung gegenüber den osteuropäischen 
Staaten. Wir haben auch über das  Nichtverbrei-
tungsabkommen ,gesprochen und beschlossen, daß 
unsere Sachverständigen in dieser Frage in enger 
Arbeitsverbindung bleiben sollen. 

Der Hauptgegenstand unserer Unterhaltung —
das konnte nicht anders sein — war das Beitritts-
begehren Großbritanniens zu ,den Europäischen Ge-
meinschaften. Der Ministerpräsident und die  an-
deren Mitglieder 'der Regierung, mit denen ich ge-
sprochen habe, haben noch einmal ausführlich ihre 
Auffassung dargelegt. Sie sagten mir, daß ihr Land 
nun einen endgültigen Entschlußgefaßt habe, den 
man beinahe als revolutionär bezeichnen könne. 
England wolle nicht nur aus wirtschaftlichen Grün-
den  ,den Europäischen Gemeinschaften 'beitreten. Die 
politischen Gründe überwögen sogar. Sie seien be-
reit, die gesamte, volle Wirklichkeit, die sich aus 
den Römischen Verträgen entwickelt habe, zu ak-
zeptieren und in der Zukunft in vollem Umfang mit-
zuarbeiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie haben in fast beschwörender Weise gesagt, 
Europa solle diese große Gelegenheit der endgül-
tigen Hinwendung Englands zur europäischen Ent-
wicklung nicht versäumen. 

Ich habe meine britischen Gesprächspartner nicht 
darüber im Zweifel gelassen, daß wir -- und dies 
konnte ich nach 'der letzten Aussprache in diesem 
Hohen Hause mit besonderem Nachdruck tun — den 
Beitritt Großbritanniens zu den Europäischen Ge-
meinschaften auch im Blick auf eine kommende, so 
sehr zu wünschende politische Union erstrebten und 
wollten. 

(Beifall bei 'den Regierungsparteien.) 

Ich habe ihnen dann darzulegen versucht, daß unsere 
bisherige Haltung in dieser Frage keineswegs auf 
mangelnde innere Beteiligung oder auf ein ängst-
liches Zögern, etwa im. Hinblick auf das deutsch-
französische Verhältnis, zurückzuführen sei. Ich 
habe ihnen deutlich zu machen versucht, daß nach 
unserer Meinung die Methode benützt werden 
müßte, die am aussichtsreichsten, am geeignetsten 
erscheine, um das zu gewinnen, was eben gewonnen 
werden muß, nämlich die Einstimmigkeit unter den 
Sechs, die Zustimmung auch Frankreichs. 

Ich glaube, oder vielmehr: ich habe den festen 
Eindruck gewonnen, daß meine Gesprächspartner 
für diese unsere Haltung Verständnis haben und 
daß sie uns bei dieser Haltung volles Vertrauen 
schenken. Ich habe auch versucht, soweit wie mög-
lich in der britischen Öffentlichkeit Verständnis für 
unsere Haltung zu finden ,durch Benutzung des Fern-
sehens und durch eine Reihe von Vorträgen und 
Pressebesprechungen in London. Ich habe Iden Ein-
druck erhalten, daß nach diesem Besuch auch in der 
britischen Öffentlichkeit — das  Presseecho zeigt es 
— viel mehr Kenntnis von unseren Absichten und 
mehr Verständnis dafür gewonnen worden ist. 
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Bundeskanzler Dr. h. c. Kiesinger 
Ich hatte meinen Gesprächspartnern angekündigt, 

daß ich bei Verlassen Englands eine Erklärung ab-
geben würde, die noch einmal unsere Haltung klar 
kennzeichnete. Sie ist inzwischen von der eng-
lischen Regierung begrüßt worden. Die Erklärung 
hatte folgenden Wortlaut: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
Großbritannien Mitglied der Europäischen Ge-
meinschaften werden soll. Sie wird die Be-
denken, die innerhalb der Gemeinschaft der 
Sechs gegen eine Beteiligung Großbritanniens 
erhoben worden sind, sorgfältig prüfen. Sie 
wird sich bei den eingeleiteten Beratungen un-
ter den Sechs bemühen, die entstandenen 
Schwierigkeiten überwinden zu helfen, und sie 
hofft, daß diese Beratungen bald zur Eröffnung 
von Verhandlungen mit Großbritannien führen 
werden. 

Bei unseren Gesprächen haben meine Gesprächs-
partner volles Verständnis für unsere Haltung ge-
zeigt, in der Frage der Prozedur so vorzugehen, 
daß alle Partner sich damit zufrieden erklären kön-
nen, also damit, daß zunächst eine Phase der Be-
sprechungen unter den Sechs durchgeführt wird. 
Selbstverständlich wurden bei diesen Gesprächen 
Sorgen darüber laut, diese Beratungsphase dürfe 
nicht ins Unendliche hinausgezogen werden. Man 
müsse mit einem vernünftigen Zeitabschnitt rechnen 
können, nach dem dann ernsthaft die Frage der 
Aufnahme der Verhandlungen mit Großbritannien 
in Angriff genommen würde. Ich habe ihnen gesagt, 
daß ich für diesen Wunsch volles Verständnis habe. 

Meine Damen und Herren, ich will nicht verber-
gen, daß mir die Situation Sorge macht. Aber ich 
will auch nicht gewisse Dramatisierungen mit-
machen, die da und dort geschehen sind. Die Lage 
ist ohne Zweifel verwickelt und schwierig. Wir 
können im Augenblick nichts anderes tun, als in 
dem Gesprächsabschnitt unter den Sechs, der jetzt 
läuft, mit allem Nachdruck, mit aller Klugheit un-
seren Gesichtspunkt zur Geltung zu bringen. Dabei 
muß es uns gleichermaßen darauf ankommen, nicht 
in unbedachter Weise eine Krise der Gemeinschaf-
ten herbeizuführen, und ebenso müssen wir dabei 
darauf achten, unsere Beziehungen sowohl zu un-
seren französischen als auch zu unseren englischen 
Freunden und zu den anderen Ländern, die begeh-
ren, Mitglieder der Europäischen Gemeinschaften 
zu werden, nicht bedenklich zu stören. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Haus hat die 
beiden Berichte des Herrn Bundeskanzlers und des 
Herrn Bundesaußenministers zur Kenntnis genom-
men. Wir treten in eine Aussprache ein. Das Wort 
hat der Abgeordnete von Kühlmann-Stumm. 

von Kühimann-Stumm (FDP) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die 
Mitglieder der Fraktion der Freien Demokrati-
schen Partei begrüßen es dankbar, daß die Bundes-
regierung unmittelbar nach ihren Verhandlungen in 
London und in Luxemburg das Hohe Haus über das 
Ergebnis dieser Verhandlungen orientiert. Wir wol-

len aber nicht verhehlen, daß wir mit den Ergebnis-
sen dieser Verhandlungen keineswegs zufrieden 
sind und bedauern, daß die Bundesregierung 

(Zurufe von der SPD) 

nicht durch eine klare Haltung nach beiden Seiten 
zumindest erreicht hat, daß sich in absehbarer Zeit 
ein besseres Ergebnis im Interesse der Einigung 
Europas zum mindesten anbahnt. 

Der Herr Bundesaußenminister hat in seiner Er-
klärung auf die Erklärung der Bundesregierung 
vom 13. Dezember 1966 hingewiesen. Hier wird 
ausgeführt: 

Die Gemeinschaft der Sechs soll allen europä-
ischen Staaten offenstehen, die sich zu ihren 
Zielen bekennen. Besonders würden wir eine 
Teilnahme Großbritanniens und anderer EFTA-
Staaten begrüßen. 

Ich glaube, es braucht nicht darauf hingewiesen zu 
werden, daß die Sechser-Gemeinschaft eine Ver-
letzung der Römischen Verträge begehen würde, 
wenn sie sich nicht bereit erklärte, dem Antrag an-
derer Länder, in diese Gemeinschaft aufgenommen 
zu werden, stattzugeben. 

Nach seinem Besuch in Paris erklärte der Herr 
Bundeskanzler am 18. Januar dieses Jahres in die-
sem Hause: 

Aber wir wurden uns einig, 

— nämlich die französische Staatsregierung und die 
Bundesregierung — 

daß auf keinem Gebiet derart fundamentale 
Gegensätze unserer Interessen und Auffassun-
gen bestehen, daß sie die Zusammenarbeit un-
serer Länder nach dem Geist und dem Gehalt 
des deutsch-französischen Vertrags verhindern 
könnten. Dies gilt auch für die deutschen Bezie-
hungen zu Großbritannien und zu den Vereinig-
ten Staaten. Ich habe dem Präsidenten erläutert, 
daß eine Erweiterung des Gemeinsamen Mark-
tes durch den Eintritt Großbritanniens und an-
derer Staaten den Wünschen und wirtschaft-
lichen Interessen der Bundesrepublik entspre-
chen würde. 

Schränkte schon der Herr Bundeskanzler seinen 
Satz aus der Regierungserklärung nach seinem 
Paris-Besuch erheblich ein, so ging der Herr Bun-
desaußenminister am 13. Oktober 1967 noch einen 
Schritt weiter, als er zunächst vor diesem Hohen 
Hause erklärte: 

Die in dem Dokument der Kommission der 
europäischen Gemeinschaften analysierten Pro-
bleme, darunter so schwierige Probleme wie die 
Agrarfrage und die Währungsfrage, sollten 
unserer Meinung nach im Gespräch mit Groß-
britannien und den übrigen beitrittswilligen 
Ländern geklärt werden. 

Er hob dann diese Aussage praktisch sofort wieder 
auf, indem er von derselben Stelle aus betonte: 

Die Antragsteller werden verstehen, daß die 
Sorge um die Erhaltung des Geschaffenen legi

-

tim ist und eine ernsthafte Prüfung verdient. 
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von Kühlmann-Stumm 
Wir haben die Argumente der französischen 
Regierung nicht auf die leichte Schulter genom-
men,  sondern halten unsere guten Dienste be-
reit, um zu einem Ausgleich der noch stark 
divergierenden Auffassungen beizutragen. 

(Abg. Dr. Althammer: Ist auch richtig!) 

Wer aus den Erklärungen der Bundesregierung 
trotzdem immer noch herauslesen will, daß sie zu 
ihrer klaren Aussage in der Regierungserklärung 
steht, beurteilt diese Frage nach unserer Auffassung 
zu optimistisch. 

Die Politik der Bundesregierung läßt sich doch nur 
wie folgt charakterisieren: Den Engländern eröffnet 
man, daß man ihren Beitritt sehnlich herbeiwünsche, 
auf der anderen Seite betont man das Verständnis 
dafür, daß Frankreich gegenteiliger Meinung ist. 

Bei dem Besuch in England erklärte der Bundes-
kanzler am ersten Tage, daß er ermutigende Ergeb-
nisse aus Luxemburg erwarte. Am nächsten Tag 
wurde ausgeführt, daß man enttäuscht sei über die 
harte Haltung des französischen Außenministers. Es 
ist wirklich an der Zeit, diese verschwommene Poli-

tik aufzugeben, wenn wir unsere außenpolitische 
Glaubwürdigkeit nicht verlieren wollen, 

(Beifall bei der FDP) 

und Frankreich mit allem Nachdruck deutlich zu ma-
chen, daß wir kein Verständnis für seine Verzöge-
rungspolitik aufzubringen in der Lage sind. 

Die FDP hat niemals einen Zweifel daran gelas-
sen, daß sie das ganze Europa meint, wenn sie von 
Europa spricht. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Auch Frankreich?) 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ist für die 
Freie Demokratische Partei nur das Kernstück eines 
größeren Europas. 

(Abg. Dr. Barzel: Hört! Hört! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Donnerwetter!) 

Aus diesem Grunde haben wir seinerzeit bei der 
Verabschiedung der Römischen Verträge hier in 
diesem Hause sehr klare Ausführungen gemacht. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Sieht man das ganze, durch den weltweiten Konflikt 
geteilte Europa, sieht man darin den freien Teil, 
der geteilt ist in die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft und die Europäische Freihandelszone, so er-
kennt man, daß es das dringlichste Ziel der deut-
schen Europa-Politik sein muß, wenigstens dieses 
europäische Kernstück zusammenzuführen. 

Ich darf nur am Rande darauf hinweisen, daß die 
Bundesrepublik Deutschland auch wirtschaftspoli-
tisch ein großes Interesse an dieser Zusammenfüh-
rung haben muß, weil sie nämlich ein handelspoli-
tisches Defizit gegenüber den Ländern der EWG 
und einen erheblichen handelspolitischen Überschuß 
gegenüber den Ländern der EFTA aufzuweisen hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Tatsächlich? 
Völlig neu!) 

Mit England, mit den skandinavischen Ländern und 
der EWG kann erreicht werden, daß Europa in der 

Welt politisch die Rolle spielen kann und spielen 
wird, die dem Europa in seiner jetzigen Konstruk-
tion noch versagt ist. Denn ein Europa, das nicht 
seine volle wirtschaftliche Stärke in die Waag-
schale der Weltpolitik werfen kann, wird nie den 
politischen Einfluß erreichen, den es nach seiner Ge-
schichte und Bedeutung innerhalb des westlichen 
Bündnisses und zur Einwirkung auf eine dauernde 
Entspannung zwischen Ost und West ausüben 
könnte und ausüben sollte. Wenn der Westen Euro-
pas vereinigt ist, besteht kein Zweifel, daß durch 
die Macht der Ereignisse die Beziehungen zwischen 
dem östlichen Teil und dem westlichen Teil Europas 
zunehmend besser werden und damit auch jene 
zwischen den beiden Teilen Deutschlands. 

(Beifall bei der FDP.) 

Daher ist es gerade für uns Deutsche wichtig, die-
ses Ziel anzustreben. Denn wie anders sollten wir 
uns die Möglichkeit der Wiedervereinigung der bei-
den Teile Deutschlands vorstellen? Doch nur in 
einer europäischen Lösung, in der sich der Ost-
West-Gegensatz langsam abbaut. Europa hat nur 
dann eine Zukunft, wenn es ihm in dieser veränder-
ten Struktur der Welt gelingt, seine Einigung zu 
vollziehen. 

Nehmen wir einmal den Wunsch des Herrn Bun-
deskanzlers zur Kenntnis, der auch bei seinem Eng-
land-Besuch wieder deutlich wurde, nämlich gegen-
wärtig nur sehr wenig zu unternehmen, was das 
Verhältnis zu General de Gaulle trüben könnte. 
Dann liegt doch die Marschroute für die Bundes-
regierung in der Frage des Beitritts Englands fest. 

Im nachdrücklichen Gegensatz dazu steht die Frak-
tion der FDP auf dem Standpunkt, daß die Bundes-
regierung die Aufgabe hat, die Verzögerungstaktik 
der Franzosen im Rahmen des deutsch-französischen 
Freundschaftsvertrages durch konstruktive Gegen-
argumente im Sinne der klaren Haltung aller Frak-
tionen dieses Hohen Hauses zu beeinflussen. Dazu 
wird — das hat mein Kollege Walter Scheel anläß-
lich der außenpolitischen Debatte vor diesem Hohen 
Hause ausgeführt — unter Umständen eine härtere 
Haltung gegen unseren Partner Frankreich not-
wendig sein. Wir stehen auf dem Standpunkt, daß 
nur eine deutliche Sprache zum Erfolg führen wird, 
wobei wir auf die Ausführungen des Herrn Bundes-
kanzlers verweisen können, daß in fast allen Fragen 
die Meinungen zwischen Frankreich und Deutsch-
land auseinandergehen. Um so mehr sollten wir 
darauf dringen, daß wir in dieser für uns entschei-
denden Frage Frankreich von unserem meiner An-
sicht nach richtigen Standpunkt überzeugen. Ich 
glaube, daß es auch gelingen wird; denn der fran-
zösische Staatspräsident hat in seinem eigenen Land 
und bei der Gestaltung der Politik in seinem eigenen 
Land bewiesen, daß er sehr wohl in der Lage ist, 
auf harte Tatsachen flexibel zu reagieren. Ich er-
innere an Algerien und andere Beispiele. Ich 
glaube, daß die Bundesregierung in dieser Frage eine 
gute Position hat und daß sie auch durchaus in der 
Lage ist, Frankreich durch Entgegenkommen auf der 
anderen Seite eine Brücke zu bauen. 

(Zurufe von der SPD: Wo?) 
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von Kühlmann-Stumm 
— Z. B. in der Frage der Rüstungspolitik. Ich glaube, 
daß wir in der Frage der Rüstungspolitik in Zukunft 
durchaus enger mit Frankreich zusammenarbeiten 
können, als wir es bisher getan haben. Ich glaube, 
daß es auf dem Gebiet der Verteidigungspolitik 
Berührungspunkte gibt, bei denen wir Frankreich 
näherkommen können. Wir könnten Frankreich eine 
Brücke bauen. Der Herr Bundeskanzler hat in Lon-
don ausgeführt, er glaubt, daß Frankreich, daß der 
französische Staatspräsident eher über eine Brücke 
gehen wird, als daß er durch reißendes Wasser 
schwimmt. 

Man muß auch darauf hinweisen, daß wir guten 
Grund haben, die Beziehungen zu England so inten-
siv wie möglich zu gestalten; denn auch England, 
nicht nur Frankreich, verfügt über einen außer-
ordentlich guten Draht zur Sowjetunion. Über das 
Verhältnis von England zu den Vereinigten Staaten 
brauche ich hier keine Ausführungen zu machen. 

Es hat Persönlichkeiten gegeben, die darauf hin-
gewiesen haben, daß man die Verwässerung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft durch Beitritt 
anderer Länder eliminieren könnte, indem man ab-
wartet, bis die Vertragsfusionierung der drei Ge-
meinschaften vollzogen ist. Wir stehen auf dem 
Standpunkt, daß das nicht der richtige Weg ist und 
daß wie diese Vertragsfusionierung nicht abwarten 
sollten, sondern daß zumindest die Verhandlungen 
zwischen England und der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft früher beginnen sollten, als 
diese Vertragsfusionierung vollzogen ist. 

Die- Bundesregierung sollte den französischen Ge-
sprächspartner veranlassen, England keine unzu-
mutbaren Forderungen zu stellen 

(Zuruf von der SPD: Wie macht man das?) 

wie z. B. mit den Vorschlägen des französischen 
Finanzministers Debré, der ausführte, die Klugheit 
gebiete es, mit Großbritannien ein provisorisches 
Abkommen auszuhandeln, und zwar entweder in 
der Form eines Handelsvertrages oder eines Asso-
ziierungsvertrages. Meine Damen und Herren, es ist 
doch ganz klar und durch die Erklärungen der briti-
schen Regierung auch schon sehr früh deutlich ge-
macht worden, daß England diese Forderungen nicht 
akzeptieren wird und auch gar nicht akzeptieren 
kann; denn sinnvoll ist nur ein voller Beitritt Groß-
britanniens zur Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft. Man sollte auch von England keine Vorlei-
stungen verlangen, ohne Gegenleistungen bezüglich 
der Eröffnung der Verhandlungen anzubieten. Die 
Verhandlungsaufnahme mit Großbritannien sollte 
nicht an Vorbedingungen hinsichtlich der britischen 
Währungs- und Wirtschaftspolitik geknüpft sein. 
England hat zumindest angedeutet, daß es bereit ist, 
in der Frage der europäischen Reservewährung den 
Staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
entgegenzukommen, und ich glaube, daß man diesen 
Faden aufgreifen sollte, weil man in Weiterverfol-
gung dieser wichtigen Frage wohl auch eine 
Lösung der schwierigen Situation des Pfundes her-
beiführen könnte. 

Auch die guten Beziehungen Großbritanniens zu 
den Vereinigten Staaten können meiner Ansicht  

nach kein Hinderungsgrund sein, die Verhandlun-
gen zwischen England und den Staaten der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft aufzunehmen. Auch 
die Frage des Commonwealth kann kein Hinde-
rungsgrund sein. Ich darf Sie daran erinnern, daß 
Frankreich das gleiche Problem bei Eintritt in die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft sehr gut gelöst 
hat und seine Kolonien in Form der Assoziierung in 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft einbrachte. 

Ich erachte die Aussichten des Beitritts Großbri-
tanniens heute für günstiger, als sie es im Jahre 
1963 gewesen sind. Es besteht kein Zweifel an dem 
Willen der britischen Regierung, die existierende 
Realität des Gemeinsamen Marktes und nicht etwa 
nur den Text der Römischen Verträge zu akzeptie-
ren. 

(Abg. Blachstein: Einstimmigkeit!) 

— Die Einstimmigkeit können Sie mit Sicherheit 
eher erzielen, wenn Sie gegenüber Frankreich in 
unserem ureigensten Interesse eine konstruktive 
Haltung an den Tag legen. 

(Lachen bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf: Was heißt denn das? — Weitere Zu

-

rufe.) 

Ich glaube, daß auch letzten Endes Frankreich im 
Hinblick auf ein geeintes westliches Europa ein 
größeres Interesse daran haben sollte, die Europäi-
sche Wirtschaftsgemeinschaft zu erweitern; denn 
nur dann können die europäischen Probleme auf 
die Dauer auch mit dem Osten gelöst werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich glaube, daß Frankreich sich mit dieser Politik 
auf die Dauer keinen guten Dienst erweist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sagen Sie das 
doch de Gaulle! — Weitere Zurufe von den 

Regierungsparteien.) 

Auf der anderen Seite sollte die Bundesregierung 
den englischen Gesprächspartner in vollem Umfang 
über ihre Absichten orientieren, wobei wir wün-
schen, daß die Bundesregierung auch England ge-
genüber eine klare Haltung an den Tag legt. 

Es ist bedauerlich, daß der englische Beauftragte 
in Europafragen, Lord Chalfont, von dem Labour-
Parteitag seine Enttäuschung darüber kundtat, daß 
er bei seinem letzten Besuch in Bonn nicht in vollem 
Umfange über die Meinung der Bundesregierung in 
Fragen des Beitritts Großbritanniens zur EWG 
unterrichtet wurde. Ich glaube, wir sind es den Eng-
ländern schuldig, daß wir ihnen reinen Wein über 
unsere Absichten einschenken. 

(Abg. Dr. Klepsch: Das tun wir doch! Des-
wegen ist doch der Kanzler da gewesen!) 

— Ich zitiere das, was der Minister vor dem Partei-
tag gesagt hat.  Die FDP möchte nicht versäumen, 
darauf hinzuweisen, 'daß England, wenn es auf 
unüberwindliche Schwierigkeiten bei seiner Auf-
nahme in die EWG stößt, sich 'diesmal mit Sicher-
heit — damit können wir rechnen — endgültig den 
USA und der EFTA zuwenden wird. Was  das  für 
Europa bedeutet, kann mit einem Satz umschrieben 
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werden: Ein Europa ohne Großbritannien wäre ein 
politischer Torso. 

Der Herr Bundeskanzler hat festgestellt, daß sich 
eine große Ungeduld im englischen Volk breitmacht. 
— Sie sind zumindest so zitiert worden, Herr Bun-
deskanzler. — Er hat erklärt, daß die großen 
Schwierigkeiten in Großbritannien vielfach ver-
kannt worden seien. Aber er hat auch in Großbri-
tannien erklärt, ,daß die Vorberatungen der  Sechs 
nicht auf unabsehbare Zeit von der Bundesregierung 
akzeptiert werden könnten. Das ist meiner Ansicht 
nach ein hoffnungsvolles Wort, und ich hoffe, daß 
sich aus diesen Vorberatungen sehr bald Beratun-
gen mit Großbritannien ergeben werden. 

Ich fasse zusammen: Die Bundestagsfraktion der 
FDP betrachtet mit Sorge die bevorstehenden Ver-
handlungen über den Eintritt Englands in den Ge-
meinsamen Markt, und zwar mit Sorge 'deshalb, 
weil wir lieber gestern als heute England im Kreise 
der Gemeinschaft begrüßen würden. Dieser Wunsch, 
die Gemeinschaft zu vergrößern, erstreckt sich 
natürlich nicht nur auf England, sondern auf alle 
Länder Europas, die bereit sind, Mitglied der  Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zu werden. Ein 
Hinausschieben ,des Eintritts anderer Länder wird 
deren künftigen Eintritt nicht erleichtern, sondern 
erschweren. 

Wir würden es begrüßen, wenn sich die Bundes-
regierung unverändert zu dem Ziel bekennen 
würde, endlich die Spaltung des nichtkommunisti-
schen Teils Europas zu überwinden. Sie, Herr Bun-
deskanzler, haben in früheren Reden mit Recht 
darauf hingewiesen, welche ernsthaften Probleme 
in ,der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ent-
stehen können, wenn sich Frankreich dem eng-
lischen Beitritt widersetzen sollte. Wenn es neben 
der Osteuropapolitik einen Bereichgibt, in dem die 
deutsch französische Freundschaft nicht ,allein im 
deutsch-französischen Interesse, sondern im gesamt-
europäischen Interesse genutzt werden muß, so ist 
es die Frage der Ausweitung der  EWG. . 

Wir bitten die 'Bundesregierung, mit allem Nach-
druck und mit der notwendigen Härte in Paris um 
Verständnis zu werben für die Gründe, die uns 
veranlassen, einen Eintritt Englands und auch ande-
rer europäischer Staaten in die EWG so früh als 
möglich herbeizuführen. Alle europäischen Fra-
gen — nicht nur im Bereich der Wirtschaftspolitik 
— werden leichter zu läsen sein, wenn die wirt-
schaftliche Spaltung überwunden wird. Für uns ge-
hört England zu Europa. Für uns ist Europa weder 
politisch noch wirtschaftspolitisch noch sicherheits-
politisch ohne England denkbar. 

Die FDP-Fraktion würde es sehr begrüßen, wenn 
nach weiteren - Ratssitzungen für Dezember 1967 mit 
einem deutschen Kompromißvorschlag gerechnet 
werden könnte. Dieser Vorschlag sollte auf den 
Beginn von Sondierungsgesprächen zunächst zwi-
schen der EWG-Kommission und Großbritannien 
hinauslaufen. Die Verhandlungen sollten im Dezem-
ber beginnen. Die Fraktion der  FDP fordert die Bun-
desregierung auf, ,dieses Ziel mit Nachdruck zu ver-
folgen und alles in ihren Kräften Stehende zu tun,  

um die Zusammenführung Europas baldmöglichst 
herbeizuführen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Professor Furler. 

Dr. Furler (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, wir alle sind der 
Bundesregierung dankbar, daß sie nach ganz ent-
scheidenden Besprechungen so rasch dem Bundestag 
Kenntnis von dem gibt, was in den vergangenen 
Tagen geschehen ist. Es ist aber auch gut, daß wir 
darüber sprechen, denn wir können sofort in eine 
Beurteilung dessen eintreten, was geschehen ist, 
was geschehen wird und was wir wünschen. 

Ich habe soeben mit Entsetzen gehört, daß die 
FDP der Regierung vorwirft, sie treibe eine ver-
schwommene Politik, und ihre Politik sei so weit, 
daß sie an Glaubwürdigkeit verliere. Meine Damen 
und Herren, was der Herr Außenminister und was 
der Herr Bundeskanzler hier zu unserer Politik in 
der europäischen Frage und zu der Frage der Er-
weiterung der Gemeinschaften, praktisch des Bei-
tritts Großbritanniens, erklärt haben, ist voller Kon-
sequenz. Der Herr Außenminister hat auf die Regie-
rungserklärung vom 13. Dezember 1966 und auf alle 
Debatten hier verwiesen. Es ist ganz klar, daß die 
Regierung eine vom Bundestag immer einhellig 
unterstützte Politik weiterverfolgt, nämlich zu ver-
suchen, den Beitritt Englands zu den Europäischen 
Gemeinschaften zu verwirklichen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist völlig deutlich geworden und geht auch aus 
der Haltung hervor, die der Herr Außenminister 
noch im einzelnen dargelegt hat: Die Regierung ist 
der Meinung, daß die Erweiterung den Charakter 
der Gemeinschaften nicht wesentlich verändere oder 
verändern müsse, und daß man auch Großbritannien 
keine schwierigeren Bedingungen auferlegen dürfe, 
als wir sie uns selbst — die Sechs — im Jahre 1957, 
als die Verträge unterschrieben wurden, auferlegt 
haben. Auch damals hatten wir Risiken und Unklar-
heiten. Wer hat die zehn Jahre vorausgesehen? Nie-
mand hat das getan. 

Nun geht es in erster Linie um Fragen der Taktik. 
Aber auch da hat der Herr Bundeskanzler eine ein-
leuchtende Erklärung abgegeben. Das Verfahren 
nach Art. 237 des EWG-Vertrages ist im Gange. Es 
müssen noch Gespräche unter den Sechs geführt 
werden, damit man versuchen kann, gewisse Schwie-
rigkeiten zu überwinden. Wir wollen aber bald zu 
Verhandlungen mit England kommen, und das ist 
natürlich etwas sehr Wichtiges. Selbstverständlich 
sehen wir ein, daß man nicht in Verhandlungen 
gehen kann, ohne gewisse Grundpositionen unter 
den Sechs abgeklärt zu haben. Aber diese Grund-
positionen kann man auch während der Verhand-
lungen noch laufend gegenseitig abstimmen. Das 
Schlimmste, was uns passieren könnte, wäre aller-
dings, wenn nicht so viel Einigkeit unter uns Sechs 
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erreicht werden könnte, daß man wenigstens zu 
Verhandlungen mit England kommt. 

(Zustimmung des Abg. Majonica.) 

Auch die Kommission hat nach Prüfung aller Für 
und Wider erklärt: Wir wollen, daß Verhandlungen 
aufgenommen werden; denn nur diese Verhandlun-
gen können ja die konkreten Details ergeben, die 
notwendig sind, um unsere und auch Frankreichs 
Forderungen für die EWG zu erfüllen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Präsident Rey hat in Erläuterung des Kommis

-

sionsberichts in Straßburg noch einmal gesagt: Wir 
haben bewußt nicht geschrieben: Wir fordern „Ge-
spräche", sondern wir haben bewußt geschrieben: 
Wir fordern „Verhandlungen", weil nur in diesen 
die Konzessionen erreicht werden können, die un-
bedingt notwendig sind. 

Es geht bei der ganzen Auseinandersetzung um 
die Verhinderung einer wirtschaftspolitischen Spal-
tung, eines Auseinanderlebens dieses Europa, des 
freien Europa, des westlichen Europa. Wir haben 
die EWG nicht gegründet, um eine Spaltung herbei-
zuführen; im Gegenteil, wir haben sie gegründet, 
um den Anfang auf die Einheit hin zu machen. Es ist 
ja die große Leistung der EWG in diesen zehn 
Jahren, daß England, das ursprünglich nicht mitma-
chen wollte, schon zum zweiten Male von der 
Attraktivität dieser EWG erfaßt wird und heute. sehr 
deutlich sagt: Wir wollen auf der Grundlage der 
Römischen Verträge und all dessen, was entwickelt 
wurde, beitreten. 

Für die Verhandlungen haben wir eine günstige 
Position. Das gilt selbstverständlich auch für Frank-
reich, das im Ministerrat mitverhandelt. Denn Eng-
land will ja beitreten, und gewisse grundlegende 
Bedingungen muß England akzeptieren. Es geht 
natürlich nicht, daß es auf die Dauer eine andere 
Agrarpolitik treibt, als die EWG sie führt. Es geht 
auf die Dauer auch nicht, daß dort drüben verschie-
denartige, grundsätzlich differierende wirtschafts-
politische Situationen da sind und daß eventuell das 
Pfund eine Entwicklung auf eine europäische Wäh-
rung zu verhindert. Aber das läßt sich nicht von 
heute auf morgen regeln; dazu sind langwierige und 
schwierige Entwicklungen nötig. Ich darf sagen, daß 
wir bisher auch noch keine einheitliche europäische 
Währungspolitik in der EWG haben. Das alles kann 
man natürlich gemeinsam zustande bringen, wenn 
man einmal England dabei hat. Man kann aber nicht 
so verfahren, daß die Lösung so schwieriger Fragen 
als Voraussetzung vor dem Eintritt in die Verhand-
lungen verlangt wird. Ich glaube, da liegen Erklä-
rungen vor, die in dieser Weise, wörtlich, nicht 
realisiert werden. 

Die Erweiterung, meine Damen und Herren, liegt, 
das muß ich einmal deutlich betonen, sehr stark im 
deutschen Interesse. Diese Erweiterung macht den 
Gemeinsamen Markt größer an Menschen, an Pro-
duktion. Die Gemeinschaft wird die größte Handels-
macht der Welt. Es ist enorm, wie die Zahlen des 
inneren und äußeren Austausches steigen. 

Ein weiteres. Was uns alle bedrückt, was Frank-
reich bedrückt, was uns bedrückt, ist diese ständige 

Vergrößerung des Absatzes in der technologischen 
Entwicklung zwischen Europa einerseits und den 
Vereinigten Staaten von Amerika und Rußland an-
dererseits. Diese Situation kann nur überwunden 
werden, wenn der Gemeinsame Markt stärker und 
wenn er größer wird. 

Um jedes Mißverständnis auszuschalten — da 
sind wir mit Frankreich einig, auch mit der Regie-
rung —: Wir wollen nicht eine Schwächung der 
EWG. Die EWG wird während der Verhandlungen 
weiterarbeiten, und sie wird auf der Basis der Rö-
mischen Verträge auch nach dem Beitritt aktiv und 
vorwärts drängend weiterarbeiten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, es wäre sehr verfehlt, 
anzunehmen, daß Dänemark, Norwegen und Irland, 
die beitreten wollen, Schwierigkeiten in der EWG-
Politik machen, die sie ja auch wollen. Ich glaube 
nicht einmal, daß England hier eine destruktive 
Haltung einnehmen wird. Denn England will ja die 
Kraft der EWG. Es ist außerordentlich interessant, 
daß der frühere dänische Minister Haekkerup im 
Europarat gesagt hat: Wir sind heute weiter als 
vor zehn Jahren; denn wir sind alle der Meinung 
— was früher nicht der Fall war —: eine Freihan-
delszone genügt nicht für die wirtschaftspolitische 
Einigung, es genügt nicht einmal eine Zollunion, 
nein, wir wollen die Struktur der Römischen Ver-
träge, weil diese zukunftsweisend ist. Das ist das, 
was Kraft gegeben hat, das ist das, was vorwärts 
führt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Infolgedessen werden wir natürlich dabei bleiben, 
daß die EWG nicht geschwächt wird, daß sie sich 
weiterentwickelt, hin auf ein übereinstimmendes 
Wirtschaftsgebiet, auf einen großen Gemeinsamen 
Markt und auf die Stärkung, die sich eben gerade 
aus der Funktion und der Geschichte der EWG er-
gibt. 

Es genügt aber nicht, daß wir den Engländern 
klarmachen, daß wir sie unterstützen, und daß wir 
den Franzosen klarmachen, daß die Erweiterung 
auch für sie Vorteile bringt. Wir müssen vielmehr 
auch unsere Interessen sehr deutlich werden lassen. 
Wir haben als Deutsche zwei große Interessen. Ein-
mal, daß wir mit der Erweiterung — und damit 
Kräftigung — der Europäischen Gemeinschaft um 
die anderen Staaten auch auf dem technologischen 
Gebiet weiterkommen. Vitale deutsche Interessen 
liegen aber auch darin, daß wir auf die Ausfuhr 
nach England und in die anderen EFTA-Staaten exi-
stentiell angewiesen sind. Im Jahre 1965 haben wir 
in die EFTA-Länder für 19 Milliarden DM expor-
tiert, Frankreich nur für 6 Milliarden. Sie sehen 
daran, daß außerordentlich differenzierte Interessen 
bestehen. Aber daß Frankreich weniger exportierte 
als wir — nicht ganz ein Drittel —, besagt ja nicht, 
daß es gegen die Erweiterung sein müßte. 

Nun liegt zweifellos der Schlüssel zu der ganzen 
Frage bei Frankreich, und ich glaube, wir können 
nur billigen, was die Regierung hier tut. Sie sagt: 
wir brauchen die Einstimmigkeit, also müssen wir 
Frankreich von der Richtigkeit unserer Politik über- 
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zeugen. Und da möchte ich Sie, Herr von Kühlmann-
Stumm, doch fragen: Was heißt „härter" mit Frank-
reich verhandeln? Wie wollen Sie — wie Sie wört-
lich sagten — mit Härte zu einer Verständigung mit 
Frankreich kommen? Da muß ich völlig dem folgen, 
was der Herr Bundeskanzler gesagt hat: So geht es 
nicht; 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

denn was für harte Möglichkeiten hätten wir über

-

haupt in der Hand? Ich glaube, wir müssen uns hier 
schon mit Überzeugungskraft und Geduld wappnen. 

Ich möchte aber die Regierung ermuntern, weiter 
aktiv tätig zu sein. Ich möchte sie vor allem darum 
bitten, gerade auch auf Grund unseres Freund-
schaftsvertrages in ständigem Kontakt mit Frank-
reich zu bleiben und Frankreich die deutschen Inter-
essen klarzumachen, auch klarzumachen, daß bei 
uns alle politischen Kräfte diese Erweiterung wol-
len und daß es, Herr Bundeskanzler, wenn alles 
verunglückte, bei uns einen schweren Schock auch 
in unserer europäischen Haltung geben würde. Denn 
unser ganzes Volk ist darauf eingestellt, daß wir 
uns nicht abkapseln, sondern daß wir erweitern, 
daß wir auf ein größeres Europa hingehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Deshalb möchte ich der Meinung sein: Keine Här-
ten, kein Druck, keine Ellbogenverhandlungen oder 
wie die schönen Worte alle heißen. Aber doch un-
seren Freunden in Paris, der französischen Regie-
rung klarmachen, welche vitalen deutschen Interes-
sen auf dem Spiele stehen und daß sie in der Tat 
größer sind als die französischen Interessen. Ich bin 
zwar der Überzeugung, daß auch Frankreich auf 
weite Sicht hinaus an der Vergrößerung vital gelegen 
sein muß; aber wir sind im gegenwärtigen Augen-
blick mindestens noch stärker als Frankreich daran 
interessiert. Ich würde es für richtig halten, wenn 
der Bundeskanzler mit seinem persönlichen Über-
zeugungsvermögen diese große Frage einmal im 
nächsten Gespräch mit dem französischen Staats-
präsidenten zum Gegenstand einer eingehenden, 
durchaus offenen und freundschaftlichen Unterhal-
tung machen würde. Es ist auch so, daß sich unsere 
Interessen — das kann ich wohl sagen — fast naht-
los mit den europäischen Interessen decken. Wir 
stehen hier also in bester Gesellschaft, und ich 
glaube, daß wir, wenn wir Verhandlungen bekom-
men, wenn wir mit Geduld und Zähigkeit weiter-
arbeiten, auf längere Sicht gesehen trotz aller 
Schwierigkeiten doch noch Erfolg haben können. 

Eines aber müssen wir wissen: Dazu, die Spal-
tung Europas zu verhindern, können in der Über-
gangszeit bis zum Beitritt schon Verhandlungen die-
nen. Schon Verhandlungen stehen der Gefahr, daß 
sich die Partner auseinanderleben, im Wege. Sie 
werden in Kontakt bleiben, sie werden versuchen, 
die Dinge nicht zum Bruch kommen zu lassen, nicht 
zu einem breiteren Aufreißen des Grabens, sondern 
zu einer Übereinstimmung zu kommen. 

Ich persönlich bin davon überzeugt, daß sich diese 
größere wirtschaftspolitische Einheit in einem un-
mittelbaren, akuten Prozeß der Reife befindet. Man 
muß Geduld haben, es geht nicht von heute auf  

morgen, es kann längere Zeit dauern, bis die Ver-
handlungen zu einem erfolgreichen Ende kommen. 
Aber ich bin überzeugt, daß sie, wie auch der Herr 
Außenminister gesagt hat, erfolgreich sein können, 
wenn es uns gelingt, hier innerhalb der Sechs eine 
Einigung zu erzielen. Ohne diese wirtschaftspoliti-
sche Einheit ist auch das politische Europa, ein 
Europa der gemeinsamen Außenpolitik, der gemein-
samen Verteidigungspolitik völlig illusionär. Wir 
müssen für die größere Gemeinschaft handeln, — 
auch im Blick auf die großen und letzten europäi-
schen Ziele. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmidt (Hamburg). 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist für die sozialdemo-
kratische Fraktion an dieser Stelle der Debatte nicht 
mehr sehr viel zu sagen, zumal wir sehr weit-
gehend mit den Ausführungen einverstanden sind, 
die Herr Furler hier gemacht hat. Wir Sozialdemo-
kraten befinden uns heute zum wiederholten Male 
in der eigenartigen Lage, daß wir aus Courtoisie, die 
wir gegenüber der Oppositionspartei aufbringen, in-
dem wir sie bei kontroversen Gegenständen als 
erste reden lassen, immer als letzte reden. Das sind 
wir zwar aus 17 Jahren Oppositionszeit so gewohnt; 
das wollten wir aber eigentlich nicht verewigen. 
Wir müssen uns mal überlegen, ob das so bleiben 
soll. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, es ist weder in Luxem-
burg noch in London etwas eingetreten oder passiert, 
was die Meinungsbildung dieses Parlaments, wie 
sie am 13. Oktober hier zum Ausdruck gebracht wor-
den ist, irgendwie beeinflussen würde oder was die 
Voraussetzungen ändern würde, unter denen sich 
dieses Parlament erst vor kurzem hier zu denselben 
Themata geäußert hat. Der Bericht, den die beiden 
Herren hier für die Regierung gegeben haben, läßt 
erkennen, daß die Bundesregierung gerade in die-
sen Verhandlungen in Luxemburg wie auch in Lon-
don in Übereinstimmung mit der Auffassung gehan-
delt hat, die die Mehrheit des Parlaments am 13. Ok-
tober dargelegt hat. Er läßt auch erkennen, daß sie 
in Übereinstimmung mit ihrer eigenen Ankündigung 
handeln, nämlich nicht spektakulär und aufgeregt, 
sondern vielmehr gleichmäßig und beharrlich dieser 
sehr schwierigen Problematik zu Leibe gehen zu 
wollen. 

Der Bundeskanzler hat berichtet, daß ihm Herr 
Wilson noch einmal versichert habe, es gebe für 
England politische Motivationen und politische 
Gründe, der EWG beizutreten. Der Bundeskanzler 
und wir alle haben deutlich gemacht — bei anderer 
Gelegenheit und er jetzt sicherlich auch in Lon-
don —, daß es auch für uns Deutsche politische 
Gründe gibt, diesen Beitritt zu wünschen, und nicht 
nur denjenigen Englands. 

Vielleicht darf ich für meine Person hier einmal 
folgendes erzählen. Ich habe im Jahre 1957 — das 
ist jetzt zehn Jahre her — hier in diesem Hause an 
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der Ratifikation der Römischen Verträge nicht mit-
gewirkt, und zwar aus tiefer Enttäuschung über die 
von mir damals vorhergesehenen — vielleicht zu 
schwarz vorhergesehenen — Folgen der Nichtbe-
teiligung Englands von vornherein. Ich sage das 
nur, um darzustellen, wie viel manchen Sozialdemo-
kraten aus politischer Motivation am Beitritt Eng-
lands und anderer zum Gemeinsamen Markt schon 
seit zehn Jahren gelegen war. Man hat jetzt viel-
leicht Gründe, anzunehmen, daß, wenn auch nicht 
sehr schnell, so doch bei beharrlicher Arbeit, es 
eben doch noch zu einer Lösung kommt, die viele 
von uns schon 1957 gewünscht hätten. 

Nur kann es dabei, Herr von Kühlmann-Stumm, 
nicht darauf ankommen — Herr Professor Furler hat 
Sie schon zitiert; ich habe mir ebenfalls aufgeschrie-
ben, was Sie gesagt haben —, das zu machen, was 
Sie genannt haben „hart in Paris um Verständnis 
werben". 

(Beifall und Lachen bei den Regierungs

-

parteien.) 

Wosoll das hinführen? Ich will  das  nicht zu weit 
ausspinnen. Die Amerikaner nennen das, was Sie 
„harte  Werbung" genannt haben, „hard sell". Viel-
leicht gibt es neuerdings in Ihrer Fraktion eine 
bestimmte Affinität zum „hard sell". 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-
parteien.) 

— Ich freue mich, daß Sie lachen, Herr Mende; es 
war auch nicht bös gemeint. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Aber jemand, der um Verständnis werben soll, wie 
Herr von Kühlmann-Stumm richtig sagt, kann das 
doch nicht mit Härte tun wollen und im gleichen 
Atemzug — 

(Abg. Dr. Mende: Er meint: erfolgreich 
werben! — Heiterkeit.) 

— Ja gut, das meint allerdings auch sowohl der 
Kanzler als der Außenminister. Bloß glaube ich nicht, 
daß die Regierungsbank — die  beiden Mehrheits-
fraktionen können das jedenfalls nicht — zustim-
men kann, wenn der Vorsitzende der FDP-Fraktion 
hier im 'gleichen Atemzuge von „verschwommener 
Außenpolitik" spricht — wörtlich so —, 'die aufge-
geben werden müsse, weil die „Glaubwürdigkeit 
Deutschlands gefährdet" sei. Schauen Sie, das er-
innert mich an  viele Debatten der letzten neun 
Monate, ,die wir gehört haben und in denen wir uns 
wirklich 'Mühe gegeben haben, institutionell und 
verfahrensmäßig 'den Herren von ,der äußersten 
Rechten — — 

(Heiterkeit und Zurufe.) 

— Ja, 'ich weiß, daß Herr Dorn gern links sitzen 
würde; aber er sitzt noch rechts. 

(Erneute Heiterkeit und Beifall bei den 
Regi'erungspartei'en. — Abg. Zoglmann: Er 

fühlt sich rechts ganz wohl!) 

— Ja, ich weiß, 'daß Sie sich rechts wohl fühlen, 
Herr Zoglmann; da habe ich auch keinen Zweifel. 

(Fortgesetzte Heiterkeit und Beifall bei der 
SPD.) 

Wir haben uns — verfahrensmäßig und parla-
mentstechnisch — viel Mühe gegeben, ,der Opposi-
tion allen Raum zu gewähren, den sie beanspruchen 
kann und nach unserer Meinung beanspruchen soll. 
Aber es geht doch nicht, daß Sie immer nur Vor-
würfe erheben und sagen: „D a m i t muß Schluß 
sein und damit muß Schluß sein", ohne mit posi-
tiven Vorschlägen zu kommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich weiß, daß Opposition ein verdammtes Geschäft 
ist. Man ist abgeschnitten von dem Informations-
fluß aus dem Ministerium. Man muß seine Gedan-
ken selber denken; das ist schwierig. 

(Heiterkeit.) 

Wir haben 17 Jahre darunter gelitten. Man sieht 
uns noch heute an, wie wir darunter gelitten haben. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Aber schließlich haben wir es doch hingekriegt, zu 
allen Feldern der Politik, von der Sozialpolitik bis 
hin zur Sicherheitspolitik, unsere eigenen Gedanken 
zu entwickeln und hier vorzutragen. 

(Abg. Stingl: Und immer klüger zu werden!) 

— Ja, genau wie wir alle. Es ist nicht das Vorrecht 
der Opposition, klüger zu werden. Ich wünsche es 
allen Seiten dieses Hauses, daß wir noch viel klüger 
werden. 

(Abg. Stingl: Das habe ich heute morgen 
auch gesagt!) 

Aber man kann doch nicht dann, wenn m an  durch 
Zwischenrufe, Herr von Kühlmann-Stumm, gedrängt 
wird, zu sagen, was man eigentlich meint, mit der 
im Grunde im Konzept nicht vorgesehenen Bemer-
kung auszukommen trachten: „Ja, auf dem Felde der 
Verteidigung und der gemeinsamen Rüstung!" Das 
sind Dinge, über die ich zufällig Bescheid weiß. Das 
haben wir in der Opposition vor zwei, drei, vier Jah-
ren, zu einer Zeit schon konkretisierter vorgetra-
gen, als der Spielraum im deutschen Bundesverteidi-
gungshaushalt dafür noch Möglichkeiten zu bieten 
schien; das sage ich mit  vorsichtiger Freundlichkeit 
gegenüber der damals wie heute in der Regierung 
befindlichen Koalitionsfraktion. Aber wir haben 
immerhin einiges konkret gesagt. 

Heute sind Sie in der Opposition, wickeln es 
wieder aus und meinen, das sei immer noch neu. 

(Zuruf von der SPD: Und brauchbar!) 

— Es könnte sein, daß es sogar noch brauchbar ist. 
Aber dann muß man ein bißchen mehr dazu sagen 
als einfach nur: Auf dem Felde der Verteidigung. 
So einfach ist das ja nicht; denn die strategischen 
Vorstellungen, die die Franzosen mit uns gemein-
sam erörtern und abschließen wollen, sind nicht auf 
dem EWG-Gebiet, sondern auf einem anderen, näm-
lich auf dem NATO-Gebiet von außerordentlicher 
Schwierigkeit und haben möglicherweise sehr pre-
käre Komplikationen und Konsequenzen — übrigens 
auch psychologische -- im Gefolge. 
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Wenn wir hier als Parlament, die wir gegenüber 

einem Nachbarn wie Frankreich nicht so reden 
sollten, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

trotzdem etwas freier reden können als ein Kanzler 
oder als ein Außenminister — das können wir ge-
wiß —, dann hat das seinen Grund. Natürlich hat 
die Regierung das Recht, sich etwas distanzierter zu 
verhalten, als ein Parlamentsredner hier vielleicht 
anträgt. Wenn wir also etwas weitergehen könnten 
als die Regierung, dann erlauben sie mir nur für 
meine Person — ich weiß nicht, ob ich dabei meine 
Fraktion engagieren darf —, eines zu sagen. Mich 
besorgt eine Sache außerordentlich — das sage ich 
an die Adresse der Franzosen, die vielleicht auch 
auf der Tribüne sitzen. Daß Frankreich in mancher 
Beziehung, was die europäische Politik, die Ost-
politik, das Bündnis und die Militärstrategie angeht, 
im Laufe der letzten Jahre andere Vorstellungen 
entwickelt hat als viele andere innerhalb der EWG 
und der Allianz, das haben wir alle sich entwickeln 
sehen, zum Teil mit Betrübnis. Teilweise haben wir 
darin aber auch Ansatzpunkte vorteilhafter Art an-
erkannt. Wesentlich schien mir dabei in all den 
letzten Jahren, daß man das zugrunde liegende 
Konzept der französischen Politik zu erkennen 
meinte und voraussetzen zu können glaubte, wie 
sich auf den einzelnen Feldern auf Grund dieses 
Konzepts die französische Politik folgerichtig ent-
wickeln würde. Ich möchte heute sagen: für mich 
ist im Augenblick die Vorhersehbarkeit, die Kalku-
lierbarkeit der französischen Politik auf manchen 
Gebieten gefährdet. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt in der Mitte.) 

Das macht die Sache so schwierig. Daß wir alle in 
der EWG und in der NATO verschiedene Inter-
essen haben, daß wir unseren verschiedenen Inter-
essen nachgehen, ist wohl nur natürlich. Wenn der 
eine aber dem anderen klarmachen kann, was seine 
Interessen sind, kann der andere verstehen, wie sich 
der erste verhalten wird. Aber was mir Angst 
macht — das sage ich gern offen und an die 
französische Adresse — ist, daß man nicht mehr klar 
erkennen kann, wohin sich die französische Politik 
auf Grund ihres Konzepts in der NATO oder in der 
EWG bewegt. 

Herr Präsident, erlauben Sie mir, zu sagen, daß 
ich eigentlich vorhatte, angesichts der opulenten 
Präsenz des Bundesrates vor 60 Minuten, eine Be-
merkung an dessen Adresse zu machen. Hier waren 
Landesväter und Minister in großer Zahl. Ich wollte 
es begrüßen, daß sie an einer Debatte teilnehmen, 
in der sie kraft Grundgesetzes kompetenterweise 
nicht mitentscheiden können. Ich wollte die Auf-
forderung an die Vertreter des Bundesrates richten 
— der im Augenblick allerdings nur noch mit drei 
Räten verteten ist —, demnächst, wenn es Mitte 
November in diesem Hause eine Debatte über Wis-
senschaft und Hochschulen geben wird, wo kompe-
tenterweise die Länder, die Landtage und die Lan-
desregierungen zuständig sind, dann auch hier zu 
sein und mit uns gemeinsam zu debattieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
der FDP.) 

Vielleicht darf ich damit schließen, Herr Präsident, 
daß ich die anwesenden drei Räte des Bundesrates 
bitte, sich als Briefträger hinsichtlich dieser Auf-
forderung zu betätigen. 

Vizepräsident Schoettle: Es sind nur zwei. 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Es sind nur zwei; ich 
korrigiere mich. Ich bitte die beiden anwesenden 
Herren, sich als Briefträger auch hinsichtlich der 
übrigen neun Landesregierungen zu betätigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich habe gezögert, 
noch einmal das Wort zu ergreifen, insbesondere 
nach den beiden Beiträgen von Herrn Professor 
Furler und von dem Vorsitzenden der sozialdemo-
kratischen Fraktion; denn ich hatte mir natürlich 
auch ähnliche Stichworte aus den Ausführungen von 
Herrn Kühlmann-Stumm notiert, wie die beiden 
Herren. 

Wenn ich dennoch noch einmal das Wort nehme, 
dann aus folgenden Gründen. Herr Kühlmann-
Stumm, ich nehme die Rolle der Opposition in die-
sem Hause ernst. Ich nehme sie auch und gerade 
dann ernst, wenn die Oppositionspartei für ein 
normales parlamentarisches Spiel zahlenmäßig zu 
klein ist. Aber gerade deswegen, weil ich auch 
durch die Einwände der Opposition — um ein 
Wort von Herrn Helmut Schmidt aufzunehmen — 
klüger zu werden trachte, möchte ich Sie doch bitten, 
sich in einer so wichtigen, für uns alle wichtigen 
Frage zu überlegen, was Sie hier in diesem Hause in 
einem solchen Falle sagen; denn das dringt weit, 
nicht nur in die deutsche Offentlichkeit, sondern 
auch in die Offentlichkeit der Welt hinaus. 

Sie sprechen von einer „verschwommenen Poli-
tik". Ich kann das so interpretieren, daß Sie das 
einfach als einen oppositionellen Angriff unter-
nehmen, weil halt die Opposition auch ein Wörtchen 
sagen muß, und man stimmt dann nicht gern der 
Regierung zu. Das würde ich bedauern in einer 
Frage von der Bedeutung, die jene hat, um die es 
sich heute handelt. — Ich kann zweitens annehmen, 
daß Sie ernsthaft glauben, diese Politik sei ver-
schwommen. Dann kann ich mir das nur so erklären, 
daß es sich bei Ihnen ähnlich verhält wie bei einem 
Kurzsichtigen, der ohne Brille die Gegenstände, die 
er betrachtet, eben verschwommen sieht. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Sehen Sie, es gibt auch in Großbritannien Leute, 
nicht in der Regierung, sondern da und dort in eini-
gen Zeitungen, die, was immer wir auch tun mögen, 
dieses Wort von der „verschwommenen Politik", 
von einer „lauwarmen Haltung" — „sitting on the 
fence", heißt das in Englisch, also: sich nicht recht 
entscheiden können — gebrauchen, obwohl sie nach 
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allen unseren Erklärungen wissen sollten, daß es 
eine sehr klare und sehr entschiedene Politik ist, 
die wir betreiben. Ich bin glücklich, sagen zu kön-
nen, daß ich nach meinen Gesprächen in London den 
Eindruck hatte, daß ich meine englischen Gesprächs-
partner wirklich davon überzeugt hatte, daß wir 
eine klare Politik betreiben und daß es eine Politik 
ist, die Vertrauen verdient. 

Nun lassen Sie mich aber doch noch ein paar 
Gedanken vortragen, weil es eine zu ernste Sache 
ist, um die es hier geht. 

Sie sagten, ich hätte in meiner Regierungserklä-
rung ausgeführt — 'diesmal wurde ich richtig zitiert 
im Gegensatz zum letztenmal von Herrn Scheel —, 
daß es zwischen Frankreich und uns keine so fun-
damentalen Gegensätze gebe, daß sie unsere Zu-
sammenarbeit verhinderten. Schon jene Formulie-
rung war bewußt so gewählt, weil ich darauf hin-
weisen wollte, daß es Gegensätze und sogar fun-
damentale Gegensätze in unseren Auffassungen 
gibt. Ich wollte dem Hohen Hause und der Öffent-
lichkeit sagen: Obwohl es solche fundamentalen 
Gegensätze gibt, bin ich fest davon überzeugt, daß 
diese beiden Völker und Regierungen zusammen-
arbeiten müssen. Wollen wir denn so verfahren, 
daß uns über einer solchen Frage schließlich alles 
unter den Händen zerbröckelt? 

(Sehr gut! bei 'der CDU/CSU.) 

Sie sagen, die Regierung verhalte sich so, weil sie 
das Verhältnis zu Frankreich nicht trüben lassen 
wolle. Ich stelle Ihnen die Gegenfrage: Wollen Sie 
das Verhältnis zu Frankreich trüben lassen? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie können natürlich einwenden: Gut, aber bei der 
Verfolgung eines politischen Ziels muß man genau 
abwägen. Wollen Sie nun um einer Verstimmung 
willen ein von Ihnen als notwendig erkanntes Ziel 
nicht mehr anvisieren? Dann würde ich Ihnen sagen: 
hier ist unsere Haltung vollkommen klar; übrigens 
auch in allen anderen fundamentalen Fragen. Wie 
oft habe ich Gelegenheit gehabt,darzulegen — wir 
haben es nach jedem Gespräch getan, beide Seiten 
haben es getan —, daß wir verschiedener, und zwar 
fundamental verschiedener Auffassung hinsichtlich 
unseres Verhältnisses zum nordatlantischen Bünd-
nis sind — Frankreich hat es für richtig gehalten, 
sich aus dem integrierten Verteidigungsbündnis zu 
lösen, wir halten es für wichtig, nicht nur darin zu 
bleiben, isondern es zu stärken —, hinsichtlich unse-
res Verhältnisses zu den Vereinigten Staaten von 
Amerika, hinsichtlich unseres Verhältnisses zum 
Beitritt Großbritanniens zu der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft. 

Und nun zu der Frage: Wie gewinnt man die Zu-
stimmung Frankreichs? Nun, ich will das nicht phi-
lologisch zu Tode reiten. Ganz genau haben Sie 
gesagt: mit Härte um Verständnis werben. Das 
kommt mir  so  vor wie ein Liebhaber, der entschlos-
sen ist, einen Heiratsantrag zu machen, und der 
sich zurechtrückt und sich vornimmt, „mit Härte 
um Verständnis zu bitten". 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, wenn wir miteinander 
darüber sprechen, auf welchem Wege Wir am besten 
die französischen Zustimmung bekommen können, 
dann sind wir uns alle darüber klar, daß das  eine 
sehr, sehr schwere Sache ist. Worum geht es denn? 
Hier geht es doch nicht nur um die Laune einer 
Regierung. Hier geht es doch nicht nur um rein 
egoistische Vorstellungen einer Regierung. Hier 
stehen sich zwei verschiedene Konzeptionen der 
europäischen Zukunft gegenüber. Das ist doch die 
wirkliche Lage. 

Wenn das so ist, dann müssen wir bei unseren 
Bemühungen um Überzeugung entweder versuchen, 
den Partner davon zu überzeugen, daß unsere Kon-
zeption, die Konzeption der anderen an der Gemein-
schaft Beteiligten, doch die richtige ist. Ob uns das 
gelingen kann, ist eine große Frage. Wenn uns das 
nicht gelingt, dann müssen wir wenigstens versu-
chen, unseren Partner .davon zu überzeugen, daß 
auf die Dauer in einem solchen Konflikt bei einer 
so überwältigenden europäischen öffentlichen Mei-
nung zugunsten des Beitritts Großbritanniens und 
anderer ein Widerstand gegen eine übermächtige 
geschichtliche Tendenz aussichtslos erscheint. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das sind Möglichkeiten der Überzeugung. 

Es ist richtig — Sie haben mich ganz richtig 
zitiert; ich habe das allerdings in einem kleinen 
Kreis gesagt und weiß nicht, wie es an die Offent-
lichkeit gedrungen ist —, als ich vom Brückenbau 
sprach, da sagte einer meiner britischen Gesprächs-
partner: Ja, alles recht und schön, Brücken bauen! 
Aber dann muß auch einer da sein,  der  bereit ist, 
über ,diese Brücken zu gehen. — Da hat er mir 
natürlich die Antwort leicht gemacht. Ich sagte ihm: 
Gut, aber wenn wir einen von einem Ufer zum 
anderen bringen wollen, dann ist es doch wahr-
scheinlicher, daß uns das gelingt, wenn wir eine 
Brücke bauen, als wenn wir ihm zumuten, durchs 
reißende kalte Wasser zu schwimmen. Das war die 
Situation, und 'das ist sie in der Tat. 

Wir müssen diesen schwierigen Weg gehen, und 
ich werbe um Ihr Verständnis für diesen schwierigen 
Weg. Meine Herren, ich will in dieser Frage gar 
keinen billigen Streit. So, wie es uns vor kurzem 
gelungen ist, in den großen Fragen unserer Ost-
und Deutschlandpolitik ein Einvernehmen herzu-
stellen, so möchte ich es auch gerne heute haben. 
Ich möchte gerne dahin kommen, daß die Welt an-
erkennt, daß wir, d. h. diese Regierung und dieses 
Parlament, einen ganz klaren Weg gehen, daß wir 
in keiner der Hauptstädte mit verschiedenen Zungen 
sprechen. Deswegen kann ich bei dieser Aussprache 
nur noch einmal sagen: Lassen wir uns das Stich-
wort für unsere Politik in dieser Frage doch nicht 
von anderen jenseits unserer Grenzen geben, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

sondern versuchen wir, nach außen so eindrucksvoll 
und so geschlossen wie möglich zu sein! 

Herr Kollege Schmidt hat ein ganz ernstes Pro-
blem angesprochen. Ich möchte fast zur umgekehrten 
Formulierung gelangen, obwohl wir uns in der 
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Sache wahrscheinlich durchaus einig sind. Ich würde 
meinen, die französische Politik war und ist durch-
aus kalkulierbar. Das heißt, seit langem konnte 
man — und General de Gaulle hat dafür gesorgt, 
daß man  nicht anders konnte — sagen, wohin diese 
französische Politik wollte. Wir haben in unseren 
Gesprächen darum gerungen, einen gemeinsamen 
Weg zu finden. Der Fehler, glaube ich, war der, daß 
viele von uns in den vergangenen Zeiten, in den 
vergangenen Jahren, möchte ich sagen — und das 
gilt nicht nur für uns, das gilt für viele in Europa —, 
diesen ganz entschiedenen französischen Willen, 
der aus einer ganz klaren und ebenso entschiedenen 
anderen europäischen Konzeption stammt, nicht 
ernst genug genommen haben. 

Wenn ich das hier sage, tue ich es, weil ich vor-
aussehe, daß wir einer Zeit sehr schwieriger Ver-
handlungen entgegengehen und daß es einfach nicht 
damit getan ist, daß man sagt: Man muß härter mit 
Paris verhandeln. Überlegen Sie einmal, was wir 
von der französischen Regierung, was wir von Prä-
sident de Gaulle fordern! Durch diese Feststellung 
werfe ich die Flinte keineswegs ins Korn. Ich bin in 
der Tat der Meinung, daß gegen eine so überwie-
gende öffentliche Meinung in Europa auf die Dauer 
ein Widerstand sinnlos ist. Ich wiederhole, worauf 
es jetzt ankommt. Daß Großbritannien drängt und 
daß es das Recht hat, zu drängen, das ist außer 
Frage. Wir, die wir in der Gemeinschaft der Sechs 
stehen, die wir für den Weiterbestand der Gemein-
schaft verantwortlich sind, wir müssen unsere Über-
zeugung, daß Großbritannien dabei sein soll, . ver-
einen mit der Überzeugung, daß die Gemeinschaft 
nicht zerbrechen darf. Das ist die Aufgabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD.) 

Ich begrüße es, daß ich noch einmal die Gelegen-
heit habe, einer Legende entgegenzuwirken, die sich 
so leicht bildet und zu deren Bildung man nicht mit-
helfen sollte. Ich habe meinen englischen Freunden 
gesagt: Ich bin schon ganz früh, 1951, in England 
herumgereist, fast wie ein Wanderprediger, und 
habe dort den Beitritt Großbritanniens zu Europa, ja 
sogar die Führerschaft Großbritanniens in einem 
Europa gefordert, als die Engländer selbst noch ganz 
und gar nicht bereit waren, sich von einem solchen 
Gedanken überzeugen zu lassen. So seltsame Wege 
geht eben die Geschichte. 

Unsere Politik ist also keineswegs verschwom-
men. Unsere Politik ist nicht unklar. Unsere Politik 
splittert sich nicht in verschiedene Haltungen zu 
verschiedenen Staaten und Regierungen auf. Sie ist 
klar. Sie ist verantwortlich. Sie ist behutsam, sie ist 
klug. Sie ist fest. Und so allein — davon bin ich 
tief überzeugt — werden wie schließlich auch zum 
Erfolge kommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Mende. 

Dr. Mende (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nachdem der Herr Bundeskanzler hier  

zum Schluß dieses Tagesordnungpunktes gespro-
chen hat, ist die Debatte nach der Geschäftsordnung 
neu eröffnet, und ich bitte um Verständnis, wenn 
ich von der geschäftsordnungsmäßigen Möglichkeit 
Gebrauch mache, auf die Erklärungen des Herrn 
Bundeskanzlers noch etwas zu erwidern. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben sich über den 
Ausdruck „verschwommen" meines Freundes und 
Fraktionsvorsitzenden von Kühlmann-Stumm offen-
sichtlich so erregt, — — 

(Oho-Rufe bei der CDU/CSU.) 

— Ja, der Vorwurf der verschwommenen Politik 
,hat Sie offensichtlich dazu veranlaßt, sich einmal 
hier zu äußern, und Sie haben mit zwei Sottisen 
versucht, unter dem Gelächter eines Teils des Hau-
ses diese Formulierung des Kollegen von Kühl-
mann-Stumm ins Lächerliche zu ziehen. Sie sagten, 
man sehe entweder etwas verschwommen, weil man 
glaube, als Sprecher der Opposition eben eine 
Pflichtübung absolvieren zu müssen, etwas anderes 
sagen zu sollen als die Regierung, oder man sehe 
alles verschwommen, wenn man als Kurzsichtiger 
die Brille nicht aufsetze. 

(Sehr wahr! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sehr interessant und nett! 

Herr Bundeskanzler, ich dachte in diesem Augen-
blick an das, was Reinhold Maier, Ihr Vorgänger 
im Amt des Ministerpräsidenten des Landes Baden-
Württemberg, erklärte, als er vor einigen Wochen 
gefragt wurde, was er denn nun von dem Bundes-
kanzler und ehemaligen Ministerpräsidenten Kurt 
Georg Kiesinger halte. In der ihm eigenen schwä-
bischen Direktheit und Schläue sagte Reinhold 
Maier: Im Mündlichen gut! 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP.) 

Daran mußte ich soeben denken: Im Mündlichen 
gut. 

Herr Bundeskanzler, ich mußte noch an etwas an-
deres denken. Im Jahre 1955 stand Max Becker hier 
und hielt eine Rede zur Saar -Frage, mit der er das 
Mißfallen des früheren Bundeskanzlers Adenauer 
erregte. Daraufhin hat Bundeskanzler Adenauer 
hier erklärt, die Rede des Kollegen Becker habe der 
deutschen Sache sehr geschadet; offensichtlich habe 
sich Max Becker auf diese Rede nicht genügend vor-
bereitet. Ebenfalls Gelächter im ganzen Hause! Der 
Bundeskanzler sagte dann, er müsse auf den Flug-
platz, um Herrn Dulles zu empfangen; das sei eine 
ganz wichtige Sache; auf die Rede Beckers könne er 
nicht mehr eingehen. Sehen Sie, das war auch eine 
bestimmte Art, unseren damaligen Sprecher Max 
Becker dem Gelächter der Mehrheit des Hauses 
preiszugeben. Die Geschichte an der Saar hat Max 
Becker bestätigt, nicht Konrad Adenauer. 

(Beifall bei der FDP.) 

Nun, Herr Bundeskanzler, daß die Politik der 
neuen Bundesregierung in der Frage des Beitritts 
Großbritanniens verschwommen ist, ist in der eng-
lischen und amerikanischen Presse seit Monaten 
zu lesen. Die „verschwommene Haltung" der Bun-
desregierung in der Frage des Beitritts Großbritan-
niens ist also keine Erfindung der liberalen Oppo- 
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sition dieses Hauses; dieses Urheberrecht wagen 
wir nicht für uns in Anspruch zu nehmen. Offen-
sichtlich ist man in Kreisen Londons und auch 
Washingtons uranmal der Meinung, daß wir so 
den richtigen Weg bezüglich des Verhaltens gegen-
über Paris noch nicht gefunden hätten. Es ist auch 
diesen Kreisen nicht entgangen, wie lange in einer 
großen Regierungsfraktion die Diskrepanz zwischen 
Atlantikern und Gaullisten die Außenpolitik be-
stimmt und hier zu einigen Schwierigkeiten in der 
früheren Regierung beigetragen hat. Entsprechende 
Interviews aus prominenten Kreisen der größeren 
Regierungsfraktion dieses Hauses können jederzeit 
nachgeliefert werden. So ganz neu sind gewisse 
Meinungsverschiedenheiten in der größeren Regie-
rungsfraktion in der Frage des richtigen Verhaltens 
gegenüber Paris oder London oder Washington also 
nicht. Ich glaube nicht, daß alle diese Fragen in der 
Großen Koalition nun restlos gleichgeschaltet wor-
den sind. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? — Bitte, Herr Ab-
geordneter Petersen! 

Petersen (CDU/CSU) : Herr Dr. Mende, glauben 
Sie, daß es der Bundesregierung in diesen sehr 
schwierigen Zeiten, die vor uns liegen, unbedingt 
hilft, wenn Ihre Partei jetzt die Vorwürfe einer 
ganz bestimmten englischen Presse, die uns auch 
schon in der Vergangenheit Schwierigkeiten ge-
macht hat,  wieder aufnimmt und unterstreicht und 
von diesem Platz aus in die Welt hinausredet? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Mende (FDP) : Ich will Ihnen darauf eine 
konkrete Antwort geben. Sie können in der Wei-
marer Republik, insbesondere bei Walther Rathenau 
und dann bei Gustav Stresemann, nachlesen, wie 
geschickt diese Außenminister bei schwierigen Ver-
handlungen mit anderen die Opposition sich zu-
nutze machten. 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU.) 

Mir scheint, dieser Regierung kann es nur nützen, 
wenn die Opposition sie zwingt, gegenüber der 
französischen Regierung die Ungeduld zum Aus-
druck zu bringen, die bezüglich des Verhaltens 
Frankreichs in der deutschen Bevölkerung sichtbar 
wird. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, diese Opposition ist 
zahlenmäßig klein. Aber Helmut Schmidt, Sie haben 
es ja auch angedeutet: D ie Unruhe und Ungeduld 
in 'unserer Bevölkerung ist weit größer als in der 
Opposition dieses Hauses, daß es Frankreich zum 
zweitenmal gelingen könnte, durch ein Nein die 
Erweiterung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft zu verhindern. Darum geht es! 

(Beifall bei der FDP.) 

Es kann daher der Bundesregierung nur nützen, 
wenn der Bundeskanzler und  der Außenminister 
gegenüber Paris von dieser Unruhe und Ungeduld 
Gebrauch machen, !die wir hier kräftiger zu artiku-

lieren uns erlauben, als das die Regierungsfrak-
tionen natürlich tun können. 

(Beifall bei der .FDP.) 

Das, was mit Härte gemeint werden könnte, 
haben ja wohl idie Franzosen uns gegenüber in der 
Vergangenheit sehr geschickt bewiesen. Ich erin-
nere daran, daß Frankreich die „Politik des leeren 
Stuhls" erfunden hat. Der Herr Finanzminister und . 
der Herr Landwirtschaftsminister werden wissen, 
welche großen Zugeständnisse Frankreich insbeson-
dere in der Agrarpolitik, in der Frage des Getreide-
preises, durch seine Härte uns gegenüber erreicht 
hat. 

(Beifall bei ,der FDP. — Abg. Unertl: Sehr 
richtig!) 

Wer selbst die Politik der Härte mit Erfolg uns ge-
genüber angewandt hat, ja, wer sogar zur Politik 
des leeren Stuhls übergegangen ist,  der  darf nicht 
empfindlich reagieren, wenn wir seine erfolgreichen 
Methoden in 'diesem Fall unsererseits zur Anwen-
dung bringen. Wir sollten uns hier von der hollän-
dischen Regierung und .dem Außenminister Luns 
nicht den Schneid abkaufen lassen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Herr Kollege Schmidt, ich darf die Äußerung auf-
nehmen, die Sie bezüglich Ihrer Sorge über einen 
langfristigen Kurs der französischen Sicherheits- und 
Außenpolitik hier 'gemacht haben. Gerade wenn man 
gewisse Sorgen bezüglich der Kompaßzahl der fran-
zösischen Außen- und Sicherheitspolitik haben muß 
— und die haben wir auch —, muß man erst recht 
die zuverlässige angelsächsische Außen- und Sicher-
heitspolitik mit in seine Überlegungen für eine lang-
fristige eigene deutsche Außen- und Sicherheitspoli-
tik einbeziehen. Das ist ein Argument mehr gegen-
über Paris, bei aller Höflichkeit und Courtoisie, die 
ja sonst dem Herrn Bundeskanzler eigen ist, auch 
die Bestimmtheit unserer Vorstellungen zur Geltung 
zu bringen. 

Die Freie Demokratische Partei ist hier in einer 
glücklicheren Lage als die frühere Opposition und 
jetzige Regierungspartei SPD und als die heutige 
und frühere Regierungsfraktion CDU/CSU. Wir 
haben nämlich als einzige Fraktion dieses Hauses 
1956 dem Beitritt zur EWG nicht zugestimmt, und 
zwar aus Gründen, die die Sprecher damals hier 
geltend gemacht haben, nicht aus mangelnder euro-
päischer Zuneigung, sondern weil wir damals schon 
den Ausschluß Großbritanniens und anderer Staa-
ten als problematisch ansahen und die Sorge hat-
ten, daß dadurch eine Teilung Europas in eine EWG 
und in eine Europäische Freihandelszone erfolgen 
würde. 

Um so mehr müssen wir jetzt den Beitritt Groß-
britanniens und in seinem Gefolge auch den Beitritt 
oder die Assoziierung anderer Staaten zu einem 
Gegenstand besonderer Vorstöße der Opposition 
dieses Hauses machen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Barzel. 
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Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nachdem sich doch so etwas wie 
eine Debatte entwickelt, aber nicht wirklich eine De-
batte, möchte ich ein Wort zu dem sagen, was der 
Kollege Mende für die Opposition hier gesagt hat. 
Herr Kollege Mende, Sie waren heute merkwürdig 
erregt und deswegen haben Sie die sachliche, ge-
lassene und souveräne Rede des Herrn Bundeskanz-
lers, glaube ich, falsch akzentuiert. Der Bundes-
kanzler war nicht erregt. Er hat zur Sache gut ge-
sprochen, und ich glaube, er war noch sehr höflich 
hinsichtlich der Rede meines verehrten Kollegen 
Herrn von Kühlmann-Stumm. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die besten Sätze dieser Rede, Herr von Kühlmann-
Stumm, waren in der Tat die Zitate aus den Reden 
des Herrn Bundeskanzlers 

(Heiterkeit in der Mitte) 

und Ihr Bekenntnis zur EWG. 

Sehen Sie, Herr Mende, wenn ich die besten 
Sätze Ihrer Rede suchen soll, so suche ich vergeb-
lich. Das war überhaupt nichts, meine Damen und 
Herren. 

(Heiterkeit in der Mitte. — Zurufe von der 
FDP: Oberlehrer! — Unglaublich! — Da 
müssen schon andere kommen! — Andere 

Hosen anziehen! — Arroganz!) 

Meine Damen und Herren, der Kollege Mende hat 
es für richtig gehalten, den früheren Kollegen Rein-
hold Maier zu zitieren. Herr Kollege Mende, Sie 
und Ihre Freunde wissen genau, daß es viele Zitate 
dieses verehrten deutschen Politikers gibt, und ich 
will jetzt nicht die zurückgeben, die Ihre eigenen 
Freunde betreffen. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

Aber wenn hier gesagt worden ist, daß der Bundes-
kanzler Kiesinger nach dieser Erklärung „mündlich 
gut" habe, dann nehme ich an, daß Herr Maier 
„schriftlich sehr gut" meint. 

(Beifall in der Mitte.) 

Sonst müßte er nämlich das Gegenteil beweisen. Die 
Einlassung dieses Hauses morgen vor 14 Tagen, auf 
die sich die Bundesregierung stützen kann, war doch 
einstimmig. Was soll die ganze Aufregung, die Sie 
hier fabrizieren? Die Regierung ist auf dem Kurs, 
den wir hier vor 14 Tagen miteinander verabredet 
haben, der Ausdruck des gemeinsamen Antrags ist, 
der im Auswärtigen Ausschuß liegt. Was soll die 
künstliche Aufregung, die Sie hier hereinzuführen 
versuchen? 

(Beifall in der Mitte.) 

Ein wesentlicher Grund aber, Herr Mende, aus 
dem ich mich überhaupt gemeldet habe und aus 
dem diese Bundestagsfraktion der CDU/CSU, so-
lange es sie in diesem Hause gibt, sich — durch wen 
immer — zu Wort melden wird, ist gegeben, wenn 
einer der Ihren versucht, die Ehre des verstorbenen 
Konrad Adenauer anzutasten. 

(Beifall in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, das lassen wir nicht zu. 
Ich frage Sie, Herr Mende: Wo ist die Saar? Bei 

Frankreich, nirgendwo oder bei Deutschland? Und 
ich frage Sie: Wer war der Kanzler in dieser Zeit? 
Unser Vorsitzender Konrad Adenauer, meine Da-
men und meine Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Zogl

-

mann: Das war „mündlich schlecht" ! Zu

-

rufe von der FDP.) 

Herr Kollege Mende, ich muß noch eine andere 
Sache eben aufgreifen. Ich möchte Sie und uns alle 
doch an die Situation erinnern, in der wir damals 
die Römischen Verträge annahmen. Die Argumenta-
tionen hin und her — Herr Kollege Schmidt hat da-
zu einen Beitrag geleistet — waren sehr nuanciert. 
Aber ich glaube, es hat doch keinen Zweck, sich 
jetzt erneut in dieser Vergangenheit zu bewegen, 
wo wir doch eine ganz andere Situation haben. 
Wer war denn damals nicht bereit, bei den Römi-
schen Verträgen mitzumachen? Das ist Gott sei 
Dank anders, und deshalb sollte man die Dinge 
von damals mit denen von heute nicht verwechseln. 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir, zur 
Sache dieser Debatte auch aus unserer Sicht noch 
einmal ein Wort zu sagen. Herr Furler hat für uns 
vortrefflich Position bezogen. Wir erwarten in der 
Tat — und unterstützen die Politik der Bundes-
regierung, die darauf gerichtet ist —, daß so bald 
wie möglich konkrete Verhandlungen über die Bei-
trittsgesuche aufgenommen werden. 

(Beifall in der Mitte.) 

Jedermann soll zur Kenntnis nehmen, daß dies un-
ser Wunsch ist, daß dies der Wunsch des ganzen 
Hauses ist, daß dies ein Wunsch ist, der ebenso in 
unserem vitalen Interesse liegt, wie er unserem 
Engagement für das vereinigte Europa entspricht. 
Wir erwarten, daß niemand vor der Türe „nein" 
sagt. Die Zustimmung Frankreichs — das ist gewiß 
— wird man weder durch Prügeln noch durch Zö-
gern erreichen. 

Meine Damen und Herren, was wir in dieser 
Sache wollen, ist klar. Wir wollen erstens die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft als den Motor die-
ser Vereinigung weiterentwickeln. Wir wollen zwei-
tens, daß die Beitrittsverhandlungen bald aufge-
nommen werden. Wir wollen drittens, daß dieses 
sich vereinigende Europa in eine partnerschaftliche 
Beziehung zu den USA tritt und daß es viertens 
offen ist nach Osten. Wir hoffen, daß niemand über 
alle möglichen großen philosophischen Perspekti-
ven vergißt, was er heute hier tun könnte. 

Meine Damen und Herren, ich möchte zum Schluß 
einem Gesichtspunkt des Kollegen Schmidt zustim-
men. Der Kollege Schmidt hat beklagt, daß die Op-
position ihre Auffassungen nicht hinlänglich präzi-
siere und vorlege. Wir haben das auch in der Haus-
haltsdebatte, die wir ja unterbrochen haben, fest-
gestellt. Es gibt dort keinen Antrag der freien 
demokratischen Fraktion. 

(Abg. Mischnick: Wir haben die erste 
Lesung!) 

Das Zweite: Der Herr Kollege Schmidt hat in 
einem Punkt, in dem ich nicht seiner Meinung bin 
— ich unterstütze die Meinung des  Herrn Bundes- 
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kanzlers — an Frankreichs Adresse gesprochen, 
und er hat dies für seine Person getan. Ich möchte 
gerne auch ein persönliches Wort hier an den 
Schluß stellen. Der französische Staatspräsident hat 
bedeutende Vorstellungen vom ganzen Europa ent-
wickelt. Er hat große und bedeutende Reisen unter-
nommen, nach Lateinamerika, in die Sowjetunion 
und in andere Bereiche. Meine Damen und Herren, 
ich glaube, es wäre gut, wenn ähnliches erfolgen 
könnte nach Bern und nach Wien, nach Stockholm 
und nach Helsinki, nach Oslo und nach Kopenhagen 
und nach London. Denn diese europäische Mission 
würde ein solcher Erfolg, daß dann eine erneute, 
dann europäische Intervention in Moskau und in 
Warschau sicher unter einer anderen, nämlich glück-
licheren Perspektive stünde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.)  

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Bundesaußenminister. 

Brandt, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! In dieser 
Debatte ist von der Notwendigkeit einer deutlichen 
Sprache die Rede gewesen. Ich glaube, es kommt in 
erster Linie darauf an — wenn ich das sagen darf —, 
daß die deutschen Außenpolitik dieselbe Sprache 
spricht, in diesem Zusammenhang in London und in 
Paris, in Luxemburg und hier vor dem Deutschen 
Bundestag. 

(Beifall auf allen Seiten des Hauses.) 

Weil dies so wichtig ist — nicht, um eine Pole-
mik weiterzuführen —, greife ich noch einmal ein 
paar der Punkte auf, die hier in die Debatte hinein-
gestellt worden sind. 

Erstens. Herr von Kühlmann-Stumm hat darauf 
hingewiesen, ein Abweisen beitrittswilliger euro-
päischer Staaten, die demokratische Staaten sind 
und deren ökonomisches Niveau in etwa dem der 
anderen entspricht — das sind die Kriterien des 
Vertrages —, stünde im Widerspruch zu den Römi-
schen Verträgen. — Verehrter Herr von Kühlmann-
Stumm, das ist nicht nur richtig, sondern das hat das 
hier sprechende Mitglied der Bundesregierung am 
Montagabend vor dem Ministerrat in Luxemburg 
gesagt, und zwar mit folgenden Worten: 

Wir sind ja nicht etwa völlig frei, nach Be-
lieben ja oder nein zu sagen. Wir müssen viel-
mehr davon ausgehen, daß der Vertrag die Er-
weiterung der Gemeinschaft wünscht. 

Wir haben weiter gesagt, die Kommission weise in 
dem Bericht, auf den ich mich schon bezogen habe, 
auf die Risiken hin, die mit den beantragten Bei-
tritten, namentlich dem Großbritanniens, verbunden 
seien, und jetzt heißt es in dem, was der Außen-
minister der Bundesrepublik dort gesagt hat: 

Diese unbestreitbaren Risiken hat der Rom

-

Vertrag in Kauf genommen, indem er den Bei-
tritt weiterer europäischer Länder als wün-
schenswert bezeichnet. Niemals wird sich ein 
hohes politisches Ziel ohne Eingehen von Risi-
ken erreichen lassen. Auch wir Sechs sind bei 

Abschluß des Rom-Vertrages Risiken, ja be-
trächtliche Risiken eingegangen. 

Und weiter: 

Nicht nur die positive Antwort auf die vor-
liegenden Beitrittsanträge ist mit Risiken ver-
bunden, auch eine negative Antwort schließt 
ein großes Risiko ein. Mißlänge die Überwin-
dung des Grabens, der die zwei wirtschaftlichen 
Gruppen unseres Teil-Europas gegenwärtig von-
einander trennt, mißlänge der Durchbruch zu 
einer größeren Gemeinschaft, so wäre Europa 
um eine große Hoffnung ärmer, und der Ent-
täuschung könnten Resignation und Stagnation 
folgen. 

Soweit das, was in der Verhandlung mit den fran-
zösischen und anderen Kollegen zu diesem Punkt 
gesagt worden ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ein Zweites. Herr von Kühlmann-Stumm sagt: 
Man muß auch dem französischen Partner deutlich 
genug machen, wie wir das sehen, daß wir nicht 
nur bereit sind, auf seine Sorgen, Bedenken und 
Einwände einzugehen, sondern ihn dringend bitten, 
auch unsere Argumente ernst zu nehmen. Dazu 
haben wir am Dienstag früh vor dem Rat in Luxem-
burg gesagt: 

Neue Mitglieder müssen ihre Wirtschaft an die 
Gegebenheiten der EWG anpassen und sich an 
die Arbeitsweise der Organe gewöhnen. Bis 
zum Beitritt der gegenwärtigen Antragsteller 
die EWG jedoch der Vollendung der Wirt-
schaftsunion erheblich näher gekommen sein. 

Es heißt dann — dies war eine kollegiale, sachliche 
Auseinandersetzung mit den Kollegen des benach-
barten und befreundeten Frankreich —: 

Schließlich treten die anderen Staaten einer 
dynamischen Gemeinschaft nicht deshalb bei, 
um sie zu zerstören, sondern weil sie dort ihre 
Interessen am besten gewahrt sehen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Sie werden also. auch den Willen haben, 

— so war unsere Vermutung — 

die  Gemeinschaft in ihrem eigenen Interesse 
fortzuentwickeln. Das Gleichgewicht der Rechte 
und Verpflichtungen der Mitglieder ist in Ver-
handlungen sicherzustellen. 

Und weiter: 

Ein durch EFTA-Staaten und Irland vergrößertes 
wirtschaftlich geeintes Europa würde auch ge-
genüber den USA mehr wirtschaftliches und 
politisches Gewicht besitzen als das Europa der 
Sechs; ein solches Europa könnte in der Welt 
ein neues Bezugssystem zu den USA und der 
sowjetischen Großmacht entwickeln und eine 
wichtige Rolle bei der Organisierung des Frie-
dens spielen. 

Dritter Punkt. Herr von Kühlmann-Stumm sagt: 
Wir müssen unseren Partnern, vor allem dem fran-
zösischen Partner, klarmachen, daß das Verhältnis 
zwischen Großbritannien und den Vereinigten Staa- 
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ten oder die Stellung Großbritanniens im Common-
wealth, das ja heute aus einer Gemeinschaft selb-
ständiger souveräner Staaten besteht, keine Hinde-
rungsgründe gegen die Mitgliedschaft Großbritan-
niens in einer erweiterten Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft sind. Hierzu haben wir, Herr von Kühl-
mann-Stumm und verehrte Mitglieder der Fraktion 
der Freien Demokraten, gesagt: 

Großbritannien und die drei anderen Antrag-
steller werden ihre Probleme mitbringen, wie 
auch wir Sechs — ein jeder von uns — unsere 
Probleme, darunter sehr spezielle, in diese Ge-
meinschaft eingebracht haben. Ich darf zum Bei-
spiel daran erinnern, daß einige unserer Part-
ner mit ihren afrikanischen Problemen in die 
Gemeinschaft eingetreten sind, Problemen, die 
für sie offensichtlich sehr wichtig waren, Proble-
men, die nicht einen kontinentalen, sondern 
einen vorzugsweise außereuropäischen Cha-
rakter tragen. 

(Zuruf von der FDP: Und sehr kostspielig 
waren, Herr Bundesaußenminister!) 

Und weiter: 

Die britischen Bindungen zum Commonwealth, 
nämlich zu Staaten mit vollständiger Unabhän-
gigkeit, sind ebensowenig ein Hindernis für 
eine Beteiligung Großbritanniens an einem ge-
einten Europa wie überseeische Bindungen 
anderer Mitgliedstaaten. Eine Selbstbeschrän-
kung auf Kontinentaleuropa entspricht schon 
jetzt nicht mehr den Tatsachen. Die Zusammen-
arbeit mit anderen, außereuropäischen Mächten 
kann dem politischen Gewicht der EWG durch-
aus zuträglich sein. 

Weiter: 

Wir wissen um eine starke psychologische Affi, 
nität zwischen den USA und Großbritannien 
durch Sprache und Kultur. Im übrigen kann man 
meines Erachtens kaum von besonderen politi-
schen Abmachungen zwischen beiden Ländern 
sprechen. Großbritannien hat als Verbündeter 
der USA und in seiner Eigenschaft als NATO-
Mitglied enge Bindungen zu den USA auf dem 
Verteidigungssektor. Zwischen Großbritannien 
und den USA bestehende Abmachungen stellen 
nach unserer Ansicht keinen Hinderungsgrund 
dar für eine stärkere Bindung an Kontinental-
europa. Großbritannien wird dadurch nicht ge-
hindert, seine Verpflichtungen als EWG-Mit-
gliedstaat zu erfüllen. Bindungen Großbritan-
niens zum Commonwealth werden durch den 
Beitritt Großbritanniens zur EWG weiter ge-
lockert. Aber es liegt kaum im europäischen 
-Interesse, daß sie verkümmern. 

Ich bin ganz dankbar, daß ich hierdurch die Ge-
legenheit gehabt habe, 

(Zuruf von der FDP: Wir auch!) 

dies auch in das Protokoll des Deutschen Bundes-
tages zu bekommen. Insofern sind Sie in offene 
Türen hineingegangen, Herr von Kühlmann-Stumm. 
Im übrigen ist der Bundesaußenminister und ist die 

Regierung in ihrer Gesamtheit natürlich immer sehr 
hellhörig, wenn es sich um zusätzliche Argumente 
handeln würde, durch die wir unsere Interessen, sei 
es in Europa, sei es auch sonst in der Welt, gut 
wahrnehmen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ausführungen des Herrn Außen-
ministers im Vergleich mit manchem Diskussions-
beitrag davor geben mir Veranlassung zu der Fest-
stellung, daß sich in dieser Debatte beachtliche sach-
liche Klarstellungen die Waage halten mit dem Fest-
beißen an Formulierungen meines Fraktionsvor-
sitzenden, das bei dem Gewicht dieser Debatte bes-
ser unterblieben wäre. Herr Kollege Barzel hat sich 
heute, aus Erfahrung klug geworden, als Kanzler-
verteidiger geübt, 

(Heiterkeit bei der FDP) 

früherer und  des jetzigen. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, .der Kollege Mende hatte in 
keiner Weise die Absicht, die Ehre des früheren 
Bundeskanzlers Adenauer anzutasten. Aber er hat 
die Gelegenheit wahrgenommen, bei einer histori-
schen Betrachtung die damalige Situation aufzuzei-
gen. Wenn hier die Frage gestellt wird: „Wer war 
Kanzler, als die Saar zurückgeführt wurde?", so 
stelle ich die Frage: Wer hat damals als Bundes-
kanzler den Saarländern empfohlen, für das Europa-
statut zu stimmen, was auf die Dauer die Trennung 
der Saar von Deutschland bewirkt hätte? 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

(Abg. Genscher: Bitte sehr!) 

Herr Illerhaus! 

Illerhaus (CDU/CSU) : Herr Kollege Genscher, 
Sie sprechen jetzt davon, daß Herr Mende sich ver-
anlaßt gefühlt hat, die Politik unseres Bundeskanz-
lers Adenauer 'anzugreifen. Herr von Kühlmann-
Stumm hat von ,der „verschwommenen Politik" ge-
sprochen, die hier von unserer Regierung gemacht 
worden sei. Darf ich die Frage an ,Sie richten, ob Sie 
es für eine klare Politik !der FDP halten, wenn auf 
der einen 'Seite die FDP sich geweigert hat, die 
Römischen Verträge zu unterschreiben, auf der 
anderen Seite dann, obwohl Herr Margulies zwei-
mal in sechs Wochen eine große Rede gegen Europa 
gehalten hat, ihn sechs Wochen später in die 
EURATOM-Kommission entsendet. 

Genscher (FDP) : Herr Kollege, ich könnte es mir 
leicht machen und sagen, daß der Kollege Margulies 
damals auf Grund einer Empfehlung der von uns 
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gemeinsam getragenen Bundesregierung in dieses 
Amt entsandt wurde. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Ich bin sicher, ,daß Sie dieses Problem schon mit 
Ihren Kabinettskollegen erörtert haben. 

Nein, meine Damen und Herren, wenn wir über 
die Vergangenheit reden, muß das klar bleiben: Der 
Kollege Dr. Mende hatte eine sehr aktuelle Veran-
lassung, auf die damalige Haltung des früheren 
Bundeskanzlers Adenauer hinzuweisen. Denn bei 
der Aussprache über die erste Regierungserklärung 
der Regierung Kiesinger-Brandt ist hier ein jünge-
rer Kollege der CDU/CSU aufgetreten und hat der 
Freien Demokratischen Partei vorgeworfen, sie habe 
damals mitihrem Kampf gegen das Saarstatut das 
Modell einer europäischen Lösung verhindert. Unse-
rer Aufforderung, die Fraktion der CDU/CSU möge 
sich davon distanzieren, sind Sie bis heute nicht 
nachgekommen. Dafür aber, meine verehrten Kol-
leginnen und Kollegen von der CDU/CSU, können 
wir heute, bisher auch von der Fraktion unwider-
sprochen, Empfehlungen für ,die Regelung der  deut-
schen Frage insgesamt hören, z. B. von Herrn Stück-
len, der sich schon vorstellen kann, daß wir auf die 
Politik der Wiedervereinigung, die ja zu den erklär-
ten Zielen dieser Regierung gehört, verzichten, wenn 
bestimmte europäische Modelle möglich sind. Hier 
ist Ihre Politik verschwommen, und Sie müßten die-
ses Problem auch einmal klarstellen. 

Meine Damen und Herren, wenn Herr Kollege 
von Kühlmann-Stumm hier von einer Verschwom-
menheit gesprochen hat, so hat er dazu unter ande-
rem sicher Anlaß gehabt auf Grund eines Berichts, 
einer Wertung .der Haltung ,der Bundesregierung in 
einer großen sozialdemokratischen Zeitung, die im 
Januar dieses Jahres veröffentlicht wurde, und zwar 
zu dem ,damaligen Besuch des Herrn Bundeskanzlers 
und des Herrn Außenministers in Paris. Dort heißt 
es — wenn ich mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten 
zitieren darf —: 

Das Kabinett Kiesinger-Brandt hat gestern, 
wenn nicht alles täuscht, die Weihen des Ely-
see-Palastes empfangen. Ganz offenbar haben 
der neue Kanzler und sein Vize und Außen-
minister den richtigen französischen Akzent 
getroffen. Was ihnen diese Wallfahrt erleich-
terte, war wohl auch der Umstand, daß man 
den schwierigen Hausherrn des Elysee-Palastes 
mit dem bösen Schröder verschonte. 

Das letzte ist ein innerparteiliches Problem bei 
Ihnen. 

(Abg. Rasner: Möchste — denkste!) 

Von dieser Wertung bis zu den Klarstellungen, die 
wir heute aus dem Munde des Herrn Bundeskanz-
lers und des Herrn Außenministers gehört haben, 
war es ein weiter Weg. Wenn die Opposition durch 
die Reden ihres Fraktionsvorsitzenden und ihres 
Parteivorsitzenden dazu mitgeholfen haben sollte, 
hier eine Präzisierung, eine Klarstellung des Stand-
punktes der Regierung zu erreichen, hat sie min-
destens für diesen Tag ihre Aufgabe voll erfüllt. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Rasner: Sie 
überschätzen sich immer noch!) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete von Guttenberg. 

Freiherr von und zu Guttenberg (CDU/CSU) : 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es hat 
hier heute zwei Diskussionsbeiträge aus dem Kreis 
der FDP gegeben, die mich veranlaßt haben, mich 
zum Wort zu melden. Ich hatte den Eindruck, daß 
es sich bei diesen beiden Diskussionsbeiträgen um 
den Versuch gehandelt hat, von einer, wenn ich es 
so sagen darf, ein wenig mittelmäßigen Leistung 
abzulenken, die der erste Redner der FDP hier an 
den Tag gelegt hat, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der FDP) 

der im Grunde nicht sehr viel zu dem gesagt hat, 
was eigentlich heute auf der Tagesordnung steht, der 
Behauptungen brachte, aber keine Beweise dafür, 
der Angriffe brachte, aber keine Vorschläge und 
der sich in einer sehr wichtigen Sache der Termino-
logie anderer — von außerhalb unserer Grenzen — 
bediente und auf eine eigene Sprache verzichtete. 

Was aber, meine Damen und Herren, bei diesen 
beiden letzten Diskussionsbeiträgen der FDP am 
wenigsten akzeptabel war, wie ich glaube, das war 
ein Ausflug in die Vergangenheit zu Lasten eines 
Toten, zu Lasten eines, wie dieses Haus einmal in 
seiner Gesamtheit festgestellt hat, großen Toten 
unseres Volkes, zu Lasten unseres ersten Bundes-
kanzlers Dr. Konrad Adenauer. Hier haben diese 
beiden Redner Zuflucht zu einer Legende, Zuflucht 
zu einer Geschichtsklitterung genommen. Als die 
Saarfrage damals zur Diskussion stand, gab es doch 
eine bestimmte Ausgangsposition. Ich habe bei bei-
den Diskussionsbeiträgen den Eindruck gehabt, daß 
diese Ausgangsposition verschwiegen wurde. Die 
damalige Ausgangsposition war, daß die Saar wirt-
schaftlich voll und politisch beinahe ganz zu Frank-
reich gehörte. 

Wenn wir heute feststellen, daß die Saar wieder 
ein Teil der Bundesrepublik ist, dann ist es ganz 
einfach richtig, zu sagen, daß der Weg von dieser 
Ausgangsposition zur jetzigen Situation nur dadurch 
möglich wurde, daß das Volk an der Saar abstim-
men konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ging damals darum, einen Weg zu finden, der un-
ter den seinerzeitigen Voraussetzungen eine Ab-
stimmung an der Saar möglich machte. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dies war nicht anders als dadurch möglich, daß der 
damalige Bundeskanzler mit den Franzosen darüber 
einig wurde, ein Statut zur Abstimmung zu stellen, 
das die Dinge dann in Bewegung brachte. 

(V o r sitz : Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Daß der damalige Bundeskanzler dann zu diesem 
Saarstatut stehen mußte, ist, meine ich, unter 
Staatsmännern, deren Wort für sich und andere 
etwas gelten soll, eine reine Selbstverständlichkeit. 

Wer einigermaßen die Politik von damals heute 
noch im Auge hat, wird mir einfach recht geben 
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müssen, daß es keinen anderen Weg gab als den, 
der beschritten wurde, um das Saarvolk selber ent-
scheiden zu lassen. 

Lassen Sie mich noch etwas zu einer anderen Er-
klärung sagen, die Herr Kollege Mende hier abge-
geben hat. Wenn ich recht verstanden habe, hat 
Herr Kollege Mende sich und seine Partei heute als 
gerechtfertigt bezeichnet, weil seine Partei damals, 
als hier in diesem Hause die Verträge von Rom 
zur Diskussion standen, diesen Verträgen wider-
sprochen hat. Sie haben gesagt, Sie hätten wider-
sprochen, weil Sie schon damals Großbritannien 
und andere europäische Staaten als Mitglieder die-
ser Wirtschaftsgemeinschaft gewünscht hätten. Ich 
bezweifle das nicht; Sie haben das damals so ge-
sagt. Aber wenn man heute die Frage stellt, wer 
durch die Entwicklung gerechtfertigt wurde, dann 
möchte ich hier die bescheidene Behauptung wagen, 
daß jene gerechtfertigt wurden, die damals gesagt 
haben, es gebe nur einen Weg, jene anderen euro-
päischen Staaten, die seinerzeit noch nicht bereit 
waren beizutreten, zu diesem Beitritt zu veranlas-
sen: nämlich voranzumachen unter den Sechs. 

(Beifall in der Mitte.) 

Eben dies ist geschehen, Herr Kollege Mende. 

(Abg. Ollesch: Sie haben auch schon mal 
besser gesprochen! — Gegenruf von der 
Mitte: Herr Ollesch, Sie noch nie! — 

Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, zu diesem Punkt liegen keine weiteren 
Wortmeldungen mehr vor. Ich schließe die Aus-
sprache. 

Wir kehren nunmehr zu 

Punkt 3 der Tagesordnung 

zurück. Ich erteile das Wort dem Herrn Bundes-
minister für Arbeit. 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Die Rede des Herrn Spitzmüller, 
die er heute morgen gehalten hat, hat mir gezeigt, 
daß — wenn ich mir die Bemerkung erlauben darf 
— ihm die Oppositionsrolle außergewöhnlich gut 
bekommen ist. Es war eine sehr charmante und ge-
schliffene Diskussionsrede. Aber, Herr Kollege 
Spitzmüller, die freundliche Eleganz Ihrer Ausfüh-
rungen, die übrigens in einem krassen Gegensatz 
zu dem sehr gepflegten Zweckpessimismus stand, 
kann über eines nicht hinwegtäuschen, und hier gibt 
es in der Tat eine gewisse Anlehnung an das, was 
in der außenpolitischen Debatte sichtbar geworden 
ist: Sie haben zwar einige durchaus berechtigte Fra-
gen gestellt, und Sie haben von dem Recht der Op-
position Gebrauch gemacht, zu sagen, die Regie-
rung habe keine Konzeption. Aber, Herr Kollege 
Spitzmüller, Sie selber haben weder vom Materiel-
len noch vom Sachlichen her ein Konzept entwik-
kelt. 

Herr Kollege Spitzmüller, noch mehr: Sie bekla-
gen streckenweise die Kürzungen, die vorgenom-
men worden sind, ohne zu erkennen zu geben, was 
Sie denn nun an Kürzungen in welchem Einzelhaus-
halt und zu welchem Einzelposten vorschlagen. Ich 
glaube, Sie müssen uns schon sagen, wo Sie mehr 
und wo Sie weniger kürzen wollen. Solange Sie 
das nicht tun, bleiben Ihre Ausführungen ein zwar 
sehr netter, aber theoretischer Diskussionsbeitrag 
ohne praktischen politischen Ansatzpunkt. 

Sie haben bedauert, Herr Kollege Spitzmüller, 
daß die Diskussion um die Wiederherstellung der 
Staatsfinanzen — diese Diskussion ist ja in der Tat 
nahezu identisch mit einer ebenso lebhaften Aus-
einandersetzung über Leistungskraft und Tragfähig-
keit unseres sozialen Sicherungssystems — unter 
dem Begriff der Staatsfinanzen und des Finanz-
änderungsgesetzes geführt wird. Ich gebe gern zu, 
Herr Kollege Spitzmüller: jeder der hier Anwesen-
den wäre natürlich glücklicher, wenn wir die sozial-
politischen Diskussionen allein im sozialpolitischen 
Feld führen könnten. Aber, ich glaube, es ist ein un-
berechtigter Vorwurf, wenn Sie sagen: „Hier ist ein 
Finanzänderungsgesetz. Macht doch gefälligst diese 
Finanzänderungen! Aber macht uns keine Änderun-
gen im sozialpolitischen Feld!" Ganz im Gegenteil, 
ich bin — das darf ich für die Bundesregierung 
sagen — etwas glücklich darüber, daß es uns sehr 
wohl gelungen ist, auch sozialpolitisch-strukturell 
weitreichende Probleme trotz erheblicher finanziel-
ler Einbußen hier anzupacken. 

Das einzige, was Sie vorwerfen könnten, wäre, 
daß man sagt — das liest man ja in der einen oder 
anderen Zeitung —: Der Zeitdruck ist zu stark, unter 
dem diese wichtigen Entscheidungen getroffen wer-
den müssen. Wir haben heute den ganzen Vormittag 
diskutiert. Wir haben jetzt den ganzen Tag Zeit. 
Ich bin sehr wohl der Meinung, daß wir die Sach-
fragen, die dahinterstehen, ausdiskutieren sollten. 

Ich möchte deshalb diese Debatte zum Anlaß neh-
men, die finanz- und sozialpolitischen Auswirkungen 
etwas im Zusammenhang darzustellen, und dabei 
versuchen, auf die Einzelprobleme, die Herr Kollege 
Spitzmüller angesprochen hat, einzugehen. Dabei 
werde ich hier selbstverständlich nicht jede Einzel-
heit darstellen können. Manches muß den Aus-
schußberatungen vorbehalten bleiben. 

Mit Recht wurde hier bemängelt, daß die Sprache 
der Sozialpolitiker teilweise etwas schwierig ist. 
Aber das gilt nicht nur für die Sozialpolitiker. Im 
finanzpolitischen Bereich ist es durchaus ähnlich, 
und in anderen Bereichen kennen sich auch nur 
noch Experten aus. Man sollte also nicht immer nur 
uns den Vorwurf machen, daß wir eine besonders 
komplizierte Sprachregelung hätten. 

(Beifall in der Mitte.) 

Mir geht es darum, zu zeigen — Herr Kollege 
Spitzmüller, die sachlichen Ausführungen, die Sie 
gemacht haben, geben mir eine gewisse Hoffnung, 
daß das gelingt —, daß wir im Gegensatz zur Kritik 
der Opposition innerhalb und außerhalb dieses Ho-
hen Hauses den Versuch gemacht haben, die un-
umgänglich notwendigen Kürzungen mit einer Reihe 
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weit in die Zukunft reichender Maßnahmen zu ver-
binden, die sich — das scheint mir der entscheidende 
Punkt zu sein — nahtlos in die wirtschafts- und die 
finanzpolitischen Überlegungen einfügen. 

Lassen Sie mich deshalb am Anfang dies sagen: 
Ich las heute in den Zeitungen Überschriften wie 
„FDP für den kleinen Mann" und ähnliche Zeitungs-
notizen. Ich könnte mich darüber, wenn Sie auf 
diesen Weg kämen, sehr freuen. Aber eines lassen 
Sie mich doch noch sagen: die Bundesregierung hat 
sich redlich bemüht, den Belastungen, die zur mittel-
fristigen Sicherung des Haushalts unumgänglich wa-
ren, so gerecht wie möglich zu verteilen. Ich sage: 
wir haben uns redlich bemüht. Ob es uns in jedem 
Einzelfalle gelungen ist, das mag die Diskussion er-
weisen. Aber dieses Bemühen der Bundesregierung 
sollten Sie anerkennen. 

Dabei hatte die Bundesregierung dieselbe Auf-
gabe, vor der jetzt das Parlament steht, nämlich drei 
Aufgaben gleichzeitig zu lösen: 1. die Sanierung des 
Haushalts, 2. die Stabilisierung des sozialen Siche-
rungssystems und 3. die Stärkung des Wirtschafts-
wachstums. Die Sanierung der Bundesfinanzen war 
eine unabdingbare Voraussetzung dafür, Stabilität 
und Wirtschaftswachstum zu sichern. 

Schon zum Ausgleich der Haushalte 1966 und 1967 
— also zu einer Zeit, als die FDP noch mit in der 
Regierungsverantwortung stand — mußten für diese 
übergeordnete Zielsetzung, wie Sie sehr wohl wis-
sen, erhebliche Opfer gebracht werden. Das Ganze 
fing ja mit dem Haushaltssicherungsgesetz 1965 an. 
Sie kennen die gemeinsamen schwierigen Überle-
gungen, die wir damals haben anstellen müssen. 

Der Haushalt des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung hatte und hat an diesen Kürzungen 
einen beachtlichen Anteil. Ich möchte das hier noch 
einmal nachdrücklich nennen. Denn angesichts dieses 
hohen Anteils scheint mir die etwas pauschale 
Kritik an sozialpolitischen Maßnahmen sehr merk-
würdig zu sein. Die Diskussion ist ohnehin sehr 
kontrovers. Auf der einen Seite sagt man, wir hät-
ten im sozialpolitischen Haushalt noch viel zu wenig 
gespart, und auf der anderen Seite nennt man das, 
was wir getan haben, einen zu tiefen Eingriff in das 
System unserer sozialen Sicherung. 

Der Sozialhaushalt weist im Rahmen der Bundes-
haushalte 1966 und 1967 einschließlich der Schuld-
buchforderungen Einsparungen in Höhe von 3,7 Mil-
liarden DM auf. In der neuen Phase der vierjährigen 
Finanzplanung von 1968 bis 1971 betragen die Ein- 
sparungen im Haushalt des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung in diesen vier Jahren 
insgesamt 9,9 Milliarden DM. Das ist rund ein 
Drittel der Gesamtkürzungen in diesem Zeitraum. 
Dahinter stehen erhebliche Opfer, die wir nicht etwa 
den Versicherungseinrichtungen zumuten, sondern 
den vielen Millionen Menschen, die auf wirtschaft-
liche Stabilität und soziale Sicherung vertrauen. 

Deshalb halte ich es einfach für unerhört, daß 
man zu behaupten wagt, diese Koalition habe nicht 
den Mut zu noch größeren und stärkeren Einsparun-
gen gehabt. Diese Zahlen beweisen genau das Ge-
genteil. Sie wissen aus der Verantwortung, die wir  

ja eine Zeitlang gemeinsam getragen haben, sehr 
wohl, was das bedeutet. Daran müssen wir denken, 
wenn wir uns um sinnvolle, systematische und das 
Vertrauen für die Zukunft erhaltende Lösungen be-
mühen. 

Ich habe diese Zahlen genannt, damit sichtbar 
wird — ich wiederhole das , wie haltlos der Vor-
wurf ist, die Bundesregierung habe sich mit punk-
tuellen Maßnahmen begnügt, sie habe keinen Mut  — 
so  liest man — zu einschneidenden Änderungen. 
Nun, ich Weiß nicht, welcher Mut dazu gehört, aus-
schließlich oder ausdrücklich beim schwächsten Glied 
mit Einsparungen zu beginnen. Die Einsparung 
von nahezu 14 Milliarden DM in 6 Jahren ist ange-
sichts der Aufgaben, denen wir im Bereich der 
sozialen Sicherung gegenüberstehen, ein erhebliches 
Opfer. Diese Opfer bringen wir, um die Voraus-
setzungen für weiteres Wirtschaftswachstum sichern 
zu helfen. 

Denn beides, soziale Stabilität und wirtschaftliches 
Wachstum, sind keine Gegensätze. Beides bedingt 
einander. Das ist nicht nur eine Erfahrung der Ge-
genwart. Wenn sich heute auf Grund einer jahr-
zehntelangen Verbesserung der sozialen Lebens-
bedingungen, der Vorsorge und Hilfe bei Krankheit, 
Unfall und langjährigen Leiden sowie infolge der 
Auswertung des medizinischen und medizinisch-
technischen Fortschritts die Lebenserwartungen des 
einzelnen verdoppelt hat, dann bedeutet das doch, 
daß die Jahrzehnte einer aktiven Sozialpolitik zu-
gleich auch Jahrzehnte einer ständigen Steigerung 
der Arbeitskraft des einzelnen und damit unserer 
volkswirtschaftlichen Produktivität waren. Das zeigt, 
daß man das Begriffspaar Sozialkonsum und Sozial-
investition nicht als gegensätzliches Paar definieren 
kann, sondern miteinander sehen muß. Wir haben 
in diesem Feld mit unseren Maßnahmen der Reha-
bilitation, die von den Rentenversicherungsträgern 
durchgeführt werden, einwandfrei und eindeutig 
soziale Investitionen von immenser Bedeutung vor-
genommen. Ich glaube, es ist an der Zeit, auf diese 
positive Seite der Sozialpolitik einmal hinzuweisen 
und die Sozialpolitik von dem Odium zu befreien, 
sie koste nur Geld. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In Wahrheit leistet sie mit ihren Maßnahmen auch 
einen erheblichen Beitrag für soziale Investitionen. 

Gerade die beiden letzten Jahre haben dazu bei-
getragen, die Auffassung zu unterstreichen, daß 
soziale Stabilität und Förderung des wirtschaftlichen 
Wachstums eine einheitliche Aufgabe sind. Die 
rasche Entwicklung von Naturwissenschaften und 
Technik erfordert selbstverständlich auch von der 
Sozialpolitik eine ständige Anpassungsbereitschaft, 
eine vorurteilslose Überprüfung, um Verbesserun-
gen und Vereinfachungen zu erreichen mit dem Ziel 
einer besseren Überschaubarkeit und der höchsten 
Effizienz der eingesetzten Mittel. Herr Kollege 
Schellenberg hat dazu heute morgen bereits gespro-
chen. Ich kann das nur unterstreichen und von mir 
aus die Bereitschaft erklären, daß ich gern alle 
Maßnahmen mit überlegen möchte, die zu diesem 
Ergebnis führen können. 
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Nun, meine Damen und Herren, hat mich eines 

in der bisherigen Diskussion etwas gewundert. Wer 
über die Frage der Rentenversicherung in Deutsch-
land diskutiert, der muß sich, glaube ich, zwei 
Dinge vor Augen halten. Er kann nur dann darüber 
diskutierten und das richtige Bild, die richtige Grö-
ßenordnung bekommen, wenn er zwei Dinge sieht. 
Erstens müssen wir wissen, mit wem wir es zu 
tun haben, also die Anzahl der Menschen, die von 
unseren Maßnahmen betroffen wird. Zweitens müs-
sen wir wissen: Wie sieht denn die tatsächliche 
Rentenleistung für diese Menschen aus? 

Nun, meine Damen und Herren, wir haben ins-
gesamt 10,8 Millionen Menschen, die zum Kreis der 
gesetzlichen Rentenversicherung gehören: 5,5 Mil-
lionen Versichertenrentner, 2,5 Millionen Witwen-
rentner, 0,5 Millionen Waisenrentner, 1,8 Millionen 
Ehefrauen von Versichertenrentnern und 0,5 Millio-
nen Kinder, für die Kinderzuschüsse zu Versicher-
tenrenten gewährt werden. Das bedeutet, meine 
Herren von der Opposition, 18 % aller Einwohner. 
Läßt man einmal die Kinder unter 21 Jahren außer 
Betracht, so heißt das: Die Rentnerbevölkerung 
macht 23 % aller Einwohner, also fast ein Viertel, 
aus. 

Ich werde Ihnen, um die Diskussion nicht allzu 
weit ausufern zu lassen, auch schriftlich noch einmal 
die Schichtung unserer Renten darstellen. Lassen 
Sie mich hier in diesem Zusammenhang nur fol-
gende Zahlen nennen. In der Rentenversicherung der 
Arbeiter haben wir bei den Erwerbsunfähigkeits-
renten und den Altersruhegeldern bei Männern 
47,3 % mit einem Zahlbetrag unter 350 DM, 30,1 % 
zwischen 350 und 500 DM, d. h. also 77,4 % unter 
500 DM. In der Rentenversicherung der Angestellten 
sind die Zahlen: bis 350 DM 21,4 %, bis 500 DM 
18,1 %, insgesamt also 39,5 % unter 500 DM. Bei 
den Frauen haben in der Arbeiterrentenversiche-
rung 98 % der Renten einen Zahlbetrag unter 
350 DM. 

Ich weiß, Sie kennen diese Zahlen. Ich hätte es 
deshalb gern gesehen, wenn sie auch zum Aus-
gangpunkt der Überlegungen für die Lösung der 
Fragen gemacht worden wären, vor denen wir 
jetzt in der Rentenversicherung stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben diese Zahlen. Ich werde sie noch einmal 
zusammenstellen und sie dem Hohen Hause zur 
Verfügung stellen. Denn ich glaube, wer über die 
Rentenversicherung spricht, kann es nicht tun, 
ohne zu wissen, was an sozialer Wirklichkeit da-
hintersteht. 

Auf dem Hintergrund dieser Überlegungen kam 
die Bundesregierung zu der Auffassung, daß das 
Leistungssystem in der Arbeiter- und Angestell-
tenversicherung nicht angetastet werden dürfe. Die 
Bundesregierung war sich ferner darüber einig, daß 
diesem Hohen Hause auch für das kommende Jahr 
eine Anpassung der Bestandsrenten mit Wirkung 
vom 1. Januar 1968 vorgeschlagen werden soll, und 
zwar in Höhe von 8,1 % in der Arbeiter- und Ange-
stelltenversicherung und in Höhe von 7,2 % in der 
Unfallversicherung. Denn wir waren, sind und blei-

ben der Auffassung, Herr Kollege Spitzmüller: wer 
ein ganzes Arbeitsleben zur Stärkung unserer Lei-
stungsgesellschaft beigetragen hat, hat ein . An-
recht darauf erworben, im Alter angemessen ge-
sichert zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich kann nur hoffen und wünschen, daß das Haus in 
dieser Kernfrage der sozialen Sicherung einer Mei-
nung ist. 

Sie haben, Herr Kollege Spitzmüller, in diesem 
Zusammenhang etwas aufgegriffen, was auch ge-
stern in der Aussprache hier schon angesprochen 
wurde: die Frage der Rangfolge in der Sozialpolitik 
im Vergleich z. B. zu unseren französischen Nach-
barn. Auch in 'der gestrigen Aussprache wurde dar-
auf hingewiesen, daß in Frankreich, wo man  den 
stärksten Familienlastenausgleich habe, dieser noch 
verstärkt werde, während ,die Krankenversicherung, 
die dort am schwächsten sei, noch weiter belastet 
werde und daß wir, die wir in der Rentenversiche-
rung am stärksten seien, dieses System durchhalten 
wollten. Das haben auch Sie einander gegenüber-
gestellt. 

Nun möchte ich sagen, man muß darüber noch 
einmal diskutieren. Man muß aber bei solchen Über-
legungen natürlich berücksichtigen, ,daß die reine 
Industriestruktur unseres Landes nicht unbedingt 
mit der noch stark agrarisch durchsetzten Struktur 
Frankreichs zu vergleichen ist. Man muß sich auch 
sozialpolitisch natürlich einmal die Frage stellen, 
ob es nicht einen sehr tiefen, inneren sittlichen Sinn 
hat, 'daß wir die alten Menschen, deren Zahl immer 
mehr zunimmt, wie wir alle wissen, so stellen, daß 
sie ihr Leben ohne fremde Hilfe meistern und um-
gekehrt sogar den jungen Menschen noch ihrerseits 
bei der Schaffung einer Existenz helfen können. 

Von meinem Vater habe ich ein altes Wort ge-
hört, 'das sicher viele von Ihnen kennen werden: 
Eine Mutter kann sieben Kinder ernähren, aber sie-
ben Kinder können nicht eine Mutter ernähren. Das 
setzt sehr viele Probleme auch für unsere alte Be-
völkerung. Deshalb ist — ich persönlich komme zu 
dieser Überzeugung — die soziale Sicherung im 
Alter mehr als nur ein sozialpolitisches Postulat. 
Meiner Ansicht nach hat sie in der Rangfolge unse-
rer Sozialpolitik die erste Stelle einzunehmen. 

(Beifall bei ,der CDU/CSU.) 

Dabei dürfen wir natürlich auch nicht vergessen 
— Herr Kollege Stingl hat  das heute morgen dar-
gestellt —, daß unsere Renten drei bis vier Jahre 
hinter der Lohnentwicklung herhinken. Das ist nur 
sehr kurz angesprochen worden. Bei der jetzt vor-
zunehmenden Zehnten Rentenanpassung werden 
also erst .die Lohnsteigerungen nachgeholt, die in 
den Jahren 1963, '1964 und 1965 eingetreten sind. 

Unser System der sozialen Sicherung fußt auf der  
Solidarität der Generationen. Wir haben das in  die-
sem Hause oft dargestellt. Wir müssen uns natürlich 
aber auch klar 'darüber sein, daß es  nicht genügt, das 
dazustellen, sondern daß das für uns Konsequenzen 
hat. Die Menschen, die heute im Arbeitsleben ste-
hen, finanzieren mit ihren Beiträgen die  Renten 

 derer, die bereits aus dem Arbeitsleben ausgeschie- 
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den sind. Und in 'der Tat: Wenn die Beiträge steigen, 
steigen die Renten nicht. Ich betone das ausdrück-
lich; denn ich möchte über dieser sozialpolitischen 
Diskussion keinerlei Nebel haben. Ich möchte genau 
wissen, wer was für wen bezahlt und zu zahlen 
bereit ist. Ebenso wird natürlich 'die nächste Gene-
ration die Rente derer zu sichern haben, die heute 
erwerbstätig sind. 

Ich meine aber — auch diese Denkkategorie ist 
nicht einheitlich; ich möchte sie aber hier vortra-
gen —, man muß idoch ernsthaft prüfen — und die 
Bundesregierung hat das getan und daraus Schlüsse 
gezogen —, daß sich angesichts der Belastung der 
aktivenBevölkerung die Frage aufdrängt, ob es 
nicht auch eine Solidarität der Rentner mit den 
Aktiven gibt. So hielt es (die Bundesregierung für 
vertretbar, daß sich die Rentner an den Kosten 
ihrer Krankenversicherung beteiligen. Ich stehe zu 
diesem Vorschlag. 

Dabei ist es anders, als Sie meinten, Herr Kollege 
Spitzmüller: Der Gedanke ist gar nicht neu. Ich sehe, 
Sie stimmen zu. Schon im Jahre 1956 ist dieses Hohe 
Haus bei seinen Beratungen über die Neuordnung 
der Rentnerkrankenversicherung nämlich davon aus-
gegangen, daß die Rentner an den Kosten ihrer 
Krankenversicherung beteiligt werden sollten. Diese 
Überlegungen gingen davon aus, daß die Rente 
eine Lohnersatzfunktion hat und es deshalb nur 
systemgerecht sei, sie von einem bestimmten Zeit-
punkt an auch entsprechend zu behandeln. Dieser 
Zeitpunkt schien uns jetzt gekommen. 

Ich weiß, was es für viele Rentner heißt, wenn 
ihnen vom 1. Januar 1968 an ein solcher Beitrag für 
die Krankenversicherung abverlangt wird. Aber, 
meine Damen und Herren, ich weiß auch, was es für 
den Rentner auf die Dauer heißt, daß wir das System 
der Rentenversicherung in den Grundlagen erhalten 
haben. 

Die Erhaltung dieses Systems erfordert erhebliche 
Opfer. Diese Opfer sind jedoch nicht, wie hin und 
wieder behauptet wurde — Ihre Ausführungen von 
heute morgen haben sich wohltuend von diesen 
Behauptungen, die draußen erhoben werden, abge-
hoben, Herr Kollege Spitzmüller —, dadurch verur-
sacht, daß Regierung oder Parlament ungeniert den 
Weg in den Versorgungsstaat eingeschlagen hätte. 
Sie sind — das weiß doch jeder Einsichtige — in 
erster Linie durch den ungünstigen Altersaufbau 
unserer Bevölkerung bedingt, vor allem durch den 
Verlust der beiden Weltkriege und, was uns alle 
freut, durch die wachsende Lebenserwartung. Zur 
Finanzierung der Rentenleistungen sind deshalb 
Beitragserhöhungen für die Versicherten und ihre 
Arbeitgeber unvermeidlich. 

Herr Kollege Spitzmüller — Sie haben das gerade 
an diesem Punkt sehr dramatisch dargestellt —, 
ich weiß natürlich auch, was 1 % plus 1 % plus 1 % 
bedeutet. Aber wahr ist doch — und der Redlichkeit 
halber sollten wir das hier feststellen —, das kommt 
doch alles nicht neu auf uns zu; das hat doch dieser 
Bundestag schon im Jahre 1957 gewußt, als er die 
Rentenreformgesetze verabschiedete. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man muß doch einmal die Frage stellen dürfen — 
es  ist eine Frage der moralischen Gesinnung —, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

ob wir heute, nach zehn Jahren, nicht mehr bereit 
sind, den Aktiven das zuzumuten, was wir ihnen vor 
zehn Jahren zumuten wollten. Damals sind wir 
nämlich davon ausgegangen, daß wir schon jetzt 
einen Beitragssatz von 16,25 % haben würden. Hier 
hat sich in der Tat, glaube ich, die entscheidende 
Frage herauskristallisiert: Was ist uns, den jetzt 
Tätigen, eine ausreichende Sicherung im Alter wert? 
Was sind wir bereit, dafür jetzt an Beiträgen zu 
zahlen? 

Ich bemühe mich sehr, diese Darstellung ohne jede 
Polemik zu geben. Aber an einer komme ich nicht 
vorbei. Wenn ich die Diskussion in der Öffentlich-
keit verfolge, habe ich den Eindruck, daß diejenigen 
am ungeniertesten von Kürzungen sprechen, deren 
eigene Versorgung bestens gesichert ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das halte ich für pharisäerhaft. 

Herr Kollege Spitzmüller, die Diskussion, die wir 
heute über unser Rentensystem führen, erinnert an 
die Zeit vor 1957. Ich bin sehr glücklich darüber, daß 
wir es so ausgiebig tun; denn ich möchte nicht, daß 
man uns sagt, das hätten wir im Handgalopp in ein 
finanzpolitisches Gesetz eingepackt. Nein, jeder soll 
bei den Abstimmungen wissen, worum es geht. 
Jeder soll wissen, daß wir hier in erster Lesung 
weitreichende sozialpolitische Entscheidungen be-
raten und dann alsbald zu verabschieden haben. 

Die Diskussion, die wir heute hier führen, erin-
nert in vielen Grundsatzfragen an die Jahre vor der 
großen Reform des Jahres 1957. Damals wie heute 
wurde behauptet, daß die gesetzliche Alterssiche-
rung wegen ihrer Lohnbezogenheit und Dynamik, 
die Sie (zur FDP) nicht abgelehnt haben — zur 
Lohnbezogenheit haben Sie sich nicht klar geäußert, 
von der Dynamik haben Sie ausdrücklich gespro-
chen, wenn ich es richtig im Gedächtnis habe —, den 
wirtschaftlichen Ablauf störe und das volkswirt-
schaftliche Leistungsvermögen überfordere. Damals 
sprach man vom Inflationsmotor. Lesen Sie bitte 
einmal die Zeitungsnachrichten von damals. Es hieß 
damals schlicht und einfach: Wenn ihr dieses Ren-
tensystem einführt, dann bedeutet das den Ruin der 
deutschen Wirtschaft. Das hat man vor zehn Jahren 
behauptet. Damals meinte man: das ist das sicherste 
System zum totalen Versorgungsstaat, in dem sich 
kaum noch eigene Verantwortung und Leistungs-
wille regen. 

Demgegenüber stelle ich fest, Herr Kollege Spitz-
müller: keine dieser Voraussagen ist eingetroffen. 
Im Gegenteil, es hat sich gezeigt, dieses System der 
leistungsbezogenen Rente, wie es bis heute orga-
nisch gewachsen ist, ist kein sozialromantisches 
Flickwerk, sondern ein System von hoher Rationali-
tät und Anpassungsfähigkeit an die volkswirtschaft-
lichen Gegebenheiten, das zu nüchternen Entschei-
dungen zwingt, auf die sich jedermann rechtzeitig 
einstellen kann. 

Besonders leicht machen es sich wohl jene Kriti-
ker, die uns ausrechnen, wie hoch die gesamten 
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Einnahmen der Rentenversicherung in 10 oder 
20 Jahren sein werden, wie viele Renten dann aus-
gezahlt werden müssen. Meine Damen und Herren, 
was sollen solche Zahlen, die gar nicht die erwar-
tete Entwicklung des Sozialprodukts, der Einkom-
men und der Steuern berücksichtigen? Was soll das 
bei einem sozialen Sicherungssystem, das heute 
über 20 Millionen Versicherte und 9 Millionen Rent-
ner umfaßt? In einer dynamischen Wirtschaft kann 
man natürlich alles nur mit dynamisch wachsenden 
Größen vergleichen. Man darf nicht nur den Teil der 
Rentenversicherung mit einer dynamischen Größe 
vergleichen und im übrigen so tun, als ob der Bun-
deshaushalt, die Steuereinnahmen, die Löhne und 
Gehälter etwa auf dem Stand bleiben würden, auf 
dem sie heute sind. 

Wenn wir uns zu einer in die Gesamtwirtschaft 
integrierten Sozialpolitik bekennen, müssen wir na-
türlich auch die engen Verflechtungen sehen, die 
zwischen der sozialen Rentenversicherung und dem 
Bundeshaushalt, zwischen der Versicherung und 
dem Konjunkturablauf und schließlich zwischen der 
Versicherung und den langfristigen strukturellen 
Entwicklungen, insbesondere der Veränderung des 
Altersaufbaues unseres Volkes, bestehen. So war es 
bei dem Umfang der Bundeszuschüsse nicht möglich, 
die Rentenversicherung aus der schweren, akuten 
Notlage der öffentlichen Finanzen herauszuhalten. 
Sie werden mir zugestehen, daß niemand das mehr 
bedauert als wir. Denn einen Zuschuß zu kürzen, 
der zum erheblichen Teil eine Ersatzfunktion für 
Leistungen hat, die an sich der Staat zu zahlen 
hätte — wenn ich an den ganzen Bereich der Kriegs-
folgelasten der Rentenversicherung denke —, ist 
nicht unproblematisch. 

Erstens. Die Bemühungen der Bundesregierung 
konnten nur darauf gerichtet sein, die systematische 
Grundlage des Rentensystems, vor allem die Brutto-
lohnbezogenheit und die Dynamik, zu erhalten. 
Dabei ist das keine Formel, sondern dahinter steckt 
eine politische Entscheidung, die 1957 getroffen 
wurde und die wir heute wiederholen. 

Zweitens. Die Finanzierungslücke, die durch 
die Abstriche bei den Bundeszuschüssen entstand, 
mußten wir durch Beitragserhöhungen ausgleichen. 
Wir haben in der knappschaftlichen Rentenversiche-
rung auf eine Beitragserhöhung verzichtet. Ich sage 
das hier ausdrücklich, weil auch das 'in der öffent-
lichen Diskussion zuwenig beachtet wird. Ange-
sichts der gerade in diesem Sektor rapide steigen-
den Bundeszuschüsse ließ sich hier eine gewisse 
Minderung des Zuwachses bei den Rentenleistun-
gen nicht vermeiden, wobei ich allerdings auch, wie 
der Herr Kollege Schellenberg, betonen möchte, daß 
wir alles getan haben, um auch Verbesserungen 
insbesondere für Iden Untertagebergarbeiter vorzu-
sehen. 

Die dritte Aufgabe war, das System selbst in sei-
ner Funktionsfähigkeit und Leistungsstruktur wei-
ter zu verbessern und zu stärken. Sie wissen, daß 
der konjunkturelle Einbruch des letzten Jahres 
erschwerend 'zu diesen unseren Bemühungen hinzu-
kam. Ich sage ganz freimütig — und auch das ist 
kein Geheimnis —, ich hätte es an sich angesichts  

dieser Situation nicht ungern gesehen, wenn wir den 
Überlegungen des Sozialbeirats hätten folgen kön-
nen, schon im Jahre 1967 die Beitrage zu erhöhen 
oder mindestens am 1. Januar 1968 den Beitrag von 
14 auf 16 '°/o zu erhöhen. So hat es der Sozialbeirat 
ja vorgeschlagen. Dem stand in der Abwägung das 
Bestreben im Rahmen der Konjunkturpolitik gegen-
über, alles zu tun, um von seiten der Arbeitskosten 
günstige Voraussetzungen für den neuen Konjunk-
turaufschwung zu schaffen. Das Bundeskabinett hat 
sich dieser Notwendigkeit nicht verschließen kön-
nen. Sie mögen auch an diesem Tatbestand sehen, 
daß die Sozialpolitik sich nicht nur an der Haus-
haltslage, sondern auch an konjunkturellen Erfor-
dernissen orientiert hat, soweit das im Rahmen 
einer langfristig konzipierten Politik der sozialen 
Sicherung möglich war. Ich möchte diesen Aspekt 
ausdrücklich betonen. 

Lassen Sie mich hier eine Bemerkung anfügen. In 
der diesjährigen Rezession hat sich gezeigt, was 
viele nicht wußten und auch heute noch nicht wahr-
haben wollen, nämlich daß das soziale Renten-
system auch ausgesprochen stabilisieren kann. Die 
Rentenverbesserungen Anfang des Jahres wirkten 
sich in einer Konjunktursituation aus, die unter 
einem zunehmenden Nachfrageschwund selbst im 
Bereich der Konsumgüter litt, wie Sie wissen. Es 
war die große Sorge, daß dieser Abschwung sich 
selbst in einer deflatorischen Form verstärken 
würde. In dieser Lage war die Verstärkung der 
Massenkaufkraft über die Renten an Stelle der 
Arbeitseinkommen sehr erwünscht und sehr wirk-
sam. Ich glaube, 'darüber gibt es heute, wenigstens 
unter den Wirtschaftspolitikern, keine Meinungs-
verschiedenheiten mehr. Vor 10 oder 12 Jahren hat 
man sich diese Seite der Rentenversicherung über-
haupt noch nicht recht vorstellen können, schon des-
wegen, weil man damals glaubte, das konjunktu-
relle Auf und Ab endgültig überwunden zu haben. 
Ich meine, 'auch eine solche Betrachtung sollte zu 
einer sachlichen Beurteilung unseres Rentensystems 
beitragen. 

Ich glaube, wir müssen stärker sehen, was die 
Rentenversicherung auch im volkswirtschaftlichen 
Kreislauf und in der längerfristigen, vom Struktur-
wandel geprägten Entwicklung bedeutet. Ich bin 
sehr froh darüber, daß der Kollege Stingl auf diese 
Zusammenhänge heute morgen schon hingewiesen 
hat. 

Wir müssen auch eines sehen: Die Renten sind 
genauso Bestandteil des volkswirtschaftlichen Ein-
kommenskreislaufs wie die Einkommen der Er-
werbstätigen, und sie werden in Zukunft mit wach-
sendem Anteil der alten Menschen eine noch grö-
ßere Rolle in der Nachfrage als bis jetzt spielen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich lege großen Wert darauf, daß wir diesen volks-
wirtschaftlichen Zusammenhang sehen; denn das ist 
eine wichtige Frage bei der Beurteilung der Gestal-
tung des Rentensystems. 

Hier und da mag vielleicht noch der Gedanke 
eine Rolle spielen — aber ich hoffe, das ist im Ab-
nehmen begriffen —, die Sozialeinkommen seien 
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Einkommen zweiter Klasse, seien nicht etwa durch 
Leistung begründet und seien damit auch beliebig 
manipulierbar. Diese Vorstellung ist haltlos und 
ist falsch. Wir haben die leistungsbezogene Rente 
und wir wollen sie erhalten und haben deshalb auch 
nicht jenen Ratschlägen folgen können, die — sozial 
gesehen sicherlich gut gemeint — besagten: Ein 
Rentnerkrankenversicherungsbeitrag an sich ist 
schon hart; da er aber hart ist, könnt ihr dann nicht 
die ganz kleinen Renten ausnehmen? — Meine Da-
men und Herren, das war — sozialpolitisch motiviert 
— sehr gut zu verstehen. Aber das wäre in der Tat 
ein gravierender Einbruch in das System gewesen; 
denn dann wären wir von der leistungsgerechten 
Rente abgegangen, und das wollte die Bundesregie-
rung nicht. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, die Fragen der Beseiti-
gung der Versicherungspflichtgrenze in der Ange-
stelltenversicherung hat wohl neben der Frage des 
Rentnerbeitrages und neben der Frage der Erhö-
hung der Beiträge überhaupt in der Öffentlichkeit 
mit eine Hauptrolle gespielt. Herr Kollege Spitz-
müller, Sie haben heute morgen — wenn ich recht 
gehört habe — gesagt, wir seien hier offenbar mehr 
von dem Wunsch, mehr Geld in die Kassen zu be-
kommen, als vom Schutzbedürfnis der Menschen 
ausgegangen. Ich glaube, das war Ihre Formulie-
rung. Dieser Punkt ist wichtig. Wir sollten darauf 
näher eingehen und versuchen, uns Klarheit zu 
schaffen. 

Herr Kollege Schellenberg hat heute morgen dar-
gelegt, daß die Aufhebung der Versicherungspflicht-
grenze für Angestellte eine weit in die Zukunft rei-
chende Maßnahme sei, die — und deshalb bin ich 
traurig, daß wir das alles in solche finanzpolitischen 
Gesetze einpacken müssen — sozialpolitisch für die 
nächsten Jahre und bis zum Ende dieses Jahrhun-
derts von außerordentlicher Bedeutung sei. 

Sie werden sich erinnern: Dieses Problem ist so 
alt wie die Rentenversicherung. Sie wissen, daß 
schon der Kollege Blank immer wieder darauf hin-
gewiesen hat, daß ein System, das auf dem Umlage-
verfahren basiert, eben nur existieren kann, wenn 
ein ausgewogenes Verhältnis zwischen der Zahl 
der Versicherten und der Zahl der Rentner vorhan-
den ist. Ein auf dem Umlageverfahren basierendes 
System kann auf die Dauer nur so funktionsfähig 
bleiben. 

Nun wird gesagt, dahinter stehe der Gedanke, die 
freie Entscheidung des einzelnen einzuengen. So 
reden alle, die uns nicht ganz wohlgesonnen sind. 
Man spricht statt von Sozialversicherung von 
„Zwangsversicherung" und leugnet jedes Schutzbe-
dürfnis. Dazu möchte ich sagen: Das Schutzbedürfnis 
hat sich in den letzten zehn, zwanzig Jahren be-
trächtlich gewandelt. Ich brauche keine Namen zu 
nennen, aber Sie alle kennen auch Unternehmungen 
von Größenordnungen, bei denen wir nie an die 
Möglichkeit gedacht hätten, daß der Staat sie ein-
mal stützen müßte. 

(Zuruf des Abg. Spitzmüller.) 

— Herr Kollege Spitzmüller, ich möchte Sie wirk-
lich bitten: Gehen Sie doch einmal zu den Sozial-
ämtern unserer Großstädte undsehen Sie doch bitte 
einmal nach, wer dort um Sozialhilfe nachsucht! 
Versuchen Sie einmal, das festzustellen! Dann wer-
den Sie sehen, daß mancher von denen, der unter 
dem Begriff des „verschämten Armen" rangiert, nie 
im Leben daran gedacht hat, einmal in eine 'solche 
Lage zu kommen, weil sie wirtschaftlich so gestellt 
waren, daß sie glaubten, ,das komme für sie nie in 
Frage. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es kann eben nicht gesagt werden, 'daß der Sohn 
des Generaldirektors auch Generaldirektor wird, 
daß er genauso tüchtig und für sein ganzes Leben 
gesichert ist. Bei unserer modernen und sich rasch 
wandelnden Industriegesellschaft werden wir da-
von  ausgehen müssen, daß sehr schnell Änderungen 
eintreten können. 

Deshalb meine ich, daß wir diese Entscheidung nicht 
aus finanziellen Gründen getroffen haben .. . 

(Zurufe von der FDP.) 

— Natürlich, ich habe ja gesagt, ich hätte es lieber 
woanders geregelt. Aber wenn es auch im Gesetz-
entwurf steht, so darf ich doch begründen, warum 
ich diese Maßnahme vertrete. Ich tue 'das nicht nur, 
aus finanziellen Gründen, sondern aus .den Grün-
den, die ich vorhin darzustellen versucht habe. Ich 
vertrete sie bewußt und aus persönlicher Überzeu-
gung, weil ich der Auffassung bin, daß dies 'die 
Entwicklung der Zukunft fordert. 

Herr Kollege Spitzmüller, Sie haben heute mor-
gen argumentiert, daß die Betroffenen selbst ja gar 
nicht an einer solchen Lösung interessiert seien. 
Nun, das stimmt nicht; zumindest muß ich sagen: 
nicht mehr. Die Entwicklung ist sehr rasant. Noch 
vor Jahresfrist zeigten sich die leitenden Angestell-
ten in idieser Frage sehr zurückhaltend. Diese Situ-
ation hat sich gewandelt. Seit jüngster Zeit ist auch 
die Union der leitenden Angestellten — wir haben 
ja den Brief vorliegen, Herr Dichgans — für eine 
Einbeziehung in die soziale Rentenversicherung. 
Wir wissen, daß es sich bei diesem Personenkreis 
— um auch das hier 'deutlich anzusprechen — natür-
lich angesichts der Einkommen, die sie jetzt haben, 
im Grunde nur um eine Grundsicherung für das 
Alter handelt; denn sonst würden sie zu stark ab-
fallen von der Differenz des Gehaltes, das sie jetzt 
haben, und der  Grundsicherung, die wir ihnen geben 
können. Aber ich glaube, der Staat ist gut beraten, 
wenn er zumindest diese Grundsicherung auf der 

 Basis von Beiträgen gibt, ehe er später aus allge-
meinen Steuermitteln über (die Sozialhilfe denjeni-
gen helfen muß, die unverschuldet in Not geraten. 

(Beifall in.  der Mitte.) 

Diese Union der leitenden Angestellten hat sich 
also für die Einbeziehung ausgesprochen. Sie hat 
einige arbeitsrechtliche Wünsche vorgetragen, die 
wir wohl nicht heute und hier, aber doch in diesem 
Zusammenhang werden prüfen müssen. Ich meine: 
es liegt nicht nur in der sozialpolitischen Konse-
quenz der Entwicklung, sondern es stimmt eben 
auch weitgehend mit den Wünschen der Betroffe- 
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nen überein, wenn die Bundesregierung jetzt den 
Wegfall der Versicherungspflichtgrenze in der An-
gestelltenversicherung vorschlägt. Ich hätte an sich 
gern zu diesem Punkt einige Ausführungen ge-
macht, gerade auch im Hinblick auf das, was der 
Kollege Spitzmüller gesagt hat, weil immer wieder 
das Argument kam: Ihr macht hier so eine Art 
Flickwerk, und das ist nur finanzpolitisch und nicht 
gesellschaftspolitisch begründet. Das stimmt nicht, 
Kollege Spitzmüller. Ich darf darauf hinweisen, daß 
sich das Verhältnis Angestellte : Arbeiter im Zuge 
der Entwicklung verschiebt. In den nächsten 20 Jah-
ren werden es nicht mehr 60 % Arbeiter und 40 % 
Angestellte, sondern umgekehrt 60 % Angestellte 
und 40 % Arbeiter sein. Diese Entwicklung der Zu-
kunft muß man sehen, und ich glaube, daß wir hier 
eine Entscheidung treffen, die sozialpolitisch von 
großer Bedeutung ist. 

Aus Kreisen der Selbständigen wird in zuneh-
mendem Maße die Öffnung der gesetzlichen Renten-
versicherung gewünscht. In der letzten Fragestunde 
bin ich darauf angesprochen worden. Sie wissen aus 
der Sozialenquete, daß das soziale Sicherungsbe-
dürfnis in der gesamten Bevölkerung wächst. Diese 
Aussage wird durch die tatsächliche Entwicklung 
erhärtet. Der wirtschaftliche Strukturwandel macht 
natürlich auch vor den Selbständigen nicht halt. Das 
erleben wir ständig. Man sollte die verstärkten 
Wünsche nach einer gesicherten Altersversorgung 
nicht leichtfertig als versorgungsstaatliches. Denken 
abtun; denn dieses Bedürfnis ist nun einmal durch 
die wachsende Anonymität und die Unüberschau-
barkeit der wirtschaftlichen Zusammenhänge mit 
motiviert. Das bedeutet kein geringeres Maß an 
freier Lebensgestaltung. Diese These, daß wir da-
durch etwa die Freiheit der Person einschränken 
würden, habe ich nie begriffen. Wo ist denn das 
Ganze entstanden? Das Ganze ist dadurch entstan-
den, daß man beim Beamten, insbesondere bei dem 
berühmten Richter, sagte: „Der muß unabhängig 
sein, der muß frei sein, der darf in seiner Entschei-
dung nicht aus wirtschaftlichen Gründen nach da

-

oder dahin tendieren müssen." Das war doch das 
Modell. Also: gerade damit er frei ist, ein Stück 
sozialer Sicherung! Und genau das möchten wir 
auch für unsere alten Menschen haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es kann also gar nicht darum gehen, daß wir 
einen kollektiven Zwang ausüben. Eine Bevölke-
rungsgruppe oder ein Berufsstand, der eine eigene 
funktionsfähige Altersvorsorge hat, soll von uns 
nicht etwa in die gesetzliche Sozialversicherung 
übergeführt werden. Aber, meine Damen und Her-
ren, es ist, das muß ich mit allem Nachdruck sagen, 
auch nicht möglich, nur schlechte Risiken in die ge-
setzliche Rentenversicherung aufzunehmen. Wenn 
eine Gruppe von Selbständigen sich mit Mehrheit 
für die Einbeziehung in die gesetzliche Rentenver-
sicherung entscheidet, so muß notwendigerweise 
die ganze Gruppe diesen Schritt vollziehen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn alle müssen die gleichen Rechte und die glei-
chen Pflichten übernehmen. 

Ich bin durchaus nicht der Meinung, Herr Kollege 
Spitzmüller, daß die Regelung, die wir nunmehr in 
der mehrjährigen Finanzplanung und im Entwurf 
des Haushalts 1968 treffen, uns von allen Problemen 
der Zukunft befreien wird. Wir haben eine solide 
Basis für die Entwicklung bis 1971. Wir werden sie 
Jahr um Jahr anhand der Tatbestände prüfen müs-
sen. Wir haben die Berechnungen, Herr Kollege 
Spitzmüller, auf Grund der Daten aufgestellt, die 
der Bundeswirtschaftsminister in Übereinstimmung 
mit der Bundesregierung in der Zielprojektion fest-
gelegt hat. Da möchte ich nun nachdrücklich das 
,unterstützen, was heute morgen dazu gesagt wor-
den ist. Ich vermag nicht einzusehen, warum sich 
der Arbeitsminister in seinen Berechnungen nicht 
auf dieselbe Zielprojektion stützen sollte, warum 
ausgerechnet er auf eine andere. 

Damit ist, Herr Kollege Spitzmüller, nichts gegen 
Ihren Wunsch gesagt, die Rechnungen noch mit 3 
und 7 '0/e zu bekommen. Vom Intellektuellen her ist 
das eine interessante Rechnung. Sie wird in meinem 
Hause aufgestellt; ich bitte zu entschuldigen, das 
wir das in der Kürze der Zeit noch nicht haben 
machen können. Das Haus ist bei dieser Gesetzge-
bungsarbeit — wir ändern jetzt dreißig Gesetze — 
einfach überfordert. Das ist Tag und Nacht — — 

(Abg. Spitzmüller: Ganz zu schweigen von 
der Arbeit auf der Suche nach Kompromis

-
sen!) 

— Vielen Dank! Sie haben ja Erfahrung darin, Herr 
Kollege. — Also diese Zahlen liefern wir Ihnen gern, 
sobald wir selber sie haben. Aber ich sage noch ein-
mal: Das mag für intellektuelle Diskussionen inter-
essant sein; für die politische Entscheidung, für die 
politische Willensbildung ist das maßgebend, was 
wir uns in der wirtschaftspolitischen Zielprojektion 
als Ziel gesetzt haben. Wenn diese Zielsetzung nicht 
stimmt, dann stimmt sie im wirtschaftspolitischen 
Verhältnis für den ganzen Haushalt und für uns 
nicht, dann müssen wir alles miteinander neu über-
legen und neu überdenken. Nur darf man nicht so 
tun, als stimme sie nur bei uns nicht; sie stimmt 
dann eben in der gesamten Rechnung nicht. 

Ein ernstes Problem — Sie haben es angeschnit-
ten, Herr Kollege Spitzmüller — ist die Frage der 
künftigen Entwicklung, die Vorausschätzung. Hier 
sind es ja im wesentlichen zwei Punkte. Herr Kol-
lege Dr. Haas hat das ja gestern in seiner Finanz-
rede auch schon angesprochen. Die Mehreinnahmen 
infolge des Wegfalls der Versicherungspflichtgrenze 
für Angestellte werden von einigen Instituten ge-
ringer geschätzt als von den Fachleuten meines 
Hauses. Die Differenz liegt bei etwa 200 Millionen 
DM; wir haben 650 Millionen DM, und die an-
deren haben 400 und soundsoviel Millionen einge-
stellt. Diese Abweichungen beruhen darauf, daß 
man Annahmen darüber machen muß, wieviele An-
gestellte sich künftig werden befreien lassen und 
wieviel Beiträge die versicherungspflichtigen Ange-
stellten künftig zahlen werden. Das alles sind An-
nahmen. Ich glaube, daß in diesem Punkt die An-
nahmen unseres Hauses realistisch sind. Wir sind 
ausgegangen von den Erfahrungen, die wir 1965 
mit der Befreiung gemacht haben. Damals haben 
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sich 14 % befreien lassen. Wir haben jetzt einge-
rechnet, daß die Zahl größer sein wird, und sind 
von einer Basis von 20 % ausgegangen. Beweisen, 
Herr Kollege Spitzmüller, kann ich nicht, können 
Sie nicht, kann niemand, denn niemand vermag in 
die Zukunft zu sehen; das wird sich erst im Nach-
hinein herausstellen. Eines möchte ich aber mit aller 
Deutlichkeit und Klarheit sagen: Wir haben schon 
bei unseren Schätzungen eine wesentlich höhere 
Zahl von Befreiungen, nämlich 20 %, einkalkuliert, 
und deshalb glaube ich, daß es eine durchaus reali-
stische Zahl ist, die wir in unsere Berechnung ein-
gestellt haben. 

Zweitens: Von einzelnen Instituten und auch vom 
Verband der Rentenversicherungsträger werden die 
Beitragseinnahmen für das Jahr 1968 mit rund 
1,2 Milliarden DM geringer angesetzt, als wir es 
getan haben. Dazu ist zu sagen: Unsere Zahlen ge-
ben den langfristigen Trend an, wie er sich ohne 
Berücksichtigung des Wirtschaftsablaufs 1966/67 er-
geben hätte. Ich habe vorhin schon darauf hinge-
wiesen, daß wir bei aller Bereitschaft, konjunktu-
relle Überlegungen bei unseren Rentenbetrachtun-
gen mit ins Spiel zu bringen, auf eine langfristige 
Betrachtung nicht verzichten können. Ich glaube, 
darin stimmen wir überein. Diese Zahlen sind eben-
falls aus der mittelfristigen Zielprojektion abge-
leitet. 

Die anderen Zahlen, die genannt werden, also ein 
Minus von 1,2 Milliarden DM, gehen von dem zu 
erwartenden Ist-Ergebnis des Jahres 1967 aus. Ich 
räume ein, daß das für 1968 eine gewisse Berechti-
gung hat, wenn man es nur auf 1968 projiziert; aber 
auf längere Sicht werden sich — das zeigt die Erfah-
rung, und so hat sich auch der Sozialbeirat in seiner 
letzten Sitzung geäußert — die Produktivität und 
damit die Löhne und die Beiträge nach einem Ab-
schwung nicht von der geminderten Basis aus wei-
ter entwickeln, sondern den vorübergehenden Rück-
gang ausgleichen und wieder in den langfristigen 
Trend einmünden. Ich bin also der Meinung — und 
ich werde darin, wie gesagt, vom Sozialbeirat be-
stärkt —, daß unsere Vorausrechnungen über den 
gesamten Zeitraum hin betrachtet realistisch sind. 
Ich füge hinzu: das ist nicht etwa nur die optimisti-
sche Meinung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung, sondern das ist die mit dem Wirt-
schaftsministerium und dem Finanzministerium ab-
gestimmte Meinung der Bundesregierung. Dabei 
weiß jeder, Sie so gut wie ich, daß sich niemand 
dafür verbürgen kann, daß für jedes Jahr exakt 
und genau diese Zahlen zutreffen. Entscheidend ist, 
daß der Trend richtig gegriffen ist. Vorübergehende 
Abweichungen vom langfristigen Trend sind natür-
lich — und das ist hier heute morgen noch gar nicht 
angesprochen worden — durchaus ausgleichbar; 
denn genau dafür haben wir ja schließlich eine Rück-
lage, die es uns ermöglichen soll, schwierige Finanz-
situationen ausgleichen zu helfen. 

Als die Rücklage in den vergangenen Jahren bei 
guter Wirtschaftsentwicklung Jahr für Jahr anwuchs, 
hat man das als ganz natürlich angesehen. Genauso 
natürlich ist es aber auch, daß sich die Rücklage 
bei einer vorübergehenden Rezession vermindert. 

Das ist nicht nur der Stabilisierung der Finanzlage 
und der Beitragssätze in der Rentenversicherung 
dienlich, sondern ist auch konjunkturpolitisch sinn-
voll. Auf diese Weise wird nämlich in der Hoch-
konjunktur Kaufkraft stillgelegt und im Abschwung 
vermieden, daß man Beiträge erhöhen oder Leistun-
gen senken muß, was beides aus wirtschaftspoliti-
schen Gründen unerwünscht wäre. 

Wir werden uns auch weiterhin mit der länger-
fristigen Finanzierung der Rentenversicherung be-
fassen müssen. Wir werden uns intensiv mit den 
Fragen der Vermögensentwicklung, der Funktion 
des Vermögens der Rentenversicherung, der Frage 
der „Abschmelzung" von Vermögenswerten befas-
sen müssen. Das alles sind volkswirtschaftlich und 
sozialpolitisch bedeutsame Fragen. Die Frage der 
Beitragsentwicklung wird in engem Zusammenhang 
mit der Lohnpolitik und der Einkommensverteilung 
auch im Rahmen der konzertierten Aktion diskutiert 
werden müssen. Die Fragen der rationellen Organi-
sation und Gliederung der Versicherungsträger ste-
hen an. Darauf habe ich bereits hingewiesen. 

Ich möchte hier nur noch das eine nachdrücklich 
sagen, das in der Diskussion bisher sehr zu kurz 
gekommen ist, daß die hohen Zuschüsse des Bun-
des zur knappschaftlichen Rentenversicherung ja 
nicht nur sozialpolitisch motiviert sind, sondern daß 
sie zum großen Teil Folgeerscheinungen der Struk-
turwandlungen des Steinkohlenbergbaus sind. Ich 
habe vor einem Jahr hier in diesem Hohen Hause, 
als eine Reihe von Maßnahmen im Bereich der 
knappschaftlichen Rentenversicherung zu treffen 
war, sehr dezidiert auf folgendes hingewiesen: 
Wenn Sie das jetzt tun, werden im sozialpolitischen 
Feld bei den Bundeszuschüssen Steigerungsraten 
kommen, die nicht mehr bei 2,2 liegen werden; wir 
müssen dann mit Zahlen wie 2,7, 2,8, 3,1 ja sogar 
4 rechnen. Mit jeder Zechenstillegung steigert sich 
nämlich zwangsläufig die Zahl derer, deren Rente 
aus der knappschaftlichen Rentenversicherung mit 
staatlichen Zuschüssen zu sichern ist. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle bemerken: Ich 
bin sehr glücklich darüber, daß wir diese sozial-
politische Diskussion so sachlich geführt haben. 

Ich möchte nun noch etwas zum Verhältnis der 
Sozialpolitik zu den Erfordernissen einer wachsen-
den Wirtschaft sagen. Ich habe vorhin versucht, 
darzulegen, daß der Sozialhaushalt darauf in hohem 
Maße Rücksicht genommen hat. 

Moderne Sozialpolitik ist im Grunde soziale 
Strukturpolitik. Sie ist im Grunde — um einen 
modernen ökonomischen Begriff zu verwenden — 
auf die Infrastruktur eines langfristigen soliden 
Wachstums gerichtet. Ich halte es, Herr Kollege 
Spitzmüller, nicht für ausgemacht, daß man unserer 
Wirtschaft nur recht bescheidene Wachstumsraten 
voraussagen kann. Wenn ich bedenke, daß unser 
Produktivitätsstand kaum die Hälfte der Produkti-
vität der amerikanischen Wirtschaft erreicht hat, 
und wenn ich sehe, welch große Produktivitätskraft 
in dieser großen Industriewirtschaft unvermindert 
wirksam ist, so sehe ich für unser wirtschaftliches 
Wachstum durchaus Chancen. 
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Eines aber muß uns klar sein: Hohes Wirtschafts-

wachstum ist nicht lediglich zwangsläufiges Ergeb-
nis von Wissenschaft und Technik; es vollzieht sich 
in sehr viel größerer Breite. Es ist die Leistung 
einer ganzen Gesellschaft, die wir heute mit Recht 
Arbeitnehmergesellschaft nennen. Das Wirtschafts-
wachstum von heute und morgen hat eine sehr viel 
breitere soziale Dimension. Es braucht daher den 
Beitrag der modernen Gesellschaftspolitik. Erhaltung 
und Wiederherstellung der Leistungskraft, höhere 
Lebenserwartungen der arbeitenden Menschen sind 
schon bisher wichtige Grundlagen der wachsenden 
Wirtschaft, an denen die Sozialpolitik mitgewirkt 
hat. 

Aber zu den Voraussetzungen für die volle pro-
duktive Entfaltung unserer Wirtschaft gehört noch 
sehr viel mehr. Dazu müssen wir rechnen die Zu-
kunftssicherung der arbeitenden Menschen, die 
Sicherung der Arbeitsplätze, eine hohe geistige und 
berufliche Mobilität der Erwerbstätigen, fortdau-
ernde Anstrengungen der beruflichen Bildung und 
die Mitbeteiligung aller Schichten unseres Volkes 
an einer breiten Finanzierung unserer Wachstums-
investitionen und unserer Gemeinschaftsaufgaben. 
Wer ein hohes Wirtschaftswachstum will und auch 
die dabei unumgänglichen Strukturwandlungen be-
jaht, wird nicht umhinkommen, die zunehmenden 
Verflechtungen zwischen wirtschaftlichen und sozia-
len Voraussetzungen unserer dynamischen Wirt-
schaft zu sehen und zu bejahen. 

Aus dieser Sicht heraus ist die Fortentwicklung 
unserer sozialen Rentenversicherung genauso wach-
stumsbezogen wie die Weiterentwicklung der Ar-
beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik. Das System 
der sozialen Sicherung ist also nichts anderes als 
Bestandteil einer Gesellschaftspolitik, die auf pro-
duktive Entfaltung aller Glieder unserer Gesell-
schaft gerichtet ist. Diese Politik muß wirtschafts-
und wachstumsgerecht sein. Sie ist an den gesamt-
wirtschaftlichen Erfordernissen zu orientieren. Sie 
ermöglicht erst das, was wir heute als Leistungs-
gesellschaft und Leistungswettbewerb bezeichnen. 

Wenn wir diesen Weg weitergehen wollen, den 
ich hier nur andeuten konnte, so heißt das für die 
soziale Rentenversicherung: wir brauchen einen 
soliden und festen Boden für das System. Dazu 
haben wir saubere konkrete Vorschläge gemacht. 
Wir brauchen Klarheit über die Fortentwicklung. 

, Ich möchte schließen und sagen: der von der Bun-
desregierung vorgelegte Entwurf des Haushalts 1968 
und  die mehrjährige Finanzplanung weisen nach 
meiner festen Überzeugung hierzu den Beratungen 
in diesem Hohen Hause den richtigen Weg. 

,(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Büttner. 

Büttner (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich möchte Sie um 
Nachsicht dafür bitten, daß ich die Debatte zu dem 
Thema der knappschaftlichen Rentenversicherung 
nicht ganz miterleben durfte, weil ich heute morgen  

mit einer Bergarbeiterdelegation bei dem amtieren-
den Präsidenten Schoettle war, die eine Resolution, 
unterschrieben von 12 000 Bergleuten am Nieder-
rhein, übergab und erläuterte. 

Aus der gestrigen Debatte habe ich zwei Dinge in 
Erinnerung. Das waren einmal die Ausführungen des 
Kollegen Haas von der FDP mit seinem Angriff auf 
die Rentendynamik, und das  war  zweitens ein 
Zuruf meines Kollegen Matthöfer: „Wie froh bin ich 
doch, daß wir mit Ihnen nicht in einer Koalition 
sind!" 

Ich will zum Thema der knappschaftlichen Renten-
versicherung nicht wiederholen, meine sehr ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen, was ich Ihnen in 
einem ausführlichen Schreiben vom 21. September 
1967 mitgeteilt habe. Ich bedauere persönlich, daß 
wir uns als Parlamentarier selbst Fesseln angelegt 
haben insofern, als der Ausgleich in den einzelnen 
Ressorts gefunden werden muß. Das ist meine per-
sönliche Meinung. Es ist bekannt, daß noch einzelne 
Ressorts zu durchforsten sind, z. B. Einzelplan 14, 
der  Verteidigungshaushalt. 

Aber was sicherlich Sie wie mich bedrückt und für 
mich Anlaß ist, hier das Wort zu nehmen, ist das 
Los des Bergmanns und seiner knappschaftlichen 
Rentenversicherung. Die mangelnde Vorausschau — 
das hat der Bundesminister Katzer mit anderen Wor-
ten hier auch dargelegt — und der Strukturwandel 
in der Energiewirtschaft haben zu beängstigenden 
Zuständen an der Ruhr, an der Saar und an der 
Wurm im Aachener Land geführt. Das Verhältnis 
von Aktiven zu Rentnern ist katastrophal geworden, 
genauso wie es eine Katastrophe ist, daß in der 
Bundesrepublik täglich fünf Bergleute an der Sili-
kose, der schlimmsten aller Berufskrankheiten der 
Welt, sterben, um nicht einen härteren Ausdruck für 
dieses Abschiednehmen von dieser Welt zu gebrau-
chen. 

Es heißt im amtlichen Bulletin und in der Begrün-
dung, daß die Steigerungssätze für Altersruhegelder 
und Erwerbsunfähigkeitsrenten in einem Zeitraum 
von fünf Jahren schrittweise von 2,5 auf 2 v. H. 
gesenkt werden sollen. Ich halte diesen Beschluß 
weder in der Sache noch moralisch für begründet. 

(Abg. Ollesch: Sehr gut!) 

Zur Sache selbst noch einige konkrete Zahlen. Ich 
habe die Beiträge für die Zeit vom 1. Januar 1924 
bis 31. Dezember 1967, also für 44 Jahre — das ist 
kein willkürlicher Zeitraum — oder für 528 Monate 
zusammengestellt. In diesen 528 Monaten sind im 
Monatsdurchschnitt zur Rentenversicherung entrich-
tet worden: für den Arbeiter 8,14 %, für den Ange-
stellten 7,79 %; für den Bergarbeiter 18,82 % und 
für den Bergbauangestellten 18,17 %. Das ist gut 
das Zweieinviertelfache. Ich bin der Meinung, daß 
diese Beitragsleistung verpflichtet. 

Ich habe auch aufmerksam zugehört, als heute 
morgen Kollege Stingl von der Grenze des Zumut-
baren bei der Beitragserhebung gesprochen hat. Ich 
bin der Meinung, daß bei dem Vorschlag der Bun-
desregierung — bei der Vorlage und Begründung 
im Kabinett — diese Beitragsleistungen nicht genü-
gend Berücksichtigung gefunden haben. Ich muß 
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auch darauf hinweisen — für diejenigen, die jetzt 
sagen, der Bergmann zahle „nur" 8,5 % und der 
Unternehmer zahle 15 % —, daß dieses Verhältnis 
früher genau umgekehrt war, daß der Arbeitnehmer 
drei Fünftel und der Arbeitgeber zwei Fünftel der 
Beiträge entrichtet hat und daß zur Vermeidung 
einer Auseinandersetzung wegen der Löhne, also 
zur Vermeidung eines Lohnkampfes, das Beitrags-
verhältnis umgekehrt worden ist. 

Der Bergmann hat zu allen Zeiten nicht nur seine 
Gesundheit für unser Volk geopfert, er hat auch 
materielle Opfer gebracht. Nur ein Beispiel aus dem 
vergangenen Jahrhundert — dabei will ich es be-
wenden lassen —: Mir liegt eine Fotokopie einer 
Lohnabrechnung für einen Bergmann aus dem Jahre 
1899 vor. Er hat damals bei 29 Schichten im Monat 
72,80 Goldmark verdient. Davon sind ihm einbehal-
ten worden: an Beiträgen zur Reichsversicherung — 
wie damals die Arbeiterrentenversicherung hieß —
75 Pfennig und an Beiträgen zu seiner Knappschaft 
4 Goldmark; also mehr als das Fünffache des Ver-
sicherungsbeitrages hat er zu seiner knappschaft-
lichen Pension gezahlt. Dieser Tatbestand recht-
fertigt, wie auch die Beitragsaufstellung, die ich für 
die letzten 44 Jahre gegeben habe, nach meinem 
Dafürhalten nicht eine globale Kürzung oder Ab-
schmelzung — oder wie man es bezeichnen will  — 
der  Erwerbsunfähigkeitsrenten und der Altersruhe-
gelder von 2,5 % auf 2 % in fünf Jahren; das sind 
praktisch 20 % Rente. 

Ich erkläre aber auch ausdrücklich, daß ich die 
Bemühungen unserer Regierung anerkenne, im Rah-
men der mittelfristigen Finanzplanung aus dem Ein-
jahresdenken herauszukommen, daß im Vorder-
grund allen Handelns die Sicherheit des Arbeits-
platzes und die Stabilität unserer Mark stehen. 

Ich bin völlig der gleichen Meinung, die gestern 
mein Freund und Fraktionskollege Dr. Alex Möller 
vertreten hat, daß wir zu einem Sozialplan kommen 
müssen, daß wir zu: einer Entwirrung auf dem Ge-
biete des Sozialversicherungsrechts kommen müs-
sen, daß der Rentenbescheid für den Versicherten — 
für den Rentner — wieder übersichtlicher wird, daß 
er so einfach wird, wie er früher gewesen ist, damit 
der Rentner sich ohne Kompaß durchfinden kann 
und nicht einen Rechtsschutzsekretär zur Erläute-
rung des Rentenbescheides in Anspruch nehmen 
muß. 

Ich finde auch, daß der Bergmann nicht mit dem 
Kinderchor aus dem „Evangelimann" getröstet ist: 
„Selig sind, die Verfolgung leiden um der Gerechtig-
keit willen, denn ihrer ist das Himmelreich." Damit 
ist der Bergmann im Augenblick nicht getröstet. Er 
muß mit mir der Meinung sein, daß er nicht nur in 
bezug auf die Beitragsleistung, sondern auch im Hin-
blick auf die materiellen Opfer, die er immer ge-
bracht hat, nicht gerecht behandelt wird. 

Wenn wir — und das ist mein Vorschlag — auf 
dem Gebiet der Besteuerung der Sparkassen und der 
Kreditgenossenschaften nach einer Sachverständi-
genanhörung zu einer gerechteren Lösung gekom-
men sind, mit der die meisten einverstanden sein 
konnten, dann sollten wir im Ausschuß für Sozial-

politik zu diesem schwierigen Thema auch noch 
einmal Sachverständige anhören mit dem Ziel, daß 
wir womöglich von der globalen Abschmelzung der 
Altersruhegelder und der Erwerbsunfähigkeits-
renten von 2,5 % herabkommen. Ich bin überzeugt 
davon, daß nicht das starre Festhalten an dieser 
Abschmelzung, sondern das Bemühen im Ausschuß 
für Sozialpolitik, neue Möglichkeiten, neue Perspek-
tiven sich ergeben zu lassen, zu einer gerechteren 
Lösung führt. Ich bin der Meinung, daß es der Berg-
mann wert ist, daß wir das Thema noch einmal 
überdenken und im Ausschuß für Sozialpolitik be-
raten, ohne den Rahmen des Gesamtvolumens zu 
sprengen. Wir sollten es uns angelegen sein lassen, 
für den Bergmann zu diesem Thema noch einige 
Nachtschichten zu verfahren, für den Bergmann, der 
schon so viele für uns verfahren hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat  der 
 Herr Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bedaure, daß ich 
zu so fast später Stunde doch noch einige sehr 
grundsätzliche Ausführungen machen muß, da der 
Herr Bundesarbeitsminister dankenswerterweise 
darauf aufmerksam gemacht hat, daß dieses Finanz-
änderungsgesetz eben nicht nur ein Haushaltssiche-
rungsgesetz darstellt, sondern Weichenstellungen 
für lange Zeit vornimmt und daß deshalb mit aller 
Gründlichkeit, aller Ausgewogenheit, aber auch mit 
aller Deutlichkeit über diese grundsätzlichen Fra-
gen hier auch in der ersten Lesung gesprochen wer-
den muß. Es darf nicht wieder dazu kommen, daß 
eines Tages nach vier, fünf, sechs Jahren Kollegen, 
die dabei waren, aufstehen und sagen: Ja, das ha-
ben wir nicht gewußt, daß das und jenes in dieser 
Entscheidung mit beinhaltet war. Deshalb muß ich 
um Geduld bitten, wenn wir Freien Demokraten als 
Opposition hier noch ein paar Fragen geklärt wis-
sen wollen und auch, wie Sie es immer gewünscht 
haben, Ihnen für bestimmte Punkte Gegenüberle-
gungen zur Diskussion darlegen. 

Der Herr Bundesarbeitsminister hat erfreulicher-
weise sehr viele Einzelfragen meines Kollegen 
Spitzmüller hier behandelt und beantwortet. Wir 
sind sehr dankbar dafür. Nur die eine, wie wir mei-
nen, Grundsatzfrage ist leider nicht beantwortet 
worden, nämlich die Frage: Was bedeutet Garantie

-

rung des sozialen Besitzstands? Ist das projiziert 
auf den Tag, ist das projiziert auf den Zeitpunkt 
des Abschlusses der Versicherung, wenn ich so sa-
gen darf, nämlich des Eintritts in die Rentenver-
sicherung, ist das projiziert auf den Zeitpunkt des . 

Renteneintritts? Das ist eine sehr, sehr wesentliche 
Frage, die hier in dieser Debatte geklärt werden 
muß. Bis zur Stunde haben wir keine Klärung er-
halten. Denn wenn ich die Vorschläge der Bundes-
regierung zu den verschiedenen Punkten, die hier 
zur Debatte stehen, betrachte, muß ich sagen, daß 
darin der soziale Besitzstand zwar vom Tage her 
gewahrt ist, nicht aber vom Grundsatz her. Und 
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darüber vor aller Öffentlichkeit Klarheit zu schaf-
fen, sollte auch Aufgabe dieser Debatte sein. 

Der Herr Bundesarbeitsminister hat davon ge-
sprochen, daß es, wenn man Kritik an den Maßnah-
men der Regierung übe, notwendig sei, auch zu 
sagen, wo mehr und wo weniger gekürzt werden 
solle. Er hat gesagt, der Regierung sei es hier nicht 
nur gelungen, die strukturellen Probleme der ge-
samten Sozialversicherung praktisch anzupacken, 
sondern auch, dafür Lösungen anzubieten. Hier, 
Herr Bundesarbeitsminister, sind wir eben unter-
schiedlicher Meinung. Sie haben zwar punktuelle 
Vorschläge gemacht, wie man über die nächsten 
ein, zwei Jahre hinwegkommen kann. Aber daß Sie 
die strukturellen Fragen der Sozialpolitik hier be-
handelt hätten, das kann man beim besten Willen 
nicht sagen. 

(Abg. Stingl: Da habt ihr wieder nicht 
zugehört!) 

— Aber lieber Herr Kollege Stingl, wir haben den 
ganzen Tag sehr aufmerksam zugehört, und wir ha-
ben auch gelesen, was Sie vorgeschlagen haben. Sie 
haben selbst zugeben müssen — und Ihr Bundes-
finanzminister hat es in seiner Haushaltsrede zum 
Ausdruck gebracht —, daß damit natürlich die 
grundsätzlichen Probleme nicht gelöst seien. Genau 
unsere Meinung! Wenn Sie nicht einer Meinung mit 
dem Bundesfinanzminister sind, müssen Sie das in-
nerhalb Ihrer Koalition und mit der Regierung klä-
ren. Aber Sie können uns von der Opposition doch 
nicht verdenken, daß wir diesen Unterschied hier 
deutlich sichtbar machen. Sie, Herr Kollege Stingl, 
haben heute vormittag hier wörtlich gesagt: „Und 
da bin ich nicht mit Ihnen einer Meinung, Herr Bun-
desfinanzminister." Dann können Sie nicht bezwei-
feln, daß eben nicht alle struktrellen Probleme, alle 
grundsätzlichen Fragen geklärt sind. Vielmehr sind 
sie ungeklärt, ungeklärt sogar zwischen Ihnen und 
Ihrer Regierung. Nicht anderes! 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf des Abg. 
Stingl.) 

Herr Bundesarbeitsminister, Sie haben mit Recht 
gesagt — und nicht nur Sie, sondern auch verschie-
dene Kollegen, die vorher gesprochen haben —, es 
komme darauf an, die Alterssicherung so aufzu-
bauen, daß nach einem vollendeten Arbeitsleben 
der Lebensabend gesichert sei, und zwar nicht nur 
im Sinne des Existenzminimums, sondern nach Mög-
lichkeit so, daß der Lebensstandard, der bis zum 
Eintritt in den Lebensabend vorhanden gewesen ist, 
weiter gehalten werden könne. Das ist eine Forde-
rung, die wir alle gemeinsam vertreten. Nur über 
die Wege, die dahin führen, müssen wir diskutieren. 

Sie sagen, der Alterssicherung müsse der erste 
Rang eingeräumt werden. Hier gehen wir mit Ihnen 
einig. Nur, sehr verehrter Herr Bundesarbeits-
minister und sehr verehrte Kollegen von der CDU/ 
CSU und SPD, wenn ich der Alterssicherung einen 
Vorrang einräumen will, muß ich überlegen, wo ich 
in dem Gesamtgebäude vielleicht das eine oder 
das andere nachrangig einordnen kann. Die Ent-
scheidung, etwas nach vorn zu bringen, bedingt doch 
auf der anderen Seite immer die Entscheidung, dafür  

etwas anderes etwas weniger intensiv zu behan-
deln. Ich werde Ihnen hierüber nachher noch einige 
Überlegungen oder, wenn Sie wollen, alte Gedan-
kengänge, neu vortragen. 

Mit Recht hat der Herr Bundesarbeitsminister dar-
auf hingewiesen, daß die Bundesregierung und die 
Koalition bei Ihren Überlegungen nicht nur der 
Solidarität des Beitragszahlers mit dem Rentner, 
sondern auch der Solidarität des Rentners mit dem 
Beitragszahler besonderes Gewicht beigemessen 
haben. Absolut einverstanden! Nur wundern wir 
und, daß Sie dann z. B. bei der Gestaltung des 
Krankenversicherungsbeitrages der Rentner — wie 
Sie es nennen ;  in Wahrheit ist es gar kein richtiger 
Krankenversicherungsbeitrag — in Ihren Vorschlä-
gen nicht konsequent sind. Konsequent wäre es 
doch, zu sagen: Die Renten sind bruttoarbeitslohn

-

und bruttogehaltsbezogen, sie sind Lohn- und Ge-
haltsersatz, also müssen sie beitragspflichtig ge-
macht werden. Das wäre logisch nach dem, was Sie, 
Herr Kollege Katzer, hier gesagt haben. Sie bleiben 
dann plötzlich auf halbem Wege stecken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo denn?) 

— Natürlich! Sie sind nicht nur auf dem halbem 
Wege, sondern auf einem Viertel des Weges stecken-
geblieben. Der halbe Weg waren die 4 % der Re-
gierung, und der Viertelweg sind Ihre 2 %, die Sie 
jetzt als Kompromiß ausgehandelt haben. Denn Sie 
haben selbst gesagt, Herr Kollege Stingl: Eigentlich 
müßte man 8 °/o Beitrag zugrunde legen. Das wäre 
das Systemgerechte für die Krankenversicherung 
der Rentner, wenn ich mich — so Sie — anlehne an 
die Beiträge der Angestelltenkrankenkassen, die 
keine Barleistungen verlangen. 

(Abg. Stingl: Da haben Sie nur den ersten 
Satz gehört! Beim zweiten haben Sie sich 

die Ohren zugehalten!) 

Das ist eine Überlegung, die man durchaus anstellen 
kann, aber sie wäre nur dann logisch, Herr Kollege 
Stingl, — — 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Was würden 
Sie als konsequenter Mann beantragen?) 

— Lieber Herr Kollege Schmitt, ich bin ja schon 
dabei. Das würde konsequehterweise bedeuten, Herr 
Kollege Stingl — Wenn Sie in diesem Gedanken 
weitergehen —, daß Sie dann natürlich vorher den 
Pauschalbetrag, den die Rentenversicherung jetzt an 
die Krankenkassen zahlt, nämlich 40 DM pro Rent-
ner, den Renten zuschlagen. Dann wäre das eine 
ganz logische Überlegung, die Sie hier angestellt 
haben. Das würde dazu führen, daß bei den kleine-
ren Renten sogar ein Mehrbetrag für den Rentner 
herauskäme, daß aber bei den größeren Renten ein 
Minusbetrag herauskäme. Rechnen Sie sich das 
durch! Das ist die logische Folge dessen, was Sie 
heute früh hier im Hause gesagt haben. Wir werden 
im Ausschuß Gelegenheit haben, darüber zu spre-
chen. Herr Kollege Schmitt, das war die Antwort 
auf Ihre Frage. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Werden Sie 
konsequent beantragen oder nicht?) 
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— Ich bin noch nicht fertig. Wenn Sie am Schluß 
diese Frage stellen, bin ich gern bereit, sie zu be-
antworten, wenn ich sie bis dahin nicht beantwortet 
habe. 

Der Herr Bundesarbeitsminister hat davon ge-
sprochen, im Jahre 1957 sei die Grundsatzent-
scheidung gefallen, und diese werde jetzt bestätigt 
werden. Genau darum geht es. Ich bedaure, daß ich 
so viele Kollegen, insbesondere aus der CDU/CSU-
Fraktion, nicht sehe, die bei den Diskussionen in 
der Öffentlichkeit oft die Bedenken, die wir haben, 
teilen, aber offensichtlich hier, wenn es darum geht, 
die Dinge im Bundestag zu beraten, nicht dabei sind. 

(Abg. Kühn [Hildesheim] : Das können nicht 
sehr viele sein!) 

— Das sind eine ganze Menge, Herr Kollege Kühn, 
mehr, als Ihnen manchmal lieb ist. Das sehen wir an 
den Reaktionen aus Ihren Reihen. 

Daß mit dieser Finanzänderungsvorlage praktisch 
festgelegt werden soll, daß das System so, wie es im 
Jahre 1957 beschlossen wurde, ohne Änderungen 
fortgeführt wird, das ist der erste Anschein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eben!) 

Aber wenn wir einmal genau hineinleuchten, stellen 
wir fest, daß zwar gesagt wird: an dieser Formel, 
an diesem Grundsatz der Bruttolohnbezogenheit darf 
nicht gerüttelt werden, daß aber gleichzeitig Vor-
schläge gemacht werden — nicht nur in der Knapp-
schaft, sondern auch in den anderen Bereichen —, 
die doch daran drehen und rütteln. 

Ich habe Verständnis dafür, daß man versuchen 
will, die Mängel, die zutage getreten sind, auszu-
gleichen. Aber, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der Koalition, haben Sie dann bitte den 
Mut, hier offen auszusprechen, daß sich heraus-
gestellt hat, daß die Rentenformel so, wie sie im 
Jahre 1957 beschlossen worden ist, eben nicht für 
alle Fälle unserer wirtschaftlichen Entwicklung 
durchgehalten werden kann! Diesen Mut sollten 
Sie haben. Sie haben aber leider diesen Mut nicht, 
uns das hier offen darzulegen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist auch falsch!) 

— Das ist nicht falsch, wie Sie gleich noch bei der 
Darlegung weiterer Beispiele hören werden. 

(Abg. Stingl: Auch wenn wir es hören, muß 
es nicht wahr sein!) 

Herr Kollege Möller hat gestern gesagt, daß meine 
Meinungsäußerung zu dem Kompromiß doch eigent-
lich nicht richtig gewesen sei. Dabei habe ich mich 
nur dessen befleißigt, was der Kollege Spitzmüller 
über die Rede Ihres Herrn Fraktionsvorsitzenden in 
Godesberg gesagt hat: man müsse die feinen Töne 
hören. Den feinen Ton haben Sie leider überhört. 
Ich habe nämlich wörtlich gesagt: Der Koalitions-
kompromiß kann nach dem Sprachgebrauch vergan-
gener Jahre nur als glatter Umfall bezeichnet wer-
den. Wenn Sie, Herr Kollege Möller, von dein 
Sprachgebrauch vergangener Jahre abkommen 
wollen, haben wir gar nichts dagegen. Wenn Sie 
heute die Erkenntnis haben, daß Kompromisse zu 
einer Koalition gehören, so kann ich nur feststellen,  

daß das eine erfreuliche Weiterentwicklung ist, aus 
der Erfahrung heraus. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der SPD: 
Das war ein geistiger Umfall!) 

— Das war kein geistiger Umfall, sondern nur die 
Feststellung, daß Sie die Dinge von der Oppositions-
bank her offensichtlich anders gesehen haben, als 
Sie sie jetzt von der Regierungsbank aus sehen. 

(Abg. Stingl: Genau wie Sie!) 

— Herr Kollege Stingl, Sie werden beim besten 
Willen nicht behaupten können, daß das, was ich 
jetzt hier vortrage, von uns jemals anders gesagt 
worden sei. Sie haben selber gesagt, mit uns sei es 
so schwierig gewesen. Wahrscheinlich doch deshalb, 
weil wir einen Standpunkt hatten und diesen Stand-
punkt durchgehalten haben. Das war der Unter-
schied. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Der falsche Standpunkt! — Weitere 

Zurufe von den Regierungsparteien.) 

— Welcher Standpunkt richtig oder falsch war, das 
werden Sie, verehrter Kollege, ich fürchte, viel 
schneller an den Beschlüssen, die Sie noch gemein-
sam mit Ihren Kollegen zu fassen haben, spüren, 
als Ihnen selbst lieb ist. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Mein Kollege Spitzmüller hat heute früh schon 
darauf hingewiesen, daß in der Entwicklung der 
letzten Jahre sichtbar wurde, daß der Teil von Lohn 
und Gehalt, der dem einzelnen frei zur Verfügung 
steht, immer geringer geworden ist, weil Beitrags-
belastung auf der einen Seite und Steuerbelastun-
gen auf der anderen Seite gestiegen sind. Macht sich 
eigentlich jeder von Ihnen immer klar, daß wir im 
Augenblick bei den jetzigen Beiträgen 25,3 °/o, also 
rund ein Viertel, vom Bruttolohn oder Bruttogehalt, 
im Schnitt berechnet, bereits an Beitragsleistungen 
— wenn ich Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeitrag 
zusammenziehe — für Krankenversicherung, Ren-
tenversicherung und Arbeitslosenversicherung auf-
zubringen haben? Dabei bin ich von 14 % für die 
Rentenversicherung ausgegangen. Wenn wir nun 
die beabsichtigte Beitragssteigerung berücksichti-
gen, kommen wir ohne Steuerbelastung zu einer 
Vorbelastung von etwa 30 % allein für die soziale 
Sicherung. 

Da stellt sich doch mit Recht die Frage: Wo ist 
hier die Grenze? Sie haben heute gesagt, Herr Kol-
lege Stingl: da, wo die Belastung noch vertretbar 
ist. Das ist natürlich sehr schön weich ausgedrückt. 

(Abg. Stingl: Ich habe sogar vorgelesen, 
wie ich es meine! Aber Sie haben wieder 

nicht ganz zugehört!) 

— Natürlich habe ich zugehört, Herr Kollege Stingl. 
Sie haben niemals versucht, eine konkrete Zahl aus-
zusprechen. 

(Abg. Stingl: Weil es die nicht gibt!) 

— Wir sind bereit, konkrete Zahlen zu nennen. 
Wir sind der Meinung, daß die 25,3 %, die wir 
heute haben, an sich schon die obere Grenze dar-
stellen. Wenn man nun für die Rentenversicherung 
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mehr Beiträge braucht, ob vielleicht in anderen Be-
reichen durch Umstrukturierung ein geringerer Bei-
tragssatz möglich ist. Aber daran wollen Sie bis 
jetzt nicht herangehen. Hier ist die Frage gestellt, 
über die wir gemeinsam reden müssen. 

(Abg. Killat: Sie wollen also die Renten 
kürzen?) 

— Nein! Aber lieber Herr Kollege Killat, wissen Sie 
nicht, daß wir z. B. auch schon einmal über die Kran-
kenversicherungsreform gesprochen haben, daß da 
Überlegungen im Gange waren? Ist es denn richtig 
— hier sollten Sie sich doch einmal völlig frei 
machen von der Überlegung: hie SPD, da CDU oder 
FDP, und eine grundsätzliche Überlegung anstel-
len —, daß Sie bei Ihren gesamten sozialpolitischen 
Überlegungen immer davon ausgehen, daß eine 
weitere Steigerung der Beiträge erfolgen werde? Ist 
eine derartige weitere Steigerung der Beiträge denn 
richtig? Wir sind der Meinung, daß der fortwährend 
steigende Teil des Einkommens, der für diese Siche-
rung abgezweigt wird, die Belastungsgrenze er-
reicht hat. Wer das verneint, gibt damit zu erken-
nen, daß er lieber sieht, wenn statt 25 % bald 30 %, 
vielleicht sogar ein noch höherer Teil, von Lohn 
und Gehalt in gemeinsame Sicherungseinrichtungen 
fließen und damit praktisch den Spielraum für die 
hier oft beschworene Vermögensbildungsmöglich-
keiten immer weiter einschränken; denn das ist 
doch die Folge davon. Sie können nicht beides zu 
gleicher Zeit haben. Hier müssen Sie sich entschei-
den, was Sie wollen. Aber diese Entscheidung zu 
treffen, waren Sie bisher nicht in der Lage. 

(Abg. Stingl: Bei gesteigerter Real

-

einkommenshöhe weitergehend!) 

— Bis zur Stunde haben Sie diese 'Entscheidung nicht 
gefällt. 

Mit Recht hat Herr Kollege Schellenberg davon 
gesprochen, daß z. B. im Bereich des Familienlasten

-

ausgleichs keine Konzeption vorliegt. Die Zwischen-
frage von Herrn Kollegen Wuermeling hat offen-
bart, wie doch noch manches am Brodeln ist, und 
man fragt sich, wie lange der Kitt hält, der vor 
wenigen Tagen hergestellt worden ist. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Der hält schon!) 

— Der hält schon, Herr Kollege Wuermeling? Das 
heißt, Sie haben Ihre Auffassung in der Zwischen-
zeit aufgegeben? 

'(Abg. Dr. Wuermeling: Nein! Trotzdem!) 

— Wenn das so ist, nehmen wir es zur Kenntnis. 

Vizepräsident Dr.  Jaeger: Herr Kollege 
Mischnick, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Killat? 

Mischnick (FDP): Bitte! 

Kiliat (SPD) : Herr Kollege Mischnick, Sie spra-
chen hier von 30 % Sozialbelastung. Ist Ihnen nicht 
bekannt, daß wir im vergangenen Jahr für alle 
Sozialleistungen, nicht nur der Sozialversicherung, 
auch für Kriegsopfer, für Lastenausgleich, für Ver-
triebene, für Sozialhilfe, 69 Milliarden DM ausge-

geben haben? Bei einem Bruttosozialprodukt von 
478 Milliarden DM sind das nur 15 % . 

Mischnick (FDP) : Aber Herr Kollege Killat, ich 
müßte jetzt fast genauso anworten, wie vorhin Kol-
lege Stingl mir zugerufen hat: Haben Sie nicht ganz 
aufgepaßt? 

Ich habe davon gesprochen, wie hoch die Bela-
stung von Lohn und Gehalt ist. Ich habe nicht davon 
gesprochen, welcher Anteil vom Sozialprodukt in 
die Sozialversicherung oder sonstige Einrichtungen 
fließt. Das ist natürlich auch eine Frage, aber nicht 
die allein entscheidende Frage. 

(Zurufe von den Regierungsparteien.) 

Als der Bundesfinanzminister vorgestern davon 
sprach, daß hier gewisse Ansätze zur Reformierung 
gegeben sind, daß aber die große Entscheidung noch 
kommen müsse, war spürbar, daß das auf wenig 
Resonanz bei Ihnen stieß. Ich verstehe das, denn 
Reform der Rentenreform hat natürlich eine schlech-
ten Beigeschmack. Das Gefühl wird erweckt, als sei 
doch vielleicht das eine oder das andere falsch ge-
wesen, und man gibt nicht so gern zu, daß man da 
etwas falsch gemacht hat. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
all das, was Sie heute an Einzelmaßnahmen — und 
das bitte ich vor allen Dingen die Kollegen sehr 
aufmerksam in sich zu verarbeiten, die nicht un-
mittelbar mit der Sozialpolitik zu tun haben —, was 
Sie an Vorschlägen bringen, ist doch weiter nichts 
als ein Puzzlespiel, was über die nächsten Schwie-
rigkeiten hinweghelfen soll. Es ist kein Versuch, 
auf Dauer zu Lösungen zu kommen — und das ist 
die entscheidende Frage —, die sowohl dem Rentner 
von heute wie dem Beitragszahler von heute ge-
recht werden. Was bisher geschieht, stand ja immer 
unter dem Motto — und das wurde sehr deutlich 
gesagt —: Es geht darum, den Rentner von heute 
zu sichern. Die Frage, was mit dem Beitragszahler 
von heute als Rentner von morgen wird, ist mit all 
den Überlegungen, die bisher hier vorgebracht wor-
den sind, nicht beantwortet worden. 

(Zustimmung bei der FDP. — Abg. Stingl: 
Das ist doch sagenhaft!) 

— Das ist nicht sagenhaft, sondern das ist eine 
Tatsache. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, man 
könnte über diese Einzelfragen durchaus diskutieren. 
Man könnte sagen: Wir brauchen jetzt noch ein, 
zwei Jahre Zeit, um das, was an Schwierigkeiten 
finanzpolitischer Art vor uns steht, zu überwinden. 
Aber dann müssen wir eben die Generalentschei-
dung treffen, wohin es weitergehen soll. Sie sagen: 
heute Generalentscheidung, ohne klar zu wissen, ob 
wirklich die Überlegungen über die Finanzierung, 
die Sie für die Zukunft haben, durchhaltbar sind. 

Ich teile die Meinung von Herrn Minister Katzer. 
Ich teile die Meinung von Ihnen, Herr Kollege 
Stingl. Wenn die Bundesregierung beschlossen hat, 
5,5 % als Grundlage zu nehmen, dann haben Sie 
keinen Anlaß, dann hat das Arbeitsministerium 
keinen Anlaß, davon abzuweichen. Aber durch diese 
Tatsache allein wird ja der angenommene Prozent-
satz für das Wachstum von 5,5 % nicht richtiger. 
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Er ist nach unserer Überzeugung — das haben wir 
bei der Debatte am 6. September schon gesagt — 
leider eben zu hoch angesetzt. Das bedeutet aber, 
daß all Ihre Berechnungen, auf denen Sie im Augen-
blick aufbauen, schon im nächsten Jahr hinfällig 
sind, wenn sich herausstellt, daß 1968, wie wir be-
fürchten, eben nicht eine Wachstumssteigerung von 
5,5 % zu verzeichnen ist. Sie sagen, wir sprechen 
jetzt von 1968. Das unterscheidet uns eben. Uns 
geht es eben nicht nur um das, was im nächsten 
Jahr passiert, sondern uns geht es um die grund-
sätzlichen Lösungen, die wirklich langfristig wirk-
sam sind. 

(Abg. Stingl: Genau das habe ich heute 
morgen gesagt!) 

— Lieber Kollege Stingl, dann müssen Sie zumin-
dest zugeben, daß in Ihren Überlegungen, die auf 
der Steigerung von 5,5 % aufbauen, die Gefahr 
liegt, daß Sie schon im nächsten Jahr feststellen 
müssen, daß die Ausgangsbasis falsch gewesen ist, 
das heißt, daß Sie im nächsten Jahr zu noch größe-
ren Korrekturen kommen müssen, als Sie sie in die-
sem Jahr vornehmen zu können glauben. 

(Zuruf des Abg. Stingl.) 

— Aber Sie müssen doch zugeben, daß ,die Voraus-
setzungen eben variabel sind. 

(Abg. Stingl: Herr Katzer und ich haben 
gesagt, wenn die Voraussetzungen sich 
ändern, müssen wir andere Beschlüsse fas-

sen!) 

— Ausgezeichnet! Wenn Sie mit uns dieser Meinung 
sind,  heißt das aber gleichzeitig, daß Sie mit Ihrem 
Rezept, von Jahr zu Jahr arbeiten zu wollen, nicht 
die Garantie geben können, von der Sie immer 
sprechen, daß nämlich der Rentner an seinem Le-
bensabend wissen muß, woran er ist. Das können 
Sie nicht garantieren, wenn Sie so wie bisher weiter 
arbeiten. 

(Beifall bei ,der FDP. — Abg. Stingl: Die 
langfristige Garantie ist gegeben, die kurz

-

fristigen Maßnahmen müssen getroffen 
werden; genau umgekehrt!) 

Der Herr Bundesfinanzminister hat vorgestern einen 
sehr interessanten Satz gesagt, als er ausführte — 
ich zitiere —: 

Der entscheidende Fortschritt 

— nämlich tdieser Haushaltsplanung, dieses Finanz-
änderungsgesetzes — 

besteht darin, daß 'die auf ein Jahr begrenzte 
und durch tagespolitische Zufälligkeiten ... be-
stimmte Haushaltspolitik endgültig überwun-
den  sein soll. 

In seinem Manuskript stand noch: „überwunden 
ist". Ich hatte ,das Gefühl, daß die Erfahrungen 
mit dem Kompromiß zwischen (den beiden Frak-
tionen am Dienstag ihn zu 'der vorsichtigeren For-
mulierung: „überwunden sein  soll" veranlaßt haben. 
Das heißt aber, daß Ihr Bundesfinanzminister — er 
nickt; Sie haben uns ja immer ,den Vorwurf ge-
macht, wir hätten unseren Finanzminister nicht ge-
nug gestützt — schon jetzt, kaum zehn Monate nach 

 
Gründung dieser Koalition, die Sorge haben muß, 
daß Sie, obwohl er und die Regierung gewisse rich-
tige langfristige Uberlegüngen angestellt haben, 
ihn und ,die Regierung dabei im Stich lassen, 'diese 
Überlegungen durchzuführen. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Kein 
Gedanke daran!) 

— Kein Gedanke daran? — Es ist erfreulich, daß 
Sie das sagen, Herr Kollege Möller. Das heißt dann 
aber auch, Herr Kollege Möller, ,daß Sie bereit sein 
müssen, unserer Überlegung zu folgen, die da lau-
tet: Es läßt sich einfach nicht miteinander verein-
baren, auf der einen Seite zu sagen, die Rentenfor-
mel bleibe so, wie sie schon 1957 beschlossen wor-
den ist, unverändert, sozialer Besitzstand sei garan-
tiert, auf der anderen Seite aber gleichzeitig Ein-
griffe vorzuschlagen. Das ist dann nicht mehr red-
lich. 

Herr Kollege Stingl sagte, daß es schäbig wäre, 
wenn man heute den Rentnern Belastungen zusätz-
lich aufbrummte, die man 1957 nicht gewollt habe. 
Herr Kollege Stingl, es ist natürlich genauso schäbig, 
wenn man heute die Beitragszahler und Rentner in 
den Glauben versetzt, das werde alles sehr gut 
gehen, und dann ähnliche Maßnahmen, wie sie jetzt 
zur Diskussion stehen, alle Jahre wieder notwen-
dig werden. Denn das wäre dann natürlich keine 
kontinuierliche, systematische und das Vertrauen 
in ,die Zukunft (der Einrichtung rechtfertigende Poli-
tik. Daß ,die Unzufriedenheit mit der Rentenreform 
wächst, ist doch unbestreitbar, unbestreitbar vor 
allen Dingen deshalb, weil ein wesentlicher Punkt 
nicht erreicht werden konnte. Wir stehen nämlich 
vor der Tatsache, daß es heute eine ganze Menge 
Rentner gibt, die zwar zugegebenermaßen niedrige 
Beitragszahlungen geleistet haben, die aber häufig 
sehen müssen, daß sie mit ihren Leistungen unter 
den Sätzen liegen, 'die die Sozialhilfe denjenigen 
bringt, die nie einen Pfennig Beitrag gezahlt haben. 
Da stellt sich doch die Frage — und das ist die 
nächste grundsätzliche Überlegung —, ob entweder 

(Abg. Dr. Schellenberg: Wieviel Prozent der 
Rentner sind das denn, Herr Mischnick?) 

— lassen Sie mich erst ausreden! — die Überlegung 
falsch ist, in unserem Rentenversicherungssystem so 
zu verfahren, wie es heute geschieht, daß nämlich 
der Bundeszuschuß global hineinläuft, oder ob die 
andere Überlegung mit dem Sozialhilfegesetz falsch 
gewesen ist, die nämlich dazu führt, daß der Nicht-
beitragszahler bessergestellt sein kann als der Bei-
tragszahler. Eins von beiden muß, wenn man den 
Mut hat, die Dinge grundsätzlich zu betrachten, 
überprüft werden. 

(Abg. Kühn [Hildesheim] : Dann darf man 
überhaupt keine Sozialversicherung mehr 

machen!) 
 

— Nein, Herr Kollege Kühn, man kann sich etwas 
anderes überlegen. 

(Abg. Stingl: Dann will man auch die 
Staatsbürgergrundversorgung! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 
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— Das ist z. B. eine Überlegung, über die man dis-
kutieren kann, und ich will Ihnen gleich sagen, daß 
Sie heute früh in Ihren Ausführungen manchen Ge-
danken in dieser Richtung unterstützt haben. Bei 
der SPD ist das ja im Volksversicherungsplan auch 
weitgehend enthalten. 

(Abg. Stingl: Na, na, na!) 

— Ich würde sagen, doch! 

(Abg. Stingl: Dann müssen Sie sich an die 
SPD wenden, nicht an mich!) 

— Da haben Sie wieder recht. Aber ich habe heute 
früh sowieso den Eindruck gehabt, daß das gegen-
seitig schon so eingespielt ist, daß man sich wechsel-
seitig abschirmt. 

(Abg. Killat: Das nennt man „Koalition"!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! In der 
Rede des Herrn Bundesfinanzministers hieß es, daß 
wir 1968 einen Wachstumsverlust von 1967 ausglei-
chen müßten. Wieso eigentlich „müssen" ? „Müssen" 
natürlich, wenn man von der Gesetzgebung ausgeht, 
wie wir sie heute z. B. in der Rentenversicherung 
haben. Denn die Rentenversicherung ist ja eben dar-
auf aufgebaut, daß wir ständig wachsende Löhne 
und Gehälter haben und sofort in Schwierigkeiten 
geraten, wenn das nicht mehr der Fall ist. Wenn ich 
Wachstum um jeden Preis will oder brauche, um 
gesetzliche Bestimmungen zu erfüllen, ergibt sich 
doch automatisch die Frage: Besteht nicht mit dem 
Wachstum um der Erfüllung gesetzlicher Verpflich-
tungen willen die Gefahr, daß damit inflationäre Er-
scheinungen bei uns Platz greifen? Der Bundes-
finanzminister hat gesagt, das komme nicht in Frage, 
dagegen wolle man sich wenden. Aber jeder, der 
dieses System genau kennt, weiß, daß im Abflauen 
einer Konjunktur, wie wir es jetzt erleben, sofort 
Schwierigkeiten auftreten. Ja, manche Schwierig-
keiten wären schon vor Jahren sichtbar gewesen, 
wenn wir nicht das Glück gehabt hätten, durch einen 
Zustrom Jugendlicher aus der Sowjetzone lange 
Jahre zusätzliche Arbeitskräfte zu haben, und wenn 
wir nicht darüber hinaus bis zu 1,3 Millionen Gast-
arbeiter mit Milliarden von Beiträgen gehabt hät-
ten, die unsere Finanzsituation sehr günstig beein-
flußt haben. Das ist ja unleugbar. Wenn das nicht 
gewesen wäre, wäre manches von diesen Schwierig-
keiten schon viel schneller sichtbar geworden. 

Wir sind der Meinung, daß jetzt der Zeitpunkt 
gekommen ist, zu einer generellen Überprüfung aller 
unserer Sicherheitssysteme zu gelangen, nicht mit 
dem Ziel — das sage ich ausdrücklich jetzt zum 
Kollegen Büttner stellvertretend, weil Kollege Matt-
höfer nicht anwesend ist —, die Alterssicherung oder 
die soziale Sicherung einzuschränken, sondern um 
die soziale Sicherung so zu stabilisieren, daß wir 
morgen mit gleich gutem Gewissen wie übermorgen 
behaupten können, es sei wirklich eine soziale Siche-
rung auf Dauer. 

Daß der Wunsch nach Sicherung besteht, ist un-
bestreitbar. Aber meine sehr verehrten Damen und 
Herren: ist eigentlich nachgewiesen, daß dieser 
Wunsch nach Sicherheit unbedingt verbunden sein 
muß mit der zwangsweisen Einbeziehung aller, die  

überhaupt in Frage kommen? Ist nicht sichtbar, ge-
rade aus verschiedenen Zusatzversicherungen, die 
wir in der Krankenversicherung und in der Renten-
versicherung haben, daß hier das Bedürfnis besteht, 
auch eine gewisse Eigengestaltung vorzunehmen? 

(Abg. Stingl: Selbstverständlich!) 

— Einverstanden! Gut, Kollege Stingl, aber ,sind Sie 
dann nicht auf dem falschen Wege, wenn Sie heute 
verkünden: Jetzt wird die entscheidende Weiche 
gestellt, damit wir alles in die große Rentenver-
sicherung einbeziehen? Das haben Sie heute ganz 
klar gesagt. Wenn Sie damit den Gedanken ver-
binden: Es geht hierbei darum, eine Grundsicherung 
zu schaffen, 

(Abg. Stingl: Das ist doch in Ihrem Sinne!) 

dann kann man  sich darüber unterhalten; dann heißt 
das aber, daß dem einzelnen nach einem bestimm-
ten Zeitraum wieder die Freiheit der Entscheidung 
gegeben sein muß, ob er in diesem System bleibt 
oder nicht. 

(Abg. Stingl: Das  geht bei der Umlage nicht!) 

— Sehen Sie, Herr Kollege Stingl, das ist eben der 
Unterschied in unseren Überlegungen. 

(Abg. Stingl: Das ist der  fundamentale 
Unterschied!) 

— Genau. Das  bestreiten wir doch nicht. Wir sind 
durchaus bereit, für jedermann die Notwendigkeit 
der Vorsorge anzuerkennen 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Aber nicht 
bereit, daraus praktisch die Konsequenzen 

zu ziehen!) 

und dabei durch gesetzliche Maßnahmen die Grund-
sicherung sicherzustellen. Diese Grundsiche-
rung — — 

(Abg. Dr. Schellenberg: ... ist der Für- 
sorgesatz!) 

— Das ist doch nicht der Fürsorgesatz, Herr Kol-
lege Schellenberg. Machen Sie doch Ihre eigenen 
Vorschläge der Volksversicherung nicht so schlecht! 

(Beifall bei 'der FDP.) 

Diese Grundsicherung besteht nach unserer Über-
zeugung eben aus der sinnvolleren Verwendung der 
Bundeszuschüsse, als es bisher der Fall  ist,  ein-
schließlich all der Bereiche, die in der Kriegsfolgen-
gesetzgebung heute ebenfalls aus Bundesmitteln 
abgedeckt werden müssen, die aber leider nach dem, 
was wir bisher feststellen mußten, eben nicht in der 
allgemeinen Weiterentwicklung enthalten sind. Auf 
die Dauer ist es ,doch einfach unmöglich, zu sagen: 
In dem einen Bereich — Rentenversicherung der 

 Arbeiter und der Angestellten, Knappschaftsver-
sicherung, Unfallversicherung, zum Teil Wieder-
gutmachung — steigere ich um einen bestimmten 
Prozentsatz, seien es 8 %, seien es in Wahrheit jetzt 
6 %, in ,dem anderen Bereich aber wird — wie ge-
sagt worden ist — bis 1971 völlig stillgehalten. Ist 
dann nicht .die Überlegung berechtigt — ich bitte 
Sie, das hier wirklich einmal fern jeder parteipoliti- 
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sehen Überlegung, sondern einfach vom Grundsatz 
her zu sehen —, ob ich nicht alles das, was an 
Staatsmitteln gezahlt wird — sei es als Bundeszu-
schuß, sei es für die Unterhaltshilfe über den Lasten-
ausgleich, sei es für die Ausgleichsrente in der 
Kriegsopferversorgung —, für einen Grundbetrag 
für über 65jährige, für einen Sockelbetrag verwen-
det wird, den man dann entsprechend aufstockt mit 
dem Rentenanspruch, der als beitragsgerechte Lei-
stung für einen bestimmten Zeitraum gewährt wird. 
Das ist die Überlegung der Grundsicherung, die 
wir haben. Das ist dann eine Verpflichtung nicht für 
die eine oder andere Gruppe, sondern es soll eine 
Verpflichtung für jedermann sein. Wir sind uns 
bewußt, 'daß von hundert dann vor der Entschei-
dung stehenden Arbeitern und Angestellten nicht 
etwa neunzig diesen Weg gehen werden; es werden 
vielleicht nur 10 oder 20 % sein. Wir sind aber der 
Meinung, daß man denen, die diesen Weg gehen 
wollen, eine unterschiedliche Sicherungsmöglichkeit 
für sich zu schaffen, diese Möglichkeit eröffnen muß, 
daß man ihnen diesen Weg nicht durch einen Be-
schluß: „bis zum 65. Lebensjahr muß jeder einen 
bestimmten gesetzlich fixierten Beitrag zahlen" ver-
bauen darf. Da ist der Punkt, wo wir einhaken, da 
wollen wir die Luft schaffen, die  Entscheidungs-
freiheit zu ermöglichen. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Regierungs-
erklärung sehr dehtlich gesagt, daß die Zuwachs-
raten .der Sozialleistungen, der Bundeszuschüsse zu 
prüfen sind, 'daß zu prüfen ist, ob sie mit  den Mög-
lichkeiten und Grundsätzen einer gesunden Finanz-
politik in Einklang zu bringen sind. Wenn man 
diese grundsätzliche Überprüfung vornehmen will, 
dann lohnt es sich doch, einmal wirklich zu prüfen: 
Ist das, was wir bisher, sei es mit Mehrheit, sei es 
gemeinsam, als alleinigen Weg angesehen haben, 
tatsächlich auf die Dauer der einzige Weg? Wer 
sich dazu bekennt — wie es Kollege Stingl gesagt 
hat —, der individuellen Vorsorge noch Raum zu 
geben, der muß auch den Mut haben, diesen Raum 
durch eine Änderung der jetzigen Bestimmungen 
tatsächlich zu schaffen. Dann wäre auch die Möglich-
keit gegeben, die Entscheidung des einzelnen, wie 
hoch er seine Altersvorsorge haben will, stärker als 
bisher zu berücksichtigen. 

Es wäre aber auch notwendig, lassen Sie mich das 
ganz offen aussprechen, dem Gedankengang des Kol-
legen Stingl noch etwas weiter zu folgen. Er sagte 
heute früh — und fast mit denselben Worten habe 
auch ich das schon ausgeführt —, daß die Unter-
schiedlichkeit der Sicherungssysteme — Kranken-
versicherung, Unfallversicherung und Altersvor-
sorge — gesehen werden muß. Absolut einer Mei-
nung! Das wird aber, wenn Sie es logisch fortsetzen, 
auch dazu führen, daß Sie zwischen Altersvorsorge 
auf der einen Seite und Invaliditätssicherung auf der 
anderen Seite ebenfalls unterscheiden müssen. 

(Abg. Stingl: Ich habe gar nichts dagegen!) 

— Wenn wir uns darin finden — ausgezeichnet! 

(Abg. Stingl: Das hat die Kommission auch 
gesagt!) 

— Ich weiß, daß viele Gedanken, die wir geäußert 
haben, in der Kommission positiv beurteilt worden 
sind. Ich habe sogar einige Auszüge hier; ich kann 
sie gern vorlesen. 

(Abg. Stingl: Sie ärgern die Professoren, 
wenn Sie die Vaterschaft in Anspruch neh- 

men!) 

— Ach, Herr Kollege Stingl, vielleicht ist es Ihnen 
nicht mehr ganz im Gedächtnis: der Vorsitzende des 
Sozialbeirates, Professor Meinhold, hat in der Sach-
verständigenanhörung u. a. gesagt: 

... und ich persönlich gestehe, daß ich der zwei-
ten Konzeption mit der Mindestversorgung 
durch Steuern viel Sympathien abgewinnen 
kann. 

Das heißt, in das übersetzt, was wir sagen, daß eine 
Sockelrente, aus Staatszuschüssen finanziert, vom 
Vorsitzenden des Sozialbeirats, Professor Meinhold, 
durchaus begrüßt und für sinnvoll gehalten wird. 
Daß das in der Diskussion über die Sozialenquete 
nicht so deutlich zum Ausdruck kam, erklärt sich aus 
einem Satz, den er später gesagt hat. Er hat nämlich 
auf die Frage des Kollegen Spitzmüller, ob man 
diese Dinge bis ins letzte geprüft habe, gesagt: 

Aber wir konnten auf Grund unseres Auftrages 
nicht alle vier Konzeptionen nebeneinander be-
handeln. Sie haben also vollkommen recht: 

— zu Kurt Spitzmüller — 

es  ist eine Entscheidung, die wir getroffen ha-
ben, und wir können dafür nicht den Anspruch 
der Wissenschaftlichkeit der Entscheidung er-
heben. 

Das heißt auf deutsch: Das, was entschieden wor-
den ist; 

(Abg. Stingl: Ist politisch!) 

ist auf dem Hintergrund der politischen Entschei 
dung von 1957 erfolgt. 

(Abg. Stingl: Das habe ich heute morgen 
gesagt!) 

Demzufolge ist ein Argumentieren aus der Stel-
lungnahme der Kommission heraus gegen die Über-
legungen der FDP, sie seien nicht realistisch, sie 
seien nicht durchführbar, nicht möglich. Denn diese 
Überlegungen sind ja, wie die Professoren selber 
gesagt haben, nicht bis zum letzten untersucht wor

-

den, weil der Auftrag anders lautete. Wenn ich es 
etwas härter sage: Der Auftrag lautete, im Ergebnis 
eine Bestätigung dessen zu bringen, was bisher ist. 
Ich habe Verständnis dafür, daß Sie das haben 
wollen; aber Sie müssen auch umgekehrt Verständ-
nis dafür haben, daß das für uns kein Anlaß sein 
kann, nun unsere anderen Überlegungen als über-
flüssig zu betrachten. 

(Abg. Killat: Wissen Sie nicht, daß der Auf

-

trag noch unter Ihrer Mitwirkung in der Re

-

gierung zustande kam?) 

— Verehrter Herr Kollege Killat, Sie wissen ganz 
genau — erst heute früh ist das wieder gesagt wor

-

den —, daß wir eine eigene Meinung dazu hatten, 
und Herr Kollege Schellenberg hat mit Recht darauf 
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hingewiesen — und hier muß ich den Kollegen 
Schellenberg vor dieser Mahnung, die Sie, Herr 
Kollege Killat, an mich richten, in Schutz nehmen —, 

daß man natürlich in einer Koalition nicht nur sein 
eigenes Programm durchsetzen kann, sondern daß 
man zu Kompromissen kommen muß. Das ist ge-
schehen, und in diesem Falle war der Kompromiß, 
daß die Weisung, wie das im einzelnen zu gesche-
hen hat, durch den zuständigen Minister erfolgte 
und nicht im Kabinett beschlossen worden ist. 

(Abg. Geiger: Sie sprechen ja jetzt mit sich 
selbst!) 

— Das ist ein Irrtum, Herr Kollege Geiger; das war 
nur der Versuch, zu vermeiden, daß Sie vielleicht 
bei diesen Fragen darüber streiten müssen, was 
nun wirklich in der Koalition notwendig ist und 
was nicht. 

Aber zurück zur grundsätzlichen Überlegung! 
Wenn Sie diesen Weg der Trennung von Altersvor-
sorge und Invalidität, die wir für notwendig halten, 
gehen, muß natürlich das weitere Grundproblem 
angepackt werden: Ist der Arbeitgeberbeitrag heute 
noch als selbständige Säule richtig oder nicht, muß 
nicht der Arbeitgeberbeitrag endlich zum echten 
Bestandteil von Lohn und Gehalt gemacht werden, 
damit man von da her die Dinge betrachten kann? 
Diese Trennung von Arbeitgeberbeitrag und Ar-
beitnehmerbeitrag ist überholt, und sie zwingt uns 
dazu. bei der Frage der Versicherungspflichtgren-
zen, bei der Festlegung, wo Entscheidungsfreiheiten 
gegeben werden, Rücksichten zu nehmen, die auf 
die Dauer nicht richtig sein können. Entschließen 
Sie sich, mit uns zusammen dafür zu sorgen, daß 
der Arbeitgeberbeitrag endlich echter Bestandteil 
von Lohn und Gehalt wird, damit dann über diesen 
Gesamtbetrag im einzelnen verfügt werden kann! 

Ein weiteres: In den Darlegungen- des Herrn Bun-
desarbeitsministers ist kurz anqeklungen, daß wir 
auch überlegen sollten. ob die Gliederungen, die 
wir heute in den verschiedenen Bereichen der Ren-
tenversicheruna und der Krankenversicherung ha-
ben. in dieser Form auf die Dauer aufrechterhalten 
werden können. Ich spreche nicht von der sachlichen 
Gliederung. sondern von der regionalen Gliederung. 
Daß eine sachliche Aufschliisseluna z. B. in der 
Krankenversicherung nach Ortskrankenkassen, In-
nungskrankenkassen. Landkrankenkassen. Ersatz-
kassen sinnvoll ist, das ist unbestritten; aber ob es 
auf die Dauer sinnvoll ist,  402 Ortskrankenkassen 
zu 'haben. das wage ich doch zu bezweifeln. Sollte 
man nicht die regionalen Zusammenschlüsse, die in 
den  Fragen der Raumordnung heute eine solche 
Rolle spielen. auch in  diesem Bereich fördern und 
weitertreiben? Ist es wirklich sinnvoll, 16 Landes-
versicherungsanstalten nebeneinander zu haben? 
Könnte man hier nicht zu einer ähnlichen Lösung 
kommen wie bei der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte- zu einer Zusammenfassung, um da-
mit technische Möglichkeiten stärker nutzen zu kön-
nen. als es bisher der Fall gewesen ist? Das alles. 
sind Fragen, über die man, wenn wir hier zu einer  

generellen Diskussion kommen, unserer Überzeu-
gung nach sprechen muß. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Zu denen wir schon 
einen Antrag vorgelegt haben!) 

— Aber wir sehen leider noch nicht die Vorschläge. 

Sie haben ja auch beantragt, Herr Kollege Schel-
lenberg, daß der Familienlastenausgleich in einer 
neuen Konzeption vorgelegt werden soll. Bis zur 
Stunde ist das nicht der Fall. Das ist der nächste 
Punkt, auf den ich zu sprechen kommen will. Hier 
erwarten wir ebenfalls von der Bundesregierung 
einen Vorschlag, wie das Nebeneinander von Kin-
derfreibeträgen und Kindergeldzahlungen in eine 
sinnvolle Ordnung gebracht werden soll, einschließ-
lich der Kindergeldzuschläge, die wir in den ver-
schiedenen Sicherungssystemen haben. Hier kann 
durch eine Lösung, die einheitlich für alle Bereiche 
gilt,-sehr viel Verwaltungsaufwand gespart werden. 
Aber bis zur Stunde haben wir von der Bundes-
regierung leider keine entsprechenden Vorschläge 
vorgelegt bekommen. Das gehört aber genauso 
zu den Grundsatzfragen, die wir angesprochen ha-
ben und auf die Sie uns bis zur Stunde keine Ant-
wort geben konnten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich zum Abschluß noch folgendes feststellen. 
Hier ist mehrfach davon gesprochen worden: die 
Opposition sagt immer, das sei nicht richtig, da sei 
sie dagegen; sie soll andere Vorschläge machen! 
Gut, wir haben hier einige grundsätzliche Ande-
rungsüberlegungen entwickelt. Wir sind bereit, dar-
über zu diskutieren. Sie können aber doch nicht 
sagen: Ihre grundsätzlich anderen Überlegungen 
lehnen wir ab, aber anschließend verlangen wir von 
Ihnen als Opposition Deckung für das, was an Ver-
änderungen durch unsere Beschlüsse geschehen ist. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Mommer.) 

Das können Sie doch auf die Dauer nicht von uns 
erwarten. Sie hatten es im vergangenen November 
abgelehnt, unsere Vorschläge anzunehmen, Sie ha-
ben Ihre Konzeption durchgesetzt. Nun können Sie 
doch nicht erwarten, daß wir weitere Überlegungen 
anstellen, daß wir das mit in unsere Deckungsvor-
schläge einbeziehen, was Sie beschlossen haben, 
wozu wir nein gesagt haben. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Wie oft 
habe ich Ihnen das vorgehalten, als wir 

früher in der Opposition waren!) 

— Sie haben uns vorgehalten, daß wir keine kon-
kreten Vorschläge gemacht haben. Diese konkreten 
Vorschläge liegen in vielen Bereichen vor. Wenn 
Sie dazu nein sagen, können Sie uns doch jetzt nicht 
vorwerfen, wir hätten nichts gemacht. Darüber sind 
wir uns doch einig. 

Wenn wir dieses ganze Finanzänderungsgesetz 
betrachten, wenn wir das, was heute dazu gesagt 
worden ist, zusammenfassend werten, kommen wir 
zu dem Ergebnis, daß zwar versucht wird, finanz-
politisch einige Löcher zu stopfen, daß zwar versucht 
wird, über die nächsten Jahre hinwegzukommen, 
daß aber kein grundsätzlicher Reformgedanke sicht-
bar geworden ist. Als diese Koalition gebildet 
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wurde, war eine wesentliche Begründung: nur mit 
einer solchen großen Koalition könne man große 
Reformen durchführen. 

(Abg. Geiger: Zehn Monate!) 

— Kollege Geiger, wenn sie nur sichtbar wären, 
wären wir schon dankbar. Aber keine große Reform 
ist ja bis zur Stunde auch nur sichtbar. Die große 
Koalition hat bis zur Stunde zwar nominell eine 
große Quantität; aber in bezug auf die großen Re-
formen ist es bis zur Stunde eine große Illusion. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Götz. 

Dr. Götz (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Als ich mich zu Wort 
gemeldet habe, sagte ein wohlmeinender Kollege zu 
mir: Mach's kurz. Meine Antwort darauf: Natürlich 
mache ich es kurz, ich bin ja kein Sozialpolitiker, 
sondern möchte als Mitglied des Haushaltsaus-
schusses etwas dazu sagen. Meine verehrten Kol-
legen aus dem sozialpolitischen Ausschuß, das war 
wirklich scherzhaft gemeint. 

Dieser Tag heute, soweit wir uns im Verlauf der 
Debatte mit dem Haushalt 1968 und mit dem Finanz

-
änderungsgesetz und seinen Auswirkungen auf den 
sozialpolitischen Bereich beschäftigt haben, war 
natürlich wieder einmal der große Tag unserer 
Sozialpolitiker. Aber ich habe dafür großes Ver-
ständnis. Angesichts der Tatsache, daß die aus der 
mittelfristigen Finanzplanung zu ziehenden Konse-
quenzen, die ihren Niederschlag im Finanzände-
rungsgesetz gefunden haben, einschneidende Aus-
wirkungen auf den sozialen Bereich haben, kann 
man nicht einfach mit ein paar Sätzen darüber hin-
weggehen, zumal draußen in der Öffentlichkeit — 
von welcher Seite auch immer — so in etwa die 
Meinung gesteuert oder provoziert wird, daß jetzt 
mit einer Politik der sozialen Demontage begonnen 
werden solle. Dieser Auffassung kann man  nicht 
entschieden und klar genug entgegentreten. 

(Abg. 'Stingl: Sehr richtig!) 

Das ist heute geschehen, und auch unter diesem 
Gesichtspunkt war diese lange und ausführliche 
Debatte recht gut. 

Meine verehrten Kollegen vom sozialpolitischen 
Ausschuß mögen mir aber einen kleinen Seitenhieb 
nicht verübeln; der geschieht wirklich in kollegialer 
Absicht. Wenn wir wirklich einmal erreichen soll-
ten, daß über sozialpolitische Fragen und Probleme 
in diesem Hause in gestraffter und in kürzerer, 
vielleicht .auch für alle etwas verständlicherer Form 
diskutiert werden sollte, dann, meine und fürchte 
ich, stehen wir in der Endzeitphase dieser vergäng-
lichen Welt; wir werden das sicherlich nicht mehr 
erleben. 

(Abg. Stingl: Das hat Präsident Ehlers schon 
etwas besser formuliert! — Abg. Schmitt-
Vockenhausen: Das hat Kollege Stingl nicht 
verdient. Heiterkeit und weitere Zurufe.) 

Ich möchte aber auch meinen, daß vor allem 
unsere Kollegen Herr Professor Schellenberg und 
Herr Stingl durch die temperamentvolle Offensive 
unseres Kollegen Spitzmüller gegen die Regierungs-
vorlage und die Alternativvorschläge geradezu ge-
reizt wurden, und zwar durch die Argumente, die er 
dafür vorgebracht hat und die ich von einem so 
sachkundigen und versierten Sozialpolitiker, wie Sie 
es sind, Herr Kollege Spitzmüller, eigentlich nicht 
erwartet habe; das muß ich offen sagen. Ich glaube, 
daß meine beiden Kollegen durch diese Argumente 
geradezu herausgefordert wurden, in aller Breite 
darauf einzugehen, und sie haben es, wie ich meine, 
mit einer — verzeihen Sie! — größeren und über-
zeugenderen Sachkunde getan, und zwar beide mit 
dem nicht zu zügelnden Temperament. Aber wer 
von der Richtigkeit seiner Argumente und Auf-
fassungen überzeugt ist, trägt diese eben auch 
leidenschaftlich vor. 

Herr Kollege Mischnick, ich gestehe Ihnen zu, daß 
Sie ein sehr sachkundiger und versierter Sozial-
politiker in Ihrer Eigenschaft als Berichterstatter für 
den Haushalt im Haushaltsausschuß sind. Aber ich 
meine, Ihre Ausführungen haben beide Kollegen 
geradezu provoziert, noch einmal das Wort zu 
nehmen, um zu Ihren Ausführungen Stellung zu 
nehmen. Aber Sie müßten genau das, was Sie heute 
morgen hier gesagt haben, noch einmal sagen. Sie 
haben gesagt, Herr Kollege Mischnick — ich glaube, 
er ist nicht mehr da —, daß Sie den Gedanken des 
Kollegen Stingl gefolgt sind. Nur habe ich eben den 
Eindruck — ich habe heute morgen sowohl bei Herrn 
Stingl als auch bei Herrn Schellenberg sehr auf-
merksam zugehört —, daß Sie nicht allen Gedanken-
gängen gefolgt sind, oder es ist so, daß Sie, soweit 
Sie ihnen gefolgt sind, falsche Schlüsse daraus ge-
zogen haben. 

(Abg. Stingl: Den Eindruck habe auch ich!) 

Es ist heute nicht mehr die Stunde, grundsätzliche 
Betrachtungen über Reform und Änderungen der 
Sozialpolitik oder der Leitlinien der Sozialpolitik 
anzustellen. Ich weiß auch nicht, ob dies der richtige 
Ort ist. 

Herr Kollege Mischnick, Sie haben die Frage nach 
dem sozialen Besitzstand aufgeworfen. Ich meine, 
diese Frage ist eigentlich, wenn auch nicht er-
schöpfend, so doch in einigen gewichtigen Punkten 
nicht nur von den beiden Sprechern der Koalitions-
parteien, sondern jetzt auch vom Bundesarbeits-
minister beantwortet worden. Ich sehe die Antwort 
darin, daß hier klar herausgestellt wurde, daß mit 
dem Finanzänderungsgesetz kein Eingriff in die 
Struktur des Rentensystems vorgenommen wird. Ich 
sehe die Antwort darin — wie es Herr Stingl heute 
morgen gesagt hat —, daß der abgewogene Anteil 
der Renten am Bruttosozialprodukt aufrechterhalten 
werden soll, und in dem, was die finanziellen Pro-
bleme der Rentenversicherung betrifft. 

Ich gebe Ihnen zu: was uns heute vorliegt, wird 
sicherlich keine endgültige Lösung sein. Aber ich bin 
immerhin der Meinung, daß das, was uns vorgelegt 
wurde, auch dieses Problem zumindest in dem 
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Planungszeitraum, den wir vor uns haben, befrie-
digend löst. 

Ich habe gesagt, ich wollte als Mitglied des 
Haushaltsausschusses einiges sagen. Wenn sich die 
Haushaltspolitiker bei der Behandlung sozialer 
Probleme zu Wort melden, dann geht ihnen immer 
in etwa der Ruf voraus, sie würden alles nur durch 
die fiskalische Brille sehen, sie dächten nur an das 
Geld und nicht an die Menschen. Das kann man zwar 
behaupten, es läßt sich aber nicht begründen. Im 
übrigen scheint auch im Zusammenhang mit Fragen 
der Sozialpolitik das Denken an das Geld, das Den-
ken an die Stabilität des Geldwerts und an die ge-
sunden finanziellen Grundlagen auch nicht gerade 
eine Untugend zu sein. 

Aber Herr Kollege Spitzmüller meinte heute mor-
gen, nichts charakterisiere die Sozialpolitik der Re-
gierung besser als das Finanzänderungsgesetz. Sie 
haben nicht näher konkretisiert, was Sie meinen. 
Ich nehme an, Sie haben auf die in dem Finanz-
änderungsgesetz vorgenommenen Kürzungen der 
sozialen Leistungen und die gesellschaftspolitischen 
Entscheidungen, die nach Ihrer Meinung Fehlent-
scheidungen sind, angespielt. Ich meine, Herr Kol-
lege Spitzmüller, am besten und am deutlichsten 
charakterisiert den Werdegang der deutschen Sozial-
politik die Tatsache, daß die Bundesrepublik mit 
ihrem sozialen Sicherungssystem an der Spitze aller 
vergleichbaren Staaten steht. 

Was die Sozialpolitik dieser Regierung betrifft, 
ist ein Eingriff in die Struktur des Rentensystems 
nicht vorgenommen worden, und was die Kürzung 
der Leistungen betrifft, ist sie zumutbar und ver-
tretbar; im übrigen geht es im wesentlichen nur um 
die Zuwachsraten der Leistungen. 

Hier ist von der Kürzung des Bundeszuschusses 
zur Rentenversicherung die Rede gewesen, und 
zwar im Zusammenhang mit der Frage der Finanzie-
rung der Renten. Die mittelfristige Finanzplanung 
sieht für die nächsten vier Jahre eine fortschrei-
tende Kürzung der Bundeszuschüsse vor. Aber dies 
ist doch nicht ein Problem, mit dem wir uns heute 
hier und aus Anlaß der mittelfristigen Finanzpla-
nung und des Finanzänderungsgesetzes zum ersten-
mal beschäftigen. Dieses Problem der Bundeszu-
schüsse, die Frage ihrer Berechtigung, die Frage 
ihrer Höhe, die Frage ihres Ausmaßes — und sie 
haben ein beachtliches Ausmaß erreicht —, hat uns 
doch in der Vergangenheit schon jeweils bei der 
Lesung des Einzelplans 11 eingehend beschäftigt. 
Mit diesem Problem ist nicht nur ein Problem des 
Ausgleichs des Bundeshaushalts angesprochen. Hier 
ist auch das Problem der Konsolidierung der Ren-
tenversicherung angesprochen. Hier handelt es sich 
um zwei gleichwertige Probleme. 

Ich kann für die Mitglieder des Haushaltsaus-
schusses in ihrer Gesamtheit sagen: wir haben das 
Problem der Konsolidierung der Rentenversicherung 
sehr ernst genommen. Aber auf der anderen Seite 
muß man auch dafür Verständnis haben, daß man 
das andere Problem, nämlich die Sicherung des 
Haushaltsausgleichs, aus den Gründen, die heute 
morgen mehrfach angedeutet wurden — der engen 
Verzahnung zwischen Finanz- und Sozialpolitik —  

im Haushaltsausschuß nicht völlig zur Seite schieben 
kann. 

Allerdings meine ich, daß diese Frage nicht die 
Kardinalfrage des Finanzänderungsgesetzes ist. Im 
Zusammenhang mit diesem Doppelproblem — Kon-
solidierung des Haushalts und Konsolidierung der 
Rentenversicherungen — wurden auch eine Reihe 
von anderen Problemen grundsätzlicher Art, gesell-
schaftspolitischer Art angesprochen, die auch nicht 
erst durch die mittelfristige Finanzplanung und das 
Finanzänderungsgesetz ausgelöst wurden. Es ist 
doch allen bekannt, daß das Dritte Rentenversiche-
rungs-Anderungsgesetz seit einem Jahr hier auf 
dem Tisch liegt. Man kann nicht bestreiten, daß der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung sicher-
lich im Zusammenwirken mit dem Bundesfinanz-
minister bei der Vorlage des Finanzänderungsge-
setzes den Versuch gemacht hat, finanzielle Not-
wendigkeiten mit sozialen und gesellschaftspoli-
tischen Überlegungen zu synchronisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es steht nicht alles nur um den Gesichtspunkt des 
Geldes. Hier wurden auch gesellschaftspolitische 
Akzente gesetzt. Das schließt nicht aus, daß man 
sich mit manchem Problem der Sozial- und der Ge-
sellschaftspolitik, z. B. der Ausbildungsförderung, 
im Laufe der nächsten Zeit oder dieser Legislatur-
periode auseinandersetzen wird. 

Es kam mir als Mitglied des Haushaltsausschusses 
darauf an — und ich glaube, es ist gut, daß das ein 
Mitglied des Haushaltsausschusses sagt —, zu be-
tonen, daß das, was uns mit dem Finanzänderungs-
gesetz und seinen Auswirkungen auf den sozialen 
Bereich vorgelegt wurde, nicht nur unter dem Ge-
sichtspunkt oder unter dem Druck der Finanznot 
des Bundes geschehen ist, sondern daß man auch 
versucht hat, aus dieser Notlage heraus Lösungen 
vorzuschlagen, die zumindest für den Planungszeit-
raum sozial und gesellschaftspolitisch zu rechtferti-
gen sind. 

Ich komme zum Schluß. Der Herr Bundesfinanz-
minister hat heute mittag in esiner kurzen Stellung-
nahme zu dem von der Koalition gefundenen Kom-
promiß festgestellt, daß nach den Berechnungen sei-
nes Hauses und nach den Berechnungen des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung rein 
rechnerisch kein finanzieller Ausfall entsteht, kein 
Ausfall, der die Ziele der mittelfristigen Finanzpla-
nung gefährdet. Das ist sicherlich eine befriedigende 
Feststellung. Aber ich glaube in seinem Sinne zu 
sprechen, wenn ich noch einmal hinzufüge, daß nun 
auch unter dem Gesichtspunkt des Haushaltsaus-
schusses, der für die Beratung dieses Gesetzes feder-
führend sein soll, erwartet werden muß, daß man 
bei der Beratung des Gesetzentwurfs in den einzel-
nen Ausschüssen zwar noch über das und jenes 
spricht, aber dabei unter allen Umständen die Dek-
kungsfrage beachtet und den finanziellen Aus-
gleichsvorschlag, wie er uns jetzt für die Alternative 
der Koalition vorliegt, nicht verändert. 

Es wurde heute morgen von seiten unserer Kol-
legen aus dein Bereich der Sozialpolitik mehrfach 
auf die enge Verzahnung zwischen Wirtschaft-, 
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Finanz- und Sozialpolitik hingewiesen. Es wurde 
betont, daß die Voraussetzungen für eine fortschritt-
liche Sozialpolitik eine gesunde Wirtschaft und ge-
sunde Finanzen sind. Wenn diese richtige Feststel-
lung auch für die weiteren Beratungen in allen Aus-
schüssen das Leitmotiv dieser Beratungen bleibt, 
dann, glaube ich, können wir in einigen Wochen 
in der zweiten und der dritten Lesung einen guten 
und einen konstruktiven Schritt in Richtung auf Ge-
sundung der Bundesfinanzen, Erhaltung der Lei-
stungskraft unserer Wirtschaft, Konsolidierung der 
Rentenversicherung und Sicherung unseres sozialen 
Leistungssystems tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Diskussion über die 
Grundlagen unserer sozialen Sicherung nimmt heute 
bei der Diskussion über das Finanzänderungsgesetz 
1967 einen sehr breiten Raum ein. Die Unkundigen 
oder weniger Kundigen der geltenden sozialpoli-
tischen Grundsätze mögen die Breite bedauern. Aber 
es ist kein Wunder, daß gerade wir von der Oppo-
sition, wir von den Freien Demokraten uns so hart-
näckig mit Ihnen darüber unterhalten, ob die 1957 
erfolgte Rentenreform auf die Dauer zu tragen ist, 
wenn Sie mit diesem Finanzänderungsgesetz 1967 
nicht nur finanzielle Korrekturen hineinbringen und 
versuchen, die Ausgaben und die Einnahmen in 
Übereinstimmung zu bringen, wenn nicht nur, Herr 
Kollege Dr. Götz, gesellschaftspolitische Akzente 
gesetzt werden, sondern Weichen gesellschaftspoli-
tischer Art gestellt werden, die für lange Zeit in 
eine gewisse Richtung hinweisen. 

Sie müssen es schon hinnehmen, daß wir es aus 
den Erfahrungen der letzten Jahre Ihnen von den 
beiden Koalitionsfraktionen nicht abnehmen, daß 
mit der Durchführung der im Finanzänderungsgesetz 
von 1967 empfohlenen Maßnahmen keine soziale 
Demontage stattfindet. Sie mögen uns den harten 
Ausdruck nachsehen, weil wir bei den Koalitionsver-
handlungen zu Ausgang des Jahres 1966 mit unse-
ren Vorschlägen zur Sanierung des Haushalts 1967, 
unseren sehr maßvollen Kürzungsvorschlägen von 
unserem früheren Koalitionspartner, der CDU, der 
sogenannten sozialen Demontage geziehen wurden. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, wir sind empfindlich 
geworden in den letzten Jahren. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Verständlich!) 

— Ja, Herr Dr. Schellenberg, wir sind empfindlich 
geworden, weil wir wissen, daß Sie zwar mit Ihrem 
lauthals geäußerten Vorwurf der von uns beabsich-
tigten Demontage zeitweilig eine Ernte in Ihre 
Scheuern einzufahren vermögen, daß aber im nach

-

hinein wir mit unseren Überlegungen recht behal-
te n  haben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Herr Kollege Dr. Schellenberg, wir sind der großen 
Wandlung noch nicht so ohne weiteres fähig, wie 
Sie sie heute morgen hier dargeboten haben. Ich 
habe noch im Ohr, ,daß Sie zu Zeiten Ihres Opposi-
tionsdaseins der Bundesregierung ständig vorge-
halten haben, daß im Laufe .der Jahre ein Abbau der 
sozialen Leistungen erfolgt sei, zwar nicht in der 
absoluten Höhe 'der Zahlungen, aber im Verhältnis 
zu den jeweiligen Haushalten. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Habe ich heute 
morgen auch gesagt!) 

Und heute morgen, nachdem Sie elf Monate die so-
genannte Große Koalition 

(Abg. Büttner: Wieso „sogenannte"?) 

mittragen, konnten Sie sich nicht genug des Lobes 
gegenüber der Regierung tun, die in den letzten 
Jahren ständig den Anteil ,der Sozialausgaben ge-
steigert habe. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Da haben Sie nicht 
zugehört, Herr Ollesch!) 

Wir, Herr Kollege Professor Schellenberg — das 
hat der Kollege Mischnick vorhin noch einmal ein-
deutig erklärt — haben aus unserer Meinung zur 
sozialen Alterssicherung seit 1957, ob in der Opposi-
tion, ob in der Regierung, kein Hehl gemacht. Wir 
haben unentwegt das gleiche, nämlich das Vernünf-
tige erklärt: daß diese Rentenreform des Jahres 
1957 auf .die Dauer finanziell nicht zu halten sei, 
es sei denn, Herr Kollege Dr. Schellenberg, Sie 
muteten den jetzigen Beitragszahlern bei ihren spä-
teren Renten .die Kürzungen zu, die Sie zur Zeit nicht 
vorzunehmen in der Lage sind. 

Meine Damen und Herren, wie ist es denn seit 
dem Jahre 1957 gegangen? Warum wurde nicht 
offenbar, daß die Rentenreform falsch angelegt ist? 
Weil sich der Kreis der  Beitragszahler ständig stär-
ker erweiterte, als die höhere Lebenserwartung den 
Anteil ,der Rentner steigen ließ. Es hat doch immer 
wieder das System der finanziellen Aushilfen ge-
geben, Aushilfen, die über uns kamen. Mein Kol-
lege Mischnick hat es Ihnen im einzelnen darge-
legt: der Zugang der Flüchtlinge, vornehmlich jun-
ger Menschen, der Zugang ,der Gastarbeiter, der ge-
steigerte Anteil der Frauen im Arbeitsprozeß. All 
das hat die falsche Anlage ,der Rentengesetze von 
1957 nicht sichtbar werden lassen. Und nun, wo der 
Zustrom aufhört und ,die Finanzierungsschwierig-
keiten sichtbar werden, erklären Sie: Die Dynamik 
wird nicht geändert, an der Formel wird nicht ge-
rüttelt; sonst würde das Vertrauen der Bürger in den 
Staat erschüttert werden. Meine Damen und Her-
ren, Sie rütteln schon recht kräftig an dem Ver-
trauen, das der Bürger in die Zusagen des Staates 
setzt. Ich persönlich, Herr Kollege Schellenberg, 
werde eines der Opfer sein, wenn ich in das Alter 
hineinkomme, in ,dem man normalerweise Rentner 
wird. Denn ich selbst habe mit allen meiner Berg-
baukollegen, 'die heute und seit Jahren zahlen, nach 
Ihren Vorschlägen demnächst eine gegenüber heute 
um 20 % geminderte Rentenerwartung. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Plus Rentenanpas

-

sung!) 
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— Herr Kollege Professor Schellenberg, die jewei-
ligen Anpassungen können nicht über die Tatsache 
hinwegtäuschen, ,daß wir, die wir zur Zeit arbeiten, 
eine um 20 % geringere Rente  zu erwarten haben 
im Vergleich zu 'den Rentenansprüchen, die heute 
geltend gemacht werden können. An der Tatsache 
kommen Sie nicht vorbei, und die können Sie auch 
nicht — — 

(Abg. Stingl: Ich habe heute morgen 
etwas dazu gesagt, als hier  von  Ihnen 
dazwischengerufen wurde, wo die Bela

-

stungsgrenze sei! Lesen Sie es nach!) 

— Ach, Herr Kollege Dr. Stingl — — 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ja, vielleicht bekommen Sie noch den Dr. h. c. 
Für Sie soll doch überhaupt noch etwas im Spiel 
sein. 

(Heiterkeit.) 

Wir kennen das Argument. Weil 5 % der bezogenen 
Renten über dem Einkommen liegen sollen, das 
heute erarbeitet werden kann, wollen Sie die 
Renten für alle Knappschaftsrentner um 20 % kür-
zen, auch für die, die diese hohen Renten in Zukunft 
nicht mehr zu erwarten haben. 

Die Begründung zu diesem Vorgehen in der 
Regierungsvorlage ist interessant. Dort heißt es 
nämlich — ich zitiere mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten —: 

Die Versicherten werden nunmehr, nachdem 
der Steigerungssatz von 2,5 auf 2 v. H. im Jahre 
1972 gekürzt ist, nach 40 Versicherungsjahren 
an Stelle einer Jahresrente von 100 v. H. eine 
solche von 80 v. H.ihrer persönlichen Renten-
bemessungsgrundlage erhalten. 

Klar, daran ist nicht zu zweifeln. Ich beklage es. 

Die Regelung gibt den Versicherten — anders 
als das geltende Recht —

(Zuruf des Abg. Kühn [Hildesheim]) 

auch noch nach 40 Versicherungsjahren den 
Anreiz, durch eine versicherungspflichtige Be-
schäftigung seine Rente zu steigern. 

Welch schöner Trost, Herr Kollege Stingl! Sie wis-
sen, daß der Bergbau zur Zeit infolge der Umstruk-
turierung seine Beschäftigten im Alter von 58 bis 
60 Jahren in erhöhtem Maße freisetzt. Herr Kollege 
Stingl, die 40jährigen haben Mühe, einen Arbeits-
platz zu finden. Wie sollen die 60jährigen dann 
noch in der Lage sein, durch die Erlangung eines 
neuen Arbeitsplatzes ihre Rente zu steigern? Sehen 
Sie, Herr Kollege Stingl, diese Begründung ist so 
unehrlich, — — 

(Abg. Stingl: Für Leute, die 80 % haben, 
halten Sie das also für verfehlt? Und Ihre 

Freunde schlagen vor, wir sollten — —) 

— Wir halten es gar nicht für verfehlt, Herr Kollege 
Stingl. So können Sie doch nicht argumentieren. 
Ich habe Ihnen aufgezeigt, daß es für diesen Per-
sonenkreis nicht möglich sein wird, noch eine Be-
schäftigung zu finden, die sie in die Lage versetzt, 

ihre Rente zu steigern. Ich bin nicht dagegen, Herr 
Kollege Stingl, daß wir die Möglichkeit schaffen, 
die Rente durch weitere Arbeit zu steigern. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Es wird doch an der Rentenhöhe gerüttelt, und 
es findet doch in der Knappschaftsversicherung eine 
Rentenkürzung statt. 

Meine Damen und Herren, wie versuchen Sie nun, 
aus der Finanzmisere herauszukommen? 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Das ist schon 
ein wertvolles Geständnis!) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Ollesch (FDP) : Ja, bitte. 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
haben Sie Verständnis dafür, daß wir sehr gespannt 
sind auf den Deckungsvorschlag, den Sie hinsicht-
lich der Durchsetzung Ihrer abweichenden Meinung 
offensichtlich gleich machen werden? 

Ollesch (FDP) : Ach, Herr Dr. Wuermeling, wir 
haben Ihnen seit 1957 unentwegt erklärt, daß wir 
uns eine andere Form der Alterssicherung denken. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Welche? — 
Eine noch schlechtere!) 

Herr Kollege Mischnick hat vor einer halben Stunde 
sehr in die Tiefe gehende Ausführungen dazu ge-
macht. Ich hoffe, daß Sie zugehört haben. Sie müß-
ten es dann doch behalten haben. 

Herr Kollege Dr. Wuermeling, wir unterhalten 
uns mit Ihnen darüber, ob der von Ihnen vorgeschla-
gene Weg finanziell tragbar ist. Darüber unterhal-
ten wir uns seit zehn Jahren. Sie haben uns immer 
wieder erklärt: Ihre Bedenken dagegen sind gegen-
standslos. Heute wird bewiesen, daß unsere Beden-
ken berechtigt waren und noch berechtigt sind; denn 
Sie schlagen jetzt tiefgreifende Änderungen vor. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Schmitt-Vockenhau-
sen? 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Kollege, 
haben Sie in den letzten Jahren den Rentenanpas-
sungsgesetzen zugestimmt oder nicht? 

Ollesch (EDP) : Ach, Herr Kollege Schmitt-Vok-
kenhausen, diese Frage wurde heute morgen schon 
gestellt. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Ja, aber nicht 
beantwortet!) 

Ich will sie Ihnen genauso — — 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sie müssen 
sie endlich einmal beantworten!) 

— Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, wir beant-
worten jede Frage; das werden Sie in den Ausein- 
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andersetzungen in der Öffentlichkeit, an denen Sie 
auch beteiligt sind, festgestellt haben, des öfteren 
sogar noch besser als Sie. 

Herr Kollege Dr. Schmitt-Vockenhausen, — — 

(Zurufe: Ohne „Doktor"!) 

— Ich könnte sagen: Er sieht so intelligent aus. 
Deswegen werde ich immer dazu verführt, den 
„Doktor" hinzuzusetzen. 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, wir haben 1957 
die Rentenreform abgelehnt. Die Entscheidung ist in 
diesem Haus gefallen. Die Rentenanpassungen der 
folgenden Jahre erfolgen auf Grund einer gesetz-
lichen Grundlage, für die die Entscheidung in diesem 
Haus gefallen war. Nun, Herr Kollege Schmitt-
Vockenhausen, wenn die gesetzlichen Grundlagen 
uns zwingen, die Anpassung vorzunehmen, dann 
werden wir auch als Oppositionspartei uns geset-
zestreu verhalten. 

(Oho-Rufe von den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der CDU/CSU: Schreibt das Ge

-

setz denn die Abstimmung vor? — Zuruf 
des Abg. Killat.) 

— Herr Kollege Killat, wenn Sie einmal vergleichen, 
wie Sie sich seit Dezember in dieser Großen Koali-
tion verhalten und wie wir in der Vergangenheit 
auch in der Koalition versucht haben, unsere Auf-
fassung durchzusetzen, dann können Sie uns nicht 
vorwerfen, daß wir uns einmal so und einmal so 
verhalten haben, je nachdem ob wir in der Opposi-
tion oder in der Koalition waren. 

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen einmal 
aufzeigen, mit welchen Mittelchen Sie versuchen, 
Ihre Rentenformel des Jahres 1957 über die Runden 
zu bringen: 

1. Wegfall der Pflichtversicherungsgrenze in der 
Rentenversicherung der Angestellten. Er ist hier 
zwar wortreich motiviert worden mit der endlichen 
Erfüllung eines gesellschaftspolitischen Zieles, das 
man seit langem angestrebt habe, aber ebenso ist 
ohne Zweifel festzustellen, daß die Schwierigkeiten 
in der Finanzierung der Rentenversicherung Anlaß 
zu diesen Überlegungen gewesen sind, durch die 
Einbeziehung eines großen Teils der Ange stellten 
für die Übergangszeit zu erheblichen Beträgen zu 
kommen. Sie sind ja auch im einzelnen ausgewie-
sen. 

2. Wegfall der Heiratsabfindung der Frauen, eine 
Maßnahme, die, wie auch die erste Maßnahme, die 
ich aufgeführt habe, für eine kurze Zeit eine Entla-
stung bringt, die aber, auf die Dauer gesehen, zu 
einer weiteren Belastung der Rentenversicherung 
führen wird. 

(Zuruf von der SPD: Aber politisch gewollt!) 

3. Beitragssteigerung. 

4. Änderung des Steigerungssatzes in der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung, sprich: eine dem-
nächstige Rentenkürzung. 

5. Krankenkassenbeitrag für Rentner. 

6. Wiedereinführung von Arbeitgeberbeiträgen 
für arbeitende Rentner. 

Sie sehen: alles Maßnahmen, mit denen Sie viel-
leicht für die nächsten zwei oder drei Jahre über 
die Runden kommen werden, die aber keine end-
gültige Lösung des Finanzierungsproblems in der 
Rentenversicherung bringen werden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich bei 
dieser Gelegenheit Ihr Augenmerk auf ein anderes 
Problem lenken. Im Artikel 9 werden das Bundes-
besoldungsgesetz, das Soldatenversorgungsgesetz, 
das Unterhaltssicherungsgesetz und das Wehrpflicht-
gesetz erwähnt. Auch in dieser Vorlage wird sicht-
bar, daß neben beabsichtigten Einsparungen unter 
Umständen eine gewisse Veränderung der Struktur 
unserer Bundeswehr beabsichtigt ist; denn anders 
kann ich die vorgeschlagenen Kürzungen von Unter-
haltszahlungen und Übergangsgeldern nicht verste-
hen. Es wird vorgeschlagen, für Soldaten, die sich 
für eine zweijährige Dienstzeit verpflichten, die Zah-
lung der Besoldung erst nach der Ableistung eines 
Grundwehrdienstes von neun Monaten einzuführen. 
Man kann sich natürlich fragen, ob es überhaupt 
sinnvoll ist, Zeitsoldaten für zwei Jahre zu haben. 
Wenn ich mir die Vorlage ansehe, scheint vieles 
darauf hinzudeuten, daß auch die Bundesregierung 
der Meinung ist, dieser Personenkreis müsse einge-
schränkt werden. Anders kann ich mir die Kürzung 
der Bezüge nicht erklären. Und zum anderen: Es 
erfolgen erhebliche Änderungen in der Zahlung der 
Übergangsbeihilfe für ausscheidende Soldaten; für 
Soldaten, die drei Jahre dienen, statt bisher das 
Achtfache an Gebührnissen des letzten Monats das 
Dreifache, für Soldaten mit einer vierjährigen Dienst-
zeit statt bisher das Achtfache das Siebenfache. Es 
sieht so aus, als wolle man durch die Kürzungsvor-
schläge erreichen, daß eine bestimmte Art von Zeit-
soldaten langsam, aber sicher aus der Welt ge-
schafft wird und daß es zu einer Veränderung der 
Verpflichtungszeiten kommt. 

(Abg. Killat: Das ist ja fürchterlich!) 

— Nein, Herr Killat, das ist gar nicht fürchterlich. 
Ich bin nur der Meinung, daß man das nicht so en 
passant im Finanzänderungsgesetz 1967 machen 
sollte und nicht innerhalb der vielen Vorschläge 
über die Sanierung des Haushalts, sondern daß dar-
über im Verteidigungsausschuß gesprochen werden 
sollte, weil diese Veränderung unter Umständen 
eine veränderte personelle Struktur unserer Bundes-
wehr im Gefolge haben könnte. Ich schlage deshalb 
vor, daß dieser Teil des Finanzänderungsgesetzes 
1967 wegen der eventuellen weitreichenden Folgen 
dem Verteidigungsausschuß zur Mitberatung über-
wiesen wird. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Geiger. 

Geiger (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wenn man heute die 
Kollegen der  FDP aus der Opposition heraus reden 
hört, könnte man fast den Eindruckgewinnen, die 
Rentenversicherung sei total am Ende. Das Gegen- 
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teil ist richtig. Trotz der  Rentenreform vom Jahre 
1957 — oder gerade deswegen — sind die Renten 
gesichert, und wir haben in der Rentenversicherung 
neun Anpassungen vornehmen können. Ebenso ist, 

 bis jetzt wenigstens, 'der Beitragssatz gleichgeblie-
ben. Die Rentenversicherungen haben ein Vermögen 
von 29 Milliarden DM. 

Was Sie hier darlegen, ist also nicht eingetreten. 
Man kann eigentlich nur bedauern, daß Sie immer 
wieder, wenn auch etwas verschlüsselt, die Mei-
nung vortragen, 'der  Sozialanteil und die 'sozialen 
Leistungen, ganz besonders die Leistungen der Ren-
tenversicherungen, hätten eine Höhe erreicht, die 
unsere Volkswirtschaft nicht mehr verkraften kann. 

Herr Kollege Mischnick, Sie waren sich selbst 
nicht ganz schlüssig, ob sie neue oder alte Gedanken 
vorgetragen haben. Ich würde sagen, sofern Sie den 
Anspruch auf neue Gedanken erheben, waren es 
mindestens alte Schläuche, in die Sie diese Gedan-
ken hineingepackt haben. 

Wenn Sie der Auffassung sind, Herr Kollege 
Mischnick, daß diese Koalition noch keine großen 
Reformen durchgeführt 'hat, möchte ich Ihnen sagen, 
daß Sie sich in diesen Dingen mehr als täuschen. 
Wenn es keine große Reform ist, etwa eine vier-
jährige Finanzplanung durchzuführen und das Fort-
gewurstel der Regierungen, an denen Sie sich maß-
geblich beteiligt haben, zu Ende zu 'bringen, weiß 
ich nicht mehr, was überhaupt die Bezeichnung 
„Reform" verdient. 

Ebenso, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, verhält es sich doch auch mit dem Problem der 
Sicherung der Arbeitsplätze, der Wirtschaftsförde-
rung, vom Eventualhaushalt bis herüber zu allen 
Maßnahmen des Bundeswirtschaftsministers und der 
Bundesregierung um den Konjunkturaufschwung zu 
sichern. 

Herr Kollege Mischnick, Sie sollten bei Ihrer 
Betrachtung auch davon ausgehen, daß diese Regie-
rung erst 11 Monate im Amt ist. Sie sollten dabei 
von dem ausgehen, was war. Was war denn, als 
diese Große Koalition gebildet worden ist? 

(Zuruf von  der  FDP: Was ist heute?) 

Was war denn das  Ergebnis Ihrer Koalition? Ich 
will das gar nicht weiter vertiefen, aber ich will 
feststellen, daß am Ende Ihrer Koalition 600 000 
Arbeitslose zu beklagen waren, 600 000 Menschen 
mit 600 000 Einzelschicksalen, mit einem stark  ver-
minderten Arbeitseinkommen und mit der Bela-
stung, nicht mehr gebraucht zu werden. 

Sie werden es uns nicht verübeln, wenn wir des-
halb in der Politik der Großen Koalition — mit 
Erfolg, wie ich meine — vorrangig die Sicherheit des 
Arbeitsplatzes und die Vollbeschäftigung gesehen 
haben. Wenn man diese Dinge dann konsequent 
weiterführt, ist auch die Frage berechtigt — diese 
Frage muß gestellt werden —, wie der Anteil am Er-
folg dieser gemeinsamen Leistungen zu verteilen ist. 
Hier, ich meine, ist es gerechtfertigt und muß in der 
Zukunft auch durchgehalten werden, daß diejenigen, 
die jahrzehntelang zum Stand unserer heutigen 
Volkswirtschaft beigetragen haben, am Ende ihres 

Arbeitslebens auch einen Anspruch, ich will jetzt 
nicht sagen, auf ein menschenwürdiges Leben, son-
dern darauf haben, den bisherigen Lebensstandard, 
den sie erreicht haben, erhalten zu können. Wir be-
trachten das als eine unserer Hauptaufgaben. 

Herr Kollege Mischnick, ich habe bei allen Dar-
legungen seitens der FDP hier oder draußen im 
Lande den Eindruck, daß Sie die soziale Sicherheit 
und die sozialen Leistungen, wenn nicht für ein 
Übel, so doch wenigstens für ein notwendiges Übel 
halten. Wir sehen die Dinge anders. Das trifft auch 
für die Diffamierung der Inanspruchnahmen sozia-
ler Leistungen zu. Diese sind — damit meine ich Sie 
jetzt nicht allein — 

(Zurufe von der FDP: Überhaupt nicht!) 

— überhaupt nicht oder nicht in dem großen Um-
fange, damit wir uns richtig verstehen — in weiten 
Teilen unseres Volkes diffamiert worden, und zwar 
auch, wenn Sie es ganz genau wissen wollen, 
durch Aussagen eines Regierungschefs Ihrer Koali-
tion. Wir bedauern diese diffamierende Diskussion 
nicht allein. Man muß auch erkennen, daß Löhne und 
Renten oder, kurz gesagt, das Einkommen von heute 
die Kaufkraft von morgen darstellen. Das sollten 
wir viel stärker betrachten, als das in der Vergan-
genheit geschehen ist. Das sind nicht nur Belastun-
gen, sondern das ist auch ein Teil der künftigen 
Kaufkraft; das ist damit für uns alle eine Voraus-
setzung für das Gedeihen unserer Volkswirtschaft,' 
wie wir sie heute haben. 

Es ist auch nicht ganz richtig, allzusehr dagegen 
zu polemisieren, daß wir die Solidargemeinschaft 
in der Rentenversicherung vergrößern und auch den 
Teil hineinnehmen wollen, der schon allein durch 
sein Einkommen viel geeigneter ist, an der Be-
wältigung zahlreicher sozialer Probleme mitzuarbei-
ten, als der größte Teil unseres Volkes. Auch das 
sollten wir sehen, zumal wenn man weiß, daß das 
Defizit des Bundeshaushalts nicht etwa durch die 
sozialen Leistungen entstanden ist und die Finanz-
krise in der Rentenversicherung nicht etwa daher 
rührt, daß die sozialen Leistungen überfordert wa-
ren, sondern daß sie einen Teil der Kriegsfolgen 
darstellen. Es wäre ungerechtfertigt, nur die zu-
fällig bis zu 1800 DM Verdienenden am Ausgleich 
der Kriegsfolgen oder des Rentenberges selbst zu 
beteiligen. Hier müssen die Ursachen stärker sicht-
bar gemacht werden, als das in der Vergangenheit 
der Fall gewesen ist. 

Wir dürfen auch nicht vergessen, daß wir das nur 
leisten können, wenn unsere Volkswirtschaft die 
Kraft dazu hat. Wir haben in den letzten Jahren 
nicht nur die sozialen Leistungen verbessert, son-
dern die ,Ergiebigkeit unserer Wirtschaft ist auch 
wesentlich größer geworden durch Leistungssteige-
rungen auch von einzelnen. Ich meine, die Volks-
wirtschaft hat  die  Kraft, auch diese Leistungen zu 
erbringen. Daß wir dabei eine gesamtgesellschaft-
liche Sicherung und einen Rechtsanspruch haben 
wollen und nicht etwa nur Geschenke, die da und 
dort auf der  einen oder anderen Ebene gewährt 
werden, dürfen Sie uns nicht verdenken, zumal 
angesichts der ,gegenwärtigen Auseinandersetzun- 
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gen zwischen der IG Metall und den Arbeitgebern 
in Baden-Württemberg — an die ich gar nicht allein 
denken will —, bei denen es  um.  die Sicherung 
betrieblicher Sozialleistungen geht. Ich denke an die 
alten und renommierten Betriebe, die schließen 
mußten und eben auch ihre sozialen Leistungen 
nicht mehr gewähren konnten. Gerade deshalb mei-
nen wir, daß dieser Rechtsanspruch gewahrt bleiben 
muß. Dieser Rechtsanspruch auf eine Hilfe der  Ge-
meinschaft schränkt nicht die Freiheit des Menschen 
ein, sondern vergrößert seine Freiheit, seine Ent-
faltungsmöglichkeit. Das sollten wir in diesem Zu-
sammenhang in aller Deutlichkeit sagen. Wir soll-
ten herausstellen, daß es auch für die Zukunft ent-
sprechend unserer grundgesetzlichen Verpflichtung 
zum sozialen Rechtsstaat — und so wollen wir es 
halten — wichtig ist, die Grundlagen dafür zu legen, 
daß alle Teile unseres Volkes am gemeinsamen 
Erfolg unserer Wirtschaft teilhaben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Kühn (Hildesheim). 

Kühn (Hildesheim) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen 
Sie mich einige wenige Anmerkungen zur Familien-
politik machen, von der heute sowohl in der Rede 
des Herrn Kollegen Schellenberg als auch in den 
Ausführungen  des  Herrn Kollegen Mischnick schon 
kurz die Rede gewesen ist. 

Sie werden verstehen, wenn die CDU/CSU-Frak-
tion die neuerlichen Einschnitte, die für den  Fami-
lienlastenausgleich im zweiten Finanz•sicherungs-
gesetz vorgesehen sind, mit besonderem Schmerz 
vermerkt; denn gerade die Fraktion der CDU/CSU 
hat in mehr als zehn Jahren die Konzeption des 
Familienlastenausgleichs entwickelt, weiterentwik-
kelt und hier wesentlich durchgesetzt. Dabei ist oft 
ein Mißverständnis darüber entstanden, aus wel-
chen Gründen die CDU/CSU diese Familienpolitik 
so besonders in den Vordergrund gestellt hat — 
vermeintlich aus ideologischen Gründen. Ich glaube, 
wirsind uns heute alle darüber einig — und ich bin 
dem Herrn Kollegen Schellenberg sehr dankbar 
dafür, daß er das deutlich unterstrichen hat —, daß 
die endgültige und richtige Regelung eines gesun-
den Familienlastenausgleichs die beste Investition 
für die Zukunft und für die Sicherung der Erarbei-
tung des Sozialprodukts ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich hoffe, daß wir aus dieser Übereinstimmung, 
Herr Kollege Schellenberg, nun  die  Regierung ge-
meinsam bitten können, uns neue Konzeptionen 
vorzulegen, freilich Konzeptionen, die nicht unter 
den Schwierigkeiten stehen dürfen, die allerdings 
dieses Hausselber geschaffen hat. Ich spreche dabei 
von der Schwierigkeit, daß die Aufbringung der 
Mittel für den Familienlastenausgleich entgegen der 
ursprünglichen Konzeption unserer Gesetzgebung 
durch den  Beschluß dieses  Hauses allein und aus-
schließlich an den Haushalt gebunden worden ist. 
Was heute als Nachteil für die Entwicklung des 

Familienlastenausgleichs zu beklagen ist, ist also 
nur die Konsequenz einer Entwicklung des Haus-
halts, die wir seinerzeit vorausgesagt haben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wenn wir hier gemeinsam neue Überlegungen an-
stellen, die im Grunde auf alte Erfahrungen zurück-
greifen können, wenn wir zu der Überzeugung kom-
men, daß es unmöglich ist, den Familienlastenaus-
gleich allein aus Haushaltsmitteln zu finanzieren, 
dann haben wir, glaube ich, schon einen Hinweis 
darauf gegeben, wie in der künftigen Konzeption 
eine Möglichkeit der Lösung gefunden werden kann. 

Es ist gesagt worden, die Einsparungen durch das 
jetzt vorliegende Gesetz seien beim Familienhaus-
halt nur geringfügig. Man darf aber auch nicht über-
sehen, daß durch die Annahme dieses Gesetzes das 
Wiederaufleben jenes Ausbildungsbeihilfengesetzes 
endgültig und für alle Zeit ausgeschlossen wird, das 
von den Gegnern dieses Gesetzes — das läßt sich 
nicht verschweigen — draußen totgemacht worden 
ist. Man hat eine gute Sache mit einer schlechten 
und diffamierenden Bezeichnung madig und nicht 
mehr recht verständlich gemacht. Der Ausfall der 
Leistungen stellt für viele Familien eine Härte dar. 
Nichts ist für uns schwieriger, als Nachteile in der 
Ausbildung oder der Möglichkeit der Finanzierung 
der Ausbildung unserer Kinder wieder auszuglei-
chen. Aus dieser Überzeugung sollten wir die Bun-
desregierung ermutigen, alsbald mit den Ländern 
darüber zu verhandeln, wie in einer irgendwie ge-
arteten Gemeinschaftslösung ein echter Ersatz ge-
funden werden kann, um wieder die Mittel zur Ver-
fügung zu stellen und die entstandene Lücke zu 
schließen. 

Die Vorlage sieht vor, die Einsparungen dadurch 
herbeizuführen, daß in die Kindergeldgesetzgebung 
eine Einkommensgrenze eingeführt wird. Meine 
Fraktion ist der Auffassung, daß das eine schlechte 
Regelung wäre. Nachdem wir bei allen anderen 
Sozialgebieten immer wieder erklärt haben, daß die 
Einführung von Einkommensgrenzen im Grunde ge-
nommen dem Wesen des sozialen Rechtsstaates 
widerspricht, sollten wir uns davor hüten, sie nun 
gerade beim Familienlastenausgleich einzuführen. 

Wir haben deshalb zusammen mit unserem Koa-
litionspartner einen Vorschlag gemacht, in dem für 
die steigende Kinderzahl eine sinkende Belastung 
vorgesehen ist, so daß die notwendig werdenden 
Einsparungen wenigstens in einer Form und in 
einem Rahmen geschehen, die allzu großen Härten 
vermeiden. 

Meine Damen und Herren, damit bin ich schon am 
Ende. 

(Abg. Stingl: Mit der Rede hoffentlich nur!) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Dr. Wuermeling? 

(Kühn [Hildesheim] : Bitte sehr!) 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Kühn, darf ich — sicher nicht, um zu kritisieren, son-
dern im Gegenteil, um Sie zu unterstützen — fragen, 
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ob es nicht ganz sinnvoll wäre, wenn wir gemeinsam 
noch klarer aussprächen, daß durch die verschieden-
sten Sparvorschläge der Bundesregierung die Gleise 
familienpolitisch so falsch gestellt gewesen sind, daß 
wir im Bundestag nachher einfach keine Möglichkeit 
mehr hatten, alle diese Dinge wieder rückgängig zu 
machen — falsch gestellt, Herr Kollege Kühn, inso-
fern, als die Bundesregierung offenbar davon aus-
geht, daß man einerseits Sparmaßnahmen für alle 
Haushaltungen fordern und treffen kann und daß 
man dann obendrein die Haushaltungen, in denen 
mehrere Kinder sind, noch zusätzlich heranzieht; und 
zum anderen — wenn die Frage noch gestattet ist, 
Herr Präsident — — 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Kollege 
Dr. Wuermeling, das Fragezeichen ist in Ihren Aus-
führungen schwer zu erkennen. 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Es war aber schon 
da; jetzt kommt das zweite — Herr Kollege Kühn, 
eines noch — ganz kurz —: Wäre es nicht gut, wenn 
wir zum Ausdruck brächten, daß diese kritische 
Haltung gegenüber den Vorschlägen der Bundes-
regierung nicht ,die Meinung eines Außenseiters der 
Fraktion, Wuermeling, sondern ein gemeinsames 
Anliegen unserer gesamten Fraktion ist? 

Kühn (Hildesheim) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Wuermeling, ich glaube, ich hatte dargetan, daß das, 
was wir jetzt an Belastung durch die gesetzlichen 
Maßnahmen vor uns sehen, die Konsequenz .aus 
jener, wie ich meine, Fehlentscheidung ist, den gan-
zen Familienlastenausgleich an den Haushalt zu 
b inden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Und da nun diese Schwierigkeiten entstanden sind, 
ergeben sich hieraus die Dinge, die wir jetzt vor 
uns haben. 

Zum zweiten: ich stehe gar nicht an, Ihnen zu 
bestätigen, daß die Sorge, die ich hier vorgetragen 
habe, die ich mit Ihnen teile, die ja alle teilen, die 
Sorge unserer ganzen Fraktion und, wie sich heute 
herausugestellt hat, die Sorge des ganzen Hauses ist. 
Sovrohl Herr Kollege Schellenberg wie auch Herr 
Kollege Mischnick haben diese Sorge ebenfalls an-
gesprochen. Bei dieser Sachlage wird es, glaube ich, 
wenn wir wirklich darangehen, gar nicht schwierig 
sein, eine echte Konzeption zu erarbeiten. Ich habe 
mir erlaubt, in Anmerkungen —.die Zeit ist vorge-
schritten, so daß man das jetzt nicht mehr breit aus-
führen kann — darauf hinzuweisen, in welcher Linie 
wir meinen, daß eine solche Entwicklung gehen 
sollte. Ich wäre sehr denkbar, wenn wir in Kürze 
von der Bundesregierung die zugesagte neue Vor-
lage bekämen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Frau Funcke. 

Frau Funcke (FDP) : Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Ich habe nicht die Absicht, in den 

Familienstreit der Großen Koalition über die Fami

-

lienpolitik ihrer Regierung einzugreifen; ich wollte 
zu einem anderen Punkt noch ein paar Wortesagen. 

Zu der Flickschusterei, von der heute morgen 
Herr Kollege Spitzmüller in bezug auf die Renten-
gesetzänderung gesprochen hat, gehört auch jener 
Vorschlag der Regierung, die Beitragsrückzahlung 
an heiratende ehemalige Berufstätige zu streichen. 

Nach dem heutigen Recht können junge Frauen 
die eingezahlten eigenen Beiträge zurückverlangen, 
wenn -sie aus dem Beruf ausscheiden — nicht den 
Arbeitgeberanteil, aber den Arbeitnehmeranteil —, 
und haben damit einen Betrag für ihre Aussteuer. 
Das ist sicherlich kein gutes Geschäft; denn sie ver-
lieren ja auf der einen Seite den Arbeitgeberanteil, 
und sie verlieren gleichzeitig ihre Ansprüche, die 
möglicherweise später einmal anwachsen könnten. 
So ist im Grundsatz der Vorschlag der Regierung 
nicht verkehrt. Nur, meine Herren und Damen, man 
kann ihn nicht isoliert betrachten. Wenn Sie so 
etwas vorschlagen, so kann das doch nur dann sinn-
voll sein, wenn wir damit gleichzeitig die längst 
überfällige Reform der Rentenversicherung in bezug 
auf die Hausfrau verbinden. Denn was wir dort 
haben, ist ja ein Produkt der 80er Jahre des vorigen 
Jahrhunderts und entstammt einer Gesellschaftsord-
nung jener Zeit, einer Gesellschaftsordnung, bei der 
die Frau eben durch den Mann unterhalten wurde 
und, wenn der Mann nicht mehr lebte, allenfalls 
eine abgeleitete Rente bekam, auf die sie selbst zu 
Lebzeiten des Ehemannes keinen Anspruch hatte 
und für die auch nicht bezahlt wurde. Diese gesell-
schaftspolitischen Vorstellungen stimmen aber seit 
vielen Jahrzehnten nicht mehr. Warum weigert man 
sich dann, die Konsequenzen daraus zu ziehen, die 
Konsequenz nämlich, der Frau einen eigenständigen 
Anspruch zu geben und während der Zeit ihrer 
Hausfrauentätigkeit zu erhalten und anwachsen zu 
lassen? 

Wenn Sie nun die Auszahlung sperren — was 
richtig wäre —, dann kann das doch nur im Zusam-
menhang geschehen damit, daß der Frau aus ihrem 
bestehenbleibenden Anspruch eine laufend wach-
sende Anwartschaft erwächst und daß diese Anwart-
schaft auch zu einer wirklichen Rente führt — nicht, 
wie es heute der Fall ist, daß nachher aufgerechnet 
wird und sich dieser Anspruch praktisch nicht reali-
siert. Es muß eine neue Gesamtkonzeption entwik-
kelt werden. Solange das nicht der Fall ist, geht Ihr 
Vorschlag eindeutig zu Lasten der Frau. Das kann 
auch nicht anders sein, weil ja der Vorschlag der 
Regierung seinen Grund nicht in gesellschaftspoliti-
schen Überlegungen oder in einer wirklichen Ren-
tenreform hat, sondern weil er einfach die 2 Mil-
liarden DM in den nächsten vier Jahren einspa-
ren will, die sonst an die jungen Frauen ausgezahlt 
würden. Aber unter solchem Gesichtspunkt ist eine 
vernünftige Reform allerdings nicht zu machen. 

Sie sagen, meine Herren und Damen, die Anwart

-

schaft bleibe bestehen. Ja, welche Anwartschaft 
denn? Eine Frau wird Glück haben, wenn sie bis 
zur Eheschließung die fünf Jahre erfüllt hat. Das 
bedeutet, sie kann sich allenfalls freiwillig weiter- 
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versichern; sie hat aber erst nach 15 Jahren einen 
Anspruch. Wenn sie nun nicht irgendwann wäh-
rend ihrer Ehe noch weitere zehn Jahre berufstätig 
ist, sind die Einzahlungen der ersten fünf Jahre ein 
glattes Verlustgeschäft; denn sie bekommt nie 
etwas zurück. Wenn sie aber irgendwie zehn Jahre 
dazuklebt, dann weiß sie auch noch nicht, ob die 
Ansprüche nicht später aufgerechnet werden und sie 
aus zwei Rentenansprüchen praktisch nur eine 
Rente bekommt. Das nennt der Kaufmann ein glat-
tes Verlustgeschäft, den es enthält mehr Verlust 
als Gewinn. Was hier vorgeschlagen wird, bringt 
Geld in die Kasse der Versicherungsträger auf Ko-
sten eines Teiles der Bevölkerung, bei dem Sie glau-
ben, einen geringen Widerstand zu haben, nämlich 
auf Kosten der jungen Frauen, die für ihren Haus-
stand sorgen wollen. 

Wir sind bereit, die Nichtauszahlung mitzuma-
chen, aber nur dann, wenn Sie unserem Vorschlag 
folgen, der jungen Frau im Laufe der Ehe im Wege 
des Splitting — bei der Einkommensteuer zahlt 
sie ja auch im Wege des Splitting mit — ein eigen-
ständiges Anrecht auf eine spätere eigene Rente 
zu geben. Das wäre logisch, das entspricht der 
Gleichberechtigung und es entspricht der Gerech-
tigkeit. Denn wir wissen alle, meine Herren und 
Damen, daß über 10 % der Ehen heute nicht halten. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Die Ehe mit materiellen Vorteilen oder Drohun-
gen flicken zu wollen, scheint mir eine schlechte 
Art und Weise, Ehen erhalten zu wollen. Das soll-
ten wir doch allmählich gelernt haben, daß wir eine 
Ehe nicht mit Geld und mit der Abhängigkeit der 
Frau aufrechterhalten wollen. Das sollten wir wirk-
lich nicht tun. Eine Ehe, die nur wegen der Ver-
sorgung hält, ist keine Ehe im Sinne des Art. 6 des 
Grundgesetzes und — ich glaube, auch dies sollten 
wir sagen — auch nicht im Sinne der Kirche. Ich 
meine, wir sollten dem Grundsatz der Gleichberech-
tigung und dem Grundsatz folgen, daß Hausarbeit 
auch eine Berufstätigkeit ist. Das ist noch viel zu-
wenig anerkannt. Nur im Splitting des Einkom-
mensteuerrechts wird das bisher anerkannt. Ich 
meine, auch im Rentenversicherungsrecht sollten wir 
das gleiche tun und der Ehefrau einen gleichberech-
tigten Anspruch geben. Dann kann sie später bei 
wiederaufgenommener Berufstätigkeit die Anwart-
schaft ohne Bruch fortsetzen. 

Wir sollten noch etwas anderes tun.  Wenn Sie 
der Frau den Ausstattungsbeitrag streichen, dann 
verliert die Frau die Möglichkeit, den Grundstock 
für die Ausstattung zu legen. Ich bitte alle anwe-
senden Herren und Damen mit Töchtern im hei-
ratsfähigen Alter, nachzudenken, was eine Ausstat-
tung kostet. Es ist doch nicht zu erwarten, daß die 
Eltern alles bezahlen. Für junge Frauen besteht 
heute einfach die Notwendigkeit, bares Geld zu 
haben. Das ist der Grund, warum viele unvernünf-
tigerweise die Auszahlung verlangen. Sie brau-
chen einfach in diesem Augenblick Geld. 

Wir meinen, wir sollten die Rentenversicherung 
dazu verpflichten, der jungen Frau oder dem jun-
gen Paar — die Männer sind durchaus gleichberech-

tigt — bei der Eheschließung ein Darlehen zu geben, 
das den bis dahin gezahlten Beiträgen entspricht, 
und zwar zu günstigen Bedingungen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frau Funcke, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Killat? 

Killat (SPD) : Frau Kollegin, ist Ihnen bewußt, 
daß Sie damit einen Vorschlag des SPD-Plans für 
die Volksversicherung vertreten, und hat Ihnen Ihr 
Kollege Spitzmüller in der Fraktion nicht mitgeteilt, 
daß alle drei Fraktionen bei der Beratung der Frage 
der Nichtauszahlung dieser Beträge im Ausschuß 
die Regierung beauftragt haben, zu prüfen, wie wir 
diesen Vorschlag für eine Darlehnsgewährung reali-
sieren können? 

Frau Funcke (FDP) : Herr Kollege, ich hatte den 
Eindruck, wir beraten hier in erster Lesung den Re-
gierungsentwurf und nicht irgendwelche interfrak-
tionellen Absprachen. Ich nehme zu dem Vorschlag 
Ihrer Regierung Stellung. Sie mögen gern Ihrerseits 
das gleiche sagen wie ich; dann würden wir uns sehr 
freuen. Es wäre in der Tat gut, wenn es zu einer solch 
grundlegenden Reform in der Rentenversicherung 
käme, auf die die Frauen in der Bundesrepublik in 
der Tat seit einigen Jahrzehnten warten. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Killat: Dann 
sind wir uns doch schon einig!) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, unsere Kolleginnen Frau Pitz-Savels-
berg und Frau Schroeder sowie unsere Kollegen 
Exner, Geldner und Schmidt (Kempten) waren so 
freundlich, ihre Ausführungen zu Protokoll zu ge-
ben. 

(Beifall.) 

Wir sind am Ende der Aussprache und kommen nun 
zu den Überweisungen der Vorlagen zu Punkt 3 
der Tagesordnung. 

Die Vorlage unter Punkt 3 a) — das Haushalts-
gesetz 1968 — soll nur an den Haushaltsausschuß 
überwiesen werden. — Es ist so beschlossen. 

Bei dem unter Punkt 3 b) aufgeführten Finanz-
änderungsgesetz 1967 müssen wir ein ungewöhn-
liches Verfahren wählen. Die Vorlage wird dem 
Haushaltsausschuß — federführend — und zur Mit-
beratung an eine ganze Reihe von Ausschüssen 
überwiesen, die sich jeweils mit den Artikeln be-
fassen sollen, die in die Kompetenz des betreffen-
den Ausschusses fallen. Es sind folgende Aus-
schüsse: der Ausschuß für Sozialpolitik, der Vertei-
digungsausschuß, der Innenausschuß, der Ausschuß 
für Kriegs- und Verfolgungsschäden, der Ausschuß 
für Kommunalpolitik, Raumordnung, Städtebau und 
Wohnungswesen, der Ausschuß für Familien- und 
Jugendfragen, der Ausschuß für Wirtschafts- und 
Mittelstandsfragen, der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, der Ausschuß für Ar-
beit, der Verkehrsausschuß, der Postausschuß, der 
Ausschuß für Angelegenheiten der Heimatvertriebe-
nen und Flüchtlinge und der Ausschuß für das Bun-
desvermögen. — Ich höre keinen Widerspruch; es 
ist so beschlossen. 
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Wir kommen zur Abstimmung über den Punkt 3 c 
— Gasölverbilligungsgesetz — Landwirtschaft —. 
Vorgeschlagen ist die Überweisung an den Finanz-
ausschuß — federführend — sowie an den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zur Mitberatung und an den Haushaltsausschuß zur 
Mitberatung und gemäß § 96 der Geschäftsordnung. 
— Kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Weiter stimmen wir ab über den Punkt 3 d — 
Finanzplanungsrat —, Antrag der Fraktion der SPD. 

(Abg. Dr. Althammer: Ich bitte dazu ums 
Wort!) 

— Bitte sehr, Sie haben dazu das Wort. 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bitte namens der 
Fraktion der CDU/CSU, hier eine Änderung bei 
der Ausschuß-Überweisung vornehmen zu wollen, 
und zwar bitte ich, den Antrag an  den  Haushalts-
ausschuß — 'federführend — und zur Mitberatung 
an die anderen in der gedruckten Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse zu überweisen. 

Zur Begründung verweise ich auf die Rede des 
Herrn Bundesfinanzministers, in ,der er ausführte, 
daß dieser Antrag in den Sachzusammenhang der 
Haushaltsreform gehört. Dieser Punkt wird bei der 
Bundeshaushaltsordnung mitzubehandeln sein, so 
daß es wegen ,des Sachzusammenhangs zweckmäßig 
ist, ihn hier einzubeziehen. Ich bitte darum, so zu 
entscheiden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Mertes. 

Mertes (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Unabhängig von der 
Frage, ob es sinnvoll ist, dieses Problem gesetzlich 
zu regeln, wird aus der Vorlage deutlich — das 
geht vor allem aus ,der Nr. 1 hervor —, daß es  sich 
hier vornehmlich um konjunkturpolitische Aufga-
ben handelt. Ich stelle daher im Namen meiner Frak-
tion .den Antrag, es bei dem Vorschlag des Ältesten

-

rats zu belassen und den Antrag Drucksache V/2134 
dem Wirtschaftsausschuß — federführend — zu 
überweisen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wir müssen 
über die Überweisung abstimmen, und zwar geht 
es nur um die Federführung. 

Der Ältestenrat schlägt .den Ausschuß für Wirt-
schaft und Mittelstandsfragen vor. Wer dem Vor-
schlag des Ältestenrats folgen will, gebe das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Danke sehr. 

Wer die Vorlage dem Haushaltsausschuß zur Fe-
derführung überweisen will, gebe das Handzeichen. 
— Gegenprobe! —Das war die Mehrheit; dann wird 
die Vorlage an den Haushaltsausschuß — federfüh-
rend — und an ,den Finanzausschuß, an  'den  Aus-
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen und an 
den Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumordnung, 
Städtebau und Wohnungswesen zur Mitberatung 
überwiesen. 

Wir kommen zu Punkt 3 e, Antrag der Fraktion 
der SPD auf Einsetzung einer unabhängigen Sach-
verständigenkommission zur Vorbereitung einer 
Reform der direkten und indirekten Steuern. Vor-
geschlagen wird Überweisung nur an  den  Finanz-
ausschuß. — Kein Widerspruch; dann ist es so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 23 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
von Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
zu Petitionen und systematische Übersicht 
über die beim Deutschen Bundestag in der 
Zeit vom 18. Oktober 1965 bis 30. September 
1967 eingegangenen Petitionen 
— Drucksache V/2181 — 

Wer dem Antrag ides  Petitionsausschusses zustim-
men will, 'möge das Zeichen geben. — Danke. Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zehnten Geset-
zes über die Anpassung der Renten aus den 

 gesetzlichen Rentenversicherungen sowie 
über die Anpassung der Geldleistungen aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung (Zehntes 
Rentenanpassungsgesetz — 10. RAG) 
— Drucksache V/2182 — 

b) Beratung des Berichts der Bundesregierung 
über .die Entwicklung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit und ,der Produktivität so-
wie die Veränderungen des Volkseinkom-
mens je Erwerbstätigen und über die Finanz-
lage der gesetzlichen Rentenversicherungen 
(Sozialbericht 1967) sowie 'das Gutachten des 
Sozialbeirats über die Rentenanpassung 
— Drucksache V/21 ,17 — 

Eine Begründung wird nicht gegeben. Ich eröffne 
die Aussprache. — In der Aussprache hat das Wort 
Herr Abgeordneter Becker. 

Becker (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wegen der vorgerückten Zeit 
mache ich zu dem vorliegenden Gesetzentwurf und 
zu den Fragen der Rentenanpassung nur wenige 
Bemerkungen. 

Wir begrüßen, daß die Bundesregierung das 
Rentenanpassungsgesetz auch dieses Jahr wieder, 
ich möchte sagen, fristgerecht vorgelegt hat. Es ist 
das zehnte Mal, daß das jährliche Anpassungsgesetz 
auf Grund der Beschlüsse der Rentenreformgesetze 
vom Jahre 1957 vorgelegt wird. Wenn Sie so wollen, 
ist es ein kleines Jubiläum. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Ein großes Jubiläum!) 

— Wir sind heute abend in diesem Rahmen beschei-
den, Herr Kollege Schellenberg. 

Wir, die wir 1957 dabei waren, als das Gesetz 
über die Rentenreform verabschiedet wurde, betrach- 
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teten gerade die Schaffung der dynamischen Rente 
als das Kernstück der Reform. Die Rentenreform 1957 
wurde eben wegen der dynamischen Rentenregelung 
von vielen Personen und Institutionen im In- und 
Ausland als sozialpolitische Großtat gepriesen. 
Wir sind auch heute noch der Auffassung, daß es 
eine Großtat war und bis auf den heutigen Tag ist. 

Freilich wußten wir schon damals, daß uns diese 
Reform viele Opfer abverlangen würde. Die Diskus-
sion dieser Tage haben es oft genug gezeigt. Ich 
will nicht wiederholen, was eine Anzahl meiner Vor-
redner dieser Tage alles zu diesem Punkt gesagt 
haben. Ich will auch nicht wiederholen, was in den 
zehn Jahren jeweils bei der Einbringung der jähr-
lichen Rentenanpassungsgesetze gesagt wurde. Nur 
das eine kann man in Anbetracht der unterschied-
lichen Diskussion nicht oft genug sagen: wir wollten 
damals, 1957 — und wollen es auch heute noch —, 
daß auch der Rentner, der nicht mehr im Arbeits-
prozeß Stehende, an der Wirtschaftsentwicklung 
aktiven Anteil nimmt. Wir wollen, daß seine Rente 
der Lohnentwicklung angepaßt wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir werden in der öffentlichen Diskussion oft 
als Sozialromantiker bezeichnet, bezeichnender-
weise oft von Leuten, die ihre eigenen Verhältnisse 
in bezug auf den Lebensabend in bester Ordnung 
haben, 

(Sehr gut! in der Mitte) 

es uns aber verdenken, wenn wir auch für den Ver-
sicherten, insbesondere für den Arbeiter, Verhält-
nisse schaffen wollen, die es ermöglichen, daß er 
wenigstens 50 °/o seines letzten Verdienstes in der 
Rente behält. Wir wissen, daß wir das auf weite 
Strecken noch nicht einmal erreicht haben, hoffen 
aber, daß wir bald so weit sind. 

Wir sind keine Romantiker, wir sind Realisten, 
die die Dankbarkeit und Verantwortung gegenüber 
denjenigen nicht vergessen, die ihr ganzes Arbeits-
leben in den Dienst unserer Wirtschaft gestellt 
haben und somit einen erheblichen Anteil an unserer 
Wirtschaftsentwicklung haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Darüber hinaus haben die Rentner von heute in 
ihrem Arbeitsleben genau -wie die Aktiven von 
heute durch ihre jahrzehntelange Zahlung zum Teil 
hoher Beiträge einen Anspruch erworben, dessen 
Verwirklichung unsere Gesellschaft ihnen nicht vor-
enthalten kann. Das hat nichts damit zu tun, daß in 
Einzelfragen einmal Änderungen oder Anpassungen 
erfolgen können oder gar müssen. 

In der Diskussion um die mittelfristige Finanzpla-
nung nahm unsere Rentenversicherung wohl den 
breitesten Raum ein. Fragen der brutto- oder netto-
bezogenen Rente wurden heftig diskutiert. Von drau-
ßen konnte man u. a. sogar den Vorschlag hören, 
die Anpassung einmal befristet auszusetzen. Zur 
Steuerung der Wahrheit und Klarheit will auch ich 
hier noch einmal sagen: im Gegensatz zu anderen 
Berufsgruppen nimmt der Sozialrentner von heute 
verspätet an der Wirtschaftsentwicklung teil, Die 
Rentenhöhe des kommenden Jahres — 1968 — 

orientiert sich an den Durchschnittsverdiensten aller 
Arbeitnehmer der Jahre 1963, 1964 und 1965, hinkt 
also in Wirklichkeit der tatsächlichen Entwicklung 
drei bis vier Jahre nach. 

Es gibt im gegenwärtigen Anpassungsrecht man-
che Regelungen, die noch verbesserungswürdig sind 
und auch im Zehnten Anpassungsgesetz nicht geän-
dert werden sollen. Aber — diese Bemerkung sei 
mir erlaubt — es gibt nichts Hundertprozentiges auf 
dieser buckligen Welt. Wir wissen das auch. Des-
halb sei abschließend folgendes gesagt: Unsere Ren-
tenversicherung hat wie so vieles im Leben zwei 
Seiten, eine gebende und eine nehmende. Wir den-
ken an unsere Sozialrentner. Die jährlichen Anpas-
sungsgesetze beweisen es. Wir wollen und müssen 
aber auch an jene denken, die heute die Opfer brin-
gen. Ich meine die Beitragszahler von heute und 
Rentner von morgen. Wir dürfen auch sie nicht 
überfordern. 

Ich werde in meinen Versammlungen, in den Dis-
kussionen oft gefragt: Wie ist es denn, wenn ich in 
zehn oder fünfzehn Jahren Rentner werde? Ist dann 
für mich auch noch so gesorgt wie für die Renter 
von heute? — Sie wissen, daß über diese Frage, so 
berechtigt sie ist, in der Öffentlichkeit, in Presse, 
Fernsehen usw., oft recht einseitige, gezielte Bei-
träge gestartet werden, die geeignet sind, Zweifel 
in die Zuverlässigkeit unserer Rentenversicherung 
zu setzen. Ich habe mir sagen lassen, daß erst am 
vergangenen Montag im deutschen Fernsehen wie-
der so eine Veranstaltung war, die ebenfalls ge-
eignet war, Zweifel in unsere Versicherung zu set-
zen. Deshalb möchte ich, obwohl wir heute so viel 
über Sozialpolitik gesagt haben, hier noch einmal 
eine klare Antwort geben. Wir können die zuver-
sichtliche Antwort geben, daß die Sicherung der 
Ansprüche aus der Rentenversicherung auch für die 
Zukunft gewährleistet ist. Allerdings — das sage ich 
dazu — müssen wir vernünftig sein, und das geht 
uns alle an. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.). 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Killat. 

Killat (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach den notwendigen Erörterungen, die 
wir auch zu den Rentenproblemen gehört haben, 
könnte man versucht sein, zu sagen, daß sehr viel 
theoretisiert ist. Das, was uns jetzt mit dem Zehnten 
Rentenanpassungsgesetz vorliegt, ist eine prak-
tische Maßnahme, die beweist, daß es uns mit der 
Sicherung der Zukunft unserer Rentner ernst ist. 
Ich glaube, es ist ein großes Stück Arbeit und sehr 
verdienstvoll, wenn wir in der jetzigen finanziellen 
Situation 2 320 000 000 DM ab 1. Januar 1968 den 
Rentnern für die Aufbesserung ihrer Ruhegelder 
zur Verfügung stellen. 

Nun, meine Damen und Herren, ich glaube, trotz 
der fortgeschrittenen Stunde einige wenige Berner-
kungen machen zu müssen, weil gerade die Frage 
der Rentenanpassung in jedem Jahr von bestimmten 
Kreisen dazu benutzt wird, eine Polemik gegen die 
dynamische Rentenversicherung und ihre Anpas- 
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sungsformeln zu entfesseln. Wer in den letzten 
Wochen und Monaten aufmerksam die Presse ver-
folgt hat, wird zugeben, daß wir teilweise unter 
einem publizistischen Trommelfeuer im Hinblick 
auf die Beibehaltung der Rentendynamik und der 
Anpassung standen. Wir haben es auch heute in 
diesem Raum gehört. Ich will aus einem Artikel, 
der gestern in der „Welt" über diese Frage geschrie-
ben worden ist, nur zwei, drei Schlagzeilen oder 
Thesen vorlesen. „In der Rentenversicherung wer-
den die Weichen falsch gestellt" ; das habe ich heute 
auch gehört. 

(Zurufe von der FDP: Jawohl!) 

„Eine Reform ist nicht zu umgehen" ; das habe ich 
von Herrn Mischnick ebenfalls gehört. 

(Abg. Mischnick: Richtig!) 

„Ob die gesetzliche Rentenversicherung wirklich 
immer weiter wuchern soll" ; das habe ich ebenfalls 
gehört. „Die Rentenversicherung arbeitet mit einer 
Schönwetterverfassung" und muß saniert werden. 

Nun, meine Damen und Herren, wer sich die Mühe 
macht, sich den Sozialbereich anzusehen, und wer 
heute aufmerksam die Vorträge der Kollegen, die 
sich ernsthaft mit diesem Problem befaßt haben, 
zur Kenntnis genommen hat, der muß doch zugeben, 
daß die Beträge, die heute für die Alterssicherung 
in diesen Bereichen gezahlt werden, weit unter dem 
liegen, was jeder Leitende oder Führende in Wirt-
schaft und Verwaltung für sich in Anspruch nimmt 
oder was wir im öffentlichen Dienst aus der Für-
sorgepflicht heraus zubilligen. Nach 40 Versiche-
rungsjahren — daran führt kein Weg vorbei — 
kommt der Rentner im Augenblick nur auf 45 % 
des erarbeiteten Lebensstandards. 45 %! Und da 
spricht man dann noch davon, daß man die Anpas-
sung ausfallen lassen sollte oder daß man gar zu 
einem Nettowert übergehen könnte. Das heißt, man 
würde diese Renten noch kürzen. Wenn man den 
Nettowert, der in Presse und Fachzeitschriften von 
einer ganz bestimmten Seite propagiert wird, zu-
grunde legt, dann würde über die Hälfte der heu-
tigen Arbeiter- und Angestelltenrentenbezieher zu 
Sozialhilfeempfängern werden. Das wird meistens 
nicht bedacht. 

Auch denen möchte ich entgegentreten, die immer 
wieder behaupten, daß die Renten 600 DM, 800 DM, 
1000 DM betragen. Es- gibt in der ganzen deutschen 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange-
stellten nur 580 000 Ruhegeldempfänger mit mehr 
als 550 DM. Das sind nur 7,2 % des gesamten Ren-
tenbestandes. 

Nun, meine Damen und Herren, halte ich es für 
notwendig, darauf aufmerksam zu machen, daß die 
Rentner nicht etwa nur einen moralischen Anspruch 
auf eine Anpassung haben oder daß wir, die noch 
aktiv Beschäftigten, ethisch verpflichtet sind, diese 
Anpassung vorzunehmen. Wir müssen doch endlich 
einmal begreifen, daß jede Beschäftigungsgenera-
tion ihren Lebensstandard und ihr Lohneinkommen 
auf den Produktionsgrundlagen und Anlagewerten 
aufbaut, die die vorige Generation, also die gegen-
wärtige Rentnergeneration, erarbeitet und ihr zur 
weiteren Nutzung überlassen hat. 

Ich möchte das an einem Beispiel erläutern. Die 
Nachkriegsgeneration hat von 1950 bis 1966 das 

Bruttosozialprodukt von 98 Milliarden auf 478 Mil-
liarden DM gesteigért. Das ist eine Erhöhung um 
das Viereinhalbfache. Die Bruttolohnsumme je Kopf 
ist von 243 auf 829 DM gestiegen, d. h. auf das Drei-
einhalbfache. Jede nachfolgende junge Generation, 
die heute in die Produktion geht, baut auf diesen 
gestiegenen Einkommen, auf dieser gestiegenen 
Produktionsgrundlage auf. Die Arbeitnehmer wie 
auch die Wirtschaftskräfte mit ihren doch außer-
ordentlich gestiegenen Anlagewerten, Aktienkapi-
talien und sonstigen Vermögen haben deshalb die 
Verpflichtung, aus dem Ertrag, der ihnen aus der 
zur Nutzung hinterlassenen Wirtschaft entsteht, den 

 aus der Produktion ausgeschiedenen Rentnern einen 
gleichen Lebensstandard zu sichern wie den, der 
ihnen aus dieser Hinterlassenschaft zuteil wird. Ich 
glaube, das ist eine ganz nüchterne Feststellung. Das 
ist eine wirtschaftliche Verpflichtung, und hier  be-
steht ein echter Anspruch, wie er beispielsweise bei 
den Anlagewerten in Form der Renditeallgemein 
verstanden wird. 

Abschließend noch ein Wort zu dieser Anpas-
sung. Ich glaube, diese Anpassung ist ein Sinn-
bild der Solidarität zwischen aktiven und inaktiven 
Beschäftigten in unserer Gesellschaft. Ich glaube 
auch, wir müssen erkennen, daß alle diejenigen, 
deren Existenzgrundlage nur Arbeit, Kenntnisse 
und Erfahrungen sind — das sind nicht nur Arbeit-
nehmer; das  können auch weite Bereiche der Selb-
ständigen sein, die als Freischaffende und  in ande-
rer Form mit wenig Kapital oder Grundbesitz 
arbeiten —, eine Sicherung dieser Art, wie sie in 
der Rentenversicherung geschaffen worden ist, nötig 
haben. Ich glaube, wer ehrlich ist, muß zugeben, 
daß es uns bisher nur durch die dynamische Rente 
und durch die laufende Anpassung gelungen ist, uns 
in der Bundesrepublik ohne soziale Spannungen 
oder gar Unruhen wirtschaftlich so fortzuentwik-
keln, wie es in den letzten Jahrzehnten geschehen 
ist. Wer an diesen fundamentalen Sicherungsgrund-
lagen rüttelt — ich verweise hier nur auf die Unsi-
cherheitsfaktoren in den von Strukturkrisen betrof-
fenen Gebieten —, legt den Keim für Spannungen 
und Auseinandersetzungen, die unsere gesellschaft-
liche Stabilität und den weiteren wirtschaftlichen 
Aufschwung in Frage stellen. 

Wer Iden inneren Frieden und den Zusammenhalt 
unserer Gesellschaft verstärken will, muß deshalb 
all denen eine Absage erteilen, die  die jährliche 
Rentenanpassung immer wieder zum Anlaß eines 
spektakulären, ich möchte beinahe sagen, nihilisti-
schen Angriffs 'auf die Grundsätze unserer Alters-
sicherung nehmen. 

Ich darf 'für meine Fraktion erklären, daß wir 
diesem Gesetz im weiteren Verlauf der  Beratung 
uneingeschränkt zustimmen werden. Ich darf Sie 
aber auch bitten, all denen mit Kraft und Entschlos-
senheit zu begegnen, die uns beim weiteren Aufbau 
einer sozialeren und gerechteren Gesellschafts-
ordnung als Störenfriede entgegentreten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 



6578 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 129. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 26. Oktober 1967 

Vizepräsident Mommer: Herr Spitzmüller hat 
die Ausführungen, die er machen wollte, zu Proto-
koll gegeben. Ich schließe die Aussprache zum 
Tagesordnungspunkt 4. 

Es .wird vorgeschlagen, Punkt 4 a — Zehntes Ren-
tenanpassungsgesetz — an den Ausschuß für Sozial-
politik — federführend —, an  den  Haushaltsaus-
schuß — mitberatend — und gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung zu überweisen. — Es ist so beschlos-
sen. 

Punkt 4 b — Sozialbericht 1967 — soll an den 
Ausschuß für Sozialpolitik — federführend — und 
an den Haushaltsausschuß — mitberatend — über-
wiesen werden. — Kein Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

(Abg. Stingl: Nach § 96, nicht mitberatend!) 

— Nach dem hier auf der korrigierten Vorlage 
stehenden Vorschlag des  Ältestenrats nicht gemäß 
§ 96 'der Geschäftsordnung, sondern mitberatend. 

(Abg. Stingl: Das verstehe ich zwar nicht 
ganz, aber das ist ja gleichgültig, Herr Prä

-

sident!) 

— Zu so später Stunde lassen wir es mal auf sich 
beruhen. 

Punkt 5 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von  der  Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über den rechtlichen Status der 
Rhein-Main-Donau-Großschiffahrtsstraße zwi-
schen dem Main und Nürnberg und über die 
damit zusammenhängenden Eigentumsver-
hältnisse 
— Drucksache V/1820 — 

a)  Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache V/2195 —
Berichterstatter: Abgeordneter Haehser 

b) Schriftlicher Bericht des Verkehrsausschus-
ses (20. Ausschuß) 
— Drucksache V/2176 —
Berichterstatter: Abgeordneter Lemmrich 

(Erste Beratung 116. Sitzung) 

Der Ausschuß hat in seinem Bericht auf Druck-
sache V/2176 den ursprünglichen Text — Druck-
sache V/1820 — in einem Punkt verändert, und zwar 
hat er in § 1 Abs. 2 Nr. 2 ,das Wort „Buckenhofen" 
durch das Wort „Forchheim-Buckenhofen" ersetzt. 

Ich rufe in zweiter Beratung die §§ 1, — 2, — 3, 
— 4, — 5, — 6, — 7 — sowie Einleitung und Über-
schrift auf. — Wer zuzustimmen wünscht, gebe das 
Zeichen. — Ich danke. Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Ich schließe die zweite Beratung und komme zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetz 
im ganzen zustimmen will, möge sich erheben. 

Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstim-
mig angenommen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Horten, Porten, Frau Schroeder (Detmold), 
Frau Dr. Schwarzhaupt, Teriete und Genos-
sen 'eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Förderung freiwilliger sozialer Hilfslei-
stungen 
— Drucksache V/1966 — 

Herr  Abgeordneter Horten gibt die Begründung 
zu Protokoll. 

(Beifall.) 

Das Wort wird nicht gewünscht. Vorgeschlagen ist 
Überweisung an den Ausschuß für Sozialpolitik — 

federführend —, an  den  Ausschuß für Arbeit und 
den Finanzausschuß — mitberatend — sowie an den 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsord-
nung. — Kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Punkt 7 der Tagesordnung: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Beschleunigung der Erteilung von Sicht-
vermerken 
— Drucksache V/2163 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. Es wird vorge-
schlagen, die Vorlage an den Auswärtigen Aus-
schuß — federführend — und an den Innenausschuß 
— mitberatend — zu überweisen. — Es ist so be-
schlossen. 

Wir kommen zu den Punkten 9 und 10 der Tages-
ordnung: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (17. Ausschuß) über die von der Bun-
desregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschläge der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über die Einbe-
ziehung von Bruchreis zur Stärkeerzeugung 
und von Quellmehl in die Verordnung 
Nr. 178/67/EWG zur Festsetzung der Erstat-
tung bei der Erzeugung von Getreide- und 
Kartoffelstärke und Quellmehl 

eine Verordnung des Rats zur Festlegung der 
Interventionsbedingungen für Ölsaaten in 
den letzten beiden Monaten des Wirtschafts-
jahres und zur Festlegung der Grundsätze für 
den Absatz der von Interventionsstellen auf-
gekauften Saaten 
— Drucksachen V/2047, V/2060, V/2173 — 
Berichterstatter Abgeordneter Logemann 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Ver-
kehrsausschusses (20. Ausschuß) über den 
von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschlag der Kommission der 
EWG für eine Verordnung des Rats über das 
Vorgehen der Mitgliedstaaten auf dem Ge-
biet der den Unternehmen des Eisenbahn-, 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
Straßen- und Binnenschiffsverkehrs auferleg-
ten Verpflichtungen, die unter den Begriff 
des öffentlichen Dienstes fallen 
— Drucksachen V/1858, V/2177 —
Berichterstatter: Abgeordneter Müser 

In beiden Fällen handelt es sich darum, daß das 
Haus den Bericht des Ausschusses zur Kenntnis 
nimmt. — Das ist geschehen. 

Dann haben wir noch vier Punkte auf der Zu-
satztagesordnung. Zunächst: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
eine Holzstatistik 
— Drucksache V/2180 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. Der Ältestenrat 
schlägt vor, die Vorlage zu überweisen an den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
als federführenden Ausschuß, an den Innenausschuß 
zur Mitberatung und an den Haushaltsausschuß. ge-
mäß § 96 der Geschäftsordnung. — Es ist so bes

-

schlossen. 

Ich rufe den zweiten Zusatzpunkt auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 22. September 1966 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich der Niederlande über die 
Regelung der Grenzübergänge der Eisen-
bahnen 
— Drucksache V/2189 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. Der Ältestenrat 
schlägt vor, die Vorlage dem Verkehrsausschuß zu 
überweisen. — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den dritten Zusatzpunkt auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Neunten Gesetzes zur Änderung des Zollge-
setzes 
— Drucksache V/1749 — 
Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 
Berichterstatter: Abgeordneter Krammig 
(Erste Beratung 116. Sitzung) 

Ich eröffne die zweite Beratung. Der Ausschuß 
schlägt vor, den Entwurf der Bundesregierung 
Drucksache V/1749 in einigen Punkten zu ändern, und 
zwar zunächst in Art. 1 Nr. 8. Diese Vorschrift be-
kommt den Text, der in der Drucksache V/2186 vor-
liegt. Nach dem Antrag des Ausschusses werden 
in Art. 1 Nr. 9 einige Worte verändert, und Art. 4 
erhält eine neue Fassung. 

Wir stimmen dann über die so geänderte Vorlage 
der Bundesregierung auf Drucksache V/1749 ab. Wer 
den Artikeln 1, 2, 3, 4, der Einleitung und der 
Überschrift zustimmen will, gebe das Zeichen. — 
Danke. Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Wer,. dem Gesetzentwurf in 

dritter Beratung 

zustimmen will, möge sich erheben. — Danke. 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Der vierte Zusatzpunkt unserer Tagesordnung ist 
hiermit aufgerufen: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen (15. Ausschuß) über den von der Bun

-
desregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Richtlinie des Rats über die Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit für die selbstän-
digen Tätigkeiten des Filmverleihs 
— Drucksachen V/1744, V/2183 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Elbrächter 

Es wird vorgeschlagen, die Kenntnisnahme zu be-
schließen. — Keine Gegenstimmen. Es ist hiermit 
geschehen. 

Dann sind wir am Ende der Tagesordnung. Ich 
berufe den Deutschen Bundestag zu seiner nächsten 
Sitzung auf morgen, Freitag, den 27. Oktober, 9 Uhr, 
ein. Wir haben dann nur noch die Fragestunde auf 
der Tagesordnung. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.34 Uhr.) 

Berichtigung 

Es ist zu lesen: 128. Sitzung, Seite 6463 D, Zeile 22 
statt 10. September 1966: 10. November 1966. 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Frau Albertz 27. 10. 
Arendt (Wattenscheid)  30. 10. 
Dr. Arndt (Berlin/Köln)  27. 10. 
Bading * 26. 10. 
Bauer (Wasserburg) 28. 10. 
Behrendt * 27. 10. 
Bergmann * 27. 10. 
Böhm 3. 11. 
Deringer 27. 10. 
Dr. Dittrich * 27. 10. 
Frau Dr. Elsner 27. 10. 
Dr. Emde 27. 10. 
Frau Geisendörfer 26. 10. 
Freiherr von Gemmingen 27. 10. 
Gerlach * 27. 10. 
Gibbert 27. 10. 
Haase (Kellinghusen) 28. 10. 
Hamacher 27. 10. 
Hussong 27. 10. 
Jacobi (Köln) 26. 10. 
Dr. Jungmann 31. 10. 
Kiep 27. 10. 
Koenen (Lippstadt)  27. 10. 
Kriedemann * 26. 10. 
Dr. Kübler 31. 10. 
Kunze 31. 10. 
Lange 26. 10. 
Lenz (Brühl) 31. 10. 
Liehr 10. 11. 
Dr. von Merkatz 3. 11. 
Merten 31. 10. 
Müller (Aachen-Land) * 27. 10. 
Paul 23.10. 
Dr. Schulz (Berlin) 30. 11. 
Dr. Starke (Franken)  27. 10. 
Steinhoff 27. 10. 
Strohmayr 26. 10. 
Stücklen 27. 10. 
Freiherr von Vittinghoff-Schell 26. 10. 
Weigl 27. 10. 
Dr. Wilhelmi 27. 10. 

b) Urlaubsanträge 

Dr. Miessner 	 6. 11. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Europäi-
schen Parlaments 

Anlage 2 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Exner (CDU/CSU) zu Punkt 3 der 
Tagesordnung. 

Zu den Maßnahmen, die die Bundesregierung im 
Rahmen ihrer mittelfristigen Finanzplanung zur 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Konsolidierung der Bundesfinanzen und zum Aus-
gleich der Haushalte der kommenden Jahre vor-
schlägt, gehört auch der Vorschlag, in der Renten-
versicherung der Angestellten die Pflichtversiche-
rungsgrenze zu beseitigen. Alle Angestellten, deren 
Monatseinkommen die Grenze von DM 1800 über-
steigt, sollen künftig grundsätzlich der Pflicht zur 
Mitgliedschaft in der Rentenversicherung unter-
liegen. 

Wir haben über diese Frage, seit die Bundes-
regierung ihre Absicht bekanntgegeben hat, in der 
Offentlichkeit eine recht lebhafte Diskussion ge-
habt. Dabei hat sich gezeigt, daß der Vorschlag der 
Bundesregierung keineswegs nur Beifall gefunden 
hat; es hat zum Teil recht kritische Stimmen gege-
ben, und es darf auch nicht verschwiegen werden, 
daß auch in unserer Fraktion in dieser Frage bis 
zur Stunde die letzten Bedenken keineswegs aus-
geräumt sind. 

Nun hat der Verlauf der bisherigen Diskussion zu 
dieser Frage es den Interessierten in gleicher Weise 
wie den Betroffenen nicht gerade leicht gemacht, für 
die eigene Urteilsbildung die notwendige sachliche 
Übersicht und Einsicht gewinnen zu können. Kräf-
tige ideologische Nebelbildung hat der wünschens-
werten Klarsicht hier deutlich im Wege gestanden. 
Lassen sie mich deshalb zunächst einmal in diesem 
Zusammenhang auf einige grundsätzliche Tatbe-
stände verweisen: 

Ich darf als erstes daran erinnern, daß wir in der 
Rentenversicherung der Arbeiter bisher zu keiner 
Zeit eine Pflichtversicherungsgrenze gekannt haben. 
Alle in abhängiger Tätigkeit beschäftigte Arbeiter 
sind, unabhängig von ihrer Einkommenshöhe, in der 
Rentenversicherung der Arbeiter pflichtversichert. 
Das gleiche gilt für die knappschaftliche Rentenver-
sicherung, nur mit dem einen bemerkenswerten Zu-
satz, daß diese unbeschränkte Mitgliedspflicht hier 
immer auch für die Angestellten gegolten hat. Aus-
genommen sind lediglich Angestellte mit Arbeit-
geberfunktion. 

Es ist also durchaus keine so einschneidende 
Neuerung und auch schon gar nicht als ein Abwei-
chen von der in der Rentenversicherung bisher be-
stimmend gewesenen Leitlinie anzusehen, wenn die 
Versicherungspflicht nunmehr auch auf alle Ange-
stellten ausgedehnt werden soll. Viel eher wird man 
davon sprechen können, daß mit diesem Schritt in 
einem wesentlichen Bereich unseres Systems sozia-
ler Sicherheit eine längst überfällige Abrundung 
vorgenommen werden soll. Sicherlich wäre es aber 
unzureichend, wenn man unterstellen wollte, daß es 
in der Bundesregierung mit dieser Maßnahme ledig-
lig darum ginge, den Rentenversicherungsträgern 
eine zusätzliche Einnahme zu verschaffen, um für die 
Bundeshaushalte der kommenden Jahre eine ent-
sprechende Entlastung zu haben. 

Wenn man nun ein einigermaßen vollständiges 
Bild über die allgemeine Situation zu Beginn der 
breiten Diskussion in diesem Fragenkomplex geben 
will, so darf der Hinweis auf die Darlegungen der 
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Sozialenquete-Kommission in dieser Frage nicht 
fehlen. Die Wissenschaftler haben sich sehr eindeu-
tig für die Aufhebung der Versicherungspflicht-
grenze ausgesprochen. Sie verweisen zur Begrün-
dung vor allem auf die nach ihrer Ansicht für eine 
auf dem Umlageverfahren basierende Rentenver-
sicherung unerläßliche Solidarhaftung der Genera-
tionen untereinander. Davon dürfte der höher ver-
dienende Angestellte nicht ausgenommen sein. 

Das ist in der Tat der entscheidenste Gesichts-
punkt. In einer Rentenversicherung, die auf dem 
Umlagesystem aufgebaut ist — und kein anderes 
System wäre für unsere Rentenversicherung heute 
denkbar —, bestimmt sich die Einzelleistung in Form 
der Rente nicht allein aus der eigenen eingebrachten 
Vorleistung, sondern immer zugleich auch aus der 
Leistungskraft der Versichertengemeinschaft. Die 
aktive Generation hat die Rentenleistungen für die 
inaktive Generation durch ihre Beiträge aufzubrin-
gen, und es ist nicht einzusehen, warum die höher 
verdienenden Angestellten von der Einkommensver-
teilung zugunsten einkommensschwächerer Schich-
ten, die damit zwangsläufig verbunden ist, ausge-
nommen bleiben sollen. 

Wenn die Leistungskraft der Versichertengemein-
schaft für die Einzelleistung der Rentenversicherung 
ein so entscheidender Faktor ist, dann ist die Siche-
rung dieser Leistungskraft auch als die entschei-
dende Grundlage einer vorausschauenden Politik 
für unsere Rentenversicherung anzusehen. Daraus 
ergeben sich Konsequenzen, vor allem auch für die 
Frage der freiwilligen Weiterversicherung, die im 
Zusammenhang mit der Diskussion um die Beseiti-
gung der Pflichtversicherungsgrenze immer eine we-
sentliche Rolle gespielt hat. Von bestimmter Seite 
wird nämlich die Auffassung vertreten, daß eine Er-
leichterung zur freiwilligen Weiterversicherung an 
Stelle der Beseitigung der Versicherungspflicht-
grenze zu einem kaum nennenswert anderen Ergeb-
nis, vor allem finanziell, führen würde. 

Wenn die Rentenversicherung auf die Sicherung 
ihrer finanziellen Grundlage aus den eben darge-
legten Gründen einen so großen Wert legen muß, 
dann braucht sie vor allem konstante Beitragsein-
nahmen. Daraus ergibt sich zwangsläufig, daß sie 
nur einen begrenzten Kreis freiwilliger Mitglieder 
gebrauchen kann, die ja selber darüber bestimmen 
wollen, wann und in welcher Höhe sie Beiträge ent-
richten oder ob sie es überhaupt tun sollen. Jede 
Ausweitung dieses Personenkreises bedeutet daher 
immer auch eine Vergrößerung des Unsicherheits-
faktors für die Rentenversicherung, der sich ohnehin 
nicht ganz ausschalten läßt. Niemand denkt heute 
daran, die Möglichkeit der freiwilligen Weiterver-
sicherung einzuengen oder sie gar völlig zu beseiti-
gen. Man sollte aber andererseits aus den darge-
legten Gründen Verständnis dafür haben, daß eine 
Ausweitung der freiwilligen Versicherung über das 
heute vorhandene Maß hinaus ebensowenig in Frage 
kommen kann. Daß es nach Aufhebung der Versiche-
rungspflichtgrenze für die Wertung und Behandlung 
früherer freiwilliger Beiträge Probleme gibt, ist un-
bestritten. Aber für diese Fragen werden sich Lösun-
gen finden. In der heutigen Debatte anläßlich der  

ersten Lesung des Gesetzes muß es uns in erster 
Linie um die Grundsätze gehen. Wir wollen ja hier 
keine Ausschußarbeit betreiben. Zum Abschluß die-
ses Kapitels kann ich daher nur sagen: Beibehaltung 
der freiwilligen Weiterversicherung — ja —; Aus-
weitung der freiwilligen Weiterversicherung — 
nein —! 

Ich habe eben betont, daß die Versicherungs-
pflichtgrenze vor allem beseitigt werden soll, weil 
allein auf diesem Wege der höherverdienende An-
gestellte zur Solidarhaftung der Generationen her-
angezogen werden kann. Damit erübrigt es sich 
eigentlich, noch auf eine andere kritische Frage ein-
zugehen, die bei den Erörterungen um diese Dinge 
immer wieder aufkommt, auf die Frage nämlich, ob 
der leitende Angestellte, der vielzitierte General-
direktor also, in bezug auf seine Alterssicherung 
plötzlich schutzbedürftig geworden sei. Davon kann 
gewiß keine Rede sein, obwohl eine Einsichtnahme 
in die Unterlagen unserer Sozialämter einem sehr 
rasch zeigen kann, daß auch für manchen dieses Per-
sonenkreises der glanzvolle berufliche Werdegang 
eben doch vor den Schaltern der Sozialämter endet. 
Auch dieser Gesichtspunkt darf bei der persön-
lichen Einstellung zur Beseitigung der Versiche-
rungspflichtgrenze nicht unberücksichtigt bleiben. In 
einer Industriegesellschaft mit ihren oft überstür-
zend raschen Veränderungen sind eben alle in 
einem ganz anderen Maße in ihrer existenziellen 
Sicherheit gefährdet als je zuvor. 

Bleibt noch zu erwähnen, daß durch die Beitrags-
bemessungsgrenze wie sie in  der  Rentenversiche-
rung Geltung hat, der nunmehr pflichtversicherte 
höherverdienende Angestellte ja auch nur eine 
gewisse Grundsicherung erreichen kann. Je höher-
sein persönlich-es Einkommen diese Beitragsbemes-
sungsgrenze übersteigt, desto mehr wäre er unter-
versichert, müßte er auf privater Basis für eine 
zusätzliche Alterssicherung Sorge tragen. 

Im übrigen hat  die  Sozialenquete-Kommission in 
ihrem Bericht einen Tatbestand erwähnt, der  die 
ganze Frage der  Mitgliedspflicht in  der  Rentenver-
sicherung in einem neuen Licht erscheinen läßt. Die 
Wissenschaftler verweisen nämlich auf einen berner-
kenswerten Wandel,  der  sich bei jüngeren höher

-

verdienenden Angestellten in den letzten Jahren in 
ihrer Einstellung zurgesetzlichen Rentenversiche-
rung vollzogen hat. Bei diesem Personenkreis, so 
etwa sagt die Sozialenquete-Kommission, überwiegt 
eindeutig -der Wunsch nach Mitgliedschaft in der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Es gebe heute in 
diesen Kreisen das Gefühl des Aufgeschlossenseins, 
ganz im Gegensatz zu früher; wo jede Ausdehnung 
des Kreises ,der Pflichtversicherten als Zwang ange-
sehen wurde. Die Sozialenquete-Kommission gibt 
für (diesen Wandel eine ebenso ausführliche wie 
einleuchtende Begründung. Man spürt heute eben 
stärker, daß man gegenüber ,den elementaren Risi-
ken des Lebens wie dem Risiko des Währungsver-
falls, des Arbeitsplatzverlustes, der Invalidität usw. 
in einer auf Gesetz beruhenden allgemeinen Ver-
sicherung am besten gesichert sei. 

Es kann so kaum bestritten werden, daß in Krei-
sen der  Betroffenen bestenfalls Teile -der älteren 
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Angestellten mit dem Vorschlag der Bundesregie-
rung nicht einverstanden sind, weil sie in der Regel 
entweder auf privater Basis oder im Wege der  frei-
willigen Weiterversicherung bei ,der gesetzlichen 
Rentenversicherung für ihr Alter vorgesorgt haben 
und nun eine Schlechterstellung befürchten. Im 
übrigen muß auf die vorgesehene Befreiungsmög-
lichkeit als Übergangslösung für alle jene verwie-
sen werden, die entweder das 50. Lebensjahr voll-
endet haben oder die sich für ihr Alter bei einer 
privaten Lebensversicherung in einer vergleich-
baren Weise versichert haben. 

Über den Streit, wie viele Angestellte von dieser 
Befreiungsmöglichkeit tatsächlich Gebrauch machen 
werden, möchte ich mich nicht näher auslassen. Nur 
eines scheint mir erwähnenswert: Von niemandem, 
der die von der Bundesregierung angenommene 
Quote von 20 % bestreitet, konnten bisher auch 
nur annähernd stichhaltige Angaben für eine andere 
Quotegemacht werden. Die Tatsache jedoch, daß 
diese Zweifel 'aus der gleichen Richtung kommen, 
aus der auch 1957 bei der großen Rentenreform die 
stärksten Zweifel geäußert wurden, sollte uns zu 
denken geben. 

Als Letztes möchte ich zur Begründung für die 
Aufhebung der Pflichtversicherungsgrenze auf die 
doch sicherlich bevorstehende Öffnung der gesetz-
lichen Rentenversicherung für freie Berufsgruppen 
hinweisen, zu der sich ja alle Parteien bereits 
grundsätzlich bekannt haben. Nur durch die Besei-
tigung der Pflichtversicherungsgrenze kann letztlich 
der groteske Zustand vermieden werden, daß am 
Ende der Einzelhändler Mitglied in der gesetzlichen 
Rentenversicherung ist und der leitende Angestellte 
seines Unternehmens nicht. 

Alles in allem ist der Schritt, der hier gemacht 
werden soll, sicherlich nicht als eine Maßnahme im 
Sinne einer großen Sozialreform anzusehen; wer so 
argumentiert, der scheint mir zu übertreiben. Aber 
ganz gewiß wird diese Entscheidung der Renten-
versicherung nicht nur eine Mehreinnahme ein-
bringen; von ihr werden vielmehr auf lange Sicht 
unzweifelhaft starke harmonisierende und das 
ganze System sozialer Sicherung abrundende Wir-
kungen ausgehen. 

Anlage 3 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Geldner (FDP) zu Punkt 3 der 
Tagesordnung. 

Offensichtlich hat es in bestimmten Regierungs-
kreisen Erstaunen hervorgerufen, als welch stabiler 
Faktor sich gerade die kleineren und mittleren Be-
triebe in der rückläufigen konjunkturellen Entwick-
lung erwiesen haben. Es hat sich nämlich gezeigt, 
daß in diesem Bereich unserer Wirtschaft — und 
das gilt insbesondere für das Handwerk mit seinen 
über 4 Millionen Beschäftigten in rund 650 000 Be-
trieben — ,die Arbeitslosigkeit im Durchschnitt weit 
geringer war als in anderen Bereichen, in denen 
Großbetriebe auf die Herstellung von Massen-

gütern spezialisiert waren. Für uns Freie Demo-
kraten war dies keine erstaunliche Erscheinung, weil 
wir wissen, in welch mannigfacher Weise gerade 
diese Sektoren sich auch schon in der Vergangenheit, 
d. h. auch während der Hochkonjunktur, als anpas-
sungsfähig erweisen mußten, wenn sie sich in dem 
ständig wandelnden Prozeß der Bedarfsänderung 
behaupten wollten. Dieses jahrzehntelange Training 
auf der Basis einer umfassenden und — wie sich 
eben jetzt wieder erweist — guten und praxisnahen 
Ausbildung hat gerade die kleineren und mitt-
leren Betriebe in den vergangenen Monaten in die 
Lage versetzt, sich den konjunkturellen Wandlungen 
elastisch anzupassen. 

Das hat sich insbesondere als ein großer Vorteil 
für die beschäftigten Arbeiter und Angestellten er-
wiesen, da hierdurch ihr Arbeitsplatz weit sicherer 
war und weit sicherer ist als in manchen Groß-
betrieben, die in der Vergangenheit mit mancherlei 
Vergünstigungen und dem Versprechen einer Le-
bensstellung geworben hatten. Es hat uns daher 
sehr gefreut, festzustellen, daß der Herr Bundes-
arbeitsminister diese Situation richtig erkannt hat, 
wie wir seinen Feststellungen und Ausführungen 
auf dem Handwerkskammertag entnehmen. 

Es ist aber in diesem Zusammenhang eine ernste 
Frage an die Bundesregierung zu richten. Wie will 
die Bundesregierung dazu beitragen, daß in Er-
kenntnis dieser Situation Maßnahmen getroffen 
werden, die gerade diesen Sektor vor weiteren ein-
schneidenden Kostensteigerungen einigermaßen be-
wahren? Es ist kein Geheimnis, daß gerade bei den 
kleineren und mittleren Unternehmungen wie auch 
im Handwerk die Kostensituation durch einen be-
sonders hohen Anteil an Arbeitskosten gekenn-
zeichnet ist. Die Lohn- und Lohnnebenkosten werden 
im Handwerk mit seinem Jahresumsatz 1966 in 
Höhe von 135 Milliarden DM auf immerhin 30 Mil-
liarden beziffert; das  ist knapp ein Viertel des Um-
satzes. 

Und hier bringt die Lohnbezogenheit der sozialen 
Abgaben ihre besonderen Probleme mit sich, weil 
z. B. die Steigerung der Beitragssätze nicht nur 
Einkommensminderungen auf der Arbeitnehmer-
seite hervorrufen, sondern ebenso stille Kostener-
höhungen auf der Unternehmerseite, die der Offent-
lichkeit im allgemeinen gar nicht bewußt werden. 

Die Vorschläge des Finanzänderungsgesetzes ent-
sprechen nun gerade nicht den Erkenntnissen des 
Herrn Bundesarbeitsministers und den Ausführun-
gen auf dem Handwerkskammertag und auch nicht 
den Erkenntnissen des Herrn Bundesfinanzministers, 
der vorgestern darlegte, daß es sein Ziel sein müsse, 
im Rahmen steigender Masseneinkommen die Um-
verteilungsprozesse einzudämmen und einzuschrän-
ken. Das, was die Bundesregierung im Finanzände-
rungsgesetz vorschlägt, führt nämlich zu besonderen 
Belastungen gerade der kleineren und mittleren 
Unternehmungen, die durch ihre Lohnintensität 
charakterisiert sind. Ich denke dabei nicht nur an 
die mehrprozentige Steigerung der Beitragssätze zur 
gesetzlichen Rentenversicherung, sondern ebenso 
an die Situation in der Krankenversicherung und an 
die geforderten Steuerhöhungen. Diese Maßnahmen 
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bringen besondere Probleme, wenn nicht .gar Ge-
fahren, gerade in dem Sektor, der sich als außer-
ordentlich stabil erwiesen hat. 

Es erscheint uns daher erforderlich gerade auch 
im Hinblick auf die Arbeitsplatzsicherheit der Be-
troffenen hier in diesem Hause wie in den .Aus-
schüssen die Vorschläge der Regierung nicht nur 
unter fiskalischen Gesichtspunkten zu sehen, son-
dern ebenso unter denen der Gefahren für den 
mittelständischen Bereich und denen der Arbeits-
platzsicherheit. 

So wie die Dinge hier liegen, wird nicht ent-
. sprechend den Erkenntnissen des Herrn Bundes-
finanzministers und des Herrn Bundesarbeitsmini-
sters gehandelt, Erkenntnisse, über die wir uns 
freuen und die wir bejahen, sondern diesen Erkennt-
nissen diamentral entgegengesetzt. Wir Freien 
Demokraten halten es für notwendig, hier in dieser 
Stunde warnend auf diese Probleme hinzuweisen, 
weil es nicht Sinn einer vernünftigen Finanzplanung 
sein kann, durch scheinbare fiskalische Ausgleiche 
neue Gefahren an anderer Stelle heraufzubeschwö-
ren. 

Anlage 4 

Schriftliche Erklärung 

der Abgeordneten Frau Pitz-Savelsberg (CDU/CSU) 
zu Punkt 3 der Tagesordnung. 

Ich greife das Wort von der Solidarität der Gene-
rationen auf, das heute so viel gebraucht wurde 
im Verhältnis der Aktivgeneration zur alten Gene-
ration. Natürlich gilt es auch im Verhältnis zur nach-
folgenden Generation. 

Damit sind wir bei der Frage des Familienlasten-
ausgleichs. Wir sind uns alle klar darüber, daß uns 
die Stabilität unserer Verhältnisse etwas wert sein 
muß. Deshalb bestanden auch keine Illusionen dar-
über, daß die mittelfristige Finanzplanung Opfer 
fordern würde. 

Nach den Ergebnissen der Koalitionsgespräche 
haben wir eine etwas andere Lage vor uns als auf 
Grund der Vorlage. Eine Position ist verschwunden, 
die mehr als ein Schönheitsfehler in den Augen der 
Familienpolitiker war; das war die beim Kindergeld 
vorgesehene Einkommensgrenze. Ich begrüße den 
Verzicht auf die Einkommensgrenze dankbar; denn 
wäre sie Gesetz geworden, hätte sie den Charakter 
des Kindergeldes umgemünzt von einem Rechts-
anspruch zu einer Bedürftigkeitsfrage. Ich will die-
sen Gedanken nicht vertiefen, denn er ist bereits 
behandelt worden. Aber sie hätten auch zur weite-
ren Zersplitterung des Kindergeldrechtes beigetragen 
und die Kindergeldbezieher nach dem Kindergeldge-
setz schlechter gestellt als den öffentlichen Dienst 
hinsichtlich der Kinderzuschläge. Hier eine Be-
dürftigkeitsgrenze, dort keine! Auf dem Wege zu 
einem einheitlichen Kindergeldrecht wäre dies ein 
erhebliches Präjudiz gewesen. 

Aber den Preis, den wir zahlen müssen für den 
Verzicht auf die Einkommensgrenze, ist eine Redu-

zierung des Kindergeldes für das dritte Kind. Das 
ist nur sehr schwer hinzunehmen. Die erneute 
Schmälerung des Familienlastenausgleichs zwingt 
uns zu einer Vergegenwärtigung der Gesamtlage 
in diesem Bereich. 

Wie sieht der Familienlastenausgleich am Ende 
des Jahres 1967 aus? Das Kindergeld für das 3. Kind 
ist um 3 DM gekürzt. „Was sind schon 3 DM?" 
konnte man gestern schon hier im Hause hören. 
Es bedeutet vielleicht im Einzelfall nicht viel. Aufs 
Ganze gesehen bedeutet es eine Konsumschmäle-
rung um 65 Mio. Auf keinem anderen vergleichbaren 
Gebiet gibt es eine lineare Kürzung oder einen Ein-
griff in den Besitzstand. 

Zum Jahresschluß aber läuft für viele Familien 
auch die Ausbildungszulage aus, die sie für ihre in 
Schul- oder Berufsausbildung befindlichen Kinder 
bisher bezogen. Dazu kommt eine empfindliche Er-
höhung der Schülerfahrpreise vor nicht langer Zeit. 
Es kommt in den Ländern die Neigung hinzu, Er-
ziehungsbeihilfen zu kürzen, Lernmittelfreiheit ganz 
oder teilweise zu streichen, ganz zu schweigen von 
den Belastungen, die aus erhöhten Verbrauchs-
steuern auf den Mehrpersonenhaushalt zukommen. 

Für die ausfallende Ausbildungszulage gibt es 
keinen Ersatz. Es gibt auch keine andere Form von 
Hilfen, um wenigstens die Fälle aufzufangen, die 
ohne weitere Hilfe in der Gefahr eines Abbruchs 
der Ausbildung stehen. Wir sind deshalb ohne 
Ersatzlösung, weil es in langen Jahren nicht ge-
lungen ist, Bund und Länder zu einer gemeinsamen 
Ausbildungsförderung zu bringen. Die Länder ha-
ben bis heute mit Erfolg dem Bund die Zuständig-
keit für Maßnahmen auf diesem Gebiet bestritten. 

Jetzt ist der letzte Rest des Ausbildungszulagen-
Etats zum Jahresende entschwunden. Für eine An-
schlußlösung ist es zunächst zu spät. Zunächst — 
sage  ich. Wir werden hart an der Sache bleiben, 
und auch diese Seite der Förderung der Familien 
nicht zu kurz kommen lassen. Es treffen also im 
Augenblick die verschiedensten Kürzungen bei der 
Familie zusammen. Ein merkwürdiger Trend wird 
sichtbar, die Familie auf ihre Eigenkraft und Eigen-
verantwortung zu verweisen. Es kann die Familien 
nur ehren, daß man ihre Leistungsfähigkeit so hoch 
einschätzt. Aber selbst das beste Pferd bricht ein-
mal zusammen, wenn die Last zu groß wird. 

Grundlage unserer Konzeption des Familien-
lastenausgleichs ist tatsächlich die Solidarität der 
Generationen. Die Aktivgeneration — von 15 bis 
65 Jahren — erreichte 66 % im Jahre 1966. Nach 
Unterlagen des Statistischen Bundesamtes wird sie 
aber im Jahre 1970 nur noch 63 %betragen. Das 
bedeutet, daß die Lasten, die die Aktivgeneration 
für die alte Generation und für die Jugend zu über-
nehmen hat, in dem Maße ansteigt, in dem sich die 
Altersschichtung im Volk verschiebt, zuungunsten 
der Aktivgeneration. Die auf sie zukommenden 
Lasten sind überschaubar, soweit es sich um schon 
bestehende Verpflichtungen handelt. Aber die La-
sten wachsen ja. Auch mit dieser gleichen Vorlage, 
mit der man einerseits das Kindergeld kürzt, legte 
man ihr weitere Verpflichtungen auf, die in der 
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nächsten Generation erfüllt werden müssen. Wenn 
man diese größeren Verpflichtungen auch für ge-
sellschaftspolitisch notwendig hält, kommt man 
doch nicht daran vorbei, mit einzukalkulieren, daß 
die Rentenlast einmal durch die Beitragsleistungen 
nicht mehr gedeckt werden kann. 

Auf die Frage, was dann zu tun sei, gab der Kol-
lege Stingl hier heute morgen selbst die Antwort, 
daß dann die Aktivgeneration mehr leisten müsse. 
Auch das ist richtig. Wenn das aber so ist, dann darf 
man es heute nicht an der notwendigen Solidarität 
gegenüber dieser Generation fehlen lassen. Dann 
muß der Familienlastenausgleich als Leistung der 
Gesellschaft an die Familie wirksam genug sein, um 
die junge Generation lebens- und berufstüchtig in die 
Zukunft hineinwachsen zu lassen. Das müssen wir 
uns etwas kosten lassen. Wir müssen in den Men-
schen investieren, in gute Berufsausbildung und 
gute Sozialerziehung. Das, scheint mir, wird oft 
nicht so gesehen. 

Investitionen in den Menschen brauchen längere 
Zeit zur Reife. Sie kommen immer erst in der näch-
sten Generation zum Tragen. Diese Tatsache ver-
führt zu falschen Konsequenzen wenn der Blick 
allzu sehr auf schnellen Ertrag des Einsatzes gerich-
tet ist. So warnt tauch das  zweite Jahresgutachten 
der Wirtschaftssachverständigen davor, den Rot-
stift am falschen Ende anzusetzen und Ausgaben für 
den Nachwuchs aus Gründen gegenwärtiger Finanz-
enge zu opfern und damit den folgenschweren Fehler 
zu begehen, die Weichen langfristig falsch zu stel-
len. 

Die gegenwärtige Lage auf dem Gebiet der Fa-
milienpolitik zwingt uns, zu einer neuen Lösung 
zu finden. Das ist ein großer Vorteil. Diese neue Lö-
sung muß den drei Kernanliegen der Familie gerecht 
werden: 

1. Kindergeld als angemessener Ausgleich für 
die Kinderzahl; dabei sollte es keine verschiedenen 
Kategorien der Familienleistungen mehr geben; 

2. Wohngeld und Familienzusatzdarlehen zum 
Ausgleich des größeren Wohnbedarfs; 

3. Ausbildungsförderung zum Ausgleich der er-
heblichen Lasten für die Schul- und Berufsausbil-
dung der Kinder. 

Wenn auch mancher schmerzliche Schritt, der 
jetzt getan wird, uns schwer erträglich ist, so ist 
es anderseits doch auch sicher, daß nur auf dem 
Hintergrund einer gesicherten Haushaltslage eine 
gute Sozialpolitik und ein wirksamer Familien-
lastenausgleich gestaltet werden können. Daran 
knüpft sich die Hoffnung auf bessere Lösungen. Und 
nur dieser Gedanke läßt die augenblicklichen Maß-
nahmen tragbar erscheinen. 

Anlage 5 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Schmidt (Kempten) (FDP) zu 
Punkt 3 der Tagesordnung. 

Nachdem bereits in  der bisherigen Diskussion des 
klassischen Teil der Sozialpolitik, soweit er vom 
Finanzänderungsgesetz 1967 angesprochen wird, 
deutlich geworden ist, daß die Bundesregierung 
leider ohne jede Konzeption an die Dinge heran-
gegangen ist, daß auf der einen Seite ideologische 
Barrikaden vorhanden sind und auf der anderen 
Ratlosigkeit vorherrscht, muß ich namens der Freien 
Demokratischen Fraktion darüber hinaus feststel-
len, daß der durch die Folgen des Krieges bedingte 
Teil sozialpolitischer Maßnahmen so gut wie gar 
nicht angesprochen wurde. Das geschieht nicht etwa, 
wie man zunächst glauben könnte, weil dort keine 
Einsparungen vorgenommen würden, sondern weil 
man diesen Personenkreis seitens der Bundesregie-
rung offensichtlich abzuschreiben gedenkt. 

Hier wird deutlich, daß die drei verhängnisvol-
len Sätze der Regierungserklärung im Dezember 
1966 kein Zufall waren, daß die mangelhafte Be-
antwortung der Anfrage der FDP zur Kriegsfolgen-
gesetzgebung nicht nur auf ein mangelndes Kon-
zept zurückzuführen ist, sondern daß darüber hinaus 
die Bundesregierung sich wohl entschieden hat, die 
Disparität zwischen klassischen und kriegsbeding-
ten Sozialleistungen weiter zu vergrößern und sich 
damit weiterhin vom Prinzip der sozialen Gerech-
tigkeit zu entfernen. 

Wer die automatische Dynamik in der Renten-
versicherung und Unfallversicherung sowie beim 
Bundesentschädigungsgesetz vollauf bejaht, darf 
und kann andere Personengruppen von dieser 
Dynamik nicht ausschließen. Deshalb lehnen wir die 
in Artikel 5 vorgesehene Streichung des § 56 des 
Bundesversorgungsgesetzes ab. Wir teilen vollauf 
die Meinung des Bundesrates, der ebenfalls keinen 
Anlaß sieht, die Bundesregierung aus der Berichts-
pflicht bezüglich der Kriegsopferrenten und ihrer 
Entwicklung zu entlassen. Wir sind der Auffassung, 
daß sich das Hohe Haus auch in der Kriegsopferver-
sorgung die Verantwortung, die Entwicklungen zu 
beachten, durch den Vorschlag der Bundesregierung 
nicht nehmen lassen darf. 

Aùch in der Haushaltsvorlage 1968 wird im Haus-
haltsansatz des Vertriebenenministeriums die Ab-
sicht der Bundesregierung deutlich, rechtliche und 
soziale Verpflichtungen, die aus den Kriegsfolgen 
erwachsen sind, vor sich herzuschieben bzw. in Ver-
gessenheit geraten zu lassen. Während der Haus-
halt des Vertriebenenministeriums 1966 immerhin 
noch mit 268 Millionen — gleich 0,4 % des Gesamt-
haushaltes — bestückt war, wurde bereits durch die 
Reduzierung 1967 auf 125 Millionen — gleich 0,15 % 
— die negative Haltung der Bundesregierung ge-
genüber dem von diesem Ministerium betreuten Per-
sonenkreis deutlich. Obwohl der Haushalt 1967 
gegenüber 1966 um 13 % zunahm, mußten Vertrie-
bene, Flüchtlinge, Heimkehrer und politische Häft-
linge eine 53%ige Kürzung in Kauf nehmen. 

Trotz dieses bereits hohen Eingriffes scheut sich 
die Bundesregierung nicht, im Haushalt 1968 die 
125 Millionen noch einmal um 23 % auf 96,3 Millio-
nen — gleich 0,12 % — abzusenken, obwohl auch 
diesmal das Gesamtvolumen einen Zuwachs von 
rund 9 % aufweist. 
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Wenn die Bundesregierung eine Zäsur zwischen 
solchen Personengruppen, die das Glück hatten, 
in guten Haushaltsjahren in die Kriegsfolgengesetz-
gebung hineinzuwachsen, und solchen, die geduldig 
den Versprechungen und Zusagen glaubten, nun 
aber auf der Strecke bleiben sollen, zu machen ge-
denkt, so werden wir Freien Demokraten ihr auf 
diesem Weg keinen Schritt folgen. Für uns gilt wei-
terhin die Priorität der Beseitigung der Kriegsfol-
gen vor anderen sozialpolitischen Maßnahmen, und 
ich möchte hier die Bundesregierung noch einmal 
und mit aller Deutlichkeit an die gemeinsame Ver-
antwortung für die Kriegsfolgen erinnern. Heimat-
vertriebene und Flüchtlinge, Heimkehrer und poli-
tische Häftlinge haben im Vertrauen auf die Regie-
rungserklärungen der früheren Bundesregierungen 
darauf gewartet, daß ihre rechtlichen und sozialen 
Ansprüche realisiert werden. 

Ich möchte (die sozialdemokratische Fraktion 
daran erinnern, daß sie unter 8 b) ihres 8-Punkte-
Programmes zur Koalitionsbildung vom November 
1966 erklärt hat: ,,... wir müssen zu jeder Zeit den 
sozialen Verpflichtungen gerecht werden, die aus 
Krieg, Flucht und Vertreibung erwachsen sind." 
Ich möchte aber auch dem Herrn Bundesfinanz-
minister ins Gedächtnis zurückrufen, daß er in Be-
antwortung der Kleinen Anfrage der Fraktion der 
FDP zur Abwicklung von Kriegs- und Nachkriegs-
folgen — Drucksache V/1639, vom 12. April 1967 —, 
erklärt hat: 

Entscheidungen über gesetzliche Regelungen 
zum Ausgleich von Kriegs- und Nachkriegs-
folgen für Deutsche aus dem anderen Teil 
Deutschlands können nur im Rahmen der vor-
gesehenen mittelfristigen Finanzplanung ge-
troffen werden, die alle Prioritäten sachgerecht 
gegeneinander abzuwägen haben wird. 

In diesem Zusammenhang muß ich den Herrn Bun-
desfinanzminister fragen: Wo sind die Ansätze im 
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung bzw. im 
Haushalt 1968 zu finden, oder ist es so, daß der 
Rechtsanspruch der Sowjetzonenflüchtlinge in der 
Priorität bei der Bundesregierung an letzter Stelle 
rangiert? 

Es geht bei der  Beseitigung der noch nicht gere-
gelten Kriegsfolgen, bei den Abschlußgesetzen für 
Heimkehrer und politische Häftlinge, beim Wäh-
rungsausgleichsgesetz und beim Leistungsgesetz für 
Sowjetzonenflüchtlinge im Augenblick nicht um 
quantitative Ausgabensätze, sondern um qualita-
tive Rechtsansprüche, es geht um das gleiche Recht, 
die gleiche soziale Leistung für Schäden und Ver-
luste, die unter gleichen Tatbeständen infolge des 
Krieges entstanden sind. Es geht aber vor allem 
auch darum, daß insbesondere ein großer Teil der 
Flüchtlinge sich bereits in einem Alter befindet, wo 
er bei weiteren Vertröstungen und einem Hinaus-
schieben der Maßnahmen dies nicht mehr erleben 
wird. 

Die FDP-Fraktion ruft daher die Regierungsfrak-
tionen auf, bei den einsetzenden Beratungen des 
Haushalts 1968 und des Finanzänderungsgesetzes 
1967 sich der sozialen Verantwortung gegenüber  

den vom Kriege besonders Betroffenen bewußt zu 
sein und mit dafür zu sorgen, daß die notwendige 
Regelung der Rechtsansprüche in einer Weise und 
in kürzester Frist so durchgeführt wird, wie es der 
auch von den Regierungsfraktionen immer vertre-
tenen sozialen Rechtsstaatlichkeit der Bundesrepu-
blik entspricht. 

Anlage 6 

Schriftliche Erklärung 

der Abgeordneten Frau Schroeder (Detmold) (CDU,  
CSU) zu Punkt 3 der Tagesordnung. 

Das Finanzänderungsgesetz bringt nunmehr ein 
Gesetzgebungswerk zum Abschluß, das zu unser 
aller Bedauern seit dem Herbst 1965 in ein unbe-
friedigendes Hin und Her geraten war: die Novel-
lierung des Mutterschutzgesetzes und der entspre-
chenden Bestimmungen der RVO über Mutter-
schaftshilfe.  

Wir haben diese Novellierung im Juli 1965 ver-
abschiedet; im Herbst 1965 wurde ein Teil hinaus-
geschoben, ein Teil zum 1. 1. 1966 in Kraft gesetzt. 
Am 1. 1. 1967 wurde wiederum die Inkraftsetzung 
auf den 1. 1. 1969 verschoben. Selbst bei guten 
Kennern der Materie bestand keine Klarheit mehr, 
was nun eigentlich gültiges Recht war, was nicht. 

Die Ablösung dieses Provisoriums durch klare 
Rechtsverhältnisse ab 1. 1. 1968 ist zunächst einmal 
außerordentlich zu begrüßen, besonders auch der 
Art. III § 6, der dem Arbeitsminister die Ermächti-
gung geben soll, den Gesamtwortlaut des Gesetzes 
nunmehr neu bekanntzugeben. Alle Betroffenen, 
Arbeitnehmer wie Arbeitgeber, Betriebe und Ge-
werbeaufsichtsämter müssen dringend wissen, 
woran sie sind. 

Es empfiehlt sich, sich nunmehr noch einmal zu 
vergegenwärtigen, was für die einzelnen Betroffe-
nen an Verbesserungen insgesamt eingetreten ist 
und was von den Vorstellungen, die wir 1965 ge-
habt haben und auch bereits im Gesetz verankert 
hatten, geändert werden mußte. 

Dabei komme ich doch zu einer recht positiven 
Bilanz. Ohne auf die verschiedenen Inkraftsetzungs-
Termine einzugehen, möchte ich zunächst die wich-
tigsten Verbesserungen nennen: 

1. Die Verlängerung der Schutzfrist von 6 auf 8 
Wochen nach der Geburt 

2. Wesentlich verbesserte Bestimmungen über die 
Gestaltung des Arbeitsplatzes der werdenden 
Mutter 

3. Das generelle Verbot der Akkordarbeit 

4. Die Ausdehnung einer Reihe von Beschäftigungs-
verboten auch auf stillende Mütter. 

Als finanzielle Verbesserungen für die arbeitende 
Mutter darf ich nennen: 

1. Die Neuregelung der Verpflichtung des Arbeit- 
gebers, Lohneinbußen, die durch gesetzliche Be- 
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schäftigungsverbote und -beschränkungen ent-
stehen, zu ersetzen 

2. Eine günstigere Berechnung des Mutterschafts-
geldes 

3. Zahlung von Mutterschaftsgeld an versicherte 
Frauen, die nicht als Arbeitnehmerinnen beschäf-
tigt sind, so an Arbeitslose, freiwillig weiterver-
sicherte Selbstständige und auch Rentenbeziehe-
rinnen 

4. Klarstellung über die Zahlung des Mutterschafts-
geldes an nichtversicherte erwerbstätige Frauen 
zu Lasten des Bundes an Stelle der Verpflichtung 
des Arbeitgebers. 

Im Bereich der RVO ist eine der positivsten neuen 
Bestimmungen die Einführung der Vorsorgeunter-
suchungen als Pflichtleistung der Krankenkassen. 
Nach dem Urteil aller Sachverständigen ist hiermit 
ein wesentlicher Schritt im Kampf gegen die Mütter-
und Säuglingssterblichkeit getan. Es wird ermög-
licht, gefährdete Fälle rechtzeitig zu erkennen. Es 
ist nur zu hoffen, daß recht viele Mütter von diesen 
Möglichkeiten auch wirklich Gebrauch machen: 

Vier wichtige Punkte möchte ich hier ansprechen, 
die nach Verabschiedung des Finanzänderungsgeset-
zes nicht der Novellierung von 1965 entsprechen 
werden. 

1. Die Novelle von 1965 sah die Erstattung von 
Klinikentbindungen als Pflichtleistung der Kran-
kenkassen vor. Sie soll nunmehr Kannleistung 
der Kassen bleiben, die durch Satzung geregelt 
wird. 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, hier doch 
noch den Rechtsanspruch in das Gesetz einzufü-
gen. Die Bundesregierung hat sich diesem Vor-
schlag mit Rücksicht auf die finanzielle Lage der 
Krankenkassen nicht anschließen können. Dabei 
werden vom Bundesrat und von der Bundes-
regierung sehr unterschiedliche Schätzungen 
über die dadurch entstehende zusätzliche . Bela-
stung der Kassen gemacht. Der Bundesrat hat sie 
auf 20 bis 25 Millionen DM, die Regierung auf 
100 Millionen DM geschätzt. Wir sollten im 
Ausschuß prüfen, woher diese unterschiedlichen 
Schätzungen kommen. Wir wollten weiter eine 
Ubersicht darüber anstreben, inwieweit jetzt 
schon Klinikentbindung von den Kassen gewährt 
wird, ob und wie viele Anträge abgelehnt wer-
den müssen, ob sich bei Hausentbindungen Ge-
fährdungen ergeben haben. 

Durch die Einführung der Vorsorgeunter-
suchungen wird auch bei der jetzt bestehenden 
Regelung eine bessere Gewähr als bisher gege-
ben sein, gefährdete Fälle einer Klinikentbin-
dung zuzuführen, wenn sich dies aus gesundheit-
lichen Gründen als nötig erweist. Wir sollten 
also prüfen, ob nicht die Vorlage der Bundes-
regierung au  c h den Notwendigkeiten gerecht 
wird. 

2. Nicht eingeführt wird der Pauschbetrag von 100 
DM an Stelle des Entbindungskostenbeitrages 
und des Stillgeldes als gesetzlich vorgeschrie

-

bene Leistung der Krankenkasse. Es bleibt auch 
hier bei der durch Satzung möglichen Kann-
leistung. Der einzelne wird dadurch in seinem 
bisherigen Besitzstand nicht beeinträchtigt. Die 
Kassen werden von sich aus, wenn dies im Be-
reich ihrer finanziellen Möglichkeiten liegt, diese 
Pauschalierung einführen, schon wegen des er-
heblich geringeren Verwaltungsaufwandes. 

3. Der dritte Punkt betrifft  den  zusätzlichen Pau-
schalbetrag des Mutterschaftsgeldes für mitver-
sicherte Familienangehörige von 150 DM, ¡der  in 

 der Novelle von 1965 vorgesehen war. Dies war 
ein besonderes Anliegen vieler meiner poli-
tischen Freunde. Esging uns hier  um die  Hilfe 
für die Familien, in denen die Mutter nicht be-
rufstätig ist oder sein kann, weil bereits wei-
tere Kinder zu betreuen sind. Wir sahen auch 
hierin ein Stück Familienpolitik, in etwa ein 
praktisches Zeichen zur Verwirklichung 'der so 
oft geforderten Aufwertung 'der Arbeit der „Nur-
Hausfrau". 

Wir müssen uns jedoch den finanziellen Not-
wendigkeiten beugen. Es bleibt auch hier bei der 
bisherigen Regelung: Ein Pauschbetrag von 
35 DM. Jedoch ist eine Kannleistung der Kran-
kenkassen bis zu 150 DM im Finanzänderungs-
gesetz vorgesehen. Ich glaube, 'daß diese Rege-
lung das Günstigste ist, was zur Zeit getan wer-
den kann. Die grundsätzliche Berechtigung der 

 Hilfe ist m. E. damit anerkannt. Sie ist nicht auf 
jeden Fall ausgeschlossen. Wir können aber in 
der gegenwärtigen Situation nicht vom Gesetz 
her 'die Krankenkassen weiter belasten. 

Die befriedigende Lösung dieser 3 Fragen wird 
von oder finanziellen Kraft der Krankenkassen 
¡abhängen, ein Grund mehr, der die Reform der 
Krankenversicherung dringend notwendig macht. 

4. Der vierte, besonders für die Krankenkassen 
wichtige Punkt, der  'im Finanzänderungsgesetz 
anders geregelt wird, als es  die  Novelle von 1965 
vorsah, ist die neue Regelung der Aufteilung 
der Kosten zwischen Bund und Krankenkasse. 
Der Bund soll pro Entbindungsfall einen festen 
Betrag von 400 DM an die Kassen zahlen. Die 
bisherige Leistung des Bundes pro Fall wird auf 
500 DM durchschnittlich geschätzt, so daß zu-
sätzlich in etwa ein Betrag von 50 Millionen DM 
bei etwa 500 000 versicherten Müttern auf die 
Krankenkasse zukommt. Wir dürfen dabei aber 
nicht übersehen, daß sich die Kassen ursprüng-
lich bei ,der Novellierung des Gesetzes von 1965 
eine wesentliche Entlastung von den Kosten der 
Mutterschaftshilfe versprochen hatten. Der Bund 
ist dazu zur Zeit nicht in der Lage. Allen, denen 
die .finanzielle Leistungskraft der Krankenkassen 
am Herzen liegt, werden dies bedauern. Es kann 
nur wiederholt werden: Die Krankenkassenre-
form bleibt Aufgabe dieses Parlamentes. 

Ich möchte .albschließend noch auf eines .hinwei-
sen: Der Mutterschutz für die berufstätige Frau wird 
in Zukunft immer mehr ,an Bedeutung gewinnen. 
Die Zahl der jungen Frauen,  'die  bis zur Geburt ihres 
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ersten Kindes berufstätig bleiben, wächst ständig. 
Schon jetzt ist die Zahl der Selbstversicherten, die 
Mutterschaftshilfe in Anspruch nehmen, die also 
noch im Arbeitsprozeß stehen, gleich hoch wie die 
der mitversicherten nicht erwerbstätigen Frauen. 
Wir 'haben vor einiger Zeit hier die Frauen-Enquete 
behandelt und beraten sie jetzt in ,den Ausschüssen. 
Dabei ist immer wieder  das  Problem angesprochen: 
Wie kann die Frau ihre Aufgabe im Beruf und als 
Mutter miteinander vereinbaren? Die Regelung ,des 
Mutterschutzes wird ,dabei eine erhebliche Rolle 
spielen. 

Ich begrüße in diesem Sinne nochmals, daß nun 
eine gesetzliche Klarheit geschaffen wird, die trag-
bare Lösungen bietet. 

Anlage 7 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Spitzmüller (FDP) zu Punkt 4 der 
Tagesordnung. 

a) Sozialbericht 

1. Zur Gestaltung des Berichts 

Der Sozialbericht 1967 zeichnet sich positiv durch 
eine erweiterte Darstellung der Struktur und der 
Schichtung der laufenden Renten aus. Diese Schich-
tung gewährt einen interessanten Einblick in die 
Verteilung der Renten nach ihrer Höhe. 

Es ist etwas Mode geworden, die soziale Situation 
der aus dem Erwerbsleben ganz oder teilweise Aus-
geschiedenen — es handelt sich ja nicht nur um 
Altersrentner — unter Hinweis auf Durchschnitts-
werte, Durchschnittsrenten und dergleichen mehr 
darzustellen. Mit solch einer Darstellung können in 
der Offentlichkeit absolut falsche Eindrücke über die 
soziale Situation der alten Menschen bzw. Rentner 
entstehen. Wir möchten daher vor einer allzu star-
ken Bezugnahme auf solche Durchschnittswerte war-
nen, weil sie auch bei politischen Entscheidungen 
zu unsachgemäßen Beschlüssen auf Grund von Fehl-
schlüssen führen können. 

Um Schlußfolgerungen über die soziale Situation 
der alten Menschen ziehen zu können, müßten aus-
reichende Daten und Unterlagen über deren direkte 
und indirekte Gesamtbezüge und Einkünfte vorlie-
gen. Wir möchten daher eine Anregung geben: Die 
Vorschriften der Reichsversicherungsordnung und 
der anderen Rentenversicherungsgesetze zur Vor-
lage versicherungstechnischer Bilanzen, des Gutach-
tens des Sozialbeirates und der Sozialberichtes be-
dürfen einer Ergänzung. Sie könnten im Rahmen der 
Änderungen des geltenden Rentenversicherungs-
rechts mit beschlossen werden. Diese Ergänzung 
sollte sich insbesondere auf die Vorlage von Berich-
ten beziehen, die ein ausreichendes Bild über die 
Gesamtversorgungssituation der Rentner vermit-
teln. 

Um nur ein kleines Beispiel zu erwähnen: Es ist 
ein entscheidender Unterschied, ob z. B. ein Rent-
nerehepaar von einer durchaus akzeptablen Rente 
seinen Gesamtlebensunterhalt bestreiten muß oder 
ob z. B. eine verhältnismäßig geringe Rente eine 

Ergänzung sonstiger Einkünfte — eine erfreuliche 
Ergänzung — darstellt. 

Aus einer Schichtung der Rentenstruktur in tabel-
larischen Übersichten ist eine solche Schlußfolge-
rung nicht im geringsten möglich. 

Es ist insbesondere von Frau Professor Liefmann-
Keil in der öffentlichen Informationssitzung des 
Bundestagsausschusses schusses für Sozialpolitik am 8. und 
9. März 1967 in Berlin (Protokoll Seite 40) darauf 
hingewiesen worden, „daß wir hier eine Einkom-
mensstatistik brauchen. Das, was wir vom Bundes-
arbeitsministerium an Unterlagen für die Renten-, 
Pensions- und sonstigen Empfänger. haben, nützt 
uns gar nichts, wenn die Einkommenstatistiken nicht 
besser sind. Das hat auch die an und für sich außer-
ordentlich verdienstvolle Untersuchung von Herrn 
Ministerialdirigenten Tietz (BMA), die im Herbst 
im Bundesarbeitsblatt veröffentlicht wurde, deutlich 
gemacht." In Ergänzung dessen, was ich eingangs 
sagte, scheint mir die in diesem Zusammenhang ge-
troffene Feststellung von Frau Professor Liefmann-
Keil im Hinblick auf die künftige Diskussion über 
sozialpolitische Fragen in diesem Hause und in den 
sonstigen politischen Gremien von besonderer Be-
deutung: „Ich glaube, man sollte sich erst über die 
Einkommensbegriffe Klarheit verschaffen, bevor 
man hinsichtlich der Höhe der Rente Vergleiche 
zieht und bevor man Forderungen stellt." 

Bei Annahme unserer Anregung könnten die künf-
tigen Sozialberichte ein brauchbares Instrument wer-
den, das nicht nur einen ausreichenden Aufschluß 
über die Einkommenssituation der alten Menschen 
gibt, sondern auch sachgemäße Entscheidungen in 
der Sozialpolitik in einer besseren Weise als bisher 
fördert. 

2. Bemerkenswerte Feststellungen und Daten 

Die Ubersicht Nr. 7 weist eine Steigerung der 
öffentlichen Sozialleistungen um 10,6 % im Jahre 
1966 gegenüber 1965 aus. Die Steigerung des Brutto-
sozialproduktes zu Marktpreisen betrug im glei-
chen Zeitraum 6,3 %. Dies ist selbstverständlich 
durch unser System sozialer Sicherheit und unsere 
Erwerbs- und Bevölkerungsstruktur bedingt. Ich 
glaube, es ist in diesem Zusammenhang gut, wenn 
wir uns vor Augen halten, daß auch 22 Jahre nach 
Kriegsende die Kriegsfolgen trotz Wirtschaftswun-
der, Hochkonjunktur und dergleichen mehr nicht 
überwunden sind und auch in den nächsten Jahr-
zehnten nicht überwunden sein werden. 

Wenn man allerdings eine Politik verfolgen will, 
in der die Umverteilungsprozesse eingeschränkt 
werden, wie es der Herr Bundesfinanzminister als 
ein erstrebenswertes Ziel dargestellt hat, so ist dies 
nur durch eine grundsätzliche Neuorientierung un-
seres gesamten . Systems sozialer Sicherheit im Rah-
men nicht nur einer sozialpolitischen, sondern einer 
gesellschaftspolitischen Konzeption möglich. Wer 
glaubt, hier gebe es ein „Sowohl-Als-auch", irrt 
sich. Ein „Sowohl-Als-auch" bedeutet nichts an-
deres als eine Politik der Halbheiten. 

Ich erlaube mir, in diesem Zusammenhang noch-
mals auf die Übersicht Nr. 5 hinzuweisen, d. h. auf 
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die Tatsache, daß das verfügbare Nettoeinkommen 
der Arbeiter, Angestellten und Beamten, prozentual 
bezogen auf das Bruttoeinkommen aus unselbstän-
diger Arbeit, seit 1950 bis heute permanent gesun-
ken ist, und zwar mit einer einzigen Ausnahme im 
Jahre 1965, als eine Besserung infolge der Steuer-
senkung eintrat. 

Die Funktion des Sozialberichts liegt ja nicht zu-
letzt darin,  eine Grundlage für künftige sozial-
politische Entscheidungen abzugeben. Ich wieder-
hole hier nochmals in aller Deutlichkeit: Wer ein 
möglichst kontinuierliches Einkommen vom Eintritt 
ins Erwerbsleben bis zum Tod unbeschadet aller 
möglichen Risiken und der jeweiligen Verpflichtun-
gen in den einzelnen Lebensabschnitten gewährlei-
sten will, muß durch die Höhe der sozialen Abgaben 
und der direkten und indirekten Steuern bei unserer 
derzeitigen und künftigen Bevölkerungsstruktur 
derart in das Bruttoerwerbseinkommen eingreifen, 
daß für eine rechtzeitige Vermögensbildung wäh-
rend ides  Arbeitslebens kaum mehr Raum bleibt. 

Wer ,die Sozialberichte der Vergangenheit und 
den neuesten in  Drucksache V/2117 vorliegenden 
Bericht aufmerksam liest und die Entwicklungsten-
denzen zu analysieren weiß, kann zu anderen 
Schlußfolgerungen kaum kommen, wenn er sich kei-
nem Wunschdenken hingeben will. 

3. Gutachten des Sozialbeirates 

Es war zweifellos ein Handicap für den Sozial-
beirat, eine Empfehlung über die Anpassung der 
Renten geben zu müssen, ohne die Beschlüsse der 
Bundesregierung über die mittelfristige Finanzie-
rung der Rentenversicherung zu kennen. Zumin-
dest scheinen einige Überlegungen bei der Emp-
fehlung eine Rolle gespielt zu haben, die als Vor-
schläge der Bundesregierung im Rahmen des 
Finanzänderungsgesetzes vorliegen. Trotzdem zeigt 
es sich, daß die Mehrheit der Beiratsmitglieder die 
Beschlüsse der  Bundesregierung für bedenklich hal-
ten, und zwar in konjunkturpolitischer Hinsicht, dia 
sie einen Vermögensverzehr, einen möglichen Ver-
mögensverzehr der  Rücklagen der  Rentenversiche-
rung für so problematisch halten, daß ihnen eine 
Annahme der Vorschläge der Bundesregierung in 
dem bekanntgewordenen Rahmen nicht akzeptabel 
erscheint. 

Das geht insbesondere aus der Empfehlung her-
vor, die Beitragssätze ab Januar 1968 von 14 auf 
16 % zu terhöhen, entgegen dem Vorschlag der Bun-
desregierung um 1 %, von 14 auf 15 %. 

Abgesehen davon muß 'der Sozialpolitische Aus-
schuß des Bundestages die verschiedenen Überle-
gungen ides Sozialbeirates noch eingehend beraten, 
bevor er seine Entscheidung über die 10. Renten-
anpassung trifft. 

b) 10. Rentenanpassungsgesetz 

Der Entwurf eines 10. Rentenanpassungsgesetzes 
erscheint im Vergleich zu den bisherigen Entwürfen 
besonders bemerkenswert. 

Durch die verwaltungstechnische und gesetzes-
technische Gestaltung der Rentenanpassung soll der 

Eindruck erweckt werden, die Leistungsverbesse-
rungen erfolgten im Prinzip wie bisher. Der Pferde-
fuß :der Zuwachskürzungen, unid zwar durch den 
sogenannten Krankenversicherungsbeitrag der 
Rentner wie die Änderung ,des Steigerungssatzes in 
der Knappschaftsversicherung, ist wohlweislich in 
das Finanzänderungsgesetz gepackt worden. Was 
von dieser Methode der Verschleierungsversuche 
der Rentenkürzungen zu halten ist, ist heute mor-
gen schon gesagt worden. 

Zur Rentenanpassung muß noch ein grundsätz-
liches Wort gesagt werden, weil in den Beiträgen 
der Koalitionsfraktionen zum sozialpolitischen Teil 
des Finanzänderungsgesetzes einige sozialpolitische 
Anliegen und wirtschafts- und finanzpolitische 
Schlußfolgerungen total durcheinandergeworfen 
worden sind. 

Wir Freien Demokraten halten die  Rentenschere, 
d. h. das Auseinanderklaffen von Neu-und Altren-
ten nicht gerade für einen Schönheitsfleck in unserer 
gesetzlichen Rentenversicherung. 

Nun ist heute morgen so getan worden, als ob 
das Nachhinken 'der Bestandsrenten eine Folge einer 
falschen Entscheidung uneinsichtiger Politiker aus 
dem Jahre 1957 sei. Damit sich niemand irgendwel-
chen Illusionen hingibt: ein Heranziehen ,der Be-
standsrenten hätte in der Vergangenheit Kosten in 
Höhe von 17 Mrd. DM verursacht. Diese Zahl ist 
das Ergebnis versicherungsmathematischer Berech-
nungen. 

Was würde das  heute bedeuten? Entweder es 
bestünde kaum ein Vermögen, das noch Manipula-
tionen zur Überbrückung finanzieller Schwierigkei-
ten zuläßt, oder aber die Eingriffe in 'den Leistungs-
rahmen, die wir nunmehr vornehmen müssen, wä-
ren schon zu einem früheren. Zeitpunkt erforderlich 
geworden und das jetzige System hätte sich in 
seiner jetzigen Form nicht einmal 10 Jahre aufrecht-
erhalten lassen. 

Wir sind also  der Auffassung, daß Diskussionen 
über die künftige Rentenentwicklung nicht nur im 
Hinblick auf die Bestandsrentner geführt werden 
können, ida diese im Vergleich zu den Neurentnern 
sowieso schon benachteiligt sind. Es erscheint uns 
,daher auch aus diesem Grunde als eine besondere 
Ironie, daß diejenigen, die an 'dem sogenannten 
bruttobezogenen Prinzip festhalten wollen, mit der 
Krankenversicherungsabgabe gerade diejenigen 
belasten wollen, die am weitesten von der Brutto-
lohnbezogenheit entfernt sind. Und das alles um 
der Optik willen, um den Schein wahren zu können, 
ein System habe sich bewährt und werde sich wei-
ter bewähren. 

Diese 10. Rentenanpassung, die  wir im Prinzip be-
jahen, ist daher nicht nur :aus der Entscheidung für 
das kommende Jahr zu sehen, sondern auch im Hin-
blick auf die Gesamtsituation der Rentenversiche-
rung in der Zukunft. Wir betrachten sie nicht als 
einen isolierten Vorgang, der gewohnheitsmäßig 
durch den Bundestag zu absolvieren ist, sondern als 
eine Entscheidung, die im Gesamtzusammenhang 
mit unserem Rentenversicherungsrecht zu sehen ist. . 
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Anlage 8 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Horten (CDU/CSU) zu Punkt 6 der 
Tagesordnung. 

Mit dem vorliegenden Antrag eines Gesetzes zur 
Förderung freiwilliger sozialer Hilfsleistungen soll 
erreicht werden, daß ein von Jahr zu Jahr wachsen-
der Notstand gemildert, ja,  wenn irgend möglich, 
weitgehend beseitigt wird. Es handelt sich um den 
empfindlichen Mangel an geeigneten Kräften für 
pflegerische und erzieherische Arbeit in Kranken-, 
Heil- und Pflegeanstalten, in Altenwohn-, Kinder-
und Jugendheimen sowie Kindertagesstätten und 
Kindergärten. Wenn wir mit Recht stolz darauf sind, 
daß wir mit Sozialaufwendungen von nahezu 80 Mil-
liarden DM jährlich in der Welt an der Spitze ste-
hen, dann ist dieser Stolz nur begründet, wenn wir 
auch dafür sorgen, daß mit diesen Mitteln auch 
in den obengenannten Anstalten zweckmäßige, aus-
reichende und der menschlichen Würde entspre-
chende Hilfeleistungen erfolgen. 

Dies ist nun leider in zunehmendem Maße nicht 
mehr der Fall. Allein in der Krankenversorgung 
fehlen heute nach vorsichtigen Schätzungen 30 000 
Pflegepersonen. Nach den neuesten Angaben der 
Nürnberger Bundesanstalt und des Landesarbeits-
amtes Düsseldorf hat die Zahl der offenen Stellen im 
Krankenpflegeberuf auch im vergangenen Jahr nicht 
abgenommen, obwohl noch 1500 ausländische 
Schwestern, die zum größten Teil aus Asien stam-
men, neu eingestellt worden sind. Wer die Sozial-
Enquete unter diesem Aspekt kritische durchsieht, 
insbesondere !die  Ziffern 697 ff.  über das Kranken-
haus-Problem, sowie die Ziffern 360 bis 362 über 
Sicherung bei langfristigen Leiden und Gebrechen, 
wird ernste Sorgen empfinden, zumal die Alters-
struktur unseres Volkes und manche andere Gründe 
den Bedarf an Pflegepersonen in den nächsten Jah-
ren aller Voraussicht nach noch erheblich steigern 
werden. 

Ein ähnlich ernstes Bild ergibt sich bei den Kin-
dertagesstätten, ,die nach der Frauenenquete „um 
etwa ein Drittel ihres Bestandes vermehrt werden 
müßten, wenn allen pädagogischen und sozialen 
Anforderungen entsprochen werden sollte". Die 
Frauenenquete stellt dann weiter kurz fest, daß die 
Errichtung weiterer Kindertagesstätten keineswegs 
nur eine Finanzierungsfrage sei, „sondern mehr 
noch eine Frage der Gewinnung und Heranbildung 
der erforderlichen Fachkräfte". 

Bei den Altenheimen gibt die Frauenenquete 
den heutigen Stand mit 250 000 Plätzen 'an; sie be-
ziffert den echten Bedarf aber auf 419 000 Plätze. 
Diese Zahlen, die sich ohne Schwierigkeit noch wei-
ter ergänzen und deutlicher illustrieren ließen, ge-
nügen hier heute wohl, um zu zeigen, daß der immer 
stärker wachsenden Zahl von pflege- und betreu-
ungsbedürftigen Personen auch nicht annähernd 
eine entsprechende Zahl von Pflegepersonen gegen-
übersteht. 

Überall tauchen braune, gelbe, schwarze helfende 
Hände in den Krankenhäusern auf. Mehr als 20 000 

Ausländer sind heute allein in der Krankenpflege 
tätig. Dabei zeigt ein Bericht des Deutschen Roten 
Kreuzes, daß .die Möglichkeiten, weitere Kräfte vom 
Ausland heranzuziehen, praktisch erschöpft sind. 
Hinzu kommt der Hinweis der verschiedenen Or-
ganisationen der Gesundheitspflege, daß zahlreiche 
Anstalten überhaupt nur deswegen noch aufrecht-
erhalten werden können, weil die vorhandenen 
Pflegerinnen trotz teilweise erheblicher Überalte-
rung, vor allem bei Ordensschwestern und Diako-
nissen, sich geradezu aufopfern und weit mehr als 
ihre Pflicht tun. 

Es muß also unbedingt etwas Wirksames gesche-
hen, um diese höchst unbefriedigenden Zustände zu 
verbessern. Darauf zielt der vorliegende Antrag 
ab. Es gibt einen beträchtlichen Kreis älterer allein-
stehender Frauen, Rentnerinnen, älterer verheirate-
ter Frauen ohne Kinder oder mit erwachsenen Kin-
dern, jüngere verheiratete Frauen ohne Kinder oder 
mit einem Kind, verheiratete Frauen, die vor der 
Eheschließung in Pflegeberufen tätig waren, die be-
reit und in 'der Lage wären, hier in Teilzeitarbeit 
mitzuhelfen, wenn gewisse Voraussetzungen ihnen 
diesen Entschluß erleichtern würden. Diese Frauen 
sind fast durchweg nicht auf eine zusätzliche regu-
läre Erwerbstätigkeit angewiesen, sondern streben 
danach, ihre Kraft und Erfahrung in echter Hilfsbe-
reitschaft für pflegerische Hilfsdienste zur Verfü-
gung zu stellen, um damit ihrem Leben einen neuen 
Inhalt zu geben, wenn ihre Aufgabe als Hausfrau 
und Mutter sie nicht mehr so stark beansprucht. 
Durch den Einsatz solcher Hilfskräfte könnten 
hauptamtliche Pflegerinnen entlastet und damit für 
die ihnen eigentlich obliegenden wichtigeren Auf-
gaben frei gemacht werden. 

Daß es bisher nicht gelungen ist, diese Frauen in 
ausreichendem Maße für eine Hilfstätigkeit zu ge-
winnen, hängt nachweisbar damit zusammen, daß 
das Entgelt für soziale Hilfsleistungen heute als 
Einkommen im Sinne des Einkommensteuergesetzes 
betrachtet wird. Dies bedeutet, daß diese Entgelte 
als zusätzliche Einkommen bei verheirateten Frauen 
steuerlich teilweise außergewöhnlich hoch belastet 
werden, da sie die vorhandenen Renten- und Pen-
sionseinkünfte durch Anrechnung beträchtlich  min

-

dern. Schließlich kann durch zusätzliche Kranken-
und Rentenversicherung, die in vielen Fällen gar 
nicht benötigt wird, eine weitere Erschwerung ein-
treten, ganz abgesehen davon, daß die zwangs-
läufig mit der heutigen Praxis verbundenen An-
trags- und Formularschwierigkeiten die in diesen 
Dingen unerfahrenen Frauen von vornherein ab-
schrecken. Nach dem Urteil erfahrener Kranken-
hausoberinnen und der einhelligen Meinung der 
Wohlfahrtsverbände wäre es durchaus möglich, 
zahlreiche Hilfskräfte zusätzlich zu gewinnen, wenn 
nur die heute bestehenden und immer wieder be-
klagten Hemmnisse wegfallen würden. 

Ich will hier keine Einzelbeispiele anführen, son-
dern mich mit der Feststellung begnügen, daß unter 
den heutigen Verhältnissen zusätzliche Einkommen 
aus Teilzeitarbeit aus den verschiedensten Gründen 
um die Hälfte oder gar zwei Drittel gemindert wer-
den können mit der negativen Folge, daß es dann, 
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zumal bei den bereits erwähnten Antrags- und For-
mularschwierigkeiten, gar nicht zu einer Teilzeit-
arbeit kommt. 

Nun wird gegen die von uns beantragte Regelung 
vor allem eingewendet, daß eine Befreiung von der 
Sozialversicherungspflicht gegen den Grundsatz der 
Solidarität verstoße und damit !die Grundlage unse-
rer ganzen Sozialordnung gefährde. Selbstverständ-
lich ist der Grundsatz der Solidarität: „Einer für 
alle, alle für einen" eine großartige Grundlage für 
unsere gesamte Sozialversicherung. Wenn nun aber 
nachweisbar die Überspitzung dieses Grundsatzes 
dazu führt, daß Frauen gezwungen werden, zusätz-
lich in Versicherungen zu gehen, die sie nicht brau-
chen und wegen des teilweise notwendigen Arzt-
wechsels gar nicht wollen, dann muß doch gerade 
zur Bewahrung des Grundsatzes der Solidarität 
soviel Verständnis für das 'soziale Anliegen  selber 
bestehen, daß man unter der Überbetonung des 
theoretischen Grundsatzes die Sache selbst nicht 
leiden läßt. 

Die Zustände in den Krankenhäusern, Altenhei-
men usw. sind teilweise so katastrophal, daß wir 
es uns einfach nicht mehr. leisten können, ein gro-
ßes Resevoir an hilfs- und arbeitswilligen deutschen 
Frauen nicht auszunützen und statt dessen spanische 
Mädchen — die z. B. kürzlich auf dem Venusberg in 
Streik traten — oder gar Koreanerinnen, die, wie 
sich nachträglich herausstellte, gar nicht ausgebil-
det waren, heranholen. Wesentlich für die Beurtei-
lung der ganzen Frage ist der Gedanke, daß es sich 
bei der Arbeit im Krankenhaus oder im Heim nicht 
um eine Arbeit im üblichen Sinne handelt, sondern 
infolge des sozial-ethischen Charakters um etwas 
anderes bzw. etwas mehr. Die freiwillige Hilfstätig

-

keit in Pflegeberufen ist eben keine reine Erwerbs-
tätigkeit, sondern besitzt eine darüber weit hinaus-
gehende Komponente sozialer Hilfe, deren Mobili-
sierung unter den heutigen Verhältnissen einfach 
notwendig ist, wenn wir unsere sozialen Einrich-
tungen erhalten und im Sinne der Sozial- und 
Frauenenquete noch weiter ausbauen wollen. Es 
wäre also gerade ein Beispiel dafür, idaß wir den 
Gedanken der Solidarität zweckmäßig und elastisch 
anwenden, wenn wir in diesem besonderen Falle 
anerkennen würden, daß die betreffenden Frauen 
ihren Beitrag zur Solidarität eben nicht finanziell, 
sondern durch persönlichen Einsatz in der sozialen 
Hilfstätigkeit leisten. Wahrscheinlich kann in unse-
rer modernen Gesellschaft das differenzierte Gefüge 
von Sozialleistungen mit zum Teil starkem Wechsel 
in der Beanspruchung nur aufrechterhalten und noch 
erweitert werden, wenn man in wachsendem Um-
fange die Reserven freiwilliger Hilfskräfte mobili-
siert, wie das z. B. in England und den  USA schon in 
einer nach meiner Empfindung 'beispielhaften Weise 
geschieht. 

Wir haben im Entwurf des Gesetzes von vorn-
herein eine 'auf drei Jahre beschränkte Geltungs-
dauer vorgesehen, um die Möglichkeit offenzuhal-
ten, aus den Erfahrungen schnell die notwendigen 
Konsequenzen zu ziehen. Ich beschränke mich auf 
diese allgemeinen Ausführungen und überlasse die 
Behandlung aller weiteren Einzelheiten den Aus-
schußberatungen. Mir kam es nur darauf an, Ihnen 
die Grundgedanken darzulegen, die zu unserem 
Antrag geführt haben, in dem Bestreben, die  teil-
weise besorgniserregenden Zustände in Kranken-
häusern, Altenheimen usw. zu verbessern und damit 
ein Beispiel für wirksame, sich den Verhältnissen 
anpassende praktische Sozialpolitik zu geben. 
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